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T. 
Ehereform in Baiern. 


Von 
Dr. Ad. v. Scheurl, 


ordentlichem Professor der Rechte zu Erlangen. 


Von einer schon wirklich vollbrachten Verbesserung 
des evangelischen Eherechts ist freilich auch aus Baiern 
noch keineswegs zu berichten. Aber was hier doch zur 
Grundlegung dafür von Seiten der Kirche bereits geschehen, 
von Seiten des Staates in Aussicht gestellt ist, und wie einst- 
weilen den in dieser Beziehung noch bestehenden Missver- 
hältnissen abzuhelfen gesucht wird, darüber will ich, dem 
Wunsche der verehrlichen Redaktion dieser Zeitschrift 
entsprechend, deren Lesern in gegenwärtigem Artikel einen 
kurzen Bericht erstatten, dessen Inhalt ihnen, wie ich hoffen 
darf, nicht ganz ohne Interesse sein wird. 

Zur Zeit kommen im diesrheinischen Baiern für Ehe- 
sachen der Protestanten neben dem gemeinen protestantischen 
Eherecht hauptsächlich noch folgende Gesetzgebungen zur An- 
wendung?): dasPreussische Landrecht, die Nürnberger Ehe- 
scheidungsverordnung von 1803., das Hohenlohesche Land- 
recht von 1737., die Württembergische Ehegerichtsord- 
nung von 1687., und das Oesterreichische bürgerliche Ge- 
setzbuch von 1811. Auf die Praxis hatte das Preussische 
Landrecht auch da, wo es nicht unmittelbar galt, bedeuten- 
den Einfluss gewonnen; die Nürnberger Ehescheidungsver- 
ordnung war ohnehin schon vom Geiste desselben beherrscht. 


ı) Vgl. das unten noch näher zu besprechende Werk: Sammlung 
ehegerichtlicher Entscheidungen u. s. w. herausgegeben von Dr. Chr. K. 
Glück. München 1864. 8. S. 1. fg. 

Zeitschr. f. Kirchenrecht. VI. 1. 1 


y) Dr. Ad. v. Scheurl: 


Es mussten also auch in Baiern und besonders in den frän- 
kischen Gebietstheilen desselben so ziemlich dieselben Uebel- 
stände in Beziehung auf das Eherecht sich zeigen, welche 
im Preussischen Staate so viele und grosse Noth gemacht 
haben und noch machen. 

Als diese Uebelstände und zunächst die Gewissensnö- 
then der Geistlichen, welche Geschiedene bei einer mit den 
Aussprüchen der h. Schrift unvereinbaren Wiedervereheli- 
chung trauen sollten, von einer Diöcesansynode im Jahre 
1838. ernstlich zur Sprache gebracht worden waren, verhielt 
sich hiergegen selbst das Oberkonsistorium noch sehr spröde. 
Es erklärte in dem hierauf bezüglichen Erlass vom 18. Mai 
1838. (Neues Amtshandbuch f. die prot. Geistlichen des Kö- 
nigreichs Baiern d. d. Rh. Bd. I. S. 536. Anm.) wörtlich 
Folgendes: „Geistliche, welche kein Bedenken getragen ha- 
ben, ein Pfarramt zu übernehmen, haben damit auch die 
Verbindlichkeit übernommen, den schon bestehenden Ge- 
setzen und der darnach eingeführten Praxis in ihren Amts- 
handlungen zu folgen und dürfen sich nach der Uebernahme 
des Pfarramts nicht “weiter auf ihr Gewissen berufen, um 
jenen Gesetzen und jener Praxis sich zu entziehen. Wür- 
den sie dem ungeachtet sich beunruhigt oder gehindert 
finden, so müsste in solcher Kollision die Beruhigung des 
Gewissens in der Niederlegung des Amtes gesucht werden. 
— Die Funktion des Pfarrers und Seelsorgers ist hier zu 
unterscheiden. Als Pfarrer hat er das richterliche Erkennt- 
niss anzuerkennen und demselben mit Aufrechthaltung der 
kirchlichen Ordnung die rechtliche Folge nicht zu verwei- 
gern. Als Seelsorger kann er nicht gehindert werden, Vor- 
stellung, Ermahnung , Warnung eintreten zu lassen.“ In 
demselben Jahre wurde die Erlanger Zeitschrift für Prote- 
stantismus und Kirche gegründet. Gleich in einer ihrer 
ersten Nummern trat sie (mit einem Aufsatz des sel. Höf- 
ling) in den in Preussen begonnenen Kampf für das Recht 
der Kirche, die Einsegnung Geschiedener unter Um- 
ständen zu verweigern, in ebenso entschiedener, als beson- 
nener Weise mit ein; dem Anschein nach aber ohne 
Erfolg. 

Erst durch die k. Entschliessung die Ergebnisse der 
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Gen.-Synode vom J. 1853. betr. vom 7. Jan. 1856. (Amts- 
handb. Bd.1I. S. 535.) wurde eine Verbesserung der prote- 
stantischen Ehegesetze in Aussicht gestellt und inzwischen 
dem Oberkonsistorium befohlen, „dafür geeignete Sorge zu 
tragen, dass in jenen Fällen, in welchen einzelne Geist- 
liche aus besondern Gründen in ihrem Gewissen Bedenken 
tragen sollten, eine Trauung bei Wiederverehelichung früher 
Geschiedener vorzunehmen, einestheils zwar die Würde 
und Aufgabe der Kirche nicht verletzt, andern- 
theils aber auch die Gemeindeglieder gegen missverstandene 
Auffassungsweise und Willkür einzelner Geistlicher geschützt, 
und der durch die Verfassung gewährleistete bürgerliche 
Rechtszustand nicht unbeachtet gelassen werde.“ Das Ober- 
konsistorium erklärte in einem Erlass vom 2. Juli 1856. 
(a. a. O. 8. 536.) diese k. Entschliessung „gegenüber der 
Verordnung von 1838.“ für maassgebend, fügte aber bei, es 
sei dabei wohl zu erwägen, „dass, in so lange dem derma- 
ligen Bestande der Gesetzgebung auf legislativem Wege die 
erwünschte Abänderung nicht zugegangen sei, die Geistli- 
chen vorkommenden Falls mit ihren Gewissensbedenken 
schonende Berücksichtigung nur dann finden, und vor 
schweren Kollisionen nur dann bewahrt bleiben können, 
wenn sie diese Schonung vorerst nur in den dringlichsten, 
allgemeines Aergerniss erregenden Fällen in Anspruch neh- 
men.“ 

Hiernach war nun doch officiell anerkannt, dass die 
Trauung bei der Wiederverehelichung Geschiedener den 
Geistlichen nicht unbedingt zugemuthet werden könne. 
Aber unter welchen Bedingungen sie denselben nicht zuge- 
muthet werden dürfe, war nur sehr unbestimmt bezeichnet. 

Somit hatte es die Bedeutung eines sehr wesentlichen 
und wichtigen Fortschritts, dass die (zur Hälfte aus weltli- 
chen Mitgliedern bestehende) Generalsynode von 1861. ein- 
stimmig folgende Beschlüsse fasste (Verhandlungen dieser 
Synode nach den stenographischen Aufzeichnungen. Ans- 
bach 1861. 8. S. 178.): „Das hohe Kirchenregiment wird 
gebeten, sofort die einleitenden Schritte zu einer Revision 
der bestehenden Ehegesetze nach folgenden allgemeinen, 
in der protestantischen Kirche von Anfang festgehaltenen 
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Grundlagen zu veranlassen: a) Adulterium und desertio 
malitiosa bleiben die beiden Grundtypen aller rechts- 
gültigen Scheidungsursachen, als durch welche die Ehe in 
ihrem Wesen zerstört und der Ehebund, der Bund der 
Liebe und Treue, gebrochen und factisch gelöst wird. 
b) Was unter diese beiden Grundtypen fällt, erkennt die 
Kirche als gültige Scheidungsgründe an. Bestimmungen 
aber, welche nicht unter dieselben subsumirt werden kön- 
nen, kann die Kirche nicht als gültige Scheidungsgründe 
anerkennen, wie z. B. Unglücksfälle, bürgerlichen Tod, ge- 
genseitige Abneigung etc. In solchen Fällen kann sie die 
Trennung nicht zulassen. c) Zur Trauung einer Ehe ist 
immer ein auf materielle (nicht bloss formelle) Gewiss- 
heit gebautesrichterliches Erkenntniss nöthig. d) Jede solche 
Scheidung bewirkt völlige Lösung des Ehebundes für beide 
Theile; jedoch so, dass der als schuldig erwiesene Theil 
zur Strafe keine neue Ehe eingehen darf, bis ihm diese 
Strafe von dem Landesherrn aus besonderen Gründen er- 
lassen ist.“ : 

Der Hauptzweck dieser Beschlüsse wurde bei den 
Verhandlungen selbst von dem Dirigenten der Synode 
(dem Oberkonsistorial-Präsidenten Dr. v. Harless), indem 
er sie empfahl, mit den Worten bestimmt: „Es handle sich 
für das Kirchenregiment darum, eine bestimmte Grundlage 
zu gewinnen, von der es Namens der Kirche und für die 
Kirche eine heilsame Reform der staatlichen Gesetzgebung 
beantragen und erzielen könne. Hiefür bedürfe es eines 
Ausspruchs, den es als Ausspruch der ganzen Landeskirche be- 
trachten könne ;zu einem solchen Ausspruche befähigt und be- 
rechtigt sei die Greneralsynode, in welcher die Vertreter der 
ganzen Landeskirche vereinigt seien.“ In der That ist nun auch 
durch diese Generalsynodalbeschlüsse das Wichtigste und 
Beste geschehen, was für die Verbesserung des protestan- 
tischen Ehescheidungsrechts in Baiern geschehen konnte. 
Die gesetzgebende Gewalt weiss nun bestimmt, welche An- 
forderungen die protestantische Landeskirche, nicht etwa 
bloss eine einzelne Partei in derselben, für jenes Werk an 
sie stellt. Sie ist sicher, dass, wenn sie diesen Anforderun- 


gen entspricht, kein Conflikt mehr mit der Kirche in Be- 
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ziehung auf die Trauung wiederheirathender Geschiedener 
entstehen wird. Es können und werden dann immer noch 
einzelne Geistliche in manchen Fällen Bedenken tragen, zu 
trauen; aber die oberste Kirchenbehörde wird dafür sorgen 
müssen und können, dass die Trauung, wenn nicht durch 
diese, so durch andere Geistliche vollzogen werde. 
Verbürgt ist diese Bedeutung der Beschlüsse gewisser- 
maassen schon durch ihre Form, als die eines Ausspruches 
der allgemeinem Landessynode, von dieser, wie gesagt, ein- 
stimmig ergangen, in völligem Einklang zwischen den geist- 
lichen und den (die Hälfte betragenden) weltlichen Mitglie- 
dern der Synode, und überdiess in Uebereinstimmung mit 
der höchsten Kirchenbehörde. Vollends verbürgt aber ist 
sie dadurch, dass auch ihr Inhalt dem beabsichtigten 
Zwecke genau entspricht. Denn es ist dieser Inhalt, wie 
sich aus dem Wortlaute im Zusammenhalt mit den Ver- 
handlungen ergiebt, in der That nur, wie der Dirigent der 
Synode sich richtig ausdrückte (a. a. O. S. 101.), ein „Be- 
kenntniss zu dem Princip, das von jeher die Grundlage der 
Rechtsentwicklung auf diesem Gebiete der deutschen prote- 
stantischen Kirche gewesen ist.“ Es ist durch die Beschlüsse 
nichts anderes gefordert worden, als Rückkehr der Gesetz- 
gebung zu dem gemeinen protestantischen Ehescheidungs- 
recht, wie es sich auf Grundlage der Kirchenordnungen 
des sechzehnten Jahrhunderts im Wege des Gewohnheits- 
rechts bis zu dem Zeitpunkte entwickelt und festgestellt 
hatte, von welchem an die Gerichtsbarkeit und die Gesetz- 
gebung in Ehesachen mehr und mehr zu einer einseitig 
staatlichen wurde, und eben dadurch theils gesetzgeberische 
Willkür, theils die mit der wahren Würde der Ehe so un- 
verträgliche naturrechtliche Theorie von derselben in zuneh- 
mendem Maasse verderblichen Einfluss auf das protestantische 
Eherecht gewann. Glücklicherweise liess sich die Synode 
in ihrer Gesammtheit nicht dazu verleiten, weiterzugehen 
und, wie ihr Ausschuss wollte, eine Reihe einzelner „trif- 
tiger“ Ehescheidungsgründe aufzustellen. Darüber hätte sie 
sich nicht in Wahrheit einigen, sie hätte dabei zum Theil nur 
individuelle Meinungen ohne genügenden Bedacht sich an- 
eignen können, und damit dem Gewicht ihrer Beschlüsse 
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geschadet. Indem aber die wenigen Mitglieder, welche daran 
festhielten, dass diess geschehen sollte, doch ihrerseits da- 
mit auch nur auf Wiederherstellung des gemeinen Rechts 
hinarbeiten wollten, durfte oben ungeachtet ihres Dissensus 
gesagt werden, die Beschlüsse seien — ihrer eigentlichen 
Substanz nach — einstimmig gefasst worden. 

Die königliche Bescheidung jenes wichtigen Antrags 
der Generalsynode von 1861. ergieng unter dem 4. Okt. 1863. 
dahin: „Hinsichtlich einer Revision des Ehescheidungsrech- 
tes sind von Unserem Staatsministerium der Justiz mit Rück- 
sicht auf die von der Generalsynode desfalls gestellten An- 
träge die erforderlichen nähern Ermittlungen eingeleitet 
worden und sehen Wir einer allerunterthänigsten gutachtli- 
chen Aeusserung Unserer betheiligten Staatsministerien über 
das Ergebniss entgegen.“ Dass die Angelegenheit demun- 
geachtet bis jetzt noch nicht weiter gediehen ist, wenigstens 
noch nichts darüber verlautet hat, es sei eine Gesetzesvor- 
lage des fraglichen Inhalts bereits bearbeitet, ist bei dem 
grossen Umfang unaufschieblicher gesetzgeberischer Arbei- 
ten, womit die Staatsregierung und der Landtag in Baiern 
seither beschäftigt waren, erklärlich genug. Zweifel an der 
ernstlichen Absicht der Staatsregierung, so bald als thunlich 
die Verbesserung des Eherechts im Sinn jener Beschlüsse 
der Generalsynode zu bewerkstelligen, würden jedes Grun- 
des entbehren. 

Eine dafür sehr werthvolle Vorarbeit hat aus eigenem 
Antriebe der hochverdiente Herr Oberappellationsgerichts- 
rath (in Ruhestand) Dr. Christian Karl Glück in dem schon 
oben angeführten Werke: „Sammlung ehegerichtlicher Ent- 
scheidungen des K. B. Oberappellationsgerichtes nebst eini- 
gen appellationsgerichtlichen Erkenntnissen in Ehesachen“ 
geliefert. Dasselbe bietet in 456., nach den Materien geord- 
neten, trefflich ausgewählten Entscheidungen ein höchst lehr- 
reiches, genaues Bild der protestantischen ehegerichtlichen 
Praxis in Baiern aus einem mehr als vierzigjährigen Zeit- 
raum (1817—1861.) und damit denn zugleich dem Gesetz- 
geber ein Material dar, wie er es sich nicht besser wünschen 
kann. 


Durch dasselbe Werk aber wird es nur zu sehr belegt, 


Die Ehereform in Baiern. 7 


was der Verfasser desselben bei den Verhandlungen der 
Generalsynode hervorhob, dass nämlich in Baiern neben 
dem materiellen Eherecht auch das Prozessrecht in prote- 
stantischen Ehesachen reformbedürftig sei. In Gemässheit 
einer Verordnung vom 8. Oktober 1813. hat sich die con- 
stante Praxis gebildet, auch in diesen Sachen ohne alle 
Modifikationen die Baierische Gerichtsordnung vom J. 1753. 
anzuwenden, obwohl diese nur für reine Civilrechtssachen 
erlassen war, und in ihren Vorschriften die Verhandlungs- 
maxime des gemeinen Civilprozesses mit aller Strenge durch- 
führt. Es wird hiernach von den Baierischen Gerichten 
jederzeit im Eheannullations- beziehungsweise Ehescheidungs- 
Prozess eine auch auf Grund eines wirklichen oder nach 
dem Prozessgesetz (wegen Versäumniss des Widerspruchs 
oder Nichtleistung des zugeschobenen Haupteides) fingirten 
Geständnisses des belangten Theils ohne Weiteres für nich- 
tig erklärt, beziehungsweise geschieden. Besonders bezeich- 
nend dafür, von wie unrichtigen Gesichtspunkten dabei die 
Praxis zum Theil ausgeht, ist unter anderm, was in Nr. 448. 
der angef. Sammlung (S. 380.) zu lesen steht, wo es in den 
Entscheidungsgründen eines oberappellationsgerichtlichen Er- 
kenntnisses von 1844. wörtlich so heisst, eine Ausnahme von 
der allgemeinen Zulässigkeit des Haupteids in bürgerlichen 
Streitigkeiten könne bei protestantischen Ehestreitigkeiten 
auch aus der Natur der Sache nicht gefolgert werden: „in- 
dem der Staat kein Interesse dabei hat, dass unglückliche 
Ehen fortbestehen, also auch in seinem Interesse nicht liegt, 
die Beweismittel in Ehescheidungssachen zu beschränken 
und den Haupteid für unzulässig zu erklären“! M. a. W. 
der Staat muss jede Ehescheidung geschehen lassen, welche 
beide Theile wollen, weil sich hieraus ergiebt, dass die 
Ehe eine unglückliche sei; dass dadurch die Würde und 
Heiligkeit der Ehe geschädigt und dadurch voraussichtlich 
eine Unzahl anderer Ehen ausser dieser bestimmten un- 
glücklich wird, geht den Staat nichts an! Natürlich würde 
bei der Fortdauer dieser prozessualischen Behandlung der 
Ehesachen in Baiern auch die strengste Reform des mate- 
riellen Eherechts sehr wenig nützen; es würden stets die 
frivolsten Ehescheidungen mit aller Leichtigkeit unter der 
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Form von Scheidungen wegen Ehebruchs oder böslicher Ver- 
lassung erwirkt werden können. Auch dafür aber steht glück- 
licherweise die Abhülfe durch die bereits in Angriff genom- 
mene neue Civilprozessordnung in bestimmter Aussicht. 

Die Generalsynode von 1861. hat auch in dieser Richtung 
auf Antrag des Herrn O.-A.-R. Dr. Glück einstimmig sehr 
bestimmte und angemessene Beschlüsse gefasst, auf die ich 
nur deshalb hier nicht näher glaube eingehen zu sollen, weil 
sie zum Theil zu speziell Baierische und überdiess vorüber- 
gehende Verhältnisse betreffen. 

Möchte recht bald in Baiern die Ehereform den hier 
berichteten Ansätzen entsprechend vollständig durchgeführt 
und dadurch der Beweis geliefert werden, dass die ein- 
fachste und befriedigendste Lösung des Konflikts zwischen 
Staat und Kirche im Gebiete der Ehe für Deutschland darin 
besteht, dass die. Gesetzgebung sich' entschliesst, auf den 
Boden des gemeinen deutschen Rechts zurückzukehren. 

Auch für die Zwischenzeit, die noch bis zur Erfüllung 
dieses Wunsches verlaufen wird, sind die oben erwähnten, 
das materielle Scheidungsrecht betreffenden Synodalbeschlüsse 
von grosser Bedeutung. Allerdings lässt sich daraus noch 
nicht unmittelbar eine förmliche Berechtigung der Bairischen 
protestantischen Landeskirche ableiten, in bestimmten Fäl- 
len die Trauung rechtskräftig, aber in kirchlich zu missbil- 
ligender Weise Geschiedener zu verweigern. Auch hat sich 
die k. Entschliessung auf jene Beschlüsse vom 4. Okt. 1863. 
hierüber noch ziemlich zurückhaltend in folgender Weise 
ausgedrückt: „Wir haben euch (dem Oberkonsistorium) be- 
reits durch Unsere allerh. Entschliessung vom 7. Januar 
1856. anheim gegeben, zur Beseitigung allenfallsiger Kon- 
fikte bei Vornahme von Trauungen früher geschiedener 
Eheleute, unter dem Vorbehalt der näherenPrü- 
fung für besondere Fälle und mit Rücksicht auf die 
Bestimmungen des $ 64. Lit. d. der II. Verfassungsbeilage ?) 


2) Die 8$ 62. und 63. dieser Verfassungsbeilage (des s. g. Reli- 
gionsedikts) bestimmen: Die Religions- und Kirchengesellschaften müssen 
sich in Angelegenheiten, die sie mit anderen bürgerlichen Gesellschaften 
gemein haben, nach den Gesetzen des Staats richten. Diesen Gesetzen 
sind in ihren bürgerlichen Beziehungen sowohl die Oberen 
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solche Anordnungen zu treffen, dass die Anforderungen, 
welche die Kirche und ihre Diener bei Vornahme kirchli- 
cher Trauungen nach Zweck und Aufgabe dieser Handlung 
zu stellen haben, in solcher Weise bemessen werden, dass 
dabei der Bestand der bürgerlichen Gesetze und die Ach- 
tung vor denselben nicht unberücksichtigt bleibe, und die 
Gemeindeglieder gegen missverstandene Auffassungsweise 
und subjektive Willkür einzelner Geistlicher geschützt wer- 
den.“ Aber es ist doch hierin nun ausdrücklich anerkannt, 
dass „die Kirche und ihre Diener bei Vornahme kirchlicher 
Trauungen Anforderungen zu stellen haben,“ und zwar 
solche Anforderungen, welche auf „Zweck und Aufgabe 
der kirchlichen Trauung“ sich gründen, und es sollen die 
kirchlichen Gemeindeglieder nur „gegen missverstandene 
Auffassungsweise und subjektive Willkür einzelner Geist- 
licher“ geschützt werden. Offenbar kann nun davon nicht die 
Rede sein, wo ein Geistlicher, der die Trauung eines ge- 
schiedenen Gemeindeglieds ablehnt, dieses aus Beweggrün- 
den thut, welche nachweislich mit jenen Generalsynodalbe- 
schlüssen im Einklang stehen ; vielmehr wird gerade dadurch 
nun in jedem einzelnen Fall in der einfachsten Weise der 
etwaige Vorwurf „missverstandener Auflfassungsweise und 
subjektiver Willkür * mit Erfolg zurückgewiesen werden 
können. Und wenn dann demgemäss die oberste Kirchen- 
behörde den treffenden Geistlichen gegen die Zumuthung 
der Trauung in Schutz nimmt, weil die Kirche und ihre 
Diener den feierlichen Segen der Kirche nicht zu einem 
Ehebündniss spenden können, welches nach einem einstim- 
migen Ausspruch der gesetzlichen geistlichen und weltlichen 


der Kirche, als einzelne Mitglieder derselben auf gleiche Art unterwor- 
fen. 8 64. lit. d. bezeichnet dann als solche Gesetze insbesondere die 
»Ehegesetze, insofern sie den bürgerlichen Vertrag und dessen Wir- 
kungen betreffen.e Das Corollarium zu dieser Bestimmung bilden die 
Bestimmungen desselben Edikts in seinem $. 38., wornach ausdrück- 
lich zu den von jeder Kirche unter der obersten Staatsaufsicht nach 
ihrem Bekenntniss und ihrer Verfassung anzuordnenden »inneren Kir- 
chenangelegenheiten« diegeistliche Amtsführung und dieKir- 
chendisciplin gerechnet werden, welchen beiden Gebieten die kirch- 
liche Eheeinsegnung, beziehungsweise ihre Verweigerung wo sie Sache 
negativer Kirchenzucht ist, unstreitig angehört. 
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Vertreter der Landeskirche für ein zu missbilligendes er- 
klärt worden ist, so wird sie dafür auch ihrerseits sich auf 
jene Worte der k. Entschliessung berufen können, welche 
zugestehen, dass die Kirche und ihre Diener bei einer 
kirchlichen Trauung besondere Anforderungen „nach Zweck 
und Aufgabe dieser Handlung * zu stellen berechtigt sind. 
Es besteht also Grund genug, anzunehmen, dass fortan in 
Baiern in keinem Falle, worin ein geschiedener Protestant 
zu einer mit den Generalsynodalbeschlüssen von 1861. 
in offenbarem Widerspruch stehenden Wiederverehelichung 
die kirchliche Trauung begehren würde, dieses Begehren 
gegen die feste Weigerung des angegangenen Geistlichen 
durchgesetzt werden könnte. Und eben deshalb wird auch 
überhaupt nicht so leicht mehr ein derartiger Versuch ge- 
macht werden. Es steht daher selbst zu hoffen, dass diese 
Beschlüsse und ihre landesherrliche Bescheidung nicht ohne 
Einfluss auf Verminderung frivoler Scheidungsanträge blei- 
ben werden, insofern diese jetzt eben nur noch eine sehr 
geringe Aussicht auf die Möglichkeit einer neuen Eheschlies- 
sung bei Lebzeiten des andern Ehetheils eröffnen würden. 
Schliesslich ist noch zu erwähnen, dass die Generalsy- 
node auf Antrag eines Mitglieds auch folgenden Beschluss 
einstimmig gefasst hat: „Das hohe Kirchenregiment wird 
gebeten, dahin zu wirken, dass zur Verminderung der Ehe- 
scheidungen das in Preussen schon am 28. Juni 1844. an- 
geordnete Verfahren, nach welchem Eheleute, die sich 
scheiden lassen wollen, sich dieserhalb erst bei ihrem Seel- 
sorger melden müssen, von den Rechtsanwälten und Ge- 
richten aber mit ihrer Scheidungsklage nicht eher angenom- 
men werden dürfen, als bis sie von ihrem Seelsorger ein 
Attest beibringen, dass die von ihm gemachten Sühnever- 
suche erfolglos geblieben sind, auch bei uns angeordnet 
und dem Geistlichen bis zur Ausstellung des erforderlichen 
Attestes ein angemessener Termin von drei bis vier Mona- 
ten vorgeschrieben werde.“ Die k. Entschliessung auf die 
Ergebnisse der Generalsynode vom 4. Oktober 1863. hat 
sich über diesen Beschluss nicht ausdrücklich erklärt. Nach- 
dem aber bereits in die 8$. 544. ff. des schon im J. 1861. 
dem Landtage vorgelegten Entwurfs einer neuen Prozess- 
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ordnung in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten Bestimmungen 
von ähnlicher Tendenz aufgenommen waren, ist es sehr 
wahrscheinlich, dass jenem Beschluss seinem wesentlichen 
Inhalte nach der gewünschte und sehr wünschenswerthe 
Erfolg nicht entstehen werde. 
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Il. 


Die Form der Eheschliessung nach den neueren 
Gesetzgebungen. 
Von 


Paul Friedrich Stälin, 
Doctor der Rechte in Stuttgart. 


Vierter Artikel. 


vI 
Die Gesetzgebung der skandinavischen Reiche. 
8. 42. 


In Dänemark ist die regelmässige Form der Ehe- 
schliessung die kirchliche: dem eigentlichen Abschluss der 
Ehe hat ein dreimaliges Aufgebot während des Sonntags- 
gottesdiensts in der Parochie der Braut vorauszugehen, 
von welchem der König dispensiren kann, und dem inner- 
halb drei Monaten die Eheschliessung nachfolgen muss, 
wenn es seine Wirkung behalten soll; der Abschluss der 
Ehe selbst erfolgt, wenn nicht spezielle Dispensation ge- 
währt worden ist, in der Kirche. War im Jahr 1850. 
den Predigern der Landeskirche gestattet worden, Personen 
des mosaischen Glaubensbekenntnisses mit Mitgliedern der 
Landeskirche ehelich zu verbinden, ohne dazu wie bisher 
die königliche Erlaubniss nachsuchen zu müssen, jedoch 
mit der Verpflichtung für die betreffenden Personen, dass 
die Kinder in der evangelisch-lutherischen Religion erzogen 
werden ?), so wurde durch ein Gesetz vom 13. April 1851.°) 


) Saint-Joseph, tom. 2 p. 139. 
®») Allg. Kirchenzeitung von Zimmermann, Jahrg. 1850. Sp. 172 ff. 
°, Ebendas. Jahrg. 1851. Sp. 861 ff._ 
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Folgendes bestimmt: Wenn ein Mann und eine Frau, welche 
nicht zur Volkskirche oder zu einer Glaubensgesellschaft 
gehören, die im Lande vom Staate anerkannte und zur 
Verrichtung von Trauungen berechtigte Geistliche hat, eine 
Ehe schliessen wollen, so soll dieselbe mit voller bürgerl- 
cher Gültigkeit vor der bürgerlichen Obrigkeit ohne kirch- 
liche Weihe geschlossen werden können ($. 1.). In der- 
selben Weise kann eine Ehe zwischen Personen, die zu 
verschiedenen, wenn auch im Lande anerkannten Glaubens- 
gesellschaften gehören, geschlossen werden ($.2.). Die Nup- 
turienten haben in diesen Fällen ein schriftliches Gesuch 
an die Obrigkeit des Orts einzureichen, wo sie die Heirath 
zu vollziehen gedenken, nämlich an den Magistrat, wo ein 
solcher vorhanden ist, oder an den Stadtvogt, Bezirksvogt 
oder Kreisrichter (8. 3.). Drei Wochen vor Schliessung der 
Ehe muss an dem Orte, wo die Braut zu Hause gehört, 
dem Gericht angezeigt sein, dass eine solche Ehe zu schlies- 
sen beabsichtigt wird, sowie vor welcher Obrigkeit. Ver- 
gehen mehr als drei Monate nach der Anzeige, bevor die 
Ehe geschlossen wird, so muss dieselbe wiederholt werden. 
Jeder Einspruch gegen eine Ehe muss bei der Obrigkeit 
des Heimathortes der Braut angemeldet werden (8. 4... An 
dem zur Schliessung der Ehe bestimmten Tage findet sich 
das Brautpaar auf dem Rathhause der Stadt oder der Ge- 
richtsstätte des Bezirks (resp. Kreises) ein. Die Obrigkeit 
hält zunächst den beiden Personen die Bedeutung der Ehe 
vor, nimmt darauf ihre Erklärung entgegen, dass sie einan- 
der zu Mann und Frau haben wollen, und verkündigt schliess- 
lich, dass die Ehe zwischen ihnen gesetzlich und mit voller 
bürgerlicher Gültigkeit eingegangen ist. Die Handlung ge- 
schieht öffentlich, und wenn die Obrigkeit nur aus einer 
Person besteht, zieht sie zwei Zeugen hinzu. Das Nöthige 
über den erfolgten Eheschluss wird in ein Protocoll einge- 
tragen ($. 6... Wenn Personen von verschiedenen anerkann- 
ten Glaubensgesellschaften eine kirchliche Trauung wünschen, 
so soll eine solche künftig sowohl von dem Geistlichen des 
Bräutigams, als der Braut verrichtet werden können, jedoch. 
soll im ersten Falle die Anzeige wegen der Trauung an 
den Geistlichen der Braut erfolgen, damit eine Notiz darü- 
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ber in sein Kirchenbuch aufgenommen werden kann ($. 8.). 
Eine Ehe zwischen Personen, welche nicht zu derselben 
Glaubensgesellschaft gehören, darf erst dann stattfinden, wenn 
sie dem Beamten, vor welchem die Ehe eingegangen wird, 
eine Erklärung darüber abgegeben haben, in welchem Glau- 
ben die Kinder aus ihrer Ehe erzogen werden sollen. Diese 
Erklärung wird dem nämlichen Protocoll hinzugefügt, in 
welches die Schliessung der Ehe eingetragen wird ($. 9.). 


8. 43. 


In Schweden hat das Aufgebot an drei auf einander 
folgenden Sonntagen zu geschehen, aber nur in der Kirche 
und Gemeinde, wozu die Braut gehört, mag auch der Bräu- 
tigam ein anderes Domicil haben, wenn nur dem Prediger 
durch obrigkeitliche Atteste, oder durch sichere Bürgen 
eine zuverlässige Nachweisung darüber gegeben wird, dass 
dem Verlöbniss des Bräutigams kein Hinderniss entgegen 
stehe; entgegengesetzten Falls muss eine öffentliche Pro- 
klamation vorhergehen. Die unterbliebene oder in der un- 
rechten Gemeinde vorgenommene Verkündigung hat keines- 
wegs die Nichtigkeit der Ehe zur Folge. Ohne kirchliche 
Einsegnung existirt kein gültiges Ehebündniss; der Mangel 
derselben ist immer von vernichtender Wirkung, und eben 
dasselbe tritt ein, wenn eine Person, die nicht Priester ist, 
die Trauung vollzogen hat, selbst in Beziehung auf den 
unschuldigen Theil. Die Brautleute können den pastor co- 
pulans beliebig wählen; es muss demselben aber der Schein 
über das gültig geschehene Aufgebot vorgelegt werden, und 
er hat gleich nach der Trauung den Copulationsschein an 
den Prediger, welcher die Verkündigung vorgenommen, bei 
Strafe einzusenden. Die Trauung in der Kirche ist bei 
weitem die Regel; wenn eine sogenannte stille Einsegnung 
in den Kirchstuben oder im Pfarrhause erbeten wird, müs- 
sen wenigstens vier Zeugen gegenwärtig sein *). — Durch 
ein Gesetz vom Jahre 1862. ist den Mitgliedern der 
schwedischen Kirche die Eingehung einer Ehe mit Juden 


* Vgl. Ziemssen über Ehe und Ehescheidung nach schwedi- 
schem Recht, Greifswald 1841. S. 38. ff. 
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gestattet und für solche Ehen die Civilform eingeführt wor- 
den. Dieselbe wird nach stattgehabtem Aufgebot in Gegen- 
wart von Verwandten und andern Zeugen, in den Städten 
vor dem Magistrat, auf dem Lande vor dem königlichen 
Distriktsbeamten geschlossen, welchen hinsichtlich der Er- 
forschung der Ledigkeit dieselbe Pflicht obliegt wie den 
trauenden Geistlichen; es wird sowohl von dem Manne 
als dem Weibe deren freiwilliges „Ja“ und ihre Einwilli- 
gung zur Ehe gefordert, worauf sie für rechtmässige Ehe- 
gatten erklärt werden. Ueber das Geschehene ist ein Pro- 
tocoll aufzunehmen °), 


8. 44. 


In Norwegen müssen Nupturienten, welche sich zur 
Staatsreligion bekennen, um eine Ehe schliessen zu können, 
zum heiligen Abendmahl gegangen sein und hat die Trauung 
durch den Geistlichen in der Kirche und in der Gemeinde 
des Wohnorts der Frau zu geschehen; es können jedoch 
in diesen Beziehungen Dispensationen gewährt werden. Ge- 
hören die Contrahenten einer andern Religion an, so wird 
der Eheschluss nach dem Gesetz vom 16. Juli 1845. durch 
einen Act vor dem Notar vollzogen, in welchem sie sich 
als Ehegatten erklären; der Notar muss die Erfüllung der- 
selben Verbindlichkeiten verlangen, wie der Geistliche bei 
der Heirath zwischen Lutheranern, jedoch ist es nicht nö- 
thig, dass ein Zeugniss über die Vornahme des Aufgebots, 
die Vollziehung der Taufe oder den Genuss des heiligen 
Abendmahls beigebracht werde. Jede Heirath, die nicht 
in der vorgeschriebenen Weise gefeiert wurde, ist nicht nur 
unerlaubt, sondern zieht auch Strafe nach sich. Die Be- 
stimmungen des Gesetzes vom 16. Juli 1845. sind durch 
das Gesetz vom 22. Juni 1863. auch auf die Ehen zwi- 
schen Juden und Christen ausgedehnt worden ®). 


6, Vgl. Dove Zeitschr; 3. S. 116. ff. 


°6) Saint-Joseph, tom. 3. p. 6. ER das Recht der 
Eheschliessung 8. 649 £. 


16 Dr. Paul Friedrich Stälin: 


174 1 Pe 
Die Gesetzgebung des russischen Reichs. 


S. 45. 

Der russische Swod der bürgerlichen Gesetze, wel- 
cher in erster Ausgabe 1835., in zweiter 1842. °), in dritter 
1857. Gesetzeskraft erhielt und die Ehe in Band 10. Buch 1. 
Titel 1. behandelt, unterscheidet wie überhaupt hinsichtlich 
der Lehre von der Ehe so auch hinsichtlich derjenigen von 
der Eheschliessung folgendermaassen: 1) Die Ehe zwischen 
Personen der orthodoxen Kirche (Cap. 1.). Hier hat dem 
Eheschluss ein Aufgebot an drei Sonntagen oder zwischen 
dieselben fallenden Fresttagen nach der Messe den kirchli- 
chen Gesetzen gemäss in der Parochie beziehungsweise den 
Parochieen der Contrahenten vorauszugehen. Die Schlies- 
sung der Ehe selbst kann nur in der Kirche an den für 
diese Feierlichkeit festgesetzten Tagen und Stunden in Ge- 
genwart der Contrahenten und zweier oder dreier Zeugen 
nach den Regeln der orthodoxen Kirche erfolgen. Damit 
die Ehe zwischen Personen, die der orthodoxen Kirche an- 
gehören, und Dissidenten gültig sei, müssen die letzteren 
übertreten; wird eine Heirath unter Dissidenten auf das 
Verlangen derselben nach den Gebräuchen der orthodoxen 
Kirche gefeiert, so müssen dieselben vorher ermahnt wer- 
den, Anhänger der orthodoxen Kirche zu werden und ihre 
Verbindung mit ihren alten Religionsgenossen aufzugeben 
(8. 25—33.). Zum Beweis der Ehe dient das Protocoll, 
welches in die Register der Pfarrei eingeschrieben wird, 
im Fall jedoch dass Zweifel über die Aechtheit des Regi- 
sters entstehen oder dass der Akt nicht eingetragen wurde, 
wird dasselbe durch verschiedene andere Urkunden ersetzt 
($. 34 — 36.). 2) Die Ehe von Personen, welche andern 
christlichen Genossenschaften angehören, mit ihren Glaubens- 
genossen und Personen der orthodoxen Kirche (Cap. 2.). 
In der ersten Beziehung enthält$. 65. die Bestimmung, dass 


”) Die Lehre von der Ehe nach dieser Ausgabe des Swod ist in 
der Revue historique etc. tom. 2. p. 626. ff. dargestellt; die neueste 
Ausgabe weicht übrigens von dieser, was unsere spezielle Frage be- 
trifft, fast gar nicht ab. 
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der Abschluss der Ehe nach den Regeln der christlichen 
Genossenschaft, der die Contrahenten angehören, zu erfol- 
gen und die Einsegnung durch den competenten Geistlichen 
zu geschehen habe; zwar schadet die Trauung durch einen 
‘orthodoxen Priester in diesem Falle der Gültigkeit der Ehe 
nicht, allein die Feier und die Auflösung der Ehe kann 
dann nur nach den Regeln der orthodoxen Kirche statt- 
finden. Wenn von zwei Contrahenten nur der eine der 
orthodoxen Kirche angehört und nicht in Finnland wohnt, 
so wird die Ehe, nachdem der Bischof der Diöcese die 
Bevollmächtigung ertheilt hat, durch den orthodoxen Prie- 
ster getraut und es ist durchaus nicht gestattet, dass der 
Ritus eines andern Cultus dabei angewendet werde ($. 67.); 
wird eine solche Ehe in Finnland von Finnländern selbst 
geschlossen, so muss die Heirath nach den Regeln beider 
Genossenschaften gefeiert werden, wogegen in Finnland 
cantonirte Militärpersonen der. orthodoxen Kirche dem all- 
gemeinen Gesetze gemäss durch orthodoxe Priester getraut 
werden ($. 68.), In Livland, Esthland, Curland können 
Angehörige -der orthodoxen Kirche und Protestanten erst 
heirathen, wenn ihnen der- protestantische Pastor einen 
Schein darüber ausgestellt hat, dass er das Aufgebot vor- 
‘genommen und dass kein Ehehinderniss existirt; dieser 
Pastor ist dann von dem Tage der Eheschliessung zu be- 
nachrichtigen (8. 69.); die durch den römisch-katholischen 
Priester getrauten Ehen sind nichtig, wenn beide Con- 
trahenten oder nur einer derselben der orthodoxen Kirche 
angehören, falls nicht ein griechisch-russischer Priester die 
Trauung zum zweiten Male vornimmt, und den hiegegen 
sich verfehlenden römisch-katholischen Priester trifft Strafe 
($. 70. und 71.). In den Gouvernements von Wilna, Wi- 
tebsk, Wolhynien, Grodno, Kiew, Minsk, Mohileff, Podolien 
und des Kreises Bialystok werden die Ehen von Personen 
verschiedener Confessionen, welche nicht Angehörige der 
orthodoxen Kirche sind, vor dem ‚Priester des Cultus, 
dem die Frau angehört, geschlossen; wenn der römisch- 
katholische Priester die Trauung verweigert, so kann sie 
durch den Geistlichen der andern Confession geschehen 


(8. 75.).. 3. Die Ehe der Niebtehristen unter sich und mit 
Zeitschr. f. Kirchenrecht. vL 1. 2 
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Christen (Cap. 3.); und zwar a) die Ehe der Neophyten. 
In dieser Hinsicht sind folgende Bestimmungen hervorzu- 
heben. Nachdem die Neophyten die Taufe erhalten haben, 
können sie mit ihren Frauen, welche nicht übergetreten 
sind, fortleben, vorausgesetzt, dass sie nur eine einzige be- 
halten; ihre Ehe ist gültig, obgleich sie nicht ein zweites 
Mal nach den Regeln der orthodoxen Kirche geschlossen 
wird ($. 79.); wenn die Frau eines Muhamedaners oder 
Götzendieners die Taufe empfängt, so gilt unter gewis- 
sen Voraussetzungen die Ehe, auch wenn sie nicht noch 
einmal nach den Regeln der orthodoxen Kirche geschlos- 
sen wird ($. 80.); wenn ein Neophyte mehrere Frauen 
hatte, so muss er diejenige wählen, mit der er die Ehe fort- 
setzen will; wählt er diejenige, die mit ihm übergetreten 
ist — und er soll das vorzugsweise thun —, so ist die Ehe 
nach den Riten der Kirche geschlossen; dasselbe gilt, wenn 
eine Frau mehrere Männer hatte ($. 82.). b) Die Ehe von 
Christen mit Nichtchristen. Während nach dem Swod die 
Ehe von russischen Unterthanen, die der orthodoxen und 
der römisch-katholischen Kirche angehören, mit Nichtchri- 
sten verboten ist ($. 85.), erkennt derselbe an, dass Ehen 
von Protestanten mit Muhamedanern und Juden nach den 
Regeln der protestantischen Kirche in Russland gültig seien’ 
(8. 86... c) Die Ehen von Nichtchristen unter einander. 
In jedem Stamm und in jeder Völkerschaft, sogar einer 
heidnischen, kann der Eheschluss nach dem Cultus und den 
Gebräuchen einer jeden, ohne Dazwischenkunft der admini- 
strativen oder geistlichen Gewalt eines christlichen Cultus 
erfolgen ($. 90.). Die Imane und andere Priester der musel- 
männischen Religion müssen in die Register, die ihnen jedes 
Jahr zugestellt werden, die Namen der Verbundenen, ihrer 
Väter, Mütter und der Zeugen, das Datum der Heirath, die 
Eheverträge und endlich den Namen des Priesters, der die 
Copulation vorgenommen, eintragen ($. 92.). 


8. 46. 


Im Königreich Polen ist der russische Swod nicht 
in Geltung, sondern dasselbe hat seine eigene Gesetzgebung. 
Im Jabr 1808. wurde hier der französische Code civil ein- 
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geführt und blieb bis 1818. unberührt in Geltung; er ist 
aber zum Theil und so auch hinsichtlich der Lehre von 
der Ehe durch neuere Gesetze abgeschafft worden ®). Das 
Gesetz vom 23. Juni 1825.) hat nämlich, was die Christen 
betrifft, die Akte des bürgerlichen Standes mit den Re- 
gistern der Kirche verbunden und demgemäss dem einer 
Pfarrei vorgesetzten Geistlichen die Erfüllung der bürger- 
lichen und kirchlichen Bestimmungen aufgetragen (8. 71. ff.), 
hinsichtlich der Nichtchristen aber und derjenigen Christen, 
welche .keine regelmässige Pfarrei haben, bestimmt, dass 
die Commission für die religiösen Angelegenheiten des Gou- 
vernements die Personen ernennen werde, welche bei ihnen 
die Civilstandsakte aufzunehmen haben, jedoch vorgeschrie- 
ben, dass jene Personen diese Akte einfach aufnehmen 


sollen ohne kirchliche Förmlichkeiten, wenn es sich um 
einen Cultus handle, dessen religiöse Feierlichkeiten durch 


diese Personen nicht vollzogen werden können, oder welcher 
keine religiösen Feierlichkeiten verlange ($. 92.). Speziell 
für die Form der Eheschliessung und zwar zunächst bei 
Ehen von Christen giebt das angeführte Gesetz in Kurzem 
folgende Vorschriften ($. 106. ff... Dem kirchlichen Ab- 
schluss der Ehe muss das Aufgebot entsprechend den durch 
die kirchlichen Gesetze vorgeschriebenen Regeln voran- 
gehen; was Personen betrifft, deren Oultus kein Aufgebot 
verlangt, so hat die Commission für die religiösen Ange- 
legenheiten des Gouvernements die Art und Weise zu b- 
stimmen, wie dasselbe zu geschehen hat ($. 106.); das Auf- 
gebot hat in der Pfarrei beider Contrahenten, wenn sie nur 
drei Monate. in der betreffenden Pfarrei wohnen, auch an 
dem frühern Domieil zu geschehen, und muss wiederholt 


‚werden, wenn die Schliessung der Ehe nicht innerhalb sechs 


Monaten nach dem letzten Aufgebot erfolgt (8. 108.u.109.). _ 
Absolut nothwendig ist ein Aufgebot, vom zweiten und 

dritten kann die competente geistliche, beziehungsweise die 
von jener Commission beauftragte Behörde dispensiren, in 
drei Fällen wird das Aufgebot ganz erlassen; fand nur ein 


8) Saint-Joseph, tom. 3. p. 90. 
9)A.a0. 
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Arizebut start, so darf die Ehe erst drei Tage nach dem- 
se ven abzeschsssen werden (5.110. u.111.). Die Heirath 
se’bst hat nach den religiösen Gebräuchen zu geschehen 
und der mit der Führung der Akte des bürgerlichen Stan- 
des beaufırazte Geistiche hat alsbald nach der religiösen 
Feier in Gegenwart zweier verwandter oder nicht ver- 


->- 


—_ 


wandter Zeugen eine im Allgemeinen nach den Vorschriften 
des Code Napoleon Art. 75. und 76. gebildete Urkunde 
aufzunehmen ($.120.). Durch einen ofüziellen Auszug aus 
dieser Urkunde wird die Ehe bewiesen, im Falle jedoch, 
dass diese Register verloren gingen oder vernichtet wurden, 
oder dass gar keine existirten, oder dass der betreffende 
Akt nicht in sie aufgenommen wurde, oder der Eintrag 
verloren ging, durch andere Urkunden oder Zeugen ($. 121. 
und 122.). Die im Bisherigen angegebenen Bestimmungen 
sollen Anwendung finden auch auf Ehen von Nichtchristen, 
nur mit dem Unterschied, dass nach der religiösen Cere- 
monie ausser den Personen, die bei dem Civilakt concur- 
riren, der Geistliche, vor dem die religiöse Feier stattge- 
funden hat, selbst mit den Zeugen vor dem mit der 
Beurkundung des bürgerlichen Standes beauftragten Muni- 
cipalbeamten erscheinen muss, um zu bezeugen, dass die 
religiöse Feier stattgefunden hat, und auszuführen, dass die 
Vorschriften des bürgerlichen Gesetzes beobachtet seien 
(8. 180.) — Eine Verordnung des Vicekönigs von Polen 
vom 3. December 1825. !°) übertrug die Führung der Re- 
gister des bürgerlichen Standes für Katholiken und Nicht- 
katholiken, welche organisirten Pfarreien angehören, dem 
geistlichen Vorstand der Gemeinde, für Nichtkatholiken, 
welche einer solchen Gemeinde nicht angehören, dem Geist- 
lichen, vor dem die religiöse Feier vor sich ging, und für 
den Fall, dass eine religiöse Feier gar nicht verlangt wird, 
oder von dem Civilakt getrennt ist, dem Beamten des bür- 
gerlichen Stands, endlich für die Nichtchristen ebenfalls 
diesem Beamten. — Sehr ausführliche Vorschriften gibt hin- 
sichtlich des Eherechts das Gesetz vom 12. (24.) Juni 1836. !%), 


19) Saint-Joseph a. a. O. p. 93. 
1!) Saint-Joseph a.a. O. p. 112. sq. Vb. Friedberg 8.2.0. 
8. 130. £. | 
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welches sich in Manchem an den russischen Swod anlehnt. 
Es unterscheidet wie dieser: 1. die Ehe zwischen An- 
hängern der römisch-katholischen Kirche, und sagt in dieser 
Hinsicht: Die Ehe kann nur in facie ecclesiae und gemäss 
den kirchlichen Vorschriften und unter Erfüllung der kirch- 
lichen Feierlichkeiten geschlossen werden (8. 2.). In Be- 
ziehung auf das kirchliche Aufgebot werden in $. 42—46. 
nur die Vorschriften des Gesetzes vom 23. Juni 1825. 
8. 106. fi. wiederholt, in $. 47. jedoch wird das Unter- 
bleiben jeglichen Aufgebots nur für zwei Fälle gestattet, 
nämlich: 1) wenn der künftige Ehegatte plötzlich eine lange 
oder gefährliche Reise in Staatsangelegenheiten machen 
muss, und 2) wenn die Nupturienten bisher als Eheleute 
schon galten und sich jetzt kirchlich verbinden wollen. 
Die Trauung hat öffentlich in der Kirche in Gegenwart 
mindestens zweier Zeugen durch den Pfarrer des Kirch- 
spiels des Domicils eines der Nupturienten oder seinen 
Stellvertreter zu geschehen, doch kann sie, wenn der Vor- 
stand des competenten Kirchspiels oder der Bischof es ge- 
stattet, auch in einem anderen Kirchspiel und durch einen an- 
dern Geistlichen erfolgen (8. 48.). Das Domicil der Contrahen- 
ten sowohl als die Berechtigung des Pfarrers hinsichtlich der 
Trauung wird durch den Aufenthalt von sechs Monaten in 
derseiben Pfarrei erworben, welche Zeit zu verdoppeln ist, 
wenn die Contrahenten zuvor nicht in der Diöcese gewohnt 
haben, in der der Abschluss der Ehe erfolgen soll ($. 49.). 
Die Ehe ist nichtig, wenn die Trauung erfolgte durch einen 
incompetenten oder einen solchen Geistlichen, welcher nicht 
vorher von dem Vorstand des Kirchspiels eines der Contra- 
henten oder dem Bischofe die Vollmacht dazu erhalten hatte, 
oder wenn sie nicht in Gegenwart zweier Zeugen geschah 
(8. 51... Vor dem Eheschluss muss sich der Geistliche 
Geburtsscheine der Contrahenten. ausstellen lassen, wie sie 
der Code Napoleon art. 70 verlangt, in deren Ermanglung 
genügt aber das Zeugniss zweier dem assistirenden Geist- - 
lichen bekannter Personen (8. 53. u. 54.). Nach dem Ab- 
schluss der Ehe ist in Gegenwart zweier Zeugen eine Ur- 
kunde über denselben aufzusetzen, welche im Ganzen 
denselben Inhalt hat, wie die durch den Code Napoleon 
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art. 76. vorzeschrisbene, mit der Abweichung, dass der Geist- 
liche urd die Zeugen den erfioizten kirchiichen Abschluss 
der ELe darin zu bezeuzen haben 8.52.) 2) Für die Ehe 
von Arzebörizen der griechisch-ussischen Kirche wird in 
8. 9>. auf die Vorschrirtien des russischen Gesetzbuchs ver- 
wiesen und was speziell die Forın der Schüessung der Ehe 
beir:Ft, =» werden in 8.103. f£ die Bestimmungen des Swod 
&. 22—23. zum Taeil wörtich wiederholt und wird in 8. 109. 
die Abfassurg einer Urkunde über den erf.‚lzten Eheschluss 
gemäss $.5°. verangt. 3; Die Ehen zwischen Angehörigen 
der griechisch unirten Kirche sind, was ihre Eingehung und 
Aart’:unz betriät, von den Vorschriften der orientalischen 
Kirche beherrscht '$.124.), und der griechisch unirte Klerus 
soil hinsichüich der zu beobachtenden Förmlichkeiten sich 
nach den in $. 41-47. 53. 54. u. 58. gegebenen Bestim- 
murzen richten /3. 126.). 4) Bei Angehörigen der augs- 
barz.schen urd der reformirten evangelischen Kirche, für 
we.che ebenfaus die in $. 41—t7. 53. 54. u. 58. enthaltenen 
estümmungen geiten, soll der Abschluss der Ehe nach den 
Gebräachen der protestantischen Kirche, welcher die Con- 
traherten anz=kören, erfolgen, und zwar soll die Trauung 
geschehen in Gezenwart von wenigstens zwei Zeugen durch 
den Piarrer der beiden Contrahenten und bei Verschieden- 
heit des Domiciis derselben womöglich durch den der Braut; 
jedsch macht, vorausgesetzt, dass kein anderer gesetzlicher 
Nichüzkeitsgrund vorliegt, die Vornahme der Trauung durch 
einen andern Pfarrer die Ehe nicht zu einer nichügen ($. 139. 
und 140.). Wenn kein protestantischer Pfarrer in dem Ver- 
waltungsdistrikt des Wohnorts der Contrahenten oder in den 
benachbarten Gemeinden sich vorfindet, so steht es den- 
selben frei, sich an einen katholischen Geistlichen mit der 
Bitte um Assistenz bei ihrer Ehe zu wenden ($. 141.) Die 
Schiiessung der Ehe soll in Gegenwart der Contrahenten 
und wo möglich in der Kirche erfolgen, jedoch ist die 
Trauurg in einem Privathaus nicht verboten ($. 142.). Die 
Angehörigen der protestantischen Kirche können sich nicht 
verheiratken, ehe sie confirmirt und zum hl. Abendmahl 
gegangen sind /$. 143.). 5) Diejenigen Personen, welche 
einem im Bi:herigen nicht genannten christlichen Glaubens- 
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bekenntniss angehören, diejenigen, welche überhaupt keinem 
christlichen Bekenntniss angehören, die Juden und die 
Muhamedaner, sind, was die Ehe betrifft, in jeder Beziehung 
den Vorschriften ihrer betreffenden Religion unterworfen 
($. 179.) Dem religiösen Abschluss der Ehe muss das 
Aufgebot in einer durch besondere Verordnungen näher 
bestimmten Weise vorangehen ($. 186.); die Schliessung 
der Ehe selbst hat durch den Religionsdiener der religiösen 
Gemeinde, der die Contrahenten angehören, und nach den 
Gebräuchen ihrer Religion zu geschehen ($. 185.); nach 
dem Akte muss entsprechend der Vorschrift des $.58. eine 
. Urkunde über denselben aufgesetzt werden ($. 186.); wird 
eine Ehe zwischen Juden oder Muhamedanern geschlossen, 
so muss der Rabbiner, Iman, oder was für ein anderer 
Geistlicher derselben assistirt hat, sich mit den Zeugen und 
den Gatten zu dem Beamten des bürgerlichen Standes be- 
geben, der dann die gemäss $. 58. zu errichtende Urkunde 
aufzusetzen hat, nachdem er sich überzeugt, dass keine 
Verletzung der Vorschriften des gegenwärtigen Gesetzes 
stattgefunden ($. 188.). 6) Hinsichtlich der gemischten Ehen 
enthält das Gesetz folgende Bestimmungen. a) Die eheliche 
Verbindung von Personen, von denen die eine der römisch- 
katholischen , die andere der protestantischen Confession 
angehört, hat durch den Geistlichen der Confession der 
Braut zu geschehen ($. 192.); es steht den Contrahenten 
jedoch frei, die Ehe, auch nachdem sie schon geschlossen 
ist, noch durch einen Geistlichen der Confession des Bräu- 
tigams einsegnen zu lassen ($. 193.); weigert sich ein ka- 
tholischer Geistlicher, eine solche Ehe einzusegnen, so kann 
die Feier auch durch einen protestantischen Geistlichen vor- 
genommen werden ($. 194.) b) Die Ehen von Personen, 
welche sich zur griechisch-russischen Kirche bekennen, mit 
Personen von einer andern Religion sind, was ihre Schlies- 
sung und Auflösung betrifft, den durch die Gesetze des 
russischen Reichs gegebenen Vorschriften unterworfen, die, 
wie wir schon früher gesehen, die Einsegnung derselben 


durch einen Geistlichen der griechisch-russischen Kirche bei 


Strafe der Nichtigkeit verlangen ($. 199. u. 200.); es ist 
jedoch auch hier den Contrahenten gestattet, nachdem die 
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msserrg dcrch diesen Geistlichen gesch=ben ist, dieselbe 
Earı der Gänl:ien der Coriesäsn des andern Ehegatten 
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8. 47. 

Aı-h in Livland urd E:sthland muss die Frage 
über die Arwertvarkeit des Swod der bürgerlichen Gesetze 
im Alzeıreiren verneinend beantwortet werden, und nur 
diejerigen Bestimmungen desseiben können daselbst für 
anweLdvar erkärt werden, die sich auf Gesetze stützen, 
weiche entweder durch die russische Gesetzgebung aus- 
drücklich auf diese Provinzen ausgedehnt worden sind, oder 
weiche sich auf russische Institute und Einrichtungen be- 
ziehen, die ın denseiben ausdrücklich eingeführt worden 
end, oder welche durch die Praxis daselbst subsidiarische 
Geitung erlangt haben '?). Was nun unsere Lehre betrifft, 
0 gelten für diejenigen Bewohner dieser Provinzen, welche 
zur griechisch-russischen Kirche gehören, die Bestimmungen 
ds russischen Rechts, für diejenigen, welche zur römisch- 
katholischen Kirche, das gemeine Kirchenrecht der Katho- 
liken, für diejenigen, welche zur evangelisch-lutherischen 
Kirche — und zwar gehört dazu der bei weitem zahlreichste 
Theil der Bevölkerung dieser Provinzen — das Gesetz für 
die evangelisch-lutherische Kirche in Russland vom 28. De- 
cember 1832. 1°), dessen hauptsächlichste Bestimmungen 
dahin gehen. Der Schliessung der Ehe muss ein Aufgebot 
an drei auf einander folgenden Sonntagen sowohl in der 
Gemeinde der Braut, als in der des Bräutigams von der 
Kanzel aus vorangehen (8. 95. u. 96.); in ausserordentlichen 
Fällen und aus sehr wichtigen und gehörig erwiesenen 
Gründen kann der Prediger ein zweimaliges, falls der Bräu- 
tigam in Dienstgeschäften, gegen den Feind oder wegen 
anderer ihm von der Obrigkeit ertheilten Aufträge uner- 
wartet und schleunig abreisen muss, sowie im Falle einer 
ihm oder der Braut zugestossenen schweren und gefährlichen 


1) Bunge, Liv- und Esthländisches Privatrecht. 1848. Th. 1. 
8. 24. u. 25. 


18, Ebendas. Th.i2. 8. 1. ff. 
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Krankheit ein einmaliges Aufgebot gestatten; jede Erlas- 
sung des dreimaligen Aufgebots kann jedoch nur dann ge- 
schehen, wenn alle persönlichen Verhältnisse des Bräuti- 
gams und der Braut dem Prediger hinlänglich bekannt und 
glaubwürdig sind ($. 97. u. 98., Instr. für die Geistlichkeit 
und die Behörden der evang.-luth. Kirche in Russland 8. 76.); 
Personen, welche weniger als ein Jahr in ihrem gegenwär- 
tigen Kirchsprengel gelebt haben, müssen auch in der Kirche 
ihres früheren Aufenthaltsorts aufgeboten werden (8. 99.); 
wenn mit Einstimmung beider Theile über ihre Absicht, in 
die Ehe zu treten, bereits Ein Aufgebot stattgefunden hat, 
so hat dasselbe für sie die Kraft eines förmlichen Verlöb- 
nisses ($. 101.); wenn im Verlauf von sechs Monaten nach 
dem dritten Aufgebot die förmliche Vollziehung der Ehe 
durch die Trauung nicht erfolgt ist, so muss das Aufgebot 
vor Schliessung der Ehe erneuert werden, und auch schon 
nach Ablauf von zwei Monaten ist diess nothwendig, falls 
nicht das Consistorium mit Berücksichtigung der Umstände 
ohne diess die Schliessung der Ehe gestattet (8. 102.). Un- 
erlässliche Bedingung der Gültigkeit der Ehe ist die Trauung, 
zu deren Gültigkeit hinwiederum gehören: 1) die von dem 
Geistlichen an die zu Trauenden zu richtende Frage, ob 
ihre Einwilligung, in die Ehe zu treten, freiwillig und wahr- 
haft sei, 2) die Bejahung dieser F'rage von Seiten der letzte- 
ren, und 3) die Einsegnung des Ehebündnisses ($. 49. 50.). 
Die zu Trauenden müssen persönlich zugegen sein, indem 
sich Privatpersonen dabei nicht durch Bevollmächtigte ver- 
treten lassen können ($. 54.). Die Trauung muss im Bei- 
sein von mindestens zwei Zeugen durch einen rechtmässig 
ordinirten, und womöglich durch den Prediger derjenigen 
Gemeinde, zu welcher die Braut gehört, vollzogen werden 
(8.51.); sie soll der Regel nach in der Kirche, kann jedoch 
unter Umständen ausnahmsweise auch im Hause geschehen 


(8..52.). 


8. 48. 


Nicht ganz ohne Interesse möchte wohl noch die fol- 
gende Mittheilung aus: „Die Zigeuner, nach eigenen Be- 
obachtungen von Dr. jur. Richard Liebich, Fürstl, Reuss- 
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Plauenschem Criminalrath und Vorstand des Fürstl. Crimi- 
nalgerichts zu Lobenstein, Leipzig 1863. S. 47. ff.“ sein. 
„Findet der Hauptmann der Bande nichts gegen eine Hei- 
rath einzuwenden, so spricht er in stehender, in jedem 
einzelnen Fall fast wiederkehrender Rede von der Allgewalt 
der Liebe, erinnert an die Jugend des Vaters und dass 
auch dieser vordem geliebt habe,‘ und darauf hin erfolgt 
erst des letztern förmliche und feierliche Einwilligung. Die 
Brautleute knieen darauf vor dem Hauptmann nieder, ge 
loben sich ewige Liebe und Treue und wechseln wohl auch 
dem Brauche der Nichtzigeuner folgend die Ringe, voraus- 
gesetzt, dass sie solche zufällig besitzen, oder sie anzu- 
schaffen die Mittel nicht gefehlt haben. - Jetzt ergreift der 
- Hauptmann einen mit Blumenkränzen und Laubwerk ge- 
schmückten, mit Wein gefüllten irdenen Krug, giesst einige 
Tropfen seines Inhaltes über die Häupter der Verlobten 
aus, leert den Grund auf deren Gesündheit und stetes 
Wohlergehen und wirft ihn hoch in die Luft, auf dass er 
beim Niederfallen in Stücke zertrümmere. Später und ge- 
legentlich lassen sich die nach Zigeunerbegriffen bereits 
rechtsgültig verbundenen Eheleute auch noch, aber nur aus 
Gründen der Zweckmässigkeit, Nützlichkeit und Klugheit, 
kirchlich trauen. Jede, wenn auch nach christlichem Ritus 
oder überhaupt unter der von den Gesetzen des Staats vor- 
geschriebenen Form, aber ohne Vorwissen und Genehmi- 
gung des Hauptmanns und ohne dessen Concurrenz ge- 
schlossene Ehe ist ungültig und zieht die Ausstossung aus 
der Zigeunergenossenschaft nach sich.“ 


8. 49. 


Wenn wir zum Schluss unserer Darstellung die ein- 
zelnen bisher betrachteten Gesetzgebungen nach den sie 
leitenden Grundsätzen zusammenstellen, so kommen wir zu 
folgendem Ergebniss 1%): 

I. Der Grundsatz: „consensus facit nuptias“ gilt noch 


14) Wie sich aus dem Bisherigen ergiebt, erleidet die Einleitung 
unserer Darstellung gegenüber der folgenden Zusammenstellung einige 
Modifikationen und Ergänzungen, 
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in Schottland und als gemeines Recht in den vereinigten 
Staaten von Nordamerika. 

U. Die kirchliche Form der Eheschliessung als die 
einzig gültige besteht in Spanien und Portugal, sowie in 
den Colonieen beider Länder in Südamerika; in einem 
Theil des heutigen Königreichs Italien *); in Griechenland, 
in Serbien; in Oesterreich, Baiern, Hannover, dem rechts- 
rheinischen Theil des Grossherzogthums Hessen, Sachsen- 
‚Altenburg, Sachsen-Meiningen, Schleswig-Holstein; in St. 
Gallen, Appenzell Ausserrhoden, Glarus, Graubündten, Bern, 
Aargau, Basel, Freiburg, Luzern, Zug, Wallis, Solothurn, 
Uri, und endlich in Russland. 

III. Die sog. obligatorische Civilehe besteht in Frank- 
reich, auf dem linken Rheinufer Deutschlands, in Frank- 
furt am Main, in Belgien, in den Niederlanden und in den 
schweizerischen Kantonen: Genf, Neuenburg und Tessin. 

IV. Gemischte Formen finden sich, und zwar: 

1. Das Prinzip der sog. N ökeiyılehe in Preussen, Würt- 
temberg, Baden, Kurhessen, Nassau, Braunschweig, Sachsen- 
Gotha, Sachsen-Weimar-Eisenach, Lübeck, Anhalt-Dessau, 
Anhalt-Bernburg, Hessen-Homburg, Schwarzburg-Sonders- 
hausen; inZürich, Thurgau und Schaffhausen; in Schweden, 
Norwegen und Dänemark. 

- 2. Das Prinzip der sog. fakultativen Civilehe in England, 
. Irland, den englischen Colonieen, Indien und Newfoundland; 
in Oldenburg, Hamburg, Waadt, und in Louisiana. 

3. Bürgerliche und kirchliche Eheschliessung wird zur 
Gültigkeit einer Ehe verlangt durch den Code des König- 
reichs beider Sicilien *#); eine ähnliche Bestimmung gilt auch 
in Modena *). 

4. Das Gesetzbuch für das Königreich Sachsen verlangt 
zur Gültigkeit einer Ehe eben die gegenseitige Erklärung 
der Einwilligung unter Beobachtung der Form, die den 
Grundsätzen der Kirchen- und Religionsgenossenschaft der 
Contrahenten entspricht. 


*) Vom 1. Januar 1866. ab wird die obligatorische Civilehe im gan- 
zen Königreich Italien Platz greifen. S. Friedberg, R. d. Ehe- 
schliessung 8. 637. er 
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II. 
Zu den Streitfragen über Kirchenverfassung. 


Von 


Dr. Ad. von Scheurl, 
ord. Professor der Rechte zu Erlangen. 


Erster Artikel. 


Die Streitfragen über Kirchenverfassung, über welche 
heut zu Tage unter uns mit so vielem Eifer verhandelt 
wird, betreffen freilich zum Theil auch die Fortbildung oder 
Umbildung der bestehenden evangelischen Kirchenverfassung. 
Allein selbst in dieser Richtung führen sie doch immer noth- 
wendig auf Fragen über die wahre Bedeutung der jetzt 
geltenden evangelischen Kirchenverfassung zurück. Dafür 
aber muss nothwendig von Untersuchungen über den wahren 
Sinn der Lehre ausgegangen werden, welche die evange- 
lische Religionspartei in ihren Bekenntnissschriften über die 
bei der Kirchenverfassung in Betracht kommenden Gegen- 
stände aufgestellt hat. Denn unstreitig hat sich aus dieser 
Lehre oder doch unter ihrem beherrschenden Einfluss und 
mit dem Streben nach vollem Einklang mit ihr die be- 
.stehende evangelische Kirchenverfassung entwickelt. Es 
scheint mir daher das unumgängliche, jedenfalls aber das 
richtigste Verfahren, bei einer Besprechung unserer heutigen 
Streitfragen über Kirchenverfassung denjenigen darunter 
den ersten Rang einzuräumen, welche das rechte Verständ- 
niss der auf die Kirchenverfassung sich beziehenden Aus- 
sprüche und Ausführungen in den symbolischen Schriften 
der lutherischen Kirche betreffen. 

Zuvörderst handelt es sich hier um genaue Ermittlung 


des bestrittenen Sinnes der Worte des Art. VII. der A. C.: 
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est ecclesia congregatio sanctorum, in qua evangelium recte 
docetur et recte administrantur sacramenta, insbesondere 
um die von Stahl mit so grossem Nachdruck: angeregte 
Frage, ob. sie wirklich eine Definition der Kirche sein 
sollen? Ich glaube, man muss sich bei sorgfältiger Er- 
wägung dafür entscheiden, dass sie eine Definition der 
Kirche geben, aber sich nicht darauf beschränken, sondern 
in dem Relativsatz zugleich etwas von der Kirche aussagen 
wollen, was aus der im Hauptsatz gegebenen Definition von 
selbst folgt, aber nicht so zur Definition der Kirche gehört, 
dass es, wenn diese richtig gefasst ist, noch ausdrück- - 
lich hinzugefügt werden müsste, um den Begriff der 
Kirche vollständig zu geben. M. a. W.: der Sinn jener 
‘“ Worte isf nicht der, dass damit gesagt werden soll, nur 
insofern sei die Congregatio sanctorum die Kirche, als 
bei ihr das Evangelium rein gepredigt und die Sakramente 
laut des Evangeliums gereicht werden, sondern der: die 
Kirche ist die Versammlung aller Gläubigen und Heiligen, 
und weil sie das ist, muss sich in ihr reine Predigt des 
Evangeliums und rechte Sakramentsverwaltung finden. Nicht 
darum, weil die Definition der Kirche mit den Worten: 
Est congregatio sanctorum nicht erschöpfend gegeben ge- 
wesen wäre, wurde der Relativsatz beigefügt: In qua evan- 
gelium recte docetur etc., sondern lediglich, um sogleich 
mit der Aussage, was die Kirche sei, die andere, davon 
wohl zu unterscheidende, aber für den Hauptzweck des 
Art. VH. gleich wichtige Aussage zu verbinden, woran 
das nach der Verheissung des Herrn immerwährende Da- 
sein der Kirche zu erkennen sei. Denn der Hauptzweck. 
des Art. VII. ist der, zu sagen, worin die wahre Einheit 
der Kirche bestehe, die ja auch zu den Hauptartikeln des 
christlichen Glaubens gehört, wie er in den ökumenischen 
Symbolen (wenigstens nach der Fassung der zwei neueren: 
„Credo unam sanctam ecclesiam etc.“) bekannt wird. In 
dieser Beziehung galt es, einer irrigen Lehre von dem 
Ausdruck oder der Erscheinung der nothwendigen Einheit 
der Kirche entgegenzutreten, und nachzuweisen, worin sie 
nach der h. Schrift sich nothwendig bewähre. Deshalb 
musste gesagt werden: die Kirche ist die Versammlung 


30 Dr. Ad. von Scheurl: 


aller Gläubigen, und als solche giebt sie sich als immer da 


seiend daran zu erkennen, dass, wo sie ist, das Evangelium 
recht gepredigt und die Sakramente recht verwaltet wer- 
den; die Uebereinstimmung hierin genügt zur wahren Ein- 
heit der Kirche, bei aller Verschiedenheit der auf mensch- 
Jlichem Belieben beruhenden und darum wandelbaren Bräuche 
und Einrichtungen. 

Dass mit dem Relativsatz nichts ausgesagt werden soll, 


was neben und ausser dem im Hauptsatz von der Kirche | 


Ausgesagten, sie sei die Üongregatio sanctorum, zum Be- 
griff der Kirche gehört, sondern nur etwas, das in diesem 
Prädikat schon stillschweigend mit ausgesagt ist, ergiebt 
sich daraus, dass im gleichfolgenden („Quid sit ecelesia“ 
überschriebenen) Artikel VII. schlechtweg gesagt wird: 


ecclesia proprie est congregatio sanctorum et vere cre- 


dentium, und in der entsprechenden Stelle der Apologie: - 


urn ar est societas fidei et spiritus sancti in cordibus, 
quae tamen habet externas notas, ut agnosci possit, vide- 
licet puram evangelii doctrinam et administrationem sacra- 
mentorum consentaneam evangelio Christi. Denn was ein 
Ding proprie ist, das eben erschöpft seinen Begriff; was 
es nur principaliter ist, das erschöpft seinen Begriff noch 
nicht, sondern das bedarf der Ergänzung durch ausser- 
halb seiner liegende Merkmale, um mit diesen den Be- 
griff des Dings zu erschöpfen. Indem also Melanchthon 
im Art. VIII. der A. C. sagt, die Kirche sei proprie con- 
gregatio sanctorum et vere credentium, giebt er zu erkennen, 
dass er im Art. VII. durch den Relativsatz: in qua evan- 
gelium recte docetur etc. nicht die mit den Worten: Est 
ecclesia congregatio sanctorum gegebene Definition konnte 
ergänzen wollen; und mit den angeführten Worten der 
Apologie giebt er zu erkennen, was er mit jenem Relativ- 


satz wirklich hervorheben wollte, nämlich die äusseren . 
Kennzeichen der hauptsächlichsten innerlichen Eigenschaft - 


der Congregatio sanctorum, als welche er die Kirche defi- 
nirt hatte, nämlich der Societas fidei et spiritus sancti in 
cordibus. Man darf nämlich ja nicht übersehen, dass Con- 
gregatio sanctorum etwas ganz Anderes bedeutet, als Socie- 
_ tas fidei et spiritus sancti in Cordihipt es bedauist die 
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Gesammtheit der Menschen, welche des Glaubens und des 
h. Geistes innerlich theilhaftig und eben vermöge dieser 
ihnen eigenen Societas fidei et spiritus sancti eine Congre- 
gatio oder Versammlung, eine zu einer Einheit zusammen- . 
gefasste Einheit vieler Einzelner sind. Dass diese Ver- 
sammlung oder Gemeine nach der wahren Meinung der A.C. 
eben schon als Üongregatio sanctorum et vere credentium 
eine Congregatio ist, in qua evangelium recte docetur et 
recte administrantur sacramenta, und dass dieses Bekennt- 
niss von der Kirche nicht kann sagen wollen, sie sei eine 
Congregatio, welche erstens aus den wahrhaft Gläubigen 
bestehe, und worin zweitens das Evangelium recht ge- 
predigt und die Sakramente recht verwaltet werden, lehrt 
insbesondere noch der Zusammenhalt des Art. VIF. mit 
dem vorausgehenden Art. V., worin es heisst: Ut hanc 
fidem conseguamur, institutum est ministerium docendi 
evangelii et porrigendi sacramenta. Hiernach ist eben die 
Versammlung aller Gläubigen die Versammlung aller der 
Menschen, welche durch die Predigt des (wahren) Evange- 
liums und die Spendung der (wahren) Sakramente den 
Glauben erlangt haben; eine Versammlung von Gläubigen 
ohne Predigt des Evangeliums und Sakramentsverwaltung 
ist hiernach schlechthin undenkbar. 

Darum wird auch in den Schmalkaldischen Artikeln 
(P. DI. A. XII) einfach gesagt, die Kirche sei „die heili- 
gen Gläubigen und die Schäflein, die ihres Hirten Stimme 
hören“, ohne abermals hinzuzufügen: „und bei welchen das 
Evangelium rein gepredigt und die Sakramente laut des 
Evangeliums recht verwaltet werden“, weil das eben zur 
Definition der Kirche ganz überflüssig, und nur da aus- 
drücklich hervorzuheben ist, wo ein besonderer Zweck es 
erheischt. 

Aber gerade auch dazu war jener Zusatz im Art. VII. 
der A. C. sehr dienlich, um die hier gegebene Definition 
der Kirche für die Kirchenverfassungslehre brauchbar zu. 
machen. Denn das scheint sie auf den ersten Blick ganz _ 
und gar nicht zu sein, indem aus ihrem Wortlaut zunächst 
gefolgert werden muss, dass dasjenige, was wir uns unter 
Kirche denken und denken müssen, wenn von Kirchenver- 
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fassung die-Rede ist, die Kirche nicht ist; denn das ist 
ja nie und nirgends eine ungemischte Congregatio sancto- 
rum et vere credentium. Wie sich nun in einfachster 
Weise aus jener Begriffsbestimmung der weitere Begriff 
von Kirche gewinnen lässt, nach welchem doch auch die 
Kirche, wie sie uns als Verfassungsobjekt entgegentritt, 
wirklich Kirche ist, nur nicht im -eigentlichen Sinne des 
Wortes, das eben giebt der fragliche Zusatz an die Hand. 


Ist die Kirche als Versammlung aller Gläubigen zugleich 


eine Versammlung, worin das Evangelium recht gepredigt 
und die Sakramente recht verwaltet werden, weil der Glaube 
nur durch diese Mittel erlangt werden kann, so ergiebt sich 


als weiterer Begriff der Kirche von selbst der einer Per- 


sonenvereinigung zu rechter Verwaltung der evangelischen 
Predigt und der Sakramente, ohne dass alle ihre Glieder 
wahrhaft Gläubige sind. Was der wahre Begriff der Kirche 
nur mit in sich schliesst als nothwendige Bedingung dessen, 


was ihn eigentlich ausmacht, wird als für sich genügend 


genommen zum Begriff der Kirche; auf diesem Weg ent- 
steht jener weitere Begriff derselben. Der wahre Begriff 
verhält sich dazu als der engere, weil nach demselben die 
Versammlung, in welcher recht gepredigt wird und die 


* Sakramente recht verwaltef werden, nur insofern die Kirche: 


ist, als sie aus wahrhaft Gläubigen besteht, während für 
den weiteren Begriff dieses unwesentlich sein soll. So ist 
denn derjenige Begriff von der Kirche gewonnen, der sich 
geradezu bei der Kirchenverfassungslehre zu Grunde legen 
lässt, und zugleich sein Verhältniss zum eigentlich genau 
richtigen Begriff der Kirche ausgesprochen. Es will dieses 
Verhältniss aber und seine Auffassung in den lutherischen 
Symbolen noch etwas näher betrachtet sein. 
Die nächstliegende, einfachste, aber auch äusserlichste 
Auffassung des Verhältnisses ist die, wonach die Kirche 
im engern und die Kirche im weiteren Sinn als lediglich 
so von einander unterschieden gedacht werden, dass jene 
ein engerer, diese ein weiterer Personenkreis ist: der Inbe- 
| griff der wahrhaft Gläubigen, dort ohne, hier mit Bei- 
mischung der hypocritae et mali. So wird das Verhältniss 
ausgedrückt im Art. VUI. der A.C.: „Quamquam ecclesia 
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proprie sit congregatio sanctorum et vere credentium, tamen 
quum in hac vita multi hypocritae et mali admixti sint, 
licet uti sacramentis, quae per malos administrantur etc.“ 
und an a. 0. 

Tiefer und gründlicher ist die Auffassung, welche in 
der schon oben in Bezug genommenen Stelle der Apologie 
Art. IV. $. 5. angedeutet wird: Ecclesia est non tantum 
societas externarum rerum ac rituum, sicut aliae politiae, sed 
principaliter est societas fidei et spiritus sancti in cordibus, 
quae tamen habet externas notas ut agnosci possit, vide- 
licet puram evangelii doctrinam et administrationem sacra- 
mentorum consentaneam evangelio Christi. Es ist hier die 
eigentliche Kirche gemeint, und von ihr gesagt, sie sei non 
tantum societas externarum rerum ac rituum, sondern auch 
und vor Allem Societas fidei et spiritus sancti in cordibus. 
Stillschweigend wird ihr damit die Kirche im weitern Sinn 
. entgegengesetzt als eine Societas tantum externarum rerum 
ac rituum. Dass diese Gemeinschaft, wie es die eigent- 
liche Kirche auch ist, aber nur folgeweise, indem 
darin (sofern unter den Externae res ac ritus Wort und 
Sakramente verstanden oder wenigstens mit verstanden 
werden,) die nothwendige Voraussetzung für die Gemein- 
schaft des Glaubens und des h. Geistes in den Herzen liegt, 
worauf vor Allem, zuvörderst das Einssein ihrer Glie- 
der beruht, dass, sage ich, die Gemeinschaft bestimmter 
äusserlicher Dinge und Bräuche für sich allein, ohne 
die eben gedachte Gemeinschaft als der volle und eigent- 
liche Inhalt des Kirchenbegrifis gedacht wird, darin liegt 
die Erweiterung des wahren Kirchenbegrifis, wonach 
auch die Kirche, welche Gegenstand der Verfassung ist, 
als Kirche betrachtet wird. Dass unter der Societas ex- 
ternarum rerum ac rituum, insofern sie hier der eigent- 
lichen Kirche auch zugeschrieben wird (jedoch eben nur in 
wesentlichem Zusammenhang mit der Societas fidei et spiri- 
tus sancti in cordibus), blos die Thatsache des gemeinsamen 
Besitzes der Externae res ac ritus verstanden wird, nicht 
eine äusserliche Vereinigung zum Brauch dieser Güter, 
ergiebt sich daraus, dass gleich nachher ($. 40.) die Ecclesia 
bezeichnet wird als die Homines sparsi per totum orbem, 
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qui de evangelio consentiunt, et habent .... . eadem sacra- 
menta. Es lässt sich also diese Auffassung des Verhält- 
nisses zwischen der Kirche im engern und der Kirche im 
weitern Sinn auch so ausdrücken: jene ist ein geistlicher 
Organismus, gegründet auf die Gemeinschaft des Worts 
und der Sakramente, diese ist ein äusserlicher Orga- 
nismus, aus dem eme Gemeinschaft des Glaubens und 
h. Geistes hervorgehen soll, aber nicht bei allen seinen 
Gliedern wirklich hervorgeht. In jener sind die sämmt- 
lichen einzelnen Glieder dadurch Ein Leib, dass sie durch 
den Glauben und den heiligen Geist mit ihrem Haupte 
Christo innerlich, geistlicher Weise, zusammenhängen; 
in dieser sind die sämmtlichen einzelnen Glieder (Gläu- 
bige und Ungläubige zumal) dadurch Ein Leib, Eine 
Körperschaft, dass sie im gleichen äusserlichen Besitz des 
Worts und der Sakramente und sonstiger kirchlicher Dinge 
und Bräuche äusserlicher Weise mit einander verbun- 
den sind. Inwiefern Wort und Sakramente auf die Glieder 
der Kirche im weitern Sinn auch geistliche Einwirkungen 
hervorbringen, das ist für ihr Verhältniss zur Kirche in 
diesem Sinn und für ihr Verhältniss zu einander als äusser- 
liche Kirchenglieder wenigstens von keinem unmittelbaren 
Belang. Insofern kann nun auch allerdings, — wie es je- 
doch die lutherischen Symbole selbst noch nicht thun — 
die Kirche im e. S. auch die unsichtbare Kirche ge-. 
nannt werden, weil sie eben ein geistlicher und folglich un- 
sichtbarer Organismus ist, obwohl sich derselbe in der 
Gemeinschaft des Worts und der Sakramente nothwendig 
verkörpert und dadurch sichtbar wird; denn es bleibt doch 
immer ihr wirklicher, wahrhafter, gemeinsamer Zusammen- 
hang mit Christus, kraft dessen sie eigentlich (prineci- 
paliter) die Kirche, d. h. die Gemeinde des Herrn sind, 
unsichtbar, und es macht sie auch als solche, als die in 
der uneigentlichen Kirche gleichsam als deren Seele oder 
als deren wahres Ich enthaltene eigentliche Kirche, die Ge- 
meinschaft des Worts und der Sakramente nicht so sicht- 
bar, dass sie daran als ein eigenes Ganzes von den ihr 
nur „beigemischten® Heuchlern und Bösen unterschieden 
werden könnte, weil sie eben die sichtbare Gemeinschaft 
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des Worts und der Sakramente mit diesen theilt. Die 
Kirche im w. 8. ist schlechthin sichtbar; die Kirche 
im e. 8. ist relatıv unsichtbar und sichtbar. Eben des- 
halb sind die Bezeichnungen: geistliche Kirche und 
äusserliche Kirche, die Luther schon in seiner Schrift: 
Vom Pabsthum zu Rom (1520) für jene beiden „Wei- 
sen, von der Kirche zu reden“ gebraucht hat, besser, als 
die jetzt üblicheren: unsichtbare und sichtbare Kirche. 

Die äusserliche Kirche ist nicht die Kirche; die Kirche 
ist nur in ihr, und es ist sogar eine äusserliche Kirche 
denkbar, in welcher nicht einmal die Kirche ist, wenigstens 
eben nicht die ganze Kirche im e.S., wie ja gewiss wirk- 
lich von den jetzt neben einander bestehenden mehreren 
Bekenntnisskirchen keine die ganze Gemeinde des Herrn 
in sich hat. Ja, es könnten auch bei einer äusserlichen 
Kirche Wort und Sakramente so verfälscht sein, dass man 
wenigstens zweifeln müsste, ob in ihr auch nur ein Theil 
der eigentlichen Kirche enthalten sein könne. Dagegen ist 
es für die geistliche Kirche der nothwendige Zustand 
in dieser Welt, dass sie in der äusserlichen Kirche oder in 
einer Mehrheit äusserlicher Kirchen da ist, nur freilich ohne 
dass dadurch die Möglichkeit ausgeschlossen wäre, dass 
zeitweise einzelne Glieder der geistlichen Kirche ausser 
jeglichem äusserem Kirchenverbande sich befinden, ja auch, 
dass einmal die ganze Gemeinde der Gläubigen erst sich 
wieder selbst einen ganz neuen äusserlichen Kirchenverband 
schaffen muss, um daran die wirklich entsprechende Ver- 
leiblichung ihres geistlichen Organismus zu erhalten. Darin 
besteht bei aller Zusammengehörigkeit der geistlichen und 
der äusserlichen Kirche die wesentliche Unabhängigkeit der 
ersteren von der letzteren; darin wird auch das Prioritäts- 
verhältniss anschaulich, worin die geistliche Kirche zur 
äusserlichen steht, und ohne welches die Reformation nicht 
zu rechtfertigen wäre, die ja doch im Grunde darauf hinaus- 
lief, dass eine Gemeine wahrhaft Gläubiger aus der äusser- 
lichen Kirche, welcher sie bisher angehört hatte, völlig 
ausschied, und ohne in eine andere, schon bestehende über- 
zutreten, sich zu einer neuen äusserlichen Kirche gestal- 
tete, oder mit andern Worten, aus sich heraus einen neuen 
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(freilich auf die Grundlage des Jus divinum und zum Theil 
selbst des überlieferten Jus humanum gegründeten) äusser- 
lichen kirchlichen Organismus heraussetzte. 

Nur als äusserliche Kirche kann die Kirche eine Verfassung 
erhalten; keineswegs hat sie schon als solche eine Verfassung; 
aber allerdings hat die Kirche von dem Herrn selbst eine 
feste und unwandelbare Grundlage für ihre Verfassung em- 
pfangen. Indem wir so sagen, und zwar mit der Meinung, 
dabei im Sinn der lutherischen Symbole zu sprechen, ent- 
scheiden wir uns für eine bestimmte Beantwortung der 
weiteren vielverhandelten Streitfrage, ob in diesen Schriften 
die göttliche Einsetzung des Predigtamtes angenommen 
werde? Wir entscheiden uns für die bejahende Beantwor- 
tung dieser Frage, jedoch in einem zwischen den sich 
hierüber noch entgegenstehenden Hauptmeinungen vermit- 
telnden Sinne. | 

Der Art. V. der A. C. sagt: Ut hanc fidem conse- 
quamur, institutum est ministerium docendi evangelii et 
porrigendi sacramenta. (Solchen Glauben zu erlangen, hat 
Gott das Predigtamt eingesetzt, Evangelium und Sakrament 
gegeben.) Man fragt: sollte dadurch die göttliche Ein- 
setzung der „Funktion“, oder des Amtes im e. $., des 
Amtes für diese Funktion als einer Verfassungs-Einrich- 
tung, anerkannt werden? Wir antworten: es sollte dadurch 
Beides zugleich anerkannt werden, die göttliche Ein- 
setzung der Funktion mit Einschliessung der göttlichen 
Einsetzung des Amtes für dieselbe; nicht blos die göttliche 
Einsetzung des Amtes, als ob die ausseramtliche Predigt 
oder Sakramentsverwaltung nicht auch Vollzug göttlicher 
Einsetzung wäre; aber auch nicht blos die göttliche Ein- 
setzung der Funktion, als ob das Amt dafür erst durch 
eine freie Thätigkeit der Kirche hätte geschaffen werden 
müssen. Auch das Amt als solches ist von Gott eingesetzt, 
nach der Lehre der Symbole; die Kirche hat, wie Art. XII. 
der Apologie sagt, ein göttliches Mandatum de constituendis 
ministris (Gottes Befehl, dass sie soll Prediger und Diakonos 
bestellen), was eben die göttliche Einsetzung des Amtes 
selbst voraussetzt, welches durch die freie Thätigkeit der 
Kirche nur bestellt, d. h. mit tauglichen Personen besetzt, 
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nicht durch Bestellung von Predigern erst gestiftet wer- 
den soll. Nur ist die göttliche Stiftung des Predigtamtes 
nicht eine gesetzliche, wie die des alttestamentlichen Priester- 
thums. Sie ist so zu verstehen, wie es Luther am be- 
stimmtesten in einer Stelle seiner Schrift: „Vom Missbrauch 
der Messe“ (1522)* angedeutet hat, wo er (Erl. Ausg. der 
Werke L.’s Bd. 28. S. 54.) so schreibt: „Wer da glaubt, 
dass hie (Tit. 1. etc.) der Geist Christi in Paulo redet 
und ordnet, der erkennet wohl, dass dies ein göttlich Ein- 
setzung und Ordnung sei, dass in einer jeglichen Stadt viel 
Bischöf oder aufs wenigst einer sei.“ 

Durch Einsetzung des Predigtamtes in diesem Sinn 
und durch Einsetzung der Sakramente als äusserlicher 
Handlungen (mittelst welcher allerdings geistliche Güter 
dargeboten werden, aber so, dass sie wenigstens als Güter 
nur mittelst des Glaubens empfangen und bewahrt werden 
können), hat der Herr den geistlichen Organismus der von 
ihm gestifteten Kirche bei ihrer Stiftung selbst verkörpert, 
zur äusserlichen Organisation seiner Gemeinde den Grund 
gelegt, ihr für ihre in seinem Willen liegende zeitliche Ver- 
bindung mit unechten Gliedern eine der weiteren freien 
Entwicklung bedürftige und fähige, aber diesen Grundzügen 
nach unwandelbare Verfassung gegeben. Die Kirchenver- 
fassung soll allezeit und überall Aufbau auf diesem Grunde, 
Entwicklung dieser vom Herrn gelegten Keime sein. Erst 
in dieser Entwicklung wird sie zu einer rechtlichen Ver- 
fassung; die vom Herrn selbst der Kirche gegebene Ver- 
fassung ist, da er sie ihr nicht in gesetzgeberischer Weise, 
nicht durch Gesetze gegeben hat, eine (im strengen Sinn 
des Worts) rechtliche Verfassung noch nicht. Die Kirche 
selbst ist immer ein rein geistlicher Organismus; die von 
dem Herrn geschaffene Verkörperung dieses Organismus 
gehört nicht zur Stiftung der Kirche selbst, sie ist nur die 
hinzukommende Fürsorge des Herrn, wodurch er die Erfül- 
lung des Berufs der Kirche in der Welt in bestimmter Weise 
geordnet und dadurch der Kirche den von ihr unverrückt 
einzuhaltenden Weg zur fortwährenden Nachbildung ihres 
geistlichen Organismus in einem rechtlichen, in einer recht- 
lichen Kirchenverfassung, gewiesen hat. 
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Das eben ist der Inhalt der Lehre von der Kirchen- 
verfassung (im eigentlichen Sinn des Worts: Lehre), dass 
sie lehrt, was der unwandelbare Wille des Herrn in Be- 
ziehung auf Kirchenverfassung se. Und darum und in 
diesem Sinne sagt Art. XIV. der A. C.: „Vom „„Kirchen- 
Regiment““ wird gelehret, dass Niemand in der Kir- 
chen öffentlich lehren oder predigen oder Sakrament reichen 
soll ohne ordentlichen Beruf.“ In der damaligen deutschen 
Sprache ist es eine Hauptbedeutung des Worts: „Regiment“, 
dass damit bezeichnet wird, was wir jetzt mit dem Wort 
„Verfassung“ zu bezeichnen pflegen. Es wird genügen, 
dafür anzuführen, dass die Worte in Luthers Auslegung 
der vierten Bitte: „gut Regiment“ im lateinischen Text des 
Concordienbuches mit: „bonum reipublicae statum“ wieder- 
gegeben sind und dass es in Luthers Hauspostille (Erl. 
Ausg. Bd. V. S. 106.) einmal heisst: „im Judenthum war 
es sonderlich für ein Unglück gerechnet, wo kein Sohn im 
Hause war, darum, dass der Juden Regiment auf dem 
stund, dass sie sollten Erben haben.“ 

So muss die Kirche allezeit und allenthalben verfasst 
sein, dass in ihr die Predigt des Evangeliums und die 
Sakramente — die von Gott geordneten Heilsmittel — 
regelmässig durch ordentlich berufene Personen 
öffentlich verwaltet werden, d. h. „von Gemeinschafts- 
wegen“, in einer Weise, dass die einzelnen Handlungen der 
Predigt- und Sakramentverwaltung als von der Gemeinschaft 
ausgehende Handlungen erscheinen und den hierauf be- 
ruhenden Charakter besonderer Beglaubigung und Auktori- 
tät an sich tragen. 

Die protestirenden Reichsstände mussten in der Augu- 
stana confessio zur Rechtfertigung ihres Verhaltens gegen- 
über der bestehenden Kirchengewalt und deren Trägern, 
den Bischöfen (den Römischen Bischof oder den Papst an 
der Spitze) auch die Lehre von der Kirchengewalt 
oder der Gewalt der Bischöfe darlegen, wodurch ihr 
Verhalten in jener Richtung bestimmt war. Dies geschah 
im Art. XXVIII. Hauptsächlich ist es nun hier die von 
den Gegnern in Anspruch genommene Schrankenlosigkeit 
der hierarchischen Kirchengewalt, welcher entgegengetreten 
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wird, indem man die richtige Bestimmung ihrer wahren 
Gränzen aus der h. Schrift zu entnehmen sucht. Dem 
Umfang nach ist sie auf das Gebiet der Kirche einge- 
schränkt; sie darf nicht in das des Staats übergreifen wol- 
len; dem Inhalt nach ist sie darauf eingeschränkt, mittelst 
des göttlichen Worts und in Gemässheit desselben sich zu 
bethätigen, niemals die Freiheit des christlichen Gewissens 
beeinträchtigend, sondern nur die Freiheit des Fleisches 
zügelnd. So lässt sich der Inhalt des Art. XXVIII. kurz 
zusammenfassen. Ehe wir ihn genauer auseinander legen, 
ist noch im Allgemeinen Folgendes zu bemerken. Es wird 
darin durchweg die Gewalt der Kirche und die Gewalt der 
Bischöfe als eine und dieselbe Gewalt aufgefasst, wie dies 
gleich in den Ueberschriften des deutschen und des lateini- 
schen Textes hervortritt, indem jene lautet: „Von der Bi- 
schöfe Gewalt“, diese: „De potestate ecclesiastica.“ Das 
muss offenbar entweder den Sinn haben: die Bischöfe sind 
die Kirche, oder den Sinn: die Bischöfe sind Stellvertreter 
der Kirche in Beziehung auf Ausübung der Kirchengewalt. 
Ein Drittes ist nicht denkbar. Der erste Sinn ist aber da- 
durch ausgeschlossen, dass Art. VII. die Kirche als die 
Congregatio sanctorum, die Versammlung aller (und nur 
der) Gläubigen definirt hat. Es kann also jene Identi- 
fieirung der Kirchengewalt und der. bischöflichen Gewalt 
nur so verstanden werden, dass die der Kirche, d. h. der 
Congregatio sanctorum eigene Gewalt von den Bischöfen 
als Stellvertretern der Kirche auszuüben sei. Wir werden 
sehen, dass dies nachher, im Anhang zu den Schmalkaldi- 
schen Artikeln auch deutlich gesagt worden ist; hier wird 
es stillschweigend vorausgesetzt. Wäre hier die Gewalt 
der Bischöfe als eine selbstständige, auf besonderer 
göttlicher Verleihung beruhende gedacht worden, so hätte 
sie nothwendig von der Gewalt der Kirche unterschieden 
werden müssen. Uebrigens wird es im Artikel auch ohne 
weiters als selbstverständlich angenommen, dass die Gewalt 
der Bischöfe oder die Kirchengewalt, so weit sie auf gött- 
licher Verleihung und auf dem dieselbe bezeugenden 
„Evangelium“, d. h. der h. Schrift beruht, einerlei sei mit 
der Schlüsselgewalt. 
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Diese ist aber (wird als Lehre der Religionspartei an- 
gegeben), ihrem Inhalte nach Potestas seu mandatum Dei 
praedicandi evangelii, remittendi et retinendi peccata, ad- 
ministrandi sacramenta. Eben daraus ergiebt sich, dass sie 
schriftmässig nur mittelst der Lehre und Sakramentsreichung 
ausgeübt werden, und dann mit der obrigkeitlichen Gewalt 
in einen Konflikt gar nicht gerathen kann. Unterschieden 
werden muss sie von dieser immer, auch wo beide Ge- 
walten in derselben Person verbunden sind; insofern dieses 
bei den gegenwärtigen deutschen Bischöfen der Fall ist, 
besitzen sie eben zwei dem Ursprung und Inhalt nach we- 
sentlich verschiedene Gewalten. Freilich, wird hieran an- 
geknüpft, haben die Bischöfe auch eine von ihrer landes- 
herrlichen Gewalt (imperium) wohl zu unterscheidende 
kirchliche Jurisdictio, die ihnen nach dem Evangelium, oder 
wie man zu sagen pflegt, nach göttlichem Recht zukommt, 
und die ihnen in ihrer Eigenschaft als Bischöfe zukommt, 
d. h. als solchen, die mit dem Dienst des Worts und der 
Sakramente betraut sind; auch diese ist aber ihrem Inhalte, 
ihrer Ausübungsweise und der ihr gesetzten Schranke nach 
etwas ganz anderes, als die Civilis potestas. Die Verrich- 
tungen, welche ihren Inhalt bilden, sind: Remittere peccata, 
cognoscere doctrinam et doctrinam ab evangelio dissentien- 
tem rejicere, impios quorum nota est impietas, excludere 
a communione ecclesiae. Die Weise der Ausübung ist die, 
dass dieses alles zu geschehen hat: sine vi humana, sed 
verbob. Die Schranke ist die: dass die Bischöfe nichts 
gegen das Evangelium lehren, setzen oder aufrichten dür- 
fen, im Gegentheil, wenn sie dies thun, haben die Gemein- 
den ebenso den Befehl von Gott, ihnen den Gehorsam zu 
verweigern, wie dieselben ihnen zu gehorchen verpflichtet 
sind, wo sie ihre Gewalt dem Worte Gottes gemäss aus- 
üben. Jede andere Gewalt oder Gerichtsbarkeit, die ein 
wirklicher äusserlicher Gerichtszzwang in an sich bürger- 
lichen Sachen ist, welche die Kirche nur mitangehen, wie 
Ehe- und Zehentsachen, haben die Bischöfe nur nach 
menschlichem Recht, und wenn sie in Uebung dieser Ge- 
richtsbarkeit nachlässig sind, haben die Landesherren das 
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Recht und die Pflicht, sie zum Besten ihrer Unterthanen 
selbst auszuüben. 

‘ Wie äusserst plan scheint diese Gedankenentwicklung 
des ersten Haupttheils des Art. XXVIII zu sein, wie wir 
sie hier fast wörtlich, nur etwas zusammenziehend, wieder- 
gegeben haben, und wie viel wird doch noch immer über 
ihren wahren Sinn gestritten! Auch mir ist er nur sehr 
allmählich so klar geworden, wie er es mir jetzt ist. Man 
bringt immer zu viel eigene Nebengedanken hinzu, indem 
man sich mit der Auslegung dieses Artikels beschäftigt. 

Wir sind gewohnt, unter Kirchengewalt ausschliesslich 
die kirchenregimentliche Gewalt zu verstehen, wie sie nach 
unserer heutigen Kirchenverfassung den Landesherren zu- 
kommt. Wir sind ferner gewohnt, zwischen Kirchenregi- 
ment und Amt (d.h. Predigtamt) uns einen ziemlich schar- 
fen Gegensatz zu denken. Wir sind endlich gewohnt, das 
bischöfliche Amt als ein vorherrschend kirchenregiment- 
liches Amt aufzufassen. Und hier lesen wir als wesent- 
lichen, auf göttlichem Willen beruhenden Inhalt der Kir- 
chengewalt zunächst das bezeichnet, was wir uns als aus- 
schliesslichen Inhalt des geistlichen Amtes denken, aber 
dann auch wieder als mit darin enthalten, was nach unsern 
Begriffen ausschliesslich Sache des Kirchenregiments ist, 
und endlich scheint uns, was im Einzelnen von den „Bi- 
schöfen“ unterschiedslos gesagt wird, bald nur auf Bischöfe 
in unserm Sinn, bald nur auf einfache Prediger oder Pfar- 
rer zu passen. 

Allein, wenn wir näher zusehen, finden wir, dass durch- 
weg von Bischöfen im Sinn der damaligen Kirchenverfassung 
die Rede ist, von Vorgesetzten einfacher Pfarrer. Aber 
ihr Amt wird nicht vorwiegend als Regimentsamt, sondern 
als ein dem Pfarramt wesentlich gleiches Seelsorgeramt 
und Amt der Gnadenmittel-Verwaltung gedacht, das nur 
vermöge seiner Erstreckung über eine Vielheit von Ortsge- 
meinden mit eigenen Pfarrern zugleich Regimentsamt ist. 
Und endlich wird das Kirchenregiment mit dem geistlichen 
Amt unter den Gattungsbegriff des Diensts am Worte zu- 
sammengefasst und werden beide nur als dem Zweck und 
der Uebungsweise nach verschiedene Arten dieses Dienstes 
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gedacht. So reimt sich sehr wohl miteinander, was uns 
auf den ersten Blick als so ungereimt und unter sich un- 
vereinbar erscheint. Bischöfe sind nach der Schrift Diener 
des Worts, als des heilbringenden und als des richtenden 
Wortes Gottes; sie sind Diener desselben in dieser seiner 
doppelten Bedeutung, es mag nun das bischöfliche Amt 
nach der zeitweiligen Kirchenverfassung nur als Ortsge- 
meindeamt, folglich mit wesentlich gleicher Stellung aller 
seiner einzelnen Träger bestehen, oder als ein zweifaches, 
das als bischöfliches Amt im e. S. des Worts Amt für eine 
Gemeindengesammtheit, und nur als ursprünglich auch bi- 
schöfliches, jetzt aber gewöhnlich nicht mehr so, sondern 
Pfarramt genanntes Amt noch bloses Ortsgemeindeamt ist. 
Demzufolge ist dann der eigentliche Bischof immer ein 
Vorgesetzter mehrerer Pfarrer. 

Indem die Apologie das im .Art. XXVII. der A. C. 
hierüber Gesagte in ihrem Art. XIV. (XXVII.) noch wei- 
ter erläutern will, unterscheidet sie zwischen Episcopis 
juxta politiam canonicam und juxta evangelium, d. h. 
zwischen den Diöcesanbischöfen der römisch -katholischen 
Kirchenverfassung mit den bestimmten nach dieser Ver- 
fassung ihnen zukommenden kirchlichen Vorrechten, und 
den Bischöfen der h. Schrift, welche Inhaber des Kirchen- 
amtes nach seinem reinen, durch die göttliche Einsetzung 
des Predigtamtes selbst gegebenen Inhalte sind, wie ihn 
jenes neuere Bischofsamt auch hat, nur mit besondern, nicht 
auf göttlicher Anordnung beruhenden Erweiterungen. Und 
dann fährt sie (8. 12. a. a. O.) fort: Nos de episcopo loqui- 
mur juxta evangelium. Et placet nobis vetus partitio po- 
testatis in potestatem ordinis et jurisdictionis. Habet igitur 
episcopus potestatem ordinis hoc est ministerium verbi et 
sacramentorum, habet et potestatem jurisdictionis, hoc est, 
auctoritatem excommunicandi obnoxios publicis criminibus, 
et rursus absolvendi eos, si conversi petant absolutionem. 
In unzweideutiger Weise werden hiermit dem evangelischen 
Predigtamte als solchem und nach göttlicher Anordnung 
Potestas ordinis und Potestas jurisdietionis als zwei wesent- 
lich darin enthaltene Bestandtheile zugeschrieben: neben 
dem Ministerium verbi et sacramentorum auch die Voll- 
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macht zur Auferlegung und Lösung des Kirchenbanns, 
Gegenstände der externa jurisdictio nach dem Sprachge- 
brauch des canonischen Rechts, die vermöge des letzteren 
den Diöcesanbischöfen vorbehalten sind. Unstreitig wird 
dabei ministerium verbi eben in dem engeren Sinn genom- 
men, den der deutsche Text mit den entsprechenden Wor- 
ten: „(Beruf) das Evangelium zu predigen“ ausdrückt. 
Ministerium verbi im weitern Sinn ist auch die richtige 
Auferlegung und Lösung des Kirchenbannes. Insofern ist 
es also kein Widerspruch, wenn sonst das evangelische 
Predigtamt als reines, einfaches ministerium verbi bestimmt, 
und ihm doch hier als Inhalt potestas ordinis et jurisdictio- 
nis, ministerium verbi (et sacramentorum: „accedit verbum 
ad elementum et fit sacramentum“; so ist auch das mini- 
sterium sacramentorum noch eigentliches ministerium 
verbi) und auctoritas excommunicandi etc. zugeschrieben 
wird. Aber ganz gewiss geschieht dies nicht in dem Sinn, 
dass dadurch als Bestandtheil des evangelischen Predigt- 
amtes nach göttlichem Recht auch das Kirchenregiment im 
e. S., das „höhere“ Kirchenregiment bezeichnet werden soll. 
Das ist eben erst das Werk der canonica politia, dass die 
Exkommunication Sache des höheren Kirchenregiments 
(„Hebel des Kirchenregiments*, wie Stahl sagt) geworden 
ist. Und eben so wenig wird damit behauptet und soll 
damit behauptet werden, dass der Bann von dem episcopus 
jJuxta evangelium ohne die Gemeinde zu üben sei; nur 
dass, nicht wie ihm die auctoritas excommunicandi zu- 
komme, wird hier gesagt. Es ist hiernach ein entschiedenes 
Missverständniss, wenn man im Art. XXVII. der A. C. 
die Lehre finden will, das höhere Kirchenregiment müsse 
von Bischöfen geführt werden, die bischöfliche Kirchen- 
verfassung sei die rechte Kirchenverfassung; und ebenso, 
wenn man darin irgend eine Lehre über das rechte ver- 
fassungsmässige Verhältniss zwischen Amt und Gemeinde 
finden will, ein Verhältniss, das darin, d. h. in diesem 
bisher besprochenen ersten Haupttheil überhaupt nur inso- 
fern berührt wird, als darin die Gränzen des von Seiten 
der Gemeinde den Bischöfen als Dienern des Worts zu 
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leistenden Gehorsams so, wie wir es oben anführten, be- 
stimmt sind. 

Der zweite Haupttheil handelt von der gesetzge- 
benden Gewalt der Bischöfe, also von einer nach unseren 
Begriffen wesentlich „kirchenregimentlichen“ Gewalt, einem 
Recht des „höheren“ Kirchenregiments, wie wir zu sagen 
pflegen, und nennt befremdlicher Weise doch gerade hier 
im lateinischen Texte die Bischöfe: episcopi sew pastores. 
Die Lösung dieses scheinbaren Räthsels wird sich uns 
weiter unten in sehr einfacher Weise ergeben. Wir wollen 
erst nur sehen, was hier von dem Gesetzgebungsrecht der 
Bischöfe gelehrt wird. | 

Das ist vor Allem, dass sie kein Recht haben, Satzun- 
gen aufzurichten contra evangelium, d. h. in der schrift- 
widrigen Meinung, „dass man dadurch (durch Beobachtung 
solcher Satzungen) für die Sünde genug thue und Gnade 
erlange“, oder „die Gewissen damit zu verbinden.“ Da- 
gegen wird anerkannt, dass es licet episcopis seu pastoribus 
(dass die Bischöfe oder Pfarrherrn „mögen“) facere ordi- 
nationes, ut res ordine gerantur in ecclesia, und dass tales 
ordinationes convenit ecclesias propter caritatem et tranquil- 
litatem servare eatenus, ne alius alium offendat, ut ordine 
et sine tumultu omnia fiant in ececlesiis. 

Also: es ist zu unterscheiden zwischen einem Gesetz- 
gebungsrecht der Bischöfe, das sie wider Gottes Befehl sich 
angemaasst haben, und das daher nicht anzuerkennen ist, 
und einem bischöflichen Gesetzgebungsrecht, wozu sie zwar 
nicht, wie zum Predigen des Evangeliums, zur Sakraments- 
verwaltung, zum Urtheil über die Lehre, zur Excommuni- 
cation Gottes Befehl, wohl aber Erlaubniss haben, 
weshalb sie bei der Uebung desselben auch von den Ge- 
meinden nicht den Gehorsam fordern können, welcher 
dem von ihnen verkündigten Worte Gottes geschuldet 
wird, während es doch den Gemeinden zukommt und 
geziemt, solchen Vorschriften der Ordnung halber Folge 
zu leisten. D. h. es soll bei diesen Vorschriften auf beiden 
Seiten, auf Seite der Vorschreibenden und derer, welchen 
vorgeschrieben wird, das Bewusstsein bestehen, dass die 
vorgeschriebene Handlungsweise keine an sich und unbe- 
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dingt nothwendige, wie die durch göttliche Gebote vorge- 
schriebene, sondern eine nur für die kirchliche Ordnung 
zuträgliche sei. Es ist Pflicht der Untergebenen, solche 
Vorschriften der kirchlichen Vorgesetzten zu befolgen, aber 
eine andere Pflicht, als die des Gehorsams gegen die heili- 
gen Gebote Gottes. \ 

Dergleichen Anordnungen „mögen“ nun offenbar eben 
so gut Pfarrer für ihre Sprengel treffen, wie Bischöfe für 
ihre Diöcesen, ferner können sie auch von Pfarrern oder 
Diöcesanbischöfen collektiv, in Form einer Synodalge- 
setzgebung zur gleichmässigen Geltung für grössere Kirchen- 
körper getroffen werden, und offenbar ist gerade an Letzte- 
res, namentlich an Kirchengesetze, welche Bischöfe auf 
allgemeinen Concilien beschlossen haben, vorzugsweise ge- 
dacht, wie dies aus den angeführten Beispielen deutlich 
erhellt. Es ist also auch hier von einem Recht die Rede, 
dessen Ausübung allerdings ein Akt des höheren Kirchen- 
regiments sein kann, aber durchaus nicht sein muss. 
Es wird folglich auch damit, dass dieses Recht in bestimmt 
begränzter Weise als ein, so zu sagen, natürliches, 
obwohl nicht in göttlicher Anordnung, durch Gottes Befehl, 
begründetes Recht der Bischöfe oder Pastoren anerkannt 
wird, mit nichten gelehrt, dass ihnen das eigentliche Kir- 
chenregiment zukomme. Der Begriff des Kirchenregiments 
in seiner Unterscheidung von den Obliegenheiten und Be- 
fugnissen des Lehramtes war damals noch gar nicht im 
Bewusstsein der Reformatoren vorhanden. 

Diese Behauptung bedarf wohl noch einer besondern 
Begründung in Beziehung auf einen oben nur flüchtig be- 
rührten, aber höchst wichtigen Punkt, nämlich auf das den 
Bischöfen nach dem Evangelium oder jus divinum zuge- 
schriebene cognoscere doctrinam et doctrinam ab evangelio 
dissentientem rejicere. 

Eben dieses ist ja nach dem Episcopalsystem das 
Hauptgeschäft des Kirchenregiments, das Geschäft, worin 
nach der Theorie und Praxis, wie sie in der Blüthezeit 
jenes Systems herrschte, das Kirchenregiment nahezu auf- 
ging. Und gewiss wird so viel Niemand bestreiten, dass 
das Recht, in rechtsgültiger Weise darüber zu entscheiden, 
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ob in einer Kirche eine bestimmte Lehre öffentlich vorge- 
tragen werden darf, oder nicht, nur ein Recht des Kirchen- 
regiments im eigentlichsten Sinn des Worts sein kann. 
Ebenso wenig lässt sich mit Grund bestreiten, dass auch 
mit dieser Wirkung, mit diesem Erfolg im Art. XX VIII. 
das cognoscere und rejicere doctrinam den Bischöfen als 
eine ihnen nach dem Evangelium zukommende Befugniss 
zugeschrieben werde, nur eben mit der ausdrücklich beige- 
fügten Einschränkung, es habe eine solche Lehrentscheidung 
dann keine Geltung, wenn sie ihrem Inhalte nach schrift- 
widrig sei. Es ist, wie ich glaube, auch hier vorzugsweise 
an die von Bischöfen auf Concilien gefassten Lehrbeschlüsse 
gedacht, und es soll damit anerkannt werden, dass z. B. 
die auf dem Nicänischen Concil versammelten Bischöfe durch 
Verwerfung der Irrlehre des Arius eine ihnen nach dem 
Evangelium zukommende Amtsbefugniss ausgeübt haben. 
Aber es ist dabei ganz gewiss nicht daran gedacht, dass 
sie dabei eine andere potestas, als die potestas evangelis 
docendi ausgeübt hätten, eine nicht lehramtliche, sondern 
kirchenregimentliche Vollmacht. Sie als Bischöfe übten 
dabei eine eigentliche Lehrthätigkeit; nur was der Kaiser 
that, um ihrem Beschluss Folge zu geben, war eine kirchen- 
regimentliche Thätigkeit im eigentlichen Sinne des Worts. 
Es sei damit einstweilen nur angedeutet, aber in besonders 
anschaulicher Weise, wie ich meine, angedeutet, wie der 
Begriff des eigentlichen Kirchenregiments überhaupt erst 
durch Aufrichtung des landesherrlichen Kirchenregiments 
zum vollen und klaren Bewusstsein kommen konnte. 

Zu ihrer vollen Entwicklung ist die symbolische Kir- 
chenverfassungslehre in dem Tractatus gelangt, der den 
Schmalkaldischen Artikeln als Anhang beigefügt wurde. 
Zwar wird auch hier keineswegs eine Lehre darüber auf- 
gestellt, wie die Kirchenverfassung im Einzelnen gestaltet 


sein soll; aber die Lehre von der durch den göttlichen 


Willen gegebenen unwandelbaren Grundlage aller wahrhaft 
evangelischen Kirchenverfassung wird hier umständlicher 
und deutlicher, als in der Aug. Conf. und in der Apologie 


entwickelt. 
Es wird hier erst die Frage geradezu bestimmt und 
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deutlich beantwortet, welche in der Kirchenverfassungslehre 
die Hauptfrage ist: wem ist die Kirchengewalt, die 
höchste, oberste, entscheidende Gewalt über alle Glieder 
der Kirche von dem Herrn der Kirche unmittelbar und so 
verliehen, dass alle sonstige Gewalt in der Kirche nur als 
Ausfluss betrachtet werden darf? Das Papalsystem ant- 
wortet auf diese Frage: dem Apostel Petrus und in ihm 
dem jeweiligen Papst. Das Episcopalsystem der Concilien 
des XV. Jahrhunderts antwortete darauf: den Aposteln 
insgemein unter dem Primat des Petrus und in ihnen der 
jeweiligen Gesammtheit der unter dem päpstlichen Regiment 
geeinigten Bischöfe. Der Tractatus beantwortet diese Haupt- 
frage so: Christus tribuit principaliter claves ecclesiae et 
immediate. | 

Zum richtigen Verständniss dieser Worte ist zu be- 
achten, dass sie nach dem Zusammenhang zunächst eine 
auf Matth. 18, 19. gestützte Erklärung von Matth. 16, 18. 
oder vielmehr des hier berichteten Vorgangs sein sollen. 
Der Herr, wollen jene Worte sagen, hat hier dem Petrus 
die Schlüssel verliehen; die wahre Bedeutung dieser Hand- 
lung war aber nach Matth. 18, 19., dass er sie mittelst 
derselben hauptsächlich und unmittelbar der Kirche, — nur 
in untergeordneter Art, nur folgeweise und mittelbar dem 
Petrus — verliehen hat, so dass dadurch Petrus die Schlüs- 
selgewalt nur als eine aus der Schlüsselgewalt der Kirche 
fliessende, ihm durch sein Verhältniss zur Kirche vermit- 
telte Gewalt empfangen sollte. Dass dabei Petrus zunächst 
als Repräsentant des Predigtamtes gedacht ist, wird im gleich 
folgenden $. 25. ausdrücklich gesagt hinsichtlich der in dem- 
selben Zusammenhang zu Petrus gesprochenen Worte des 
Herrn: auf diesen Fels will ich meine Kirche bauen; „allo- 
quitur eum“, heisst es da, „tamquam ministrum.“ Es ist 
also in obigem Satze stillschweigend gesagt: die potestas 
clavium, welche im Art. XXVIIl. der A. C. vorzugsweise 
als potestas episcoporum bezeichnet worden war, ist als 
solche nur Ausfluss der Schlüsselgewalt der Kirche und 
gelangt an die Amtsträger nur vermittelst der Berufung 
zum Amt von Seiten der Kirche. Weil der Satz diesen 
Gedanken in sich trug, deshalb eben konnten an denselben 
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unmittelbar die Worte angeknüpft werden: sicut et ob eam 
causam ecclesia principaliter habet jus vocationis. 

Unter Kirche ist hier unstreitig die congregatio san- 
ctorum zu verstehen. Es stimmt damit auch überein, dass 
der deutsche Text so lautet: „Christus spricht bei diesen 
Worten: Was ihr binden werdet (Matth. 18, 18.) etc. und 
deutet, wem er die Schlüssel gegeben, nämlich der Kirchen: 
Wo zween oder drei versammelt sein in meinem Namen“ etc. 
Weiter ist aber wohl zu bemerken, dass eben, indem unter 
Kirche hier die congregatio sanctorum verstanden wird, 
darunter nicht die Gemeinde in Unterscheidung vom 
Amt, sondern ohne Unterscheidung zwischen 
Amt und Gemeinde zu denken ist, die geistliche Ein- 
heit der Gläubigen als solcher, folglich abgesehen davon, 
dass unter ihnen im äusserlichen kirchlichen Organismus 
„des Amtes halber“ ein für diesen sehr wichtiger, für die 
geistliche Kirche aber völlig bedeutungsloser Unterschied 
besteht. 

Es ist überhaupt hiernach für den äusserlichen kirch- 
lichen Organismus und für die Rechtsverfassung der Kirche 
mit jenem Satze: „Christus tribuit principaliter claves eccle- 
siae et immediate“ geradezu und unmittelbar noch gar nichts 
ausgesagt, weil ja eben in der äusserlichen, allein verfas- 
sungsfähigen Kirche die ecclesia, von der in jenem Satze 
die Rede ist, nur verborgener Weise existirt, als eine un- 
möglich mit Sicherheit herauszufindende und herauszugrei- 
fende Gesammtheit von Gliedern derselben. Zunächst 
folgt daraus nur, dass eben kein äusserlich von den 
Andern sich unterscheidender Stand als das wahre Sub- 
jekt der höchsten rechtlichen Gewalt gelten kann. Aber 
gerade daraus wieder folgt dann doch weiter, dass als die- 
ses Subjekt in jeder bestimmten rechtlich verfassten Kirche 
die Gesammtheit gelten muss, in welcher alle kirchlichen 
Stände, zunächst die zwei kirchlichen Stände der Träger 
des Lehramtes und der gemeinen Kirchenglieder zu einer 
Einheit organisch mit einander verbunden sind, und das 
ist eben in einer Landeskirche die Gesammtheit der Kir- 
chengemeinden, deren jede, so zu sagen, einen einfachen 
Kirchenkörper bildet, in welchem die gemeinen Kirchen- 
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glieder mit dem einzelnen Träger oder dem Kollegium der 
Träger des Predigtamtes als ihrem Haupte organisch ver- 
bunden sind. Wo zeitweise eine Ortskirche rechtlich un- 
abhängig und selbstständig besteht, hat in ihr die Gesammt- 
heit der einzelnen Gemeindeglieder, den oder die Träger 
des Predigtamtes an ihrer Spitze, die höchste rechtliche 
Kirchengewalt. Sie hat sie; ob und wie ihr die Ausübung 
zusteht, das ist eine Frage der bestimmten Kirchenver- 
fassung. 

Die nothwendigste Ausübungshandlung der höch- 
sten Kirchengewalt als einer rechtlichen Gewalt ist die Be- 
rufung tauglicher Personen zum Predigtamte. Es ist schon 
erwähnt worden, dass die Stelle des Tractatus, vor deren 
Betrachtung wir stehen, das Jus vocationis als den unmit- 
telbaren Ausfluss der claves und mithin als ein wesentlich 
der ecclesia, d.h. der congregatio sanctorum zukommendes 
Recht bezeichnet. Aber dieses Recht muss immer durch 
eine äusserliche Handlung und innerhalb eines bestimmten 
äusserlichen kirchlichen Organismus ausgeübt werden. Es 
kann also nicht von seiner eigentlichen Inhaberin, der con- 
gregatio sanctorum selbst ausgeübt werden; es muss in 
ihrem Namen von Subjekten, die zu äusserlichen Hand- 
lungen befähigt und zu dieser Handlung kirchenverfas- 
sungsmässig berechtigt sind, ausgeübt werden. Nur in der 
Ortskirche kann das die Kirchengemeinde selbst sein, indem 
ihre einzelnen Glieder unter Leitung ihres oder ihrer Lehrer 
und Hirten (wenn sie solche haben; ausserdem, wie es eben 
dann am schicklichsten geschehen kann) zur Berufung einer 
tauglichen Person für das zu besetzende Amt sich vereini- 
gen. In einem zusammengesetzten Kirchenkörper muss ein 
stellvertretendes Organ des eigentlichen Subjekts der recht- 
lichen Kirchengewalt das Jus vocationis ausüben. Allemal 
ist die verfassungsmässige Befugniss eines Subjekts, dieses 
Recht allgemein und vollständig, oder doch seinem wesent- 
lichsten Bestandtheile nach ohne besonderen höheren Auf- 
trag auszuüben, das sicherste Kennzeichen, dass dieses 
Subjekt die Vollmacht zur Ausübung der höchsten recht- 
lichen Kirchengewalt in dieser rechtlichen Kirche besitzt. 
Die Abstufungen in der Befugniss zur Ausübung dieses 
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Rechts bezeichnen zunächst die Abstufungen der kirchlichen 
Gewalten, wenn es in einer Kirchenverfassung solche Ab- 
stufungen giebt. 

Demgemäss sagt der zweite Theil des Tractatus, der 
Abschnitt: „von der Bischöfe Gewalt und Jurisdiction® 
gleich nach der auf die A. C. sich zurückbeziehenden Ein- 
leitung (unter Berufung auf das Zeugniss des Hieronymus): 
una res postea fecit discrimen episcoporum et pastorum, 
videlicet ordinatio, quia institutum est, ut unus episcopus 
ordinaret ministros in pluribus ecclesiis. Sed quum jure 
divino non sint diversi gradus episcopi et pastoris, mani- 
festum est, ordinationem a pastore in sua ecclesia factam 
jure divino ratam esse. 

Jus divinum bedeutet hier die Kirchenverfassung, so- 
weit sie auf unmittelbarer göttlicher Anordnung beruht. 
Das ist nun nach Art. V. und XIV. der A. C. lediglich 
die göttliche Einsetzung des Predigtamtes und der Grund- 
satz, dass es öffentlich nur von ordentlich Berufenen ver- 
waltet werden soll. Damit sind also keine Abstufungen der 
Amtsgewalt gesetzt. Solche mussten erst im Lauf der Zeit 
durch menschliche Satzung eingeführt werden, und das 
geschah eben durch die Einrichtung, dass ein Bischof Kir- 
chendiener in mehreren Ortskirchen ordiniren solle. 

Weil das Predigtamt die Schlüsselgewalt der Kirche 
überhaupt öffentlich, amtlich auszuüben hat, hat es auch 
deren unmittelbaren Ausfluss, das jus vocationis in Form 
der Ordination auszuüben; soweit nicht eine rechtsgültige 
Satzung es anders bestimmt, jeder Pastor gleicherweise in 
seiner Kirche; ein Pastor, der kraft menschlicher Satzung 
in mehreren Kirchen Diener zu ordiniren befugt ist, hat 
eo ipso die Kirchengewalt über diese .mehreren Kirchen. 
Es ist dafür gleichgültig, ob der Pastor oder Bischof dazu 
der Mitwirkung der Gemeinde bedarf oder nicht. Auch im 
letzteren Fall übt er damit die Kirchengewalt nicht als sein 
Eigenthum, sondern nur als ihm anvertrautes Eigenthum 
der Ortskirche oder Bezirkskirche (zu der er jedoch immer 
als das Haupt selbst mitgehört) aus. Diese Anschauung 
drückt der folgende Satz des Tractatus aus: Itaque quum 
episcopi ordinarü fiunt hostes ecclesiae aut nolunt impertire 
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ordinationem, ecclesiae retinent jus suum. Sie „behalten“ 
dann das jus vocationis, es geht ihnen darum nicht ver- 
loren, dass es von den ordentlichen Ausübungsorganen nicht 
ausgeübt werden kann; sie haben es also auch, während 
es von diesen, den Bischöfen ausgeübt wird; an diese ist 
es nie als Eigenthum übergegangen; es lag in deren Hän- 
den nur als ein zur Verwaltung anvertrautes Gut. 

Manche nennen diese Anschauung jetzt in wegwerfen- 
dem Sinn eine „collegialistische“ ; sie sollten dann nur jeden- 
falls zugestehen, dass, was sie Collegialismus nennen, hier 
in dieser symbolischen Schrift einen unzweideutigen Aus- 
druck findet. Freilich ist das aber vom wirklichen Colle- 
gialismus sehr wesentlich verschieden. Denn es ist dabei 
nicht von Gemeinden die Rede, welche Gesellschaften wären, 
um das Christenthum gemäss der zufälligen Auffassung der 
Mehrheit ihrer Glieder auszuüben, sondern von Gemeinden, 
welche sich dadurch als wirkliche Darstellungen der con- 
gregatio sanctorum an ihren Orten zu erkennen geben, 
dass bei ihnen Wort und Sakrament in schriftmässigem 
Brauch sind, und dass sie die Erhaltung ihres schrift- 
mässigen Brauchs bei sich als den Endzweck alles ihres 
kirchlichen Handelns betrachten. 

Im weitern Verlauf des Tractatus wird es gerügt, dass 
die Bischöfe die Bannjurisdiction den Pfarrern entrissen und 
an sich gezogen, auch missbräuchlich geübt, und dass sie 
ebenso bei Handhabung der Gerichtsbarkeit in den nur 
nach päpstlichem Recht vor das kirchliche Forum gehörigen 
Rechtssachen mancherlei Unbill sich haben zu Schulden 
kommen lassen. Von einem ihnen divino jure neben dem 
Lehramte zukommenden oder von einem überhaupt jure 
divino neben dem Lehramte bestehenden Kirchenregiment 
ist auch hier nirgends die Rede. Ein vom eigentlichen 
Kirchenamte sich unterscheidendes Kirchenregiment ist ein 
für die Reformatoren in dieser Zeit fortwährend noch gar 
nicht vorhandener Begriff. Aber wenn auch dieser Begriff 
schon als ein ganz deutlicher im Bewusstsein der Reforma- 
toren vorhanden gewesen wäre, er würde doch in ihrer 
Kirchenverfassungslehre als einer n Bekenntnissform 
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würde jedenfalls nicht als zum Inhalt dieser Lehre gehörig 
erschienen sein. Denn dazu konnte nur gehören, was nach 
dem Schriftverständniss der Reformatoren als jus divinum 
in dem oben bestimmten Sinne anzusehen war. Und durch 
dieses jus divinum ist eben ein selbstständiges Kir- 
chenregiment nach der Anschauung der Reformatoren nicht 
begründet; das allein würden sie haben sagen können, 
hätten sie den Begriff eines solchen Kirchenregiments sich 
schon gebildet gehabt und davon in den Bekenntnissschriften 
reden wollen, dass jede nicht in der göttlichen Vollmacht 
des Lehramtes inbegriffene kirchenregimentliche Befugniss 
nie das jus divinum, sondern immer nur ein Recht mensch- 
lichen Ursprungs zum Rechtsgrunde habe. 

Es wird überhaupt jetzt am Ort sein, dass wir rückblickend 
zusammenzufassen suchen, was nach den reformatorischen Be- 
kenntnissschriften der Inhalt des jus divinum in Betreff der 
Kirchenverfassung ist. Wir werden das so thun können: 

Der Herr hat den Grund zur Verfassung seiner Kirche 
auf Erden gelegt durch die Einsetzung des Predigtamtes 
als Amtes der Verwaltung des Evangeliums und der Sakra- 
mente und durch den seiner Kirche ertheilten Befehl, alle- 
zeit durch ordentliche Berufung taugliche Personen zur 
Führung dieses Amtes mittelst öffentlicher Verwaltung des 
Worts und der Sakramente, zu bestellen. Es liegt darin 
die Weisung, dass an jedem Ort die Gläubigen Gemeinden 
bilden zum gemeinsamen rechten Brauch dieser Mittel, den 
Glauben zu erlangen und zu erhalten. Jede solche Ge- 
meinde ist dann, sofern bei ihr solcher Brauch wirklich 
sich findet, obwohl nie reine, so doch wirkliche Darstellung 
einer congregatio sanctorum, und ebenso ist dieses eine 
irgendwie zu einer äusserlichen Einheit zusammengeschlos- 
sene Mehrheit solcher Gemeinden. Kraft dessen hat dann 
eine derartige Einzelgemeinde oder Gesammtgemeinde das 
Recht, die der eigentlichen Kirche in ihr vom Herrn ge- 
gegebene Schlüsselgewalt zu gebrauchen, zunächst, indem 
sie dieselbe mittelst ordentlicher Berufung in die Hände 
tauglicher Personen zu amtlicher, öffentlicher Ausübung 
legt. Diese haben kraft dessen jure divino das Recht und 
die Pflicht, die Schlüsselgewalt Namens der eigentlichen 
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Kirche, der congregatio sanetorum in ihrem ganzen Umfang 
auszuüben, wonach sie auch das Lehrurtheil, das Excom- 
municationsrecht und Ordinationsrecht in sich schliesst. Und 
demnach ist dieses Amt jure divino zugleich Gnadenmittel- 
und Regieramt; es ist durch dasselbe das wesentliche Re- 
gimentsbedürfniss der Kirche neben ihrem Heilsbedürfniss 
zugleich befriedigt. Es sind auch jure divino alle Träger 
dieses Amtes untereinander gleichberechtigt, weil ein jeder 
kraft der ordentlichen Berufung die volle Schlüsselgewalt 
der Kirche auszuüben hat. Es ist jedoch nicht wider das 
jus divinum, dass humano jure eine Ueber- und Unterord- 
nung unter ihnen eingeführt wird; es ist das nur nicht 
durch das jus divinum geboten, aber ebenso wenig verboten. 
Dagegen ist im jus divinum noch enthalten: 1) dass den 
Trägern des Amtes nicht gehorcht werden darf, wenn sie 
etwas wider das Evangelium lehren oder setzen, und 2) dass 
dieselben (ohne dazu jure humano besonders erlangte Be- 
rechtigung) auch ihr Regieramt nur verbo sine vi humana 
üben dürfen. 

Dieser letzterwähnte Punkt ist es, in welchem, so zu 
sagen, der Keim für unseren heutigen Kirchenregimentsbe- 
griff verborgen liegt. Dass das Kirchenregiment nur verbo 
sine vi humana, und also mittelst Verwaltung des Amtes, 
welches wesentlich Dienst des Wortes ist, geführt werden 
kann, beweist die Erfahrung der ersten Jahrhunderte des 
Lebens der Kirche auf Erden. Aber es ist nicht mehr 
möglich, seit die Kirche Volkskirche geworden ist; und 
für das damit eingetretene Bedürfniss einer Unterstützung 
des Kirchenregiments hat sich sofort auch das entsprechende 
Mittel der Befriedigung dargeboten, indem die Gestaltung 
der Kirche zur Volkskirche die Träger der höchsten irdi- 
schen Gewalt zu ihren Gliedern machte. Diese mussten 
sich nun verpflichtet finden, das Kirchenamt in Beziehung 
auf das Kirchenregiment mit der erforderlichen äusserlichen 
Gewalt zu unterstützen. Es konnte das theilweise auch in 
der Form geschehen, dass die Staatsgewalt den Trägern des 
bischöflichen Amtes bleibende Rechte zu äusserlicher Ge- 
waltanwendung bei Führung des Kirchenregiments ein- 
räumte. Solche Rechte hatten die Bischöfe zur Reformations- 
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zeit. In Folge davon war ihr Kirchenregiment von Rechts- 
wegen ein nicht mehr blos verbo, sondern zugleich vi 
humana geführtes. Aber es hatte immer noch durchaus 
das äussere Ansehen eines lehramtlichen Kirchenregiments. 
Das eigentliche, vom lehramtlichen Kirchenregiment wesent- 
lich verschiedene Kirchenregiment war in voller, ja über- 
mässiger Uebung vorhanden; aber da es kein eigenes Organ 
dafür gab, konnte sein Begriff sich dem Bewusstsein auch 
der Reformatoren noch entziehen, bis sie dazu gedrängt 
wurden, mehr und mehr zu seiner selbstständigen Darstel- 
lung und Organisirung selbst die Hand zu bieten. 

Nach der eben dargelegten Bekenntniss-Lehre von der 
Kirchenverfassung hätte eigentlich der durch den Bruch 
mit dem antievangelischen Episcopat herbeigeführte Zustand 
theoretisch als Herstellung des reinen, einfachen jus divinum 
erscheinen müssen: man hatte eine Vielheit von Gemeinden, 
zu einer Einheit verbunden durch schriftmässigen consensus 
de doctrina evangelii et administratione sacramentorum mit 
durchweg gleichberechtigten Pastoren. Diese waren — 
nachdem die ihnen vorgesetzten Bischöfe Feinde der Kirche 
geworden — jure divino vollkommen berechtigt, soweit os 
für die Erhaltung kirchlicher Ordnung als Bedürfniss er- 
schien, mit ausdrücklicher oder stillschweigender Zustim- 
mung ihrer Gemeinden, aus ihrer Mitte neue Bischöfe zu 
erwählen, durch welche nun in evangelischem Sinn, den in 
den Bekenntnissen entwickelten Grundsätzen gemäss, die 
Kirche regiert worden wäre. Auf Grund des klar erkann- 
ten und aus der h. Schrift nachgewiesenen jus divinum, zu 
dessen Vollzug zu verhelfen allezeit (wie Luther selbst es 
besonders in der Schrift: „An den christlichen Adel d.N.“ 
ausgeführt hatte) jeder einzelne Christ kraft des allgemeinen 
Priesterthums unzweifelhaften Beruf hat, konnten die Re- 
formatoren unbedenklich jenes Verfahren zur völligen Wie- 
derherstellung des beschädigten kirchlichen Organismus in 
ihren Kreisen veranlassen. Warum geschah es nicht, warum 
wurde ein ganz anderer Weg eingeschlagen? Zunächst 
schon, weil man eben doch in Wirklichkeit mehr nur dem 
Evangelium zugeneigte, als in der evangelischen Erkennt- 
niss, in evangelischem Glauben und Leben schon auch nur 
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einigermaassen gereifte und befestigte Gemeinden und Pa- 
storen hatte; besonders aber weil der wirkliche Stand der 
Dinge der war, dass die kirchliche Ordnung unmöglich 
blos verbo, sine vi humana wiederhergestellt und erhalten 
werden konnte, weil ein mit der Macht zur Anwendung 
rein äusserlichen Zwanges ausgestattetes Kirchenregiment 
unentbehrlich war. So einzugreifen, wie es da die Sach- 
lage erheischte, mit einer nicht auf bloser Pastorenwahl be- 
ruhenden und nicht auf blose Handhabung des göttlichen 
Worts eingeschränkten bischöflichen Autorität, dazu konn- - 
ten die Reformatoren freilich nicht einen jure divino ihnen 
zukommenden Beruf sich zuschreiben. Um solches Ein- 
greifen zu erwirken, blieb ihnen nichts übrig, als an den 
sich zu wenden, der allein in dem Bereiche, um den es 
sich handelte, jure divino Beruf hatte, mit der dazu unent- 
behrlichen äusserlichen Gewalt Ordnung zu stiften und auf- 
recht zu erhalten: an den Landesherrn. So erklärt sich 
auch Luther in der Vorrede zum Visitationsbuch. Allein 
man sieht daraus zugleich, wie er doch dabei schwere Be- 
denken zu überwinden hatte. Das Visitationswerk, welches 
der Landesherr anordnen und mit seiner Macht durchführen 
sollte, war ja ein wesentlich bischöfliches Geschäft, kein 
Geschäft der bürgerlichen Obrigkeit, und es war ebenso 
die künftige beständige Aufrechterhaltung der auf Grund 
der Visitation beschlossenen Ordnungen auch wieder ein 
Geschäft des geistlichen, d. h. kirchlichen Regiments, wie 
es nach aller bisherigen Kirchenverfassung dem jus divinum 
gemäss die Bischöfe geführt hatten, kein Geschäft des welt- 
lichen Regiments. Man konnte vom Kurfürsten die für ihn 
sehr bedenkliche Anordnung und Durchführung der Kir- 
chenvisitation nicht als Erfüllung einer obrigkeitlichen Rechts- 
pflicht verlangen; man konnte ihm auch kirchlicher Seits, 
wenn er sich freiwillig der Zumuthung unterzog und damit 
thatsächlich bischöfliche Gewalt ausübte, das Recht „geist- 
lich zu regieren“ nicht zugestehen. So nahm denn auch 
Luther in ersterer Beziehung die Liebe des Kurfürsten in 
Anspruch, kraft der er der Noth seiner Unterthanen ab- 
helfen solle, und in letzterer Beziehung griff er zu der 
Unterscheidung zwischen wahrhaft geistlicher Regierung und 
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zwingender Aufrechterhaltung der Kirchenordnung gegen- 
über muthwilliger Widersetzung, jene dem Landesherrn 
ebenso entschieden, wie das Lehramt, absprechend, diese 
ihm aus dem Grunde ebenso entschieden zusprechend, 
dass ja „weltliche Obrigkeit schuldig sei, darob zu halten, 
dass nicht Zwietracht, Rotten und Aufruhr sich unter den 
Unterthanen erheben.“ Er bezog sich dabei auf das Bei- 
spiel, welches Constantin durch sein Verhalten gegenüber 
der durch Arius „unter den Christen im Kaiserthum“ an- 
: gerichteten Zwietracht gegeben habe. Ein eigentliches lan- 
desherrliches Kirchenregiment war dadurch immer noch 
vielmehr abgewehrt, als gerechtfertigt. Erst durch die Be- 
stellung landesherrlicher Consistorien wurde das landesherr- 
liche Kirchenregiment thatsächlich begründet, und der Be- 
griff eines von der Führung des Lehramtes abgelösten, von 
demselben scharf unterschiedenen Kirchenregiments zur vol- 
len Darstellung gebracht, ehe er noch ausgesprochen, oder 
auch nur bestimmt gedacht worden war. 

Inwiefern aber doch schon eine Ahnung dieses Begriffs 
in einer oben bereits besprochenen, aber dort noch nicht 
in diese Beziehung von uns gebrachten Stelle der A. C. 
enthalten war, wollen wir jetzt noch nachträglich nachzu- 
weisen suchen. 

Wir denken hier an den Theil des Art. XXVIU., der 
von der Befugniss der Bischöfe oder Pastoren handelt, durch 
Satzungen dafür zu sorgen, dass in der Kirche alles ordent- 
lich zugehe. Es wird dort diese Befugniss nicht aus dem 
ihnen jure divino zukommenden ministerium verbi abge- 
leitet, auch nicht aus der ihnen jure divino zukommenden 
jJurisdictio; sie wird nur auf das Ordnungs- und Friedens- 
bedürfniss der Kirche als eines äusserlichen, irdischen Ge- 
meinwesens gestützt, und eben weil diese Thätigkeit der 
Bischöfe oder Pastoren nicht auf einen göttlichen Befehl 
zurückgeführt werden kann, als eine ihnen nur gestattete 
bezeichnet. Offenbar war man da bereits auf dem Wege 
zu der Erkenntniss, dass zu einer dem Bedürfniss der Kirche 
vollständig genügenden Kirchenverfassung ein durch die 
göttliche Einsetzung des Predigtamtes selbst noch nicht ge- 
gebenes Institut gehöre, das zwar füglich die Gestalt einer 


Zu den Streitfragen über Kirchenverfassung. 57 


Erweiterung der Befugnisse des Lehramtes über den ihm 
durch das mandatum divinum gegebenen Inhalt hinaus an- 
nehmen könne, aber nicht annehmen müsse. Dieses 
Institut ist aber eben das eigentliche Kirchenregiment in 
seiner Unterscheidung vom Lehramt. Und so kann man 
also allerdings sagen, dass man hier diesem Begriff schon 
sehr nahe gekommen war. 

Denn das ist eben der reine Begriff des Kirchenregi- 
ments, worüber freilich, wie ich bereits oben wiederholt 
andeutete, die uns jetzt geläufige Vorstellung von Kirchen- 
regiment schon wieder einigermaassen hinausgeht, dass es 
die auf Erhaltung äusserlicher Ordnung in 
der Kirche gerichtete Thätigkeit ist. Die Uebung 
des Lehramtes in Gemässheit des darin nach der evange- 
lischen Lehre enthaltenen göttlichen Berufs hat selbst bei 
ihrer weitesten Ausdehnung immer nur eine innerliche 
Einwirkung auf die Kirchenglieder zum Ziel. Selbst die 
Excommunication als „rechter christlicher Bann“ soll, wie in 
den Schmalkaldischen Artikeln P. III. A. IX. gesagt wird, 
zu ihrem eigentlichen Ziel haben, dass „der Sünder sich 
bessere und die Sünde meide“; auch der Anhang zu den 
Schmalkaldischen Artikeln $. 76. fordert, dass sie nur ge- 
braucht werde „den Leuten zu Besserung des Lebens.“ 
Desgleichen hat das „Lehr urtheilen und die Lehr, so dem 
Evangelio entgegen, verwerfen“ unstreitig als Uebung des 
ministerium verbi in seiner eigentlichen Bedeutung nur die 
innerliche Ueberführung der Irrlehrer und die innerliche 
Verwahrung der Gemeinde vor der Verführung durch die 
Irrlehrer zum Ziel, wie ja auch offenbar durch das blos 
verbo erfolgende rejicere doctrinam ab evangelio dissentien- 
tem die gleichwohl fortgehende Verbreitung der Irrlehre 
nicht äusserlich verhindert wird. Die Uebung des Lehr- 
amts als solchen kann nur die Erhaltung äusserlicher Ord- 
nung in der Kirche zum Erfolg, sie kann sie aber nicht 
zu ihrem eigentlichen Zweck haben. Der Vollzug der 
Excommunication durch Fernhaltung des Gebannten von 
der äusserlichen Kirchengemeinschaft, der Vollzug der Ver- 
werfung einer Irrlehre durch die Enthebung des Irrlehrers 
von dem kirchlichen Lehramte, das er etwa bekleidet, diese 
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Handlungen sind, wenn sie auch von dem Bischof oder 
einem Collegium von Trägern des bischöflichen Amtes aus- 
gehen, doch nicht mehr lehramtliche, sondern kirchenregi- 
mentliche Handlungen. Sie müssen der excommunicatio 
und rejectio doctrinae folgen, und liegen dem Lehr- 
amte ob, wenn es kein eigenes Amt des Kirchen- 
regiments giebt; aber sie sind darum doch immerhin 
nicht Akte des ministerum verbi, sondern Akte des Kir- 
chenregiments im Gegensatz zum geistlichen Amte. Das 
ist Melanchthon entgangen, und insofern lässt sich nicht in 
Abrede stellen, dass seine hier und im Anhang zu den 
Schmalkaldischen Artikeln entwickelte Kirchenverfassungs- 
lehre, indem sie doch sonst sich nicht ganz auf Darlegung 
des jus divinum beschränkte, sondern auch auf ihre noth- 
wendige Ergänzung durch menschliche Anordnung ein- 
ging, an einer gewissen Unvollständigkeit leidet. 

Es zeigt sich auch noch an einem andern Punkte, wie 
der Mangel eines klaren Begriffs vom Kirchenregimente in 
seiner nothwendigen Unterscheidung vom ministerium verbi 
als solchem zu einem unläugbaren Sprung in jener Lehr- 
entwicklung geführt, und in der Darlegung des Gedanken- 
zusammenhangs eine unverkennbare Lücke gelassen hat. 
Im Tractatus de potestate et jurisdictione episcoporum wird, 
wie oben erwähnt, behauptet, dass jure divino jeder Pastor 
in seiner Kirche das Ordinationsrecht habe, wobei offenbar 
die Schlussfolgerung die ist: aus der potestas clavium fliesst 
das jus vocationis; der Pastor hat in seiner Kirche die po- 
testas clavium auszuüben, also auch das jus vocationis in 
Form der Ordination. Nun ist es ganz richtig, dass, wenn 
zur Vollziehung des mandatum Dei praedicandi evangelii, 
remittendi et retinendi peccata et administrandi sacramenta 
im Namen der Kirche als communio sanctorum, welche zu- 
nächst jenes mandatum vom Herrn hat, Jemand zum Pre- 
digtamte berufen werden soll, der Pastor kraft seiner Voll- 
macht die Schlüsselgewalt im Namen der in seiner Gemeinde 
enthaltenen communio sanctorum zu üben, denselben jure 
divino zu ordiniren befugt ist, in dem Sinn, dass er ihn in 
Folge einer Wahl der Gemeinde oder der ihm anstatt der- 
selben überlassenen eigenen Wahl feierlich zum Antritte 
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des Predigtamts einsegnet und (im evangelischen Sinne des 
Worts) weiht. Aber davon ist dessen Einsetzung in das 
Kirchenamt an der Gemeinde zu unterscheiden, die jedoch 
an jener Stelle nach dem ganzen Zusammenhang als in der 
ordinatio mit inbegriffen gedacht wird. Diese Handlung 
nun — die Einsetzung in das Kirchenamt an der Gemeinde 
liesse sich aus der Schlüsselgewalt des Pastors nicht ableiten. 
Sie enthält nur den Beruf, selbst öffentlich das Evangelium 
zu predigen, die Sakramente zu verwalten und überhaupt 
liturgische Handlungen zu vollziehen, durch welche das 
allgemeine Priesterthum von Gemeinschaftswegen in feier- 
licher Weise geübt werden soll. Die Einsetzung in das 
Kirchenamt an der Gemeinde ist Handhabung der äusser- 
lichen Kirchenordnung als solcher, mithin wieder eine 
wesentlich kirchenregimentliche Handlung, und muss also, 
wenn sie der Pastor vollziehen soll, auf einen besonderen 
Auftrag neben dem in der Anvertrauung der Schlüsselge- 
walt selbst liegenden zurückgeführt werden. 

Es ist von Interesse, in den hier zuletzt hervorgeho- 
benen Beziehungen mit der darin noch mangelhaften Be- 
kenntnisslehre von der Kirchenverfassung die Reformatio 
Wittebergensis von 1545. zu vergleichen, und zu sehen, 
welch ein klarer Begriff vom eigentlichen Kirchenregi- 
ment da zu Grunde liegt, worauf wohl die in Mitte liegende 
Beschäftigung mit der Einrichtung von Consistorien nicht 
ohne Einfluss gewesen sein mag. 

Es wird hier nämlich deutlich und bestimmt zwischen 
ministerium evangelicum und gubernatio ecclesiae, und dann 
wieder zwischen gubernatio ecclesiae im engern Sinn und 
regimen ecclesiae unterschieden. Das ministerium evangelii 
ist immer mit einer gubernatio ecclesiae verbunden, aber 
diese ist nicht ein innerer Bestandtheil des ministerium 
evangelii. Das regimen ecclesiae kann ebenfalls mit dem 
ministerium evangelicum verbunden sein, aber nur bei sol- 
chen Trägern desselben, welche die Kirchenverfassung auf 
eine höhere Stufe über den gemeinen Dienern des Worts 
gestellt hat. Ausfluss des ministerium evangelicum ist es 
aber, soweit es nicht gubernatio ecclesiae ist, so wenig, 
dass, wenn die vorhandenen Bischöfe im e. 3. (ministri evan- 
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gelii höheren Grads) die Bedingungen, unter welchen allein 
die Führung dieses regimen ecclesiae durch sie zugelassen 
werden kann, nicht erfüllen wollen, nicht etwa dafür von 
Seiten der Kirche das bischöfliche Amt mit andern Per- 
sonen besetzt werden muss, sondern es Sache der principes 
et politici gubernatores ist, dem Bedürfniss abzuhelfen. 

Gubernatio ecclesiae und regimen ecclesise unterschei- 
den sich in folgender Weise. Gubernatio ecclesiae ist das 
Kirchenregiment, soweit es zwar nicht zum Inhalt des mini- 
sterium evangelicum gehört, aber doch gewissermaassen Aus- 
fluss desselben und desshalb nothwendig damit verbunden 
ist, andererseits aber auch die Zusammenfassung mehrerer 
Gemeinden zu einem Regimentssprengel nicht voraussetzt. 
Eben dieses ist dagegen die Voraussetzung für das regimen 
ecclesiae, welches dann neben der gubernatio ecclesiae noch 
mancherlei andere Functionen in sich schliesst, die keines- 
wegs auch nur Ausfluss des ministerium evangelicum sind, 
und daher von demselben abgetrennt werden können. Ge- 
meinsam gilt es für beiderlei Kirchenregiment, dass an den 
Vorrichtungen desselben jedenfalls eine Mitbetheiligung des 
gemeinen Christenstandes statthaft, ja zum Theil nothwendig 
oder doch sehr wünschenswerth ist. 

Im weitesten Sinn des Worts begreift die gubernatio 
ecclesiae sechs Stücke in sich: 1) die Sorge für Reinheit 
der Lehre; 2) die Sorge für gehörigen Brauch der Sakra- 
mente; 3) die Erhaltung des Predigtamtes; 4) Kirchenzucht; 
5) die Sorge für die kirchlichen Bildungsanstalten; 6) den 
äusserlichen Schutz und die Beschaffung des Unterhalts für 
die kirchlichen Amtspersonen. Die fünf ersten Stücke ge- 
hören ihrem wesentlichen Gehalte nach zur eigentlichen gu- 
bernatio ecclesiae, zu voller Ausbildung gelangen sie nur 
in einem regimen ecclesiae; das sechste Stück macht den 
wesentlichen Antheil der christlichen Obrigkeit an der gu- 
bernatio ecclesiae im weitesten Wortsinn aus. 

Die Sorge für Reinheit der Lehre besteht in Feststellung 
der reinen, schriftmässigen Lehre, wie sie z. B. vom Apostel- 
concil und vom Nicänischen Concil, zuletzt durch Abfassung 
der Augustana Confessio geübt worden ist. Dies ist eine 
besondere Art der Erfüllung des mandatum praedicandi 
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evangelii und kommt also zunächst dem ministerium evan- 
gelicum zu. Zwischen Bezeugung der reinen Lehre von 
Seiten desselben und einem Gebot, dieser Bezeugung gemäss 
zu lehren, wird auch hier nicht unterschieden, in stillschwei- 
gender Voraussetzung, wie es scheint, dass die Bezeugung 
von selbst die Geltung bewirke. 

Die Sorge für rechten Brauch der Sakramente erscheint 
von selbst als Ausfluss der potestas administrandi sacramenta 
und mithin, auch in sofern sie die Anordnung richtiger, 
angemessener Verwaltungsweise der Sakramente bedeutet, 
als eine ebenfalls zunächst dem ministerium evangelicum zu- 
kommende Sache. 

Unter der conservatio ministerii evangeliei wird zunächst 
die Bestellung desselben mit geeigneten Personen und dann 
auch die Fürsorge dafür, dass es den ihm gebührenden Ge- 
horsam finde, verstanden. Bei den weiteren Ausführungen 
über die Bedeutung des ministerium evangelicum wird mit 
besonderer Genauigkeit auf die Frage eingegangen, ob ver- 
schiedene — höhere und niedrigere — Stufen (gradus) 
dieses Amtes bestehen sollen, was dann eben zu einer Be- 
schreibung und Zergliederung des regimen episcoporum führt, 
die hier vorzugsweise unsere Aufmerksamkeit in Anspruch 
nimmt. 

Es wird jene Frage nur als eine Frage der Zweck- 
mässigkeit und Angemessenheit behandelt, in stillschweigen- 
dem Beharren bei dem in den Bekenntnissschriften schon 
aufgestellten und erwiesenen Satze, dass jure divino non 
sunt diversi gradus episcopi et pastoris. Es werden die von 
der Gegenseite für jene höheren Stufen des evangelischen 
Amtes vorgebrachten Zweckmässigkeitsgründe angeführt und 
(wiederum nur stillschweigend) als richtig anerkannt, indem 
dagegen nur erwiedert wird, dass die Unterwerfung unter 
den bestehenden Episcopat nothwendige Bedingungen habe, 
die auf göttlichen Gesetzen beruhten. Diesen müsste das 
anzuerkennende regimen episcoporum entsprechen. Und 
da, wie zum Theil schon bei der Anführung jener Zweck- 
mässigkeitsgründe für das eigentliche, höhere Bischofsamt 
kommt es nun zum Vorschein, was im regimen episcoporum 
enthalten gedacht wird. 
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Es ist das 1) die Fürsorge für rechte Verwaltung des 
Worts und der Sakramente durch Besetzung der Aemter 
dafür im ganzen Sprengel mit wahrhaft tüchtigen Männern; 
2) die Erforschung der Tüchtigkeit der Candidaten des Lehr- 
amtes nach Lehre und Leben besonders mittelst sorgfältiger 
Abhaltung der dazu erforderlichen Prüfungen; 3) die Beauf- 
sichtigung und Stärkung der untergebenen Pastoren in Be- 
ziehung auf Erfüllung ihrer eigentlichen Amtspflichten und 
ihren sittlichen Wandel mittelst fleissiger Kirchenvisitationen ; 
4) die Handhabung kirchlicher Strafgerichtsbarkeit zum Zweck 
der Ausstossung von Irrlehrern und offenbarer, unbussfertiger 
Sünder aus der Kirche, wozu Consistorien einzurichten sind, 
welche zugleich die Ehestreitigkeiten entscheiden sollten; 
5) die Zusammenberufung und Leitung von Synoden, wenn 
Lehrzwiste und andere Krankheitserscheinungen des kirch- 
lichen Lebens eine mit Vielen anzustellende Berathung er- 
heischen; 6) die Ordnung und Beaufsichtigung des Schul- 
wesens in Gemeinschaft mit den politischen Obrigkeiten. 
Eben davon, wie von den Consistorien oder Kirchengerichten 
wird dann noch besonders in umfassenderer Weise gehan- 
delt, und für die Consistorien eben als Kirchengerichte ge- 
fordert, dass sie nicht blos mit Personen aus dem Lehrstande, 
sondern auch mit ehrbaren und gelehrten, gottesfürchtigen 
und zum Richteramte tauglichen Laien besetzt werden sollen. 

Es ist also dem allem nach das regimen episcoporum 
ein „höheres Kirchenregiment“, welchem eine Mehrheit 
von Ortsgemeinden mit ihren Pastoren untergeben ist, dem 
dann auch höhere Aufgaben gestellt sind, das auch einer 
reicheren Organisation bedarf. Es hängt damit zusammen, 
dass bei der Angabe von Zweckmässigkeitsgründen für die 
Abstufung des evangelischen Amtes hauptsächlich hervor- 
gehoben wird, es seien die Graben ungleich, es seien nament- 
lich nicht alle Träger jenes Amtes gleich geschickt, schwie- 
rige Lehrfragen zu entscheiden; es seien für die zum voll- 
ständigen Umfang des Kirchenregiments gehörenden Geschäfte 
viele Behörden und Beamten erforderlich. Dass aber für die 
Einrichtung und Handhabung eines solchen höheren Kirchen- 
regiments doch nicht unbedingt eine Abstufung des evan- 
gelischen Amtes, das Bestehen eigentlicher Bischöfe erforder- 
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lich sei, sondern dass dieses höhere Kirchenregiment allen- 
falls wohl auch von den Staatsoberhäuptern gehandhabt 
werden könnte, wird in sehr bemerkenswerther Weise damit 
angedeutet, dass dawider den Gegnern nur der Einwand in 
den Mund gelegt wird, die Staatsoberhäupter würden zu 
sehr von andern Geschäften in Anspruch genommen sein 
und zu wenig um die Kirche sich kümmern, die Lehre ken- 


_nen und kennen zu lernen suchen. Es ist damit zugleich 


angedeutet, dass gerade dieses höhere Kirchenregiment im 
Unterschied von der eigentlichen gubernatio ecclesiae vor- 
zugsweise in solchen Thätigkeiten besteht, welche mit dem 
göttlichen Beruf des evangelischen Amtes nicht in unmittel- 
barem und nothwendigem Zusammenhang stehen. 

Zum Schlusse verdient wohl noch Beachtung, dass dieses 
höhere Kirchenregiment einerseits die eigentliche, wesentliche 
gubernatio ecclesiae der einfachen Pastoren in ihren Kreisen 
nicht aufheben kann, andererseits aber dieselben nothwendig 
darauf einschränkt. Die rechte Lehre Irrlehren gegen- 
über zu bezeugen, rechten Brauch der Sakramente zu be- 
wahren, etwaige Gehülfen im evangelischen Amte zu beaufsich- 
tigen, christliche Zucht und Sitte im Gemeindeleben aufrecht 
zu erhalten, das örtliche Schulwesen in Beziehung auf reli- 
giöse Unterweisung und Erziehung der Jugend zu über- 
wachen, der Verwaltung des örtlichen Kirchenguts vorzu- 
stehen, das Alles kann das höhere Kirchenregiment den 
Pfarrern nicht abnehmen. Aber wie weit es nach der Ref. 
Wittebergensis doch ihre gubernatio ecclesiae einschränkt, 
dafür genügt es, anzuführen, dass ihr zufolge dem Consi- 
storium die Fällung des Bannspruches selbst vorbehalten 
sein, und dieser in der Ortskirche nur verkündigt werden 
soll, während doch der Anhang zu den Schmalkaldischen 
Artikeln ausdrücklich sagt, dass die Bannjurisdiktion den 
Pfarrern aus Christi Befehl gehöre. 

Es führt uns dieses geradenwegs auf einen für den 
Begriff des „höheren Kirchenregiments* höchst wichtigen 
Punkt. Man hat es ganz richtig als die „rechtlich geord- 
nete Thätigkeit der Kirche über den Gemeinden 
definirt. Diese „Kirche über den Gemeinden“ ist aber in 
ihrem eigentlichen Sinn eben die wesentliche, eigentliche 
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Kirche, die congregatio sanctorum. In sofern jede an dem 
reinen Evangelium und Sakrament festhaltende Ortsgemeinde 
Darstellung der congregatio sanctorum ist, hat sie immer 
die „Kirche über den Gemeinden“ zugleich in sich. Allein 
je unvollkommner der Zustand der sichtbaren Kirche über- 
haupt ist, — und in der Volkskirche ist er immer ein sehr 
unvollkommner — um so mehr werden die einzelnen Orts- 
gemeinden in der Mehrzahl für sich allein nur sehr schwache, 
mangelhafte Darstellungen der congregatio sanctorum sein, 
um so mehr werden auch die einfachen Pastoren grossen- 
theils der Aufgabe, die volle Schlüsselgewalt der congregatio 
sanctorum persönlich zu üben, nur mangelhaft gewachsen 
sein. Da liegt es dann eben nahe, als eigentliche Darstel- 
lung der congregatio sanctorum doch nur eine Gesammtheit 
von Gemeinden, wie sie in einem „Lande“ oder einer bischöf- 
lichen Diöcese sich findet, mit ihrem grösseren Reichthum 
geistlicher und natürlicher Gaben und Kräfte zu betrachten, 
und deshalb mittelst Aufrichtung eines „höheren“ Kirchen- 
regiments über diese ganze Gemeindengesammtheit die gu- 
bernatio ecelesiae der einzelnen Pfarrer so zu beschränken, 
"dass namentlich, wenn jenes Regiment ein bischöfliches 
ist, selbst wesentliche Bestandtheile der pfarramtlichen guber- 
natio ecclesiae auf den Bischof und seine Organe übertragen 
werden. . Dieses Verhältniss zwischen dem höheren Kirchen- 
regiment und dem örtlichen müsste bei einem gesunden Zu- 
stand der Kirche das gerade umgekehrte sein: die den Orts- 
gemeinden vorstehenden Lehrer müssten die vollständigste 
gubernatio ecclesiae besitzen, und das höhere Kirchenregi- 
ment nur eine ihre Thätigkeit beaufsichtigende und nach 
Bedürfniss ergänzende, anregende, berichtigende Bedeu- 
tung haben, wie es z. B. auch bei der Art von „Regi- 
ment“ der Fall war, das der Apostel Paulus über die von 
ihm gegründeten Gemeinden führte, nachdem sie vollständig 
organisirt waren. Dabei würde dann auch in beiderlei Regi- 
ment weit weniger der gesetzliche Charakter ausgeprägt sein, 
der in einem gewissen Sinn freilich allem eigentlichen Regi- 
ment eigen ist. Gerade dadurch nämlich unterscheidet sich 
die regimentliche und die lehramtliche Wirksamkeit wesent- 
lich von einander, dass jene dieselben Vorschriften als 
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äusserliche-Gesetze geltend macht, um eine bestimmte äusser- 
liche Wirkung zu erzielen, welche diese nur als Bestimmungs- 
gründe des Willens gebraucht, um damit eine innerliche Ein- 
wirkung zu üben. Wenn das Kirchenregiment im Ganzen 
von den in der Mitte der Ortsgemeinden selbst stehenden 
Lehrern und Vorstehern derselben geführt wird, und das 
höhere Kirchenregiment nur in einzelnen Akten der oben 
bezeichneten Art besteht, wird es seine Zwecke durchaus 
mehr im Wege des Lehrens und Vermahnens erreichen kön- 
nen. Dagegen ein umfassendes und reich organisirtes Kir- 
chenregiment wird fast nur, oder doch verhältnissmässig 
selten anders, als gebietend und verbietend, also eben in 
rein gesetzlicher Weise, zu Werke gehen können. Und ge- 
rade von da aus erhebt sich dann ein gewichtiges Bedenken 
dagegen, dass es zu seinen Trägern, nicht zu blosen Aus- 
führern im Einzelnen, Inhaber des Lehramtes habe, und muss 
dagegen der Gedanke auftauchen, es schicke sich besser, 
es in die Hände obrigkeitlicher Personen niederzulegen, wenn 
die Kirche solche unter ihren “Gliedern hat, wie denn 
doch ohnehin das, was die Reformatio Wittebergensis, wie 
wir oben sahen, unter dem Namen der defensio corporalis 
als letztes Stück der gubernatio ecclesiae aufführt, nur Sache 
der Obrigkeit sein kann. Es führt uns das auf die weiter 
oben schon gemachte Bemerkung zurück, dass in der Volks- - 
kirche das Kirchenregiment nicht blos verbo, sondern nur 
zugleich vi humana geführt werden kann, welche letztere 
aber nach der Lehre der Aug. Conf. der weltlichen Gewalt 
im Gegensatz zur kirchlichen an sich von Gott vorbe. 
halten ist, und dass also dieser Umstand in der Volkskirche 
auf Trennung des eigentlichen Kirchenregiments vom Lehr- 
amte und auf Verbindung desselben mit der obrigkeitlichen 
Gewalt gewissermaassen hindrängt. 

Es ist dafür eine Stelle der Ref. Witteb. sehr merk- 
würdig. Wo sie nämlich von den Kirchengerichten und der 
ihnen zukommenden Bannjurisdiktion handelt, sagt sie: est 
autem contemtor excommunicationis pro facti atrocitate a 
potestate gladium gerente coörcendus. Nam potestas politica 
ecclesiam in tuenda pia disciplina juvare debet. Es ist hier 
festgehalten, dass es in der Kirchengewalt als solcher. nur 
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liegt, zu excommuniciren verbo, sine vi humana. Aber es 
kann eben die kirchliche Excommunications - Sentenz ver- 
achtet werden. Dann.hat die Obrigkeit Hülfe zu leisten. 
Wie viel bequemer und einfacher ist es nun für solche Fälle, 
wenn ein Consistorium solche Verfügungen gleich im Namen 
und unter der Autorität der Landesobrigkeit ergehen lässt! 
Wir beschränken uns hier noch auf diese Andeutung von 
Gründen, welche es als zweckmässig erscheinen lassen konn- 
ten, das höhere Kirchenregiment in die Hände der Landes- 
herren gelangen, oder, richtiger gesagt, darin liegen zu las- 
sen, ohne noch die bedenkliche Seite dieser Gründe weiter 

zu erörtern, und ohne die Gründe dafür zu prüfen, dass, | 
wie man neuerdings wieder behauptet, das landesherrliche 
Kirchenregiment sogar auf göttlichem Rechte beruhe. 

Aber wie wir hier bereits die weitere Entwicklung der 
Bekenntnisslehre von der Kirchenverfassung in den Kreis 
unserer Betrachtung aufnehmen zu müssen glaubten, wie 
sie uns in der nach den reformatorischen Bekenntniss- 
schriften verfassten Wittenberger Reformationsformel ent- 
gegentritt, so glauben wir hier schliesslich noch das Ver- 
hältniss in Kürze besprechen zu sollen, in welchem zu jener 
Bekenntnisslehre die Theorie vom evangelischen Amte steht, 
die Luther vor der Zeit der Aug. Conf. namentlich in der 
Schrift: An den christlichen Adel deutscher Nation ent- 
wickelt hat '). 

Indem hier nämlich Luther allerdings (in einem gewissen 
‘Sinn wenigstens) das evangelische Amt aus dem allgemeinen 
Priesterthum aller einzelnen Christen herleitet, von wel- 
chem letzteren die Bekenntnisse ganz schweigen, nur ein- 
mal (im Anhang zu den Schmalkaldischen Artikeln) das 
sacerdotium, welches allein die vera ecclesia habe, erwäh- 
nend, hat es den Anschein, als wenn zwischen jener Amts- 
theorie Luthers und der Bekenntnisslehre vom Amt ein 
wesentlicher Unterschied stattfände. 

Dieser Anschein verschwindet aber bei genauerer Be- 
trachtung. Luther lässt nicht das evangelische Amt daraus 


1) Vgl. hiezu meinen Artikel: »Luthers Lehre von der Kirchenge- 
gewalt« in der Zeitschrift f. Prot. u. Kirche, Bd. 50. 8. 277. fi. 
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entstehen, wie man gewöhnlich meint, dass die sämmtlichen 
Einzelnen, um es recht scharf auszudrücken, ihr allgemeines 
Priesterthum an denjenigen veräussern, den sie zum 
Amte berufen. Er will vielmehr nur auseinandersetzen, wie 
bei der jedesmaligen Bestellung des Amtes, dessen göttliche 
Stiftung er ja selbst, wie wir oben sahen, anerkennt, und 
gewiss auch dort, aber eben blos stillschweigend, voraus- 
setzt, das bei dem Berufenen als eine ihm mit allen Gläu- 
bigen gemeinsame Eigenschaft anzunehmende allgemeine 
Priesterthum in seiner Person zum Amte werde, 
nämlich dadurch, dass er mittelst einer in der Berufung lie- 
genden Bevollmächtigung von Seiten aller Glieder der com- 
munio sanctorum, in deren Namen die Berufung an ihn 
ergeht, die Gewalt erhält, für sie alle (nicht anstatt 
aller äusserlichen Gemeindeglieder, sondern anstatt aller 
darunter befindlichen Gläubigen) das allgemeine Priesterthum 
durch die Predigt des Evangeliums und der Verwaltung der 
Sakramente auszuüben. Denn er denkt sich die geistliche 
Befähigung und den Beruf, gerade mittelst Worts und Sa- 
kraments zur Heiligung der Menschheit thätig beizutragen, 
als Hauptinhalt des allgemeinen Priesterthums. Das beson- 
dere Amtsrecht setzt er nur darein, dass der Amtsträger 
ausschliesslich berufen ist zum publice docere et administrare 
sacramenta. In den Handlungen, welche die gottgewollte 
Kirchenordnung den Amtsträgern (von Nothfällen abgesehen) 
allein vorbehält, erblickt er nur der Form, nicht dem 
Wesensgehalt und der Wirkung nach andere Handlungen, 
als es die sind, wozu fortwährend jeder gläubige Christ, wie 
geistlich befähigt, so auch unter Umständen berufen ist. — - 
So aufgefasst, stimmt offenbar diese Theorie mit der Be- 
kenntnisslehre vollkommen überein. 

Endlich aber glaube ich auf die Frage hier noch etwas 
näher eingehen zu müssen, welchen Sinn es hat, wenn in 
lutherischen Bekenntnissen von Stücken der Kirchenverfae- 
sung ausgesagt wird, dass sie juris divini seien? Bekannt- 
lich ist behauptet worden, dass von einem wahrhaft evan- 
gelischen Standpunkte aus ein jus divinum in Beziehung 
auf Kirchenverfassung überhaupt geläugnet, und daher an- 
genommen werden müsse, es sei, wo die lutherischen Be- 
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kenntnisse von jus divinum reden, nicht sowohl von der 
Kirchenordnung als von der dieselbe bedingenden Heilsord- 
nung die Rede. Ich selbst bin der Ansicht, dass es gerathen 
wäre, den Ausdruck jus, divinum nur in einem so bestimmten 
Sinn zu gebrauchen, in welchem er lediglich das nach geoffen- 
bartem Willen Gottes zur Seligkeit Nothwendige bezeichnete. 
Aber es scheint mir unläugbar, dass das nicht der Sprach- 
gebrauch der lutherischen Bekenntnisse ist, sondern dass 
diese den Ausdruck in einem weiteren Sinne nehmen, worin 
er Alles umfasst, wovon aus der heiligen Schrift nachge- 
wiesen werden kann, dass es ein in irgend welcher Be- 
ziehung unwandelbar geltender Wille Gottes sei. Es scheint 
sich mir das namentlich aus der Art und Weise zu ergeben, 
wie in den Bekenntnissen die Frage erörtert wird, ob der 
päpstliche Primat juris divini sei? Es wird diese Frage 
keineswegs so aufgefasst, als handle es sich dabei darum, 
ob der Primat des Papstes zur Seligkeit nothwendig sei, es 
wird dieselbe vielmehr als eine eigentliche Kirchenverfas- 
sungsfrage behandelt, wie dieses insbesondere aus 8. 38. des 
Tractatus de potestate primatu papae erhellt, wo es heisst: 
etiamsi romanus episcopus divino jure primatum et superiori- 
tatem haberet, tamen non debetur obedientia his pontificibus, 
qui defendunt impios cultus, idololatriam et doctrinam pug- 
nantem cum evangelio. Es soll also neben einander denk- 
bar sein, dass der römische Bischof nach göttlichem Recht 
Oberhaupt der Kirche, und dass ihm unter gewissen Bedin- 
gungen der Gehorsam zu verweigern sei; dies ist aber neben 
einander nur denkbar unter der Voraussetzung, dass sein 
‚Primat ein, wenn auch auf göttlicher Stiftung beruhendes, 
so doch nur der Kirchenordnung, nicht der Heilsordnung 
angehöriges Verhältniss zur Kirche wäre. Es hätte auch 
die ganze Beweisführung wider die Behauptung, dass der 
Papst jure divino das Oberhaupt der Kirche sei, eine andere 
sein müssen, als die hier wirklich angewendete, wenn unter 
‘dem jus divinum des Primats seine Heilsnothwendigkeit ver- 
standen worden wäre; es hätte dann vor Allem der Beweis 
darauf gerichtet werden müssen, dass nach dem Zeugniss 
der Schrift das Seelenheil nicht der Vermittlung des Papstes 
bedürfe, während der Beweis lediglich darauf gerichtet ist, 
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dass der Herr die übrigen Apostel nicht dem Petrus unter- 
geordnet habe, und dass auch in den ersten Jahrhunderten 
“ eine Oberhoheit des römischen Bischofs über alle andern. 
nicht anerkannt worden sei. Desgleichen zeigt auch der im 
8. 65. aufgestellte Satz: ordinationem a pastore in sua ec- 
clesia factam jure divino rataın esse, dass unter jus divinum 
nicht blos Vorschriften der Heilsordnung verstanden werden ; 
denn es konnte Melanchthon nicht in den Sinn kommen, die 
Frage, ob eine Ordination gültig sei, als eine Frage der 
Heilsordnung aufzufassen; er konnte darin nur eine Frage 
der Kirchenordnung erblicken. Eben so wenig aber kann- 
in den Symbolen die Aussage, dass ein Stück der Kirchen- 
ordnung juris divini sei, blos bedeuten, 'dass es als eine 
unter den gegebenen Umständen „Gott wohlgefällige“ Ein- 
richtung zu betrachten sei. Denn sonst würde nicht an 
derselben Stelle behauptet werden können, dass jure divino 
non sunt diversi gradus et pastoris, während doch ander- 
wärts in den Bekenntnissschriften es mehrfach ‚als sehr be- 
klagenswerth bezeichnet wird, wenn wirklich wegen der Hart- 
näckigkeit der Bischöfe die bestehende bischöfliche Kirchen- 
verfassung, also eben die Ueberordnung der Bischöfe über 
die Pfarrer sich auflösen würde. Mithin bleibt nichts an- 
deres übrig, als in den lutherischen Symbolen das jus divi- 
num auch auf einen der blosen Kirchenordnung geltenden 
göttlichen Willen zu beziehen, so jedoch, dass er als ein 
dieselbe mit Nothwendigkeit bestimmender gedacht wird, 
welchen die Kirche niemals ohne eigentliche Versündigung 
‚unbeobachtet lassen könnte. 

Damit steht es dann aber keineswegs in Widerspruch, 
wenn eine kirchliche Einrichtung als juris divini bezeichnet 
wird, deren Nothwendigkeit auch durch Vernunftschlüsse 
dargethan werden kann. Denn die Kirchenordnung an und 
für sich gehört ebenso, wie die Staatsordnung, dem Gebiete 
der lediglich irdischen und zeitlichen Dinge an, hinsichtlich 
welcher die _ menschliche Vernunft nach der evangelischen 
Lehre auch nach dem Fall vollkommen urtheilsfähig geblie- 
ben ist. Wenn die Vernunft nur das wahre Wesen der 
Kirche als durch die göttliche Offenbarung gegeben aner- 
kennt, so kann sie dann durch Schlüsse finden, was ver- 
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möge desselben in Beziehung auf die Kirchenordnung noth- 
wendig ist, und es können niemals ausfrückliche Weisungen 
des Herrn in dieser Beziehung als nicht vollständig begreif- ' 
liche, die Fassungskraft der menschlichen Vernunft - über- 
steigende Lehren erscheinen. Daraus ergiebt sich, dass eine 
Kirchenverfassungslehre, welche die Nothwendigkeit des 
Predigtamtes aus dem Wesen der Kirche folgert, und als 
eine darin begründete natürliche Nothwendigkeit nachweist, 
je nachdem sie dieses thut, in vollem Einklang mit einer 
Lehre stehen kann, welche aussagt, dass das Predigtamt 
juris divini im Sinn der lutherischen Bekenntnisse sei, wie 
denn bekanntlich das canonische Recht jus divinum und jus 
naturale als gleichbedeutend nimmt, indem es dabei unter 
jus naturale dasjenige versteht, was auch der menschlichen 
Vernunft als durchaus nothwendig erscheint. Von selbst 
ergiebt sich, dass dann jus humanum im Gegensatz zum jus 
divinum nicht etwa verwerfliche Menschensatzungen bedeu- 
tet, sondern nur solche Menschensatzungen, welche, weil sie 
eben blose Menschensatzungen sind, und nicht nach gött- 
lichem Willen nothwendige Ordnungen, auch nicht auf un- 
wandelbare Geltung Anspruch haben, vielmehr jederzeit 
ohne Versündigung wieder ausser Kraft gesetzt, und mit 
andern Ordnungen vertauscht werden können. 

Uebrigens ist auch wohl zu unterscheiden zwischen der 
Aussage, dass ein Amt jure divino bestehe, und dass in 
Ausübung desselben jure divino gehandelt werde. Letz- 
teres lässt sich nur sagen, soweit durch Amtshandlungen ein 
bestimmtes mandatum divinum einfach vollzogen, und so, 
um es juristisch auszudrücken, damit eine direkte Stellver- 
tretung Gottes geübt wird, wie es z. B. bei der Sakraments- 
verwaltung oder Absolution der Fall ist, wo in der That 
Gott durch den Amtsträger „mit uns handelt und redet“. 
Wo dagegen Jemand, sei es auch in Ausübung eines auf 
mandatum divinum beruhenden Amtes, zunächst nach freiem 
eigenem Ermessen zu handeln hat, handelt er niemals jure 
divino, so sehr auch sein ihn bestimmendes Ermessen nach- 
weisbar ein dem allgemeinen göttlichen Willen entsprechen- 
des sein mag. Das gilt ausnahmslos von allen im e. S. 
kirchenregimentlichen Handlungen, ohne Unterschied, ob das 
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Kirchenregiment mit einem jure divino bestehenden Kirchen- 
amte verbunden ist, oder nicht. Dass dieses die Meinung 
der lutherischen Bekenntnisse sei, ergiebt sich unwidersprech- 
lich aus der mehrerwähnten Stelle des Art. XXVIII. der 
A. C., worin gesagt wird, dass es den Gemeinden nur „ge- 
bührt“ (convenit), den: ihr Amt jure divino innehabenden 
Bischöfen gehorsam zu sein, soweit es sich blos um die 
Beobachtung ihrer „ordinationes“ handelt. Ob nicht auch 
das, was man höheres Kirchenregiment nennt, in einem ge- 
wissen Sinn juris divini heissen könne, darüber lässt sich 
immerhin 'streiten, so gewiss es ist, dass es nicht im Sinn 
der lutherischen Bekenntnisse geredet wäre; aber die Be- 
hauptung, dass es jure divino handle, ist jedenfalls so anti- 
evangelisch, als es eine das Kirchenwesen betreffende Be- 
hauptung nur irgend sein kann. 
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IV. 


Beiträge zur Geschichte des Brandenburgisch- 
Preussischen Eherechts. 


Mittheilungen aus dem Königlichen Geheimen Staatsarchiv 
zu Berlin. 


Von 
Emil Friedberg. 


Bei Ausarbeitung meines unlängst veröffentlichten Buches 
„das Recht der Eheschliessung in seiner ge- 
schichtlichen Entwicklung“ (Leipzig 1865) habe ich 
das reiche Material des Königlichen Geheimen Staatsarchives 
in Berlin einer genauen Durchsicht unterzogen. Ich fasste 
damals den Plan, eine Geschichte des Brandenburgisch- 
Preussischen Eherechts zu schreiben, welche sich bis zur 
Codification des Landrechts erstrecken und die Rechtsbil- 
‘dung und Praxis innerhalb des genannten Territoriums zur 
Anschauung bringen sollte. ö 

Die inzwischen erfolgte Verlegung meines Wohnsitzes 
nach Halle und anderweitige Berufsarbeiten haben mich 
jedoch genöthigt, von meinem ursprünglichen Vorhaben 
abzugehen, und so theile ich denn die einzelnen bisher un- 
gedruckten Actenstücke in dem Folgenden systematisch 
geordnet mit, da sie, wie ich glaube, wohl dazu beitragen 
können, den Entwicklungsgang nicht nur des Brandenbur- 
gischen, sondern des nn Eherechts überhaupt 
zu verdeutlichen. 


l. 
Verlöbnisse. 


Ich habe in meinem oben genannten Buche !) des Weiteren 
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auszuführen versucht, wie seit dem sechszehnten Jahrhun- 
dert in missverständlicher Auffassung des kanonischen Rechts 
Verlöbnisse und Ehen vollständig identificirt wurden. Da 
man nach Luthers Vorgang alle unbedingten Verlöbnisse 
für sponsalia de praesenti erachtete und somit den Ehen 
gleichstellte, so ergab sich als naheliegende Consequenz, 
dass auch in Bezug auf die Auflösungsfähigkeit zwischen 
Ehen und Verlöbnissen kein Unterschied zugelassen wurde, 
und dass man Personen, welche das Verlöbniss, „die ange- 
fangene Ehe“ durch die priesterliche Copulation zu voll- 
ziehen weigerten, gewaltsam dazu anhielt. 

Ein Fall aus den Archivacten, der i. J. 1553. zur Ent- 
scheidung gebracht wurde, kann für Brandenburg als 
Belag der Behauptung dienen. Nicht allein, dass das Ver- 
löbniss wörtlich als „eine rechte Ehe“ bezeichnet wird: auch 
gegen den Willen des einen Theils wird die Vollziehung 
der Ehe verfügt. 

Im J. 1553. richtete der Churfürstliche Leibarzt, Dr. 
Augustinus Stiel folgendes Gesuch an seinen Herrn, welches 

auch wegen der darin geschilderten Verlobungsform Beach- 
tung verdient. 

„Durchleuchtigster Hochgeborner Churfurst, gnedigster 
Herr, Nachdeme E. Churf. g. mir gestriges tages auflerlegt 
das Ich dj geschicht vnnd Ehehandlung, wie sich dj zwi- 
schen mir ahn einem vnnd Jungfrau Margarethen Hufieners 
vnnd Irem Vattern Friderich Huffenern vnnd seinem Weibe, 
‘ anders theils zugetragenn vnnd verlauffenn, in artickeln 
vnond Positiones verfassen vnnd E. Churf. g. zustellen soldt, 
darauff dann E. Churf. g. ferner die gepur vnnd waß recht 
ist, gnedigst beschaffenn woltte, Also vnnd zuuolge dieses 
E. Churf. g. bescheidts, vbergibe Ich volgende Positiones 
vnnd Artickel, vormittels des Ordentlichen Eidts, den Ich 
hie zu zuleisten vnnd Corperlich zu schwerenn ehrputtig 
binn, Sage vnond glaube solche meine Artickel mittel des 
Eidts wahr. vnnd beweißlich seinn, doch vbergiebe Ich 
solche meine Positiones vnnd Artickel, nicht in Form vnnd 
maß eines herliches Processes, Sondern allein zu schlechtem 
einfeltigem bericht vnnd Sumärischen ehrzelung ehrgangener 
geschicht, vnnd das solchs alles nicht darumb geschehe, das 


14 E. Friedberg: 


mir so hoch ahn Berurtter Jungfrauen vnnd Friderich 
Huffeners freundtschafft gelegen, Sondern allein fur Gott 
dem Allmechtigen mein gewissen zu reinigen, vnnd für E. 
Churf. g. vnnd sonsten Meniigklichen Meine Ehr vnnd 
glimpff zuerhalten, vnd den Schimpff auf mein gegentheil 
zubenuglich dauon Ich dann offentlich for Hochgedachte 
E. Churf. g. bedinge vnd mit forgehender solche protesta- 
tion, Auch furbehalt der Injurien, schimpfis vnnd schaden, 
vond das Ich mich zu keiner vberflussigen Beweissung will 
verbunden haben, Sondern mein gegentheil so offt es dj 
Notturfft erheist Ir gewissen zu rhurenn, Setz vnd sage Ich 
vnderschiedlichen wahr vnnd Beweißlich sein, Vnnd bitt 
vnterthenigst diesen handel zu ehrrettunf meiner gewissenn 
vand gelimpff, schleunig vnnd Summarie abzuhelffen, Wie 
sich dann auch In solchem Vhall, So von gemeinen Geist- 


lichen vnd Keyser Rechten befreiett, vnnd In viel privile- 


giert ist, wol gezimpt vnnd zu forderung vnnd mehrer 
Richtigkeitt, Bitt Ich ferner das E. Churf. g. mir so gne- 


digst ehrscheinen woltten, Vnnd mein Widdertheil als Nem- : 


lich Friderich Huffener vnnd sein Weib, Als Vater vnnd 
Mutter vnnd Ire Tochter Jungfrau Margaretha, for E. Churf. 
g. personlich zu fordern, Inen einen Jigklichen jn sonder- 
heitt, diese meine Positiones vnd Artickel fuerhalten, Jedern 
auch jn sonderheitt, den gepurlichen Eidt staffieren vond 
Corperlich mit auffgerichten fingern zwe schweren vnnd 
ein Jedern jnsonderheitt auf dj Positiones vnd Artickel, bj 
dem geleisten Eide, durch das, glaube wahr oder nit wahr 
sein, deutlichen vnnd clar Anthwortten darauff fragen vnnd 
verhoren lassen, Wan etliche Artickel vergessentlich ver- 
neint oder nicht gestanden, So wollen E. Churf. g. die Be- 
nentten Personen In solchen Positional Artickeln, darauf 
auch gnedigst vnnd was Inen ferner darumb bewust, bej 
Iren pflichten verhoren 'vnd aussagen lassenn, Vnnd sagen 
Anfengklich vnnd zum ersten, Wahr vnnd Beweißlich sein, 
das Ich den Ernuhesten Hanß von Krummensehen, ehrbet- 
ten vnnd vermocht, von meinet wegen vnnd als mein 
Beuhelhaber Friderich Huffenern vnnd sein Weib vnand 
Jungfrau. Margarethen Ire Tochter anzusprechen, vnnd 
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Bemeltte Jungfrau myr zu einem Ehelichen Weib ehr- 
werben, 

Zum anderen wahr sein, das Hanß von Krummensehe, 
auß sonder freundtschafft solchs auff sich genhomen, vnnd 
dj Werbung das ich Jungfrau Margarethe zu einem Ehe- 
weibe begertte, ahn alle drej Personen, als Vattern, Mut- 
tern vnnd Tochter ahn bracht hatt, 

Zum dritten wahr sein, dass Hanß von Krummensehe 
von Inen dj Anthwortt bekhommen, Wah ich doctor Stiel 
wurde alhier bei E. Churf. g. bleiben, So woltten sie mier 
gutte Anthwortt geben, 

Zum Viertten, wahr sein, das Friderich Huffener sein 
Weib vnnd Tochter darauf nicht allein von Hanssen von 
Krummensehen, Sonder auch E. Churf. g. bescheiden wor- 
den, das Ich mein leben langk mich zu E. Churf. g. in 
dienst verpflicht vnnd bj E. Churf. g. bleiben vnnd nicht 
von hinnen ziehen wurde, 

Zum funfften wahr sein, das Inen diesse Anthwortt 
gefallen, vnnd Hanssen von Krummensehen abermhals Anth- 
wortt geben, sie woltten Ime oder mir In kurtzen eine 
gutte Anthwortt geben, 

Zum Sechsten wahr sein, das, als sich dj Anthwortt 
ettliche tage verzogen, Ich bej Hanß von Krummensehe, 
auff endtliche Anthwortt gedrungen, 

„ Zum siebenden wahr sein, das derhalben Hanß von 
Krumensehe ahn Friderich Huffenern geschrieben, vnnd 
noch denselben tag, enttliche anthwortt wissen wollenn, 
Auß Vrsachen das mir auch andere vnd bequemere heurath 
zugestanden, dj Ich ohne verzugk ahn einem Orth zu oder 
abe schreiben müste, 

Zum achten wahr sein das Friderich Huffener, von 
seim vnd seiner Tochter wegen Jungfrau Margarethen Hans- 
sen von Krumensehe durch den Herrn Preceptor Magister 
Paulum Schulte beanthwortten lassen, Ich soltte ahn andern 
orttern abschreiben, Jungfrau Margaretha soltte mein sein, 

Zum Neundten wahr sein, das Ich auff solche an- 
zeichung Hanssen von Krumensehe gefraget, Ob auch dj 
Jungfrau vmb solche anthwortt wisse, vnnd ob es Ire 
meinung auch wehre, | | 
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Zum Zehenden wahr sein, das mir Hanß von Krumen- 


sehe darauff geanthwortt, ja dj Jungfrau wissete darumb 
vond wehr Ir will vnnd Meinung auch, dann ehr hette es 
dergestaldt mit Irem der Jungfrauen Vatter vnnd Mutter 
gerhett, wie es Hanß von Krhumensehe, In meinem Nhamen 
. vod von meinet wegen dj Sache furette, also handeltte der 
Vatter In der Jungfrau Nhamen vnd von Irett wegen, 

Zum Eilfften wahr sein, das Ich dj ander heurath, so 
mir for gestanden, derwegen abgeschrieben vnd abgethan, 

Zum zwölften wahr sein, das also dj Handlung etlich 
tage, Inenn gestanden vnnd berhuett, 

Zum dreizehenden wahr sein, das hernachmahls Hanß 
Krumensehe, zu mir Doctor Stelen khommen, vnd mir ein- 
gebracht, wie sich dj Jungfrau vbel gehube mit weinen vnd 
andernn vngeberen, vnnd das sie wundtschte das sie thodt 
wehre, dan sie hette viel vor mir gehortt, vnnd woltte wen- 
dig werden, 

Zum viertzehenden wahr sein, das Ich solchs nicht 
glauben Sondern bessern grundt ehrfaren wollen, 

Zum funffzehenden whar sein, das Friderich Huffener 
mittler weil krangk worden, vand mich zu sich ehrfordern 
vnnd Bitten lassen, Ä 

Zum sechtzehenten whar sein, das Ich darauf zu Fri- 
derich Huffener ettlich tag gangen, vnnd Ime meinen rhatt 
In seiner Schwacheitt mit getheilett, 

Zum siebenzehenden whar sein, das Ich die Jungfrau 
als sie mich empfangen gefragett 93 sie noch weintte oder 
vbel gehieltte, 

Zum achtzehenden whar sein, das mir offtberurtte J ung- 
frau allewegen geanthwortt, Nein sie wisste nirgens von, 
vnnd sich doch vnfreundtlich gestellet, 


Zum Neundtzehenden whar sein, das Ich bewogen der- 


halben dem herrn Preceptori Magistro Paulo zuschreiben 
So es Ie dj gelegenheitt, das mir auch wenig daran gelegen, 
das sie so eigenwilligte, 

Zum 20. whar sein, das Magister Paulus zu mir khom- 
men, vnnd mir derhalben abgedanckt, vnnd dj heurath 
auffgesagt, 

Zum 21. whar sein, das Ich darauff geantawertt Ich 
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muste es geschehen lassen, vnd kunthe dasmhal nicht 
dawider, 

Zum 22. wahr sein, das gleich desselben tags Friderich 
Huffeners kleiner Sohn einer zu mir khomen, vnnd mich 
fleissig gebetten, das Ich zu seinem Vatter khomen wollt, 

Zum 23. whar sein, das Ich Friderich Huffener durch 
meinen eigen Diener neben dem jungen Knaben, widder zu 
. endtpotten, das es itz fast spät, darumb sollte mir Fride- 
rich Huffener, eine bestendigete Person zu schicken, dabej 
wolite Ich Inen beanthwortten. 

Zum 24. wahr sein, das volgendts tags frue, dj Wach- 
 setzerin Ursula genantt zu mir khomen, vnnd Friderich 
Huffeners harm mit sich gebracht, vnnd gebetten, Ich woltte 
den harm judieiern, vnnd darnach zu Friderich Huffener 
selbs khomen, 

Zum 25. whar sein, das Ich der Wachsetzerin geanth- 
wortt, wie Ich das verstehen soltte, hette mir doch Fride- 
rich Huffener vnnd sein Tochter abdancken vnd auffsagen, 
darumb wer es nachdencklich mir In sein hauß zu gehen, 

Zum 26. wahr sein, das die Wachsetzerin darauf zu 
Friderich Huffener gegangen vnnd Ime solchs vermeldett 
vond widder zu mir den abent umb drej schleg khomen ist, 

Zum 27. whar sein, das mir dj Wachsetzerin hin 
widderumb vonn Friderich Huffener zur anthwortt einge- 
bracht, sie hette solchs Huffener angezeigt, das befrembdte 
Inenn vnnd gestände es ghar nicht, wehr auch nit wahr, 
das ehr mir seine Tochter versagt, Ich soltte allein zu Im 
khomen, Margaretha soltt meine sein, 

Zum 28. wahr sein, das sie dj Weachsetzerin zum 
höchsten beteurett es sej also whar, vnnd Friderich Huffe- 
ner vnnd der Jungfrau Meinung, 

Zum 29. wahr sein, das Ich der Wachsetzerin darauf 
einen Rogk zum Drangkgeldt zugesagt, 

Zum 30. wahr sein, das Ich auf solch Huffeners endt- 
pietten zu Im gangen sei, 

Zum 31. whar sein, Ich damhals von Friderich Huffe- 
ner vnd seinem Weibe vnd der Jungfrauen freundtlich em- 
pfangen worden vnnd verhalten, 
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Zum 32. whar sein, das Ich auch zu BT, ahn sein 
lager vnd Bett nidder gesatzt, 

Zum 33. whar sein, das Ich Hüffoner damhals mit 
solchen wortten angesprochen, lieber Huffener, wie stehet 
vnsere Sache mit euere Tochter, 

Zum 34. whar sein, das Huffener derhalben ein lange 
ehrzelunge angehoben, 

Zum 35. whar sein, das Ich Ime In dj rhede gefallen, 
vond begertt weil mhan von der Sache rheden soltt, So 
woltte ehr auch dj Jungfrau seine Tochter darzu ehrfoddern, 

-Zum 36. whar sein, das dj Mutter darauff hinauß gan- 
gen, vond dj Jungfrau Ire Tochter mit Ire hinein fur des 
Vatters Bett gebracht vnnd seindt also, Ich Friderich Huf- 
fener Sein Weib vnd seiri Tochter bej samen gewessen, 

Zum 37. whar sein, das Friderich Huüffener ein lange 
Sermon, von gehorsam der Kinder gegen die Eltern ange- 
haben, 

Zum 38. whar sein, das Friderich Huffener zu seiner 
Tochter auch damhals gesagt, wie ehr Ir neben der Mut- 
ter von mir Doctor Stelen gesagt, vnd ahnzeigung gethan, 
wie Ich sie zum Ehelichen Weib begertte, 

Zum 39. whar sein, das auch Huffener weitter dies 
wortt gesagt, liebe Tochter dieweil dir dann Gott diessen 
Herren Doctor Stelen zum Ehelichen Manne beschertt, So 
soltt thu dich auch ahn Inen als ein Ehrlich Weib halten 
Ime allen Willen vnnd gehorsame thuen, dann ein Weib 
vnd Mann sol Vatter vnd Mutter verlassen, vnnd ein Man 
seinem Weib, vnnd ein Weib Irem Manne anhangen vnnd 
volgen, 

Zum 40. whar sein, das Friderich Huffener seine Toch- 
ter Margarethen mich beuholen, als Iren Manne auf Ir leib 
vnnd Sehel, vnd sie soltte mir gehorsam vnnd folgung 
thuen, als Gott bej Ire seheln thuen soltt, 

Zum 41. whar sein, das Mutter vnd Tochter damit 
gantz woll zu frieden gewessen, | 

Zum 42. whar sein, das Ich Doctor Stel darauff dj 
Jungfrau noch zum vberfluß gefraget, ob sie das gehortt, 
vnnd ob es also Ire Meinung wehre, 

Zum 43. whar sein, das Jungfrau ne auf 
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solche erhinerung, for Vatter vnd Mutter mir geanthwortt 
Sie hette es wol gehörtt, vnnd wehre es auch zuuor von 
Irem Vatter vnd Mutter furgehaltten, vnnd weil es Iren 
Eltern, den sie zu folgen schuldig, also gefallen, So gefiel 
es Ir noch lieber vnnd hette zu keinem auf erden mehr 
willens vnnd lieb zu mir, 

Zum 44. whar sein, das Ich darauff aufgestanden solchs 
alles zu dancke ahngenhomen, der Jungkfrauen vnnd Iren 
‘ Eltern freundtlich gedanckt, vnnd sie soltte es auch ge- 
niessen, das Ich sie auch vermanette, damit sie sich ander- 
mhalen vnnd weitter mit Bösen meulern nit verkehren noch 
abwhenden lassen woltte, ‚ 

Zum 45. whar sein, das Ich auch ferner zur Jung- 
frauen gesagt, djweil es nhun so weitt khomen, das sie 
meine vnd Ich Ire wehre so soll vnß Niemandt anders 
scheiden dann der vnß zu samen gefüget, 

Zum 46. whar sein, das Ir zum Whar Zeichen ein 
gehengelein, welches sie lange ahn Iren halse getragen, als 
die Wachsetzerin gesehen, vnnd der herr Doctor gefult, 
vond ein gulden Ringk darauf gegeben habe ?°), 

Zum 47. whar sein, das dj Jumpfrau solchs zum Wahr- 
zeichen ahngenhomen, vnnd mir gleicher gestaldt zugesagt, 

Zum 48. whar sein, das mir dj Jumpfrau darauff ein 
Becher Weins vber anthworth °), 

Zum 49. auch whar sein, das mich Friderich Huffener 
gebetten, dieweil nhun dj Sachen so weitt khomen, So soltte 
Ichs noch In geheim halten, 

Zum 50. whar sein, das Friderich Huffener daraufl, 
vmb solche freundtschafft In mein hauß geschickt, vnnd 
Bier vnnd anders bej drej Wochen holen lassenn, vnnd dj 
Jumpfrau mir widder umb allerlei speiß vnnd gebagkenes 
zu gesandt, das Ine auch die Mutter hette her son ge- 
‚ heissen, | 

Zum 51. whar sein, das Ich der Jumpfrau ein gulden 
ketten bejm Goldtschmidt, nach Irem wolgefallen zubereiten 
bestaldt, 


3) Vgl. darüber mein Recht der Eheschliessung S. 27. 38. u. 296. 
6) Vgl. ebendas. S. 284. 
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Zum 52. whar sein, das der Goldtschmidt Valtin Du- 


rings Dochter mhan oder sein weib, darauff zur Jumpfrau 
gangen, vnnd gefragett auf was Form oder Manier soltte 
dj ketten gemacht werden, 

Zum 53. whar sein, das dj Jumpfrau dem Goldtschmidt 
ein Form angeben, vnnd dj ketten darnach gemacht worden, 

Zum 54. whar sein, das auff solche Handlung, Hanß 
von Krumensehe, Friderich Huffener glugk gewundtscht, 
vnnd Huffener gedanckt vnnd vntter andern dj wortt ge- 
sagt, Gott sej lob das es so weitt khomen das es nit weit- 
ter magk zurugkgehenn, dann Ich muste krangk werden, 
Auf das der Doctor Ins Hauß qghweme, vnd dj Sachen 
vollenzogen werden. 

Zum 55. whar sein, das auch volgends Hanß Mittel- 
straß, der Jungfrauen Mutter Bruder, auf der Schulmeisters 
zu Sanct Niclas Hochzeit, offenthlich außgesagt, auf den 
Disch darbej Bartholdt groß gesessen, Es weher dj Sachenn 
mit seiner Schwester Dochtern Margaretha Huffeners so 

weit khomen, das es nicht mehr hinder sich mocht, 
Zum 56. whar sein, das den herrn Superattendenten 
Herren Johann Eisleben vnnd E. Churf. g. Cantzler herren 
Johan Weinlebenn, vnnd andere so uiel auß der Audientz, 
vond Friderich Huffeners vnnd der Jumpfrauen. eigener 
Aussagen vnnd Bekanthnuß, souiel bewust das solch Hand- 


lung ein rechte Ehe sein, zwischen mir Doctorn Stelen 


vnd Jumpfrauen Margaretha Huffeners, 

Zum 57. whar sein, das dauon ein gemeine sage vnnd 
'gerucht sej, | 

Zum 58. whar sein, das Magister Paulus, mir Doctor 
‚Stelen gluck gewundschet, auf Bartholdt Grossen Kindel- 
bier, darauf der Doctor geanthwortt, Itz wundschet Ir mir 
gluck, vnnd geistern that Ir mir dj Abdangk, der ehr ge- 
lachett vnnd gesagt, ehr hett wol anders gewist, vnnd wehr 
nun so weitt khomen das es bleiben müste, . 

Darauß dan vnd dem allen E. Churf. g. leicht ehr- 
messen mugen wie die Sachen gelegen, vnnd was hierin 


E. Churf. g. als der Landesfurst vnnd ordentliche Oberg- 


keitt zu ehrhaltung der Erbargkeitt vnd Tugendt zu be- 
schaffen, Inmassen, Ich E. Churf. g. demuttigst vnnd vnt- 
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terthenigst, vmb gerechtigkeitt vnnd gepurlichen zusehen 
vond Straff thue anruffen, vnnd stelle es also zu E. Churf. g. 
ferner ehrkanthnuß vand Einsehen, 
E. Churf. G. 
vntertheniger Diener 
Augustinus Stel 
der Artznej Doctor.“ 

Es finden sich dann bei den Acten mehrere Fristge- 
suche des Beklagten Friedrich Hübner und endlich die fol- 
gende Entscheidung des Churfürsten : 

„ja ehesachen vnd vff eingebrachte positional anthwortt 
— darauf? vnd volfurten beweiss, auch beschuldigung des 
vngehorsams zwischen Doctor Augustin Stelen eins, Fridri- 
chen Hubner seinem Weibe vnd tochter Margarethen anders 
teils, Bescheiden von gots gnaden Wir Joachim Marggraff 
zu Brandenburgk vnd Curfurst etc. 

Vff gehabten Rath Vnsers gemeinen superintendenten 
vnd anderer gelartten OonsistorialRethe vnd sampt Ine, das 
dieser handel wegen Fridrich Hubners vnd seiner tochter 
vngehorsam für beschlossen zu halten vnd auß allen der 
Partt furbringen vnd zeugknus so viel erscheinet, das zwi- 
schen Doctor Augustin vnd berürtter Margarethen ein be- 
stendigk ehegelübde ergangen, darumb sie dasselbige durch 
den Kirchgangk auch getreulicher eheligen beiwhonung zu 
solenniziren vnd volge zuthuen schuldigk, Es soll auch 
Doctor Augustin die Artickel wie er bewilligt davon im 
Handell gemeldet wircklich voltziehen vnd denselbigen vol- 
gen von Rechts wegen.“ — — 

Was den wirklichen, durch Gefängnissstrafe realisirten. 
Zwang und die absolute Nöthigung zur Vollziehung der 
Ehe anlangt, so scheint er nur bei Verlöbnissen mit hinzu- 
getretener Copula carnalis zur Anwendung gekommen zu sein. 

Unter dem 16. October 1685 berichtete das Kölner 
Konsistorium an den Churfürsten, dass schon vor fünf 
Jahren Seitens einer gewissen Margarethe R. ein Eheprocess 
gegen den Cölner Fuhrherrn Christian G. angestrengt sei, weil 
dieser ihr die Ehe versprochen und sie nachher geschwän- 
gert habe. Da der Beklagte das Eheversprechen geläugnet, 
so seien die Acten der Universität Heidelberg zugeschickt 

Zeitschr. f. Kirchenrecht. VI. 1. | 6 
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und von dieser erkannt worden, dass „Würde klägerin 
vormittags leiblichen Eydes zu Gott erhalten, daß Beklag- 
ter Ihr die Ehe ohne Bedingung und nicht in übermäßiger 
Trunckenheit, oder bloß zum schertzweise versprochen, und 
also waß zum theil verschiedentlich gestanden, unter andern. 
umbständen eydtlich bestärken ... . .“ auf Vollziehung der 
Ehe gedrungen werden müsse. Der Verklagte habe sich 
jedoch bei diesem Urtheil nicht beruhigt, und sei auch jetzt, 
nachdem die Universität Rostock das Heidelberger Urtheil 
bestätigt habe, und obgleich er wegen seiner Contumaz 
schon sechs Wochen in Haft sei, nicht zur Vollziehung der 
Ehe zu bewegen. Vielmehr bitte er, ihn von der Klägerin 
loszusprechen, die er freilich durch Geld entschädigen wolle, 
wie er denn auch das Kind zu alimentiren bereit sei. 

Der Churfürst schien zuerst geneigt, den Wünschen 
des &. nachzugeben. Nur sollte, so rescribirte er unter 
dem 24. October 1685, noch vorher eine Conciliatio der 
Streitenden versucht werden. Die Sache scheint aber bei 
dem Consistorium verschleppt, oder bei dem langsamen 
Geschäftsgang nicht genügend erledigt worden zu sein, 
wenigstens wiederholte der Churfürst unter dem 14. Novem- 
ber seine Befehle, „damit Supplicant sich wegen ferner Ver- 
zögerung nicht zu beschweren.“ | 

Inzwischen blieb aber der „Supplicant“ beständig in 
Haft, und selbst ein Gnadengesuch „Sämbtlicher Kaufleuthe 
in Berlin und Cöln“, die darauf hinwiesen, dass in Berlin 
und Cöln „nicht mehr als zwey dergleichen Fuhrleuthe, 
wovon dieser einer ist, sich befinden, undt wir also, wan 
einer davon ruiniret unser güther frembden undt unbe- 
kandten Fuhrleuten mit großer Gefahr anvertrawen müssen“ 
_— fruchtete nichts, vielmehr rescribirte der Churfürst am 
90. November desselben Jahres aufs Neue „daß er nicht ge- 
meinet sei, den abschied welchen ihr (d. h. das Consistorium) 
causa cognita in diesen sachen ertheilet, absque causae 
cognitione umbzustoßen.“ Der Verklagte blieb aber selbst 
nach zwanzigwöchentlicher Haft fest bei seiner Abneigung 
gegen die erkannte Ehe. „Es können Eheleute von einan- 
der kommen, schreibt er in einer neuen Suplik an den 
Churfürsten, und wir seint noch nicht zusammen gegeben, 
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Undt soll doch bey Ihr in das euserste unglück hinein ge- 
stürtzet werden.“ Inzwischen war aber auch die Klägerin 
nicht müssig; auch sie wandte sich direct an den Chur- 
fürsten, und ihrem Einflusse scheint es gelungen zu sein, 
das zu ihren Gunsten lautende Endurtheil herbeizuführen. 
Dieses lautet: 

„Friedrich Wilhelm Churfürst. 

Uns ist euer unterthänigster Bericht vom 29: Jan. 
wegen des inhaftirten Christian G. und das derselbe Marga- 
rethe R. darin ergangenen Endurtel gemäß zu heyraten sich 
beständig weigere geburend vorgetragen worden. Wir be- 
fehlen euch darauf gnädigst beyde Personen vor euch zu 
fordern, und zugleich den Pfarrer ihnen vorstellen zu lassen, 
mit dem andeuten, daß er sie zusammen traue, und wan 
ernannter G. nicht Ja sagen wolte, ein ander in seinem 
Nahmen es thun solle: Ob er nun hiedurch zu bewegen 
seyn wird oder nich, davon habet ihr euren unterthänigsten 
bericht zu Unserer ferneren Verordnung abzustatten. Seind etc. 

Potsdam 17. Februar 1686. 

An das Consistorium.* 

Auf den Bericht des Consistoriums, dass der Beklagte 
erklärt habe, er wolle eher sterben, als die Klägerin hei- 
rathen, erfolgte dann unter dem 12. März 1686., ungeachtet 
eines dringenden Gesuches des Bürgermeisters und Rathes 
der Stadt Cöln zu Gunsten G.’s noch eine Kabinets-Ordre, 
welche die Sache erledigte: 

„Friedrich Wilhelm Churfürst etc. 

Demnach uns euer unterthänigste relacion vom 10. 
hujus vorgetragen und Wir vernehmen daß Christian G. 
nach beschehener Vorstellung des Pfarrers und Comminacion 
daß ein anderer in seinem Nahmen Ja sagen sollte, im Fall er 
die Margareta R. sich nicht gutwillig würde antrawen lassen, 
hiezu gantz sich nicht verstehen wolle, also befehlen Wir 
euch nunmehr hiemit gnädigst, weil die Margareta R. 
gleichwol drey in rem judicatam ergangene Urtel vor sich 
hatt, dieselbe mit diesem G. copuliren zulassen, und wo er 
nicht Ja sagen will, ein andern der an seiner statt Ja sagen 
vor ihm zubestellen. Seind Potsdam d. 12. Martii 1686. 

An das Consistorium.“ 
6* 
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Sonst wird freilich ebenfalls auf Schliessung der Ehe 
entschieden. — So in einem Rescripte aus d. J. 1670: 

„dergestalt beschaffen gefunden, daß die zwischen bei- 
den Theilen vorgegangene und öffentlich celebrirte sponsalia 
mit gutem tüberlegtem Gewissen der Contrahenten undt, 
ohne sonderbahres großes ärgernuß der Christlichen Gemein 
sich mit Rechte nicht wollen dißolviren lassen, sondern es 
dabei rei einwendend ungeachtet allerdings verbleiben 
müsse, nachdem dieselbe mutuo contrahentium _consensu 
undt zugleich cum approbatione undt genehmhaltung des 
Beklagten noch lebenden Elters abgeredet etc.“ 

Und 1677 wurde folgender Fall entschieden: 

Johann Jacob S. hatte sich mit Catharine R. in Spandau, 
öffentlich, im Beisein von Zeugen und mit Bewilligung ihrer 
Eltern verlobt. Die Braut weigerte sich jedoch später, die 
Ehe zu vollziehen, und als sie deswegen von dem $. vor 
dem Consistorium belangt wurde, läugnete sie überhaupt die 
Existenz eines Verlöbnisses. Nachdem der Process längere 
Zeit geschwebt, auch die Acten versandt worden waren, 
erkannte das Consistorium: 

„In Ehe Verlöbnis sachen, Hans Jacob S., Bürgers, brauers 
und Lohgerbers zu Spandow, Klägers an einem entgegen 
und wieder Catharinen, Peter R’s bürgers und brauers 
tochter daselbst, Beklagte anderen theils, Erkennen Chur- 
fürstl. Brandenb. zum geistlichen Consistorio verordnete, 
Ober Präsident, Präsident und Räthe zu Cöln an der Spree 
auff vorgehabten rath ohnpartheyscher Rechtsgelahrter, allen 
ein- und furbringen nach, hiemit vor recht, daß Beklagte 
schuldig die mit Klägern getroffene Eheversprechung mit- 
telst Priesterliche Copulation zu vollenziehen und, auff den 
Weigerungs fall obrigkeitlich dazu anzuhalten. In maßen 
wir solches hiemit urtheilen, von rechts wegen. Cöln an 
der Spree den 17. Septembris 1677.“ 

Dagegen legte die Verurtheilte Appellation ein, die das 
Consistorium jedoch als ungehörig zurückwies. Der Chur- 
fürst bestätigte diese Resolution des Consistorium. „Wie 
Ihr nun wol gethan, daß Ihr sothane appellation, welche 
in causis matrimonialibus nicht leichtlich zu verstatten, reji- 
ciret. (6. Oct. 1677.) 
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Ja ein Rescript aus dem J. 1676 nimmt nur 'ganz aus- 
nahmsweise und aus landesherrlicher Gnade von der Er- 
zwingung der Ehe Abstand. 

„Friedrich Wilhelm Churf. 

Würdige veste hochgelahrte Räthe u. 1. g. Ihr werdet 
euch annoch erinnern was gestalt wir euch hiebevor gnä- 
digst befohlen, zu versuchen, ob ihr die zwischen Unsern 
General Auditeur Lieutenant Johan Christoph S. und Anna 
Sibylle C. entstandene Mißverständnuß beylegen, sie mit ein- 
ander vergleichen, und dahin disponiren kontet, daß sie 
das zwischen ihnen geschehene Eheverlobniß einander hal- 
ten und vollziehen möchten: Demnach aber der Vormund 
Joseph C. mit eingelegtem Supplicato eingekommen und da- 
rinnen bereht wie denn hiezu gar keine hoffnung, angesehen 
besagter S. der Anna Sibylle C. einen Revers zugeschicket, 
darinnen er ausdrücklich contestirt, daß die gemüter derge- 
stalt alienirt, daß keine reconciliation zuhoffen, und er da- 
hero sich aller an- und zusprache begäbe.... Als hatt 
obberührter Ihr Vormund C. unterthänigst gebeten, daß wir 
bey so gestalten sachen solche zwischen diesen beyden per- 
sonen bescheheng Verlöbniß ex plenitudine potestatis cassiren, 
und gnädigst nachgeben wolten, daß seine Pflegetochter 
nach Gottes Willen sich ins kunfitige mit raht des Vor- 
mundes anderweit versprechen und folgends in den Ehe- 
stand begeben möchte. Ob nuhn zwar dergleichen änderung 
fast ärgerlich und billig zu bestrafen, so laßen wir doch ge- 
stalten sachen nach geschehen, daß die Verlöbnisse gehoben 
werden und befehlen euch hiermit gnädigst mehrerwähnte 
Anna Sibylle C. vor euch zu bescheiden, sie hierüber zu ver- 
nehmen, und dafern sie für euch und in eurer gegenwart 
aussagen wird, daß sie damit zufrieden sey und sich eben- 
mäßig alles an- und zuspruchs an Johann Christoph S. 
wegen beschehener Eheverlöbniß begeben wolle, auf sol- 
chen fall habet ihr alsdan sie auch von bemeltem 8. loszu- 
sprechen und ihr freyzugeben, daß sie sich nach gelegen- 
heit anderwärts verheiraten möge. Jedoch habt ihr diese 
Veränderung des gemühts ihr scharf zu verweisen etc. 

Anklam den 25. Aug. 1676. — 
Aber anderwärts finden wir, dass man, wenn die in- 
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directen Zwangsmittel erfolglos blieben, und die copula 
carnalis noch nicht eingetreten war, zwar die widerspenstige 
Partei mit Strafe belegte, aber doch nicht gewaltsam zur 
Ehe nöthigte. 

So verfügte der grosse Churfürst am 12. April 1672 
an die Regierung in Cüstrin : 

„Wir haben Uns aus eurem unterthänigsten Bericht 
de 30. Mart. ghorsambst Vortragen laßen, wie eine magd 
ad consummationem matrimonii condemniret, dieselbe aber 
sich darzu durchaus nicht bequemen wolle, daher ihr nach- 
dem sie schon mit gefängnüs darzu wiewohl vergeblich 
angehalten worden zu wißen begeret, wie ihr in diesen 
auch andern dergleichen fällen hinfüro ferner zu procedi- 
ren habt. 

So viel nun gegenwärtigen Fall betrifft, weil keine 
copula carnalis vorgangen, und ihr gnugsame Zwangs- 
mittel gebrauchet, die magdt aber dannoch zu Priesterlicher 
Copulation nicht einwilligen will, so halten wir bedenklich 
wegen des schweren und bösen ausgangs, den gezwungene 
ehen zu haben pflegen, die copulation dannoch vor sich 
gehen zu laßen sondern es sind dieser wiederspänstigen 
Person, wo sie auf ihre halstarrigkeit besfehet billich an- 
dern zum exempel und zu Vermeidung ärgerniß auferlegt, 
sich des Landes zu enthalten, als darinnen wir solche Leuthe 
zu dulden nicht gemeint. Undt dergleichen habet ihr auch 
in andern solchen fällen zu verordnen: Wan aber der Bey- 
schlaff oder Schwängerung schon begangen, und es wolte 
sodan zumahl der Mann die erkante Ehe nich vollenziehen, 
so kan die Zusammengebung auch wieder willen des einen 
theils geschehen, und wird wieder den contumacem hiernach 
als einen desertorem procediret, wo er sich ad cohabitationem 
nicht verstehen’ will.“ 

Und so wurde auch i. J. 1690 erkannt: 

pn . . das Consistorium ist darüber. vernommen und 
referirt dasselbe, daß die Supplicantin publica sponsalia mit 
einem Tischler celebrirt, hernach aber dieselbe durch copu- 
lation, ohnerachtet aller Zwangsmittel nicht vollziehen wol- 
len, dahero sie endlich, nach allem vergeblich angeordnetem 
fleiße sponsalia publica dißolviret, dennoch der Supplicantin 
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Zehen Thlr. Unkosten und vier wöchentliche Gefängnis bey 
Waßer und Brodt, unangesehen doch sie schon vier Wochen 
ad cogendum consummare sponsalia gesessen zuerkant etc.“ 

Erst unter Friedrich dem Grossen wurde bei 
gewöhnlichen Verlöbnissen nicht mehr auf die Vollziehung 
der Ehe gedrungen, da wie der König i. J. 1759. rescribirte: 

„Unserer öfters declarirten Allerhöchsten Willensmeynung 
nach Niemanden, wenn er auch zu recht beständig spon- 
salia celebriret zur Vollziehung der Ehe wieder Willen ge- 
zwungen werden soll.“ 

Noch ausführlicher ist in dieser Beziehung eine Ver- 
fügung vom 1. Mai 1739.: 

„Friedrich König etc. 

Unsern etc. Aus dem Copeylichen Anschluss werdet ihr 
ersehen, welcher Gestalt die Wittwe R. bey uns immediate 
demüthigst Ansuchung gethan, sie von Vollziehung eines mit 
Michel A. getroffenen Eheverlöbnisses in Betracht des gegen 
ihn, wegen seines angeblich üblen Betragens gefasseten 
Widerwillens gnädigst zu dispensiren. 

Wie Wir nun bereits verschiedentlich declariret haben, 
dass Verlobte zwischen welchen eine Feindschafit sich her- 
vorthut zur Copulation nicht angehalten, noch Leute die 
würcklich geheyrathet sind, wieder ihren Willen beysammen 
zu bleyben gezwungen werden sollen so habt ihr gegen- 
wärtige Sache dahin zu richten dass das Eheversprechen 
aufzuheben“ etc. 

Dagegen scheint auch noch unter Friedrich II., falls 
auf das Verlöbniss eine Schwängerung der Braut folgte, 
Zwang zur Eheschliessung eingetreten zu sein, so dass der 
Unterschied vom alten Recht besonders darin zu finden ist, 
dass früher, im sechszehnten Jahrhundert, die sponsalia cum 
copula, auch wenn beide Theile nachher in die Auf- 
lösung willigten, von Obrigkeitswegen als Ehen aufrecht 
erhalten wurden, während zur Zeit Friedrichs II. auch in 
diesem Falle der Wille der Verlobten entscheidend war. 

Wenigstens verfügte der König am 9. Januar 1753.: 

„Dem Zoll und Accise Einnehmer zu Sommerfeldt 
M. R. wird auf sein... Supplicat hiemit zum Bescheide 
ertheilt. 
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dass da derselbe den ihm deferirten Eid nicht abge- 
schworen und mithin zugestanden hat, die Philippine unter 
Versprechung der Ehe geschwängert zu haben, dieselbige 
sich auch mit Geldt nicht will abfinden lassen, so ist Suppli- 
cant nunmehr gehalten die Ehe mit gedachter Phillipine 
dem iudicato gemäss zu vollziehen.“ 


Doppeltes Verlöbniss. 


Obgleich man bei der völligen Gleichstellung der Ver- 
löbnisse mit der Ehe doppelte Sponsalien hätte mit der 
Strafe des Ehebruches belegen müssen — wie das auch in 
der That in einzelnen deutschen Territorien vorgekommen 
ist *) — so begnügte man sich in Brandenburg, dies Ver- 
gehen mit einer Geldbusse zu ahnden. 

Darüber unterrichten uns zwei Actenstücke aus d. J. 
1687. und 1697., von denen das erstere zugleich ein eigen- 
thümliches Licht auf die Stellung der Churfürstlichen Fiscale 
wirft. Sie lauten: 

„Durchleuchtigster Churfürst, 
gnädigster Herr, | 

Ew. Churf. Durchl. gnädigst Resceript sub dato den 
23. Februar a. c. des Müllermeisters zu Beeskow Georg D. 
antreffendt haben wir, den 1. Martij in Unterthänigkeit 
erhalten, und berichten darauf gantz geliorsambst, daß den 
18. Januarij dieses Jahres gedachter Müllermeister D. von 
Margarethen 8. alhie in dem geistl. Consistorio in puncto pro- 
missi matrimonü belanget worden, dabey der Verhör Hoff- 
Fiscalis Duhram a parte Fisci sich interveniendo angegeben, 
und denselben ob contracta bina sponsalia angeklaget, auch 
gebetten dieses delicti halber, reum mit scharffer straffe 
anzusehen, und wie bey untersuchung dieser Sache sich 
befunden, daß gemeldeter Georg D., che er von der Marga- 
rethen S. loßgesprochen gewesen, sich gelüsten laßen, mit einer 
anderen verbündtlich einzulaßen, so ist per sententiam ihm 
auferleget, dem Fisco dreißig Thlr. strafe zwischen erwehn- 
ten dato vom 18. Jan. und Ostern dieses Jahres abzutragen. 
Stellen nun, Ew. Churf. Dehl. gnädigsten Disposition unter- 


‘*) Vgl. meine Geschichte der Eheschliessung S. 293. 
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thänigst anheimb, wie sie es mit dieser dictirten strafe 
gnädigst gehalten haben wollen. Wan sonsten die Hoff- 
Fiscales von dergleichen strafen ihre Salaria nehmen und 
sehr inständig bitten, daß diese strafe ihnen beybehalten 
werden möchte, indehm sie in anderthalb Jahren fast 
nichts an Besoldung gehoben ; erwarten jedoch Ew. Churf. 
Durchl. fernergnädigsten Verordnung deßfalls unterthänigst 
und vertrawen in äußerster devotion und unterthänigster 
Treue, lebenslang: ..... 
Cöln an der Spree den 3. Martij 1687. 

Zu dero Geistl. Consistorio 

allhier verordnete Präsident und Rähte.“ 

Der Churfürst liess es durch Decret vom 24. März des- 
selben Jahres bei der Strafverfügung „bewenden, ... weil 
aus solchen strafen Unsere fiscales ihre besoldung haben 
müssen.“ 

Das zweite lautet: 

„Wollerwürdige, Hochwollgeborne, Wällgeheiie, Veste 
Rähte, liebe getreue, haben wir die dem Martin W. auf der 
Friedrichstadt, wegen zweyfacher Verlobüng dictirte strafe 
von 14 Rthlr. auf sechs Rithlr. moderiret, undt habt ihr, 
wan er selbige erleget, Ihm zu verstatten, daß er mit seiner 
ietzigen Braut Marien T. die laut Postscripti vom 19. July 
vorhabende Heurath vollziehen möge. 

Geben Königsberg den 10/20. Aug. 1677.“ 

Ebenso wurde auch in Brandenburg die Cohabitation 
der Verlobten vor der kirchlichen Trauung mit Geldbusse 
gestraft. 

„Demnach Sr. Churf. Durchl. zu Brandenburg etc. unser 
gnädigster Herr .dem Supplicanten die wegen allzuzeitlicher 
cohabitation mit seiner frauen dictirte zwantzig Rthlr. Strafe 
gnädigst erlaßen, Alß haben sowol dero Neumärk. Regierung, 
alß auch die Gerichte zu Cüstrin sich darnach in unter- 
thänigsten gehorsam zu achten. 

sig. Cölln den 25. Sept. 1677.° 
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2. 
Ehehindernisse. 
a) Standesungleiche Ehen. 


Die älteste Verordnung, in denen die standesungleichen 
Ehen vorgesehen wurden, war die Polizei-Ordnung v. J. 
1688. Danach sollten die Ehen zwischen einem Adelichen 
und einer Person, die durch Urtel und Recht für anrüchig 
erklärt worden sei, verboten sein, und die Uebertreter des 
Verbotes, sowie die in solcher Ehe erzeugten Kinder mit 
Entziehung des adeligen Namens, Helmes und Schildes 
bestraft werden °). Die Ehe selbst war jedoch zu Recht 
bestehend ; dartiber giebt uns ein Fall Aufschluss, dessen 
Entscheidung um so merkwürdiger ist, weil hier der eine 
Ehecontrahent unehrlich €), die Ehe heimlich, gegen den 
Willen des Vaters der Braut und sogar ausserhalb des Lan- 
des geschlossen war, und weil aller dieser Gründe unge- 
achtet das Gericht die Gültigkeit der Ehe aufrecht erhielt. 

Im J. 1696. nämlich hatte der bei dem Hauptmann 
von K. dienende Schäferknecht Berendt T. zu Pitzerwitz die 
Tochter seines Dienstherrn verführt, war mit ihr über die 
Gränze gegangen und hatte sie sich zu Bartz in Vorpom- 
mern antrauen lassen. Der Vater liess die Flüchtigen so- 
gleich verfolgen, erreichte sie aber erst nach geschehener 
Copulation und brachte sie zur Haft. Er bewog darauf 
den ihm bekannten Comptor von Waldow und den Haupt- 
mann Baltzer Ehrentreich von Burgsdorff, ein Inquisitions- 
verfahren gegen die Delinquenten anzustellen und es er- 
folgte dann auch ein von der Frankfurter Juristenfacultät 
gesprochenes Urtheil, demzufolge die Tochter des von K. 
zeitlebens ins Spinnhaus eingesperrt, der Schäfer aber mit 
ewigem Gefängniss bestraft werden sollte. Dies Verfahren 
widersprach allen geltenden Rechtsgrundsätzen. Der Vater 
konnte unmöglich eine Criminal - Jurisdietion über seine 


5) Vgl. die Verhandlungen über den Gesetzent- 
wurf, das Eherecht betreffend, in beiden Häusern 
des Landtags i. J. 1860. (Berlin 1860.) 8. 286. ff. 290. ff. 

6) Vgl. Beneke, von unehrlichen Leuten. (Hamburg 1863.) 
8.11. f. 
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Tochter ausüben, oder Anderen delegiren — „cum par in 
parem non habeat imperium“ — wie die Neumärkische 
Regierung sich ausdrückte. „Ueber dieses quaestiones con- 
sistoriales ratione dissolvendi matrimonii, und wie diejenigen, 
so sich außer Landes trauen laßen betreffen mit unterlauffen, 
welche von der Criminal sache ob connexitatem causae 
unmöglich separiret werden können“ der Cognition der Re- 
gierung und des Consistoriums unterworfen waren. Der 
Neumärkische Hoffiscal griff daher auf Veranlassung der 
Regierung ein, citirte den Hauptmann von K., um Rechen- 
schaft über das Verfahren und die Verletzung der Regie- 
rungs-Competenz abzulegen, und befahl ihm zugleich, die 
noch immer in Pitzerwitz inhaftirte Tocher, dem Landreiter 
zu übergeben, damit sie in das Regierungsgefängniss abge- 
führt werden könne. Zugleich wurde der Commandant von 
Oderberg, Oberst von Bogen, aufgefordert, den in Oderberg 
sitzenden T. ebenfalls nach Cüstrin zu senden. Der Haupt- 
mann von K. sträubte sich Anfangs, den Anordnungen der 
Regierung Folge zu leisten, schliesslich jedoch lieferte er 
seine Tochter aus, übersandte die Acten des ersten Ver- 
fahrens und richtete an die Regierung die Bitte, dass statt 
eines fiscalischen Processes privatim vor der Regierung ver- 
handelt — „welches sich aber nicht thun läßt“, heisst es 
in der Relation der Regierung — und die Strafe landes- 
herrlich bestätigt werden möge, und zwar für seine Tochter 
ewige Gefangenschaft im Spinnhause, für seinen niedrig 
gebornen Schwiegersohn aber, anstatt des im ersten Erkennt- 
niss ausgesprochenen Gefängnisses Verweisung auf die Ga- 
leeren „ad extinguendam omnis hujus nefandi criminis memo- 
riam.“ Die Regierung fragte beim Churfürsten an, ob.nicht der 
ohnehin schon „betrübte Vater“ mit der fiscalischen Klage ver- 
schont werden könne, und wies darauf hin, dass bei der Nich- 
tigkeit des ersten Inquisitionsprocesses — „ob incompetentiam 
judicis, et non fundatam jurisdictionem* — ein erneutes 
fiscalisches Inquisitionsverfahren nothwendig sei „in hac causa 
aber andern zum abscheu vindicta publica ergehen muss.“ 
Der Churfürst in einem Decret vom 6. Januar 1696. billigte 
vollkommen die Ansichten seiner Regierung. Auch damit 
war er einverstanden, dass von einem Strafverfahren gegen 
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den Hauptmann von K. wegen Missbrauchs seiner Juris- 
dietionsgewalt Abstand genommen werde. „Nachdem leicht 
zu ermeßen, daß der Inquisitin Vater, der von K., durch 
dieses seiner Tochter Verbrechen nicht wenig betrübet wor- 
den, derselbe auch tanquam persona militaris processum 
juris nicht verstanden.“ 

Demgemäss wurde ein neuer Process in Küstrin ein- 
geleitet, die Gutachten fremder Rechtsgelehrter eingeholt, 
und schliesslich das folgende Urtheil verkündet, welches die 
geschlossene Ehe zu Recht bestehen liess. 

„In Sachen des Churfürstl. Brandenburg. Neumärcki- 
schen Hofffiscalis Johann Henrich Rochs, Klägers an einem, 
wider Behrent T. und Sophien Tugentreich von K., Be- 
klagte andern, und Jochim Ludwigs von K. Curfürstl. 
Brandenb. Hauptmans auf Pitzerwitz Intervenienten dritten 
theils, wirdt von uns Churfürstl. Brandenb. zur Neumärcki- 
schen Regierung verordneten Cantzler und Rähte auf ein- 
geholte Raht auswärtiger Rechtsgelahrten, die abstattung 
des juramenti, welches die Beklagte dem Intervenienten auf 
einige puncte in Actis deferiret, gestalten sachen nach, vor 
unnöhtig und irrelevant, und hiegegen allen bißherigen Vor- 
bringen nach zu recht erkandt: daß zwahr die zwyschen 
Beklagte ohne und gegen des Intervenienten Consens ge- 
troffene und nachgehends durch fleyschliche Vermischung 
und Priesterliche Copulation heimlych vollenzogene Ehe, 
gestaldten Sachen nach nicht zu annulliren, jedoch aber 
Intervenient der Mitbeklagten seiner Tochter, dieser heim- 
lichen und ihm und seiner Familie despectirlichen Ehe hal- 
ber, mit ewas zu dero außstattung behülflich zu sein, nicht 
verpflichtet, sondern vielmehr dieselbe bis auff den halben 
theil ihrer sonst gebührenden legitima zu enterben befuget, 
und daneben beyde beklagte, dieser der Landes consti- 
tutionem zu wieder unternommenen heimlichen und Ver- 
bohtenen Verlöbnuß, wie auch daß sie sich außer Landes 
copuliren laßen, von nun an der Churfürstl. Lande auff 
Ewig zu excludiren seyn, gestaldt Wir dan dieses also 
erkennen, und die Beklagten dazu condemniren, Im übri- 
gen aber dieselbe von weiterer ansprach, und bestraffung 
entbinden, und die gerichts kosten aus bewegenden uhr- 
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sachen hinc inde compensiren, daneben auch der mitbe- 
klagten Sophien Tugentreich von K. ihre vermeinte prä- 
tension an Intervenienten ihren Vatter, wegen ihrer mütter- 
liche Rechte vorbehalten. Von Rechts Wegen. 

Publicirt in der Churf. Brandenb. Neumärck. Regierung 
zu Cüstrin den 26. November 1676.* 

Sobald dies Erkenntniss publicirt war, richteten die zur 
Landesverweisung Verurtheilten ein Gnadengesuch an den 
Churfürsten, welches jedoch durch Decret vom 22. December 
„propter exemplum“ abschläglich beschieden wurde. Gross 
war aber die Aufregung, welche das von der Cüstriner 
Regierung gefällte Urtheil, nicht nur bei dem Vater der 
Beklagten, sondern überhaupt beim neumärkischen Adel 
hervorrief. Eine grosse Gesammteingabe wurde an den 
Churfürsten Seitens der Ritterschaft des Soldiner Kreises 
gerichtet. Vor allen Dingen wies das Actenstück auf das 
grosse Aergerniss hin, welches dieser Fall im ganzen Kreise 
hervorgerufen habe, dann aber suchte es zu beweisen, dass 
das verkündete Urtheil den Brandenburgischen Landesge 
setzen zuwider sei. Nicht allein in den Landtagsrecessen, 
speciell in dem von 1611. °), sei bei Schändungen beiden 
Fehlenden ewiges Gefängniss angedroht, sondern auch in 
der „Constitution von Verlöbniß und Ehesachen“ ®) der- 


7) Extract aus dem Landes-Revers de ao. 1611. 

8.24. Zum Vier und zwantzigsten, Nachdem uns auch wißint, daß 
den von adel vor andern sich ehr und Ehrbarkeit zubefleißigen ge- 
bühret, so wollen Wir wieder die, welche Jungfrauen von Adel schän- 
den, auch die Jungfrauen selbst, die sich also zu Fall bringen laßen 
solche unzucht und leichfertigkeit aus folgender gestalt, und mass ernst- 
lichen hiemit zu straffen geordnet haben, daß solche Verbrechungen 
und mißhandlung mitewigem Gefängniß, oder sonst nach gestalt 
und umbständen der Personen sollen gestraffet 
werden, darzu soll niemandt von unser Ritterschafft dehnen, die 
solche unehr und leichtfertigkeit begehen von Ehe Geldt, Geschmeide 
waß zu geben oder folgen zulaßen schuldig seyn. 

°e) Extract aus der Churfürstl. Brandenburg. Constit. von Verlöb- 
niss und Ehesachen. 

8.9. Da sichs auch zutrage, daß Kinder, welche Ihrer Eltern Con- 
sens und Approbation sofort nicht erlangen können, umb ihren zweck 
desto eher zu erreichen, andere unzuläßige und strafbare Mittel er- 
greiffen und entweder ad concubitum et copulam carnalem mit denen 


94 E. Friedberg: 


gleichen unzüchtiges Zusammenlauffen vor null und nichtig 
erklähret, und das neque per concubitum, neque copulam 
sacerdotalem denen Eltern Ihre Consensus abgedrungen 
werden solle, außdrücklich befohlen. Auch die Consistorial- 
Ordnung disponire mit dürren Wohrten“, dass ein Trauen 
ausserhalb des Landes mit ewiger Verweisung zu ahnden 
sei. In dem Urtheil sei nun aber „nicht die allgeringste 
Spuhr zu finden, daß der Urthelßfaßer auf diese Landes 
Gesetze gesprochen.“ Bliebe das Urtheil bestehen, so würde 
das Ansehen der Gesetze untergraben, und „die äußerste 
pericula denen Adelichen Häussern auff dem Lande veruhr- 
sachet .... zumahlen da das schänden adelicher Jungfern 
zu itziger zeit fast vor ein Mittel sich Ihrer Person dadurch 
zu bemächtigen und derselben Vermögen an sich zubringen 
gehalten, und von Leuthen, so nicht Ihres Standes, ergriffen 
werden will.“ Auch sprächen viele Präjudize des Cöllner 


von ihnen begehrten Personen schritten, oder sich heimlich copuliren 
ließen: so wollen und verordnen wir hiemit, daß den Eltern Ihr Con- 
sensus von den Kindern auch per ejusmodi concubitum vel per bene- 
dictionem sacerdotalem keines weges abgezwungen werden soll, es wäre 
denn, das derselbe durch obenerwehnte und andere motifen zu 
Ertheilung ihres consensus endlich in der Güte disponirt werden kön- 
ten, oder daß das Consistorium auf der Partheyen Ansuchen, nach be- 
fundenen wichtigen Umbständen und erheblichen Uhrsachen, der höchsten 
Billigkeit zu seyn Erachtet, ein anderes zu verordnen; Im Fall aber 
ein oder andere der contrabirenden Persohnen famae maculam auf sich 
hätte, oder nimis vilis et abjectae conditionis wäre, hat das Consistorium 
beym ersten casu sie sofort abzuweisen, im andern aber, wann das 
Ehe Verlöbniss oder matrimonium, ja für nichtig erklähret würde, den 
Mann dahin anzuhalten, daß Er des Weibes Persohn, wegen der deflo- 
ration und zur Erziehung des Kindes, nach Beschaffenheit des Ver- 
mögens, und anderer Umbstände, gebührenden Abtrag thun müße. 

8.10. Wäre es auch Sache, das gleich wie bereits oben Erwehnung 
geschehen, das matrimonium absque parentum consensu per copulam 
carnalem et benedictionem sacerdotalem von den Kindern heimlich und 
de facto vollzogen worden, so soll in der Eltern freyen willen stehen, 
ob Sie einen von vorgedachten wegen erwehlen, oder bey unserm Con- 
sistorio umb gäntzliche Caßation und auffhebung solcher Ehe anhalten 
wollen, in maßen dann dergleichen Beginnen nicht allein sub lege 
punitionis, sondern auch nach Gelegenheit der hiebey etwa vorkommen- 
den Umbstände, gar sub lege annullationis hiemit ausdrücklich ver- 
bohten wird. 
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und Cüstriner Consistoriums für die Ansicht der Ritterschaft; 
um so mehr müsse hier in dieser Weise verfahren werden, 
wo so „viele delicta concurriren, und auch tam abjecta 
personae conditio auf seiten des Schäferknechts und Schäf- 
fer freundschaft darzukommen, daß ohne das größeste 
Gräul und höchste despectirung der sämbtliche Ritterschafft 
auch viele gefährliche Consequentien das Urthell in keine 
Wege bestehen kann.“ Der Churfürst möchte das Urtheil 
cassiren, und ein neues ohne seine spezielle Bestätigung 
nicht zu Recht werden lassen. Gleichzeitig richtete auch 
der Hauptmann von K. ein mit allen gesetzlichen Acten- 
stücken versehenes Bittgesuch gleichen Inhalts an den 
Churfürsten. 

Dieser scheint doch durch die dringende Sprache der 
Petenten bewegt worden zu sein. Wenigstens forderte er 
schon am 19. December 1696. die Neumärkische Regierung 
zu erneuter Prüfung der Acten und schleunigem Bericht 
auf. Diesem Befehle genügte die Regierung am 2. Januar 
1697. und wir finden in dem Bericht die Motive für das 
den Unwillen des Adels in so hohem Grade erregende Ur- 
theil. Diese bestanden aber darin, „dass 1) der Vater die 
Tochter nicht als ein Kindt vorhalten, sondern sie alß eine 
Magdt mit den Knechten, und insonderheit mit diesem 
Schäferknecht in der Scheune auf dem tasse zur arbeit 
angehalten, Undt sie zu ihrer Seeligen Mutter Freunden 
sich in Adelichen Tugenden unterweisen zulassen, nicht 
verstehen wollen, daher sie als ein verlaßenes Mensch sich 
an niemanden halten können. 2) daß nicht sie von dem 
Schäferknecht, sondern dieser vielmehr von Ihr verleitet 
worden währe. 5) daß der Landtags Receß de Anno 1611. 
8.24. da von der straff derer so adeliche Jungfrauen schän- 
den, und derer so sich schänden laßen, ad hunc casum 
nicht zu ziehen wäre, sintemahl sie ihr Verbrechen nicht 
libidinis causa, sondern in der intentio und meinung, sich 
einander zuehelichen begangen hätten. 4) daß nicht sie, 
sondern der Schwedische Hauptmann zu Bartz, welcher 
diesen Berendt T. zum Reuter gemacht, daß sie sich 
alda copuliren lassen möchten urgiret und befördert habe. 
5) daß es billiger währe dieses per copulam carnalem 
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et sacerdotalem consummatum matrimonium nicht zu annul- 
liren; in dem deß von K. Familie dadurch nicht geholffen, 
sondern der vitiatae schimpff und schande noch mehr ver- 
größert würde, und sie dadurch in ein dißolutes Leben gerahten 
köndte. 6) hatt der vonK. an sie einen Brieff welcher in 
Actis num. 30. lit. B befindlich geschrieben, daß er sie, wan 
sie sich wieder einfinden würden pardoniren wolle; worüber 
sie Ihm, wie auch, daß er von Ihrer vorigen familiaren 
Conversation nicht gewußt, daß Juramentum deferiret, so 
aber der Urtelßfaßer nicht einss vor relevant oder nöhtig 
erachtet. 7) daß ihre Jugent und Unwißenheit weil sie zur Zeit 
ihrer bekandtschaft, von Ew. Churf. Durchl. neuen Consti- 
tution Von den heimlichen Verlobungen keine wißenschafft 
gehabt hätten billig in Consideration gezogen werden müße. 
Undt also ex collatione deßen, so der Hoffiscalis insonder- 
heit aber der von K. wieder sie angeführet, davon daß 
Vornehmste in seinem unterthänigsten supplicato enthalten 
und deßen, so die Inquisiten zu ihrer defension und excul- 
pation Vorgeschützet, zu schließen, daß die Juristen Facul- 
tät zu Rinteln durch einige ob allegirte umbstände dieses 
matrimonium nicht zu annulliren, sondern paßiren zu laßen, 
und Consequenter sie mit der straffe des ewigen Gefängniß 
zu übersehen, bewogen worden, zumahlen, da in dem oben- 
angezogenen 24t. $. deß Neumärckischen Landtagsreceßes 
de ao. 1611. die verba alternative lauten, daß solche Ver- 
brechen und mißhandelung mit ewigem gefängniß, oder sonst 
nach gestaldt und umbständen der Personen sollen gestraffet 
werden, wie auß dem sub lit. C beygelegten Extract zu 
ersehen: Undt sie dahero davor gehalten, daß dieser Per- 
sohnen Verbrechen meistentheilß darinnen bestehe, daß sie 
sich in anderer Herren Lande begeben und allda vertrauen 
laßen, Ihnen auch dieser Uhrsach halber zwahr nicht die 
öffentliche ewige Landes Verweisung, so durch den Scharf- 
richter zu geschehen pfleget; dennoch aber nach disposition 
der Churfürstl. Brandenburg. Consistorial Ordnung tit. 36. 
8. fin. davon abschrifft sub. lit. D zu befinden, dieses zuer- 

kennen wollen, daß sie in Ew. Churfürstl. Durchl. Landen 


nicht geduldet, sondern darauß ewiglich excludiret sein sollen.“ 
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Die Regierung stellt dem Churfürsten das Weitere anheim, 
meint aber, daß dem Recht sein ordentlicher Lauf gelaßen 
werden solle, dem Petenten aber die Appellation einzulegen 
unbenommen sein müsse. Dieser Ansicht schloss sich der 
Churfürst auch an. „Wen dan, sagt er in einer Kabinets- 
ordre vom 13. März 1697... ... von K. auch mit bey- 
gehendem Suplicato dieser sache halber eingekommen, und 
das matrimonium zu annulliren gebeten, so befinden wir 
dabey erhebliches bedencken, sondern wollen vielmehr dem 
Recht seinen ordentlichen Lauf lassen.“ Eine Appellation 
einzulegen, solle ihm unbenommen sein. 

Ob das geschehen und mit welchem Erfolg, erhellt aus 
den Akten nicht. — 

Ein weiteres Gesetz über standesungleiche Ehen wurde 
dann am 8. Mai 1739. ?) von König Friedrich Wil- 
helm I. erlassen. Danach wurde zwischen „schändlichen“ 
Ehen, d. h. wo anrüchige Personen mit adligen contrahir- 
ten, und den Ehen zwischen Adligen und Frauen des nie- 
deren Bürger- und Bauernstandes unterschieden, und als 
Folge aller solcher Verbindungen die Vorschrift aufgestellt, 
dass die in jenen erzeugten Kinder von der Succession in 
die Lehn- und gewesenen Lehngüter ausgeschlossen sein 
sollten, auch sich nicht des väterlichen Helmes und Schildes 
bedienen dürften, während bei der letzteren Art von Ehen 
wenigstens dem Uebertreter des Gesetzes selbst der Besitz 
seiner Lehnsgüter auf Lebenszeit und der Gebrauch des 
Helmes und Schildes vergönnt wurde. „Im Falle jedoch 
schliesslich, so bestimmt dann ferner das Edict, ein verarmter 
Edelmann durch dergleichen ungleiche Heyrat und den aus- 
nehmenden Reichthum einer zwar geringen, doch unberüch- 
tigten Persohn sich und seine Familie erweißlich auffhelffen 
und die etwa verschuldeten Güter befreyen, die versetzten 
oder auch andere zum Geschlecht bringen könnte, sind Wir 
nicht abgeneygt dergleichen ausserordentliche Heyrath zu 
dulden.“ 


%) Mylius Corp. Constit. Contin. 1. No.XVYIl. S. 251. f. Vgl. 
auch Jacobson, preuss. K. R. 2, 539. ff. 
Zeitschr. f. Kirchenrecht. VI. 1. 7 
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Dass dieser letztere Gesichtspunkt in der That bei der 
Verstattung standesungleicher Ehen maassgebend war, be- 
zeugt ein königliches Rescript vom 23. August 1785.: 

„Nach der Regel sind die Verehelichungen Adliger 
Personen mit bürgerlichen Standes verboten und finden da- 
gegen nur einige Ausnahmen statt. 

Zuförderst muss glaubhafft nachgewiesen werden, ob 
der Fhr. v. P. ganz ohne Vermögen und ohne alle gegrün- 
dete Hoffnung sei, etwas zu erwerben, oder sonst zu acqui- 
riren; im entgegengesetzten Fall muss demnächst die Ein- 
willigung der nächsten Agnaten dazu beygebracht werden.“ 


b. Mangel der elterlichen Einwilligung. 


Der Mangel der elterlichen Einwilligung wurde in der 
evangelischen Kirche den deutschen Rechtsanschauungen 
gemäss als ein trennendes Ehehinderniss aufgestellt 1%), und 
während im Anfang des sechszehnten Jahrhunderts wenig- 
stens die zum Verlöbniss hinzugetretene copula carnalis oder 
die priesterliche Einsegnung der Ehe über die Nothwendig- 
keit des elterlichen Consenses fortgeholfen hatte, wollte die 
spätere Gesetzgebung in keinem Falle davon abgegangen 
wissen 11). 

Dennoch scheint ein gewisser Unterschied in der Praxis, 
je nach dem Stande der Brautleute gemacht worden zu sein. 
Wenigstens erhellt das aus den nachfolgenden Actenstücken. 

Ernst Bogislav v. P. hielt sich auf der Universität 
Frankfurt auf, „umb zu studiren und Adeliche Exereitia® 
zu lernen. Er machte dort die Bekanntschaft von Sophie N. 
und wiewohl er erst 17. Jahr alt war, beschloss er sie zu 
heirathen. Auch wurde in der That die priesterliche Copu- 
lation, wenn auch ohne Aufgebot und nicht an dem Domicil 


10) Vgl. mein Recht der Eheschliessung S. 104. ff. 

11) Vgl. oben Anmerk.8. Das Rescript v. 4. Juni 1766. verordnete, 
dass die Ehen von Ausländern, denen die zur Verheirathung erforder- 
lichen Papiere verweigert würden, in jeder Beziehung »favorisirt« werden 
sollten. Es fragte sich, ob dazu auch der verweigerte elterl. Consens 
gehörte? 

Der König antwortete: »Dergleichen. Ehen. . sind Wir zu favoris 
siren keineswegs gemeint « 23. Novbr. 1776. 
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der Braut vollzogen. Die Mutter des jungen Mannes und 
sein Vormund verweigerten aber auf das Hartnäckigste und 
unter allen Umständen ihre Einwilligung zu der geschlos- 
senen Ehe, und stellten sogar einen Process auf Annullirung 
derselben an. Die jungen Ehegatten, weit entfernt sich 
diesem Vorhaben zu widersetzen, waren vielmehr vollkom- 
men damit einverstanden, weil, wie es in der Churfürstl. 
Kabinetsordre heisst, „eine grosse und tödtliche feindschafft 
entstanden und keine Versöhnung der gemüther jemahlen 
zu hoffen.“ Der Churfürst entschied unter dem 22. Januar 
1677., dass „sothane EheVerbindung gäntzlich zu caßiren, 
und aufzuheben; Ihnen auch solches hiemit auß Landes- 
fürstlicher Ober-Macht also und dergestalth, daß beyde 
theile hiemit gantz von einander geschieden und einem 
jeden freygestellet sein solle, sich anderweith zu vereheligen. 
jedoch soll keines von dem anderen ichts etwas alß was 
der ehren und guthes reden und halthen, und magk die 
N. den nahmen von P. biß sie sich anderweith ver- 
heirathen möchte, führen.“ Nachdem noch die vermögens- 
rechtlichen Ansprüche der Sophie N. an den von P. ge- 
ordnet worden, schliesst die Ordre damit: „dass die in 
dieser sache ergangenen Acta sollen bewegender uhrsachen 
halber aboliret sein.“ 

Während hier also eine Annullation der Ehe ausge- 
sprochen ‚wurde, verfuhr Friedrich der Grosse in 
einem anderen Falle, wo die Contrahenten dem niederen 
Bürgerstande angehörten, bedeutend milder und liess die 
ungesetzliche Ehe zu Recht bestehen. 

Der minderjährige Kriegssecretär Z. hatte während 
seiner Studienzeit in Frankfurt ein Liebesverhältniss mit 
der Wittwe B. angeknüpft. Seine Grossmutter als Vor- 
münderin und das Pupillencollegium erklärten darauf, nie 
den Consens zu dieser Verbindung geben zu wollen, ja das 
letztere forderte ihn auf, .. „von dem ferneren Umgang 
mit der B. gäntzlich abzustehen ..... . widrigenfalls Ihr zu 
gewärtigen habet, dass zu Eurer Correction die nachdrück- 
lichsten Maassregeln sofort genommen und auf Zuchthaus 
Strafe angetragen werden soll.“ 

7% 
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Die Folge davon war, dass beide ausser Landes gingen 
und sich trauen liessen. 

Darauf stand ewige Landesverweisung, die jedoch ge- 
wöhnlich in poena arbitraria (wie Festungsstrafe), verwan- 
delt wurde. 

Es wurde eine Untersuchung eingeleitet, diese aber 
durch mehrfache Gnadengesuche des Z. unterbrochen. Das 
über die Petitionen zur Begutachtung aufgeforderte Justiz- 
collegium äusserte sich für Abweisung, denn „ein solches 
Unternehmen wird bei allen Völkern für criminel erachtet.“ 
Auf dem Bericht der Regierung findet sich jedoch die eigen- 
händige königliche Marginalverfügung: „Was ist daran ge- 
legen, ob ein Z. ein mensch der nicht von Famillie ist, 
eine Hure heirathet, oder nicht, man kan ihm eine öffent- 
liche reprimande geben und damit guht.“ (1. Sept. 1768.). 

Diese „Reprimande“ bestand in einer gerichtlichen bei 
offenen Thüren ausgesprochenen Rüge. — — 

Die interessante Frage, ob der Consens oder Dissens 
des von der ehelichen Verbindung nicht unterrichteten und 
vor Kenntniss desselben verstorbenen Vaters zu vermuthen 
sei, wurde i. J. 1733. zur Erörterung gebracht. 

Sylvius Friedr. F. verheirathete sich minorenn ohne 
väterliche Einwilligung mit Anna Sophie $. und liess sich 
heimlich vor dem Köpenicker Thor durch den Prediger 
Possard trauen, nachdem er unter dem falschen Namen 
Friedrich Sylvius aufgeboten worden war. 

Gleich nach der Trauung begab er sich ohne seine 
Frau in das väterliche Haus und blieb dort bis zu dem 
Tode seines Vaters, der erfolgte, ehe jener von der Ehe- 
schliessung Kenntniss erhalten hatte. 

F. stellte darauf beim Consistorium eine Annullations- 
klage seiner mit Anna $. geschlossenen Ehe an, weil sein 
Vater den Consens nicht dazu gegeben hätte. 

Hätte der Vater noch gelebt, oder doch bei Lebzeiten 
seinen Widerspruch gegen die Ehe zu erkennen gegeben, 
so wäre die Vernichtung derselben gemäss den $$. 9. 14. 15. 
der Constitution vom Ehegelöbniss unzweifelhaft gewesen. 

Jetzt entstand die Frage, ob der Consens oder Dissens 
des verstorbenen Vaters zu präsumiren sei. 
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Das Berliner Consistorium erklärte sich am 30. Nov. 
1733. für ersteres und die Kabinetsordre vom 4. Januar 
1734. setzte zustimmend fest: „dass es bey dieser durch 
priesterliche Copulation einmal consummirte Ehe, worinnen 
bereits ein Kind gezeuget worden, lediglich zu lassen.“ — — 
... „Für Gutsunterthanen bedurfte es bis zum Edict vom 
9. October 1807. der Einwilligung der Gutsherrschaft 1). 

Näheres darüber erhellt aus einem königlichen Rescript 
vom 1. Februar 1734. an das Pommersche Consistorium. 
Dasselbe lautet: 

„Auff dasjenige, was Ihr unterm 26. Jan. jüngsthin 
zur justificirung Eueres in Sache wegen der Eva M. mit 
Martin P. wieder der Herrschaft als des Geheimenraths 
von Sch. wissen und willen heimlich unternommenen Ehe- 
Verlobung unterm 9. Sept. a. p. ertbeilten Bescheids be- 
richtet und vorgestellet, Ertheilen Wir Euch zur Allerhöch- 
sten Resolution, dass da denen Landständen und obgedachter 
Herrschaft das Eigenthum ihrer Unterthanen ohnstreitig zu- 
stehet, und nirgends versehen, dass dieselbe rationes dis- 
sensus in dergleichen Verlobungsfällen ertheilen müsse, Ihr 
übel gethan, den Consens über obgedachter Unterthanin 
unternehmen zu suppliren; Wannen hero die wieder die 
Verfassung des Landes sowohl als gegen Unsere und der 
Stände Interesse lauffende von Euch ertheilte Sententz als 
null und nichtig hiedurch wieder aufgehoben wird. Etc.* 


c. Das Ehehinderniss des schon bestehenden Bandes. 


Sowohl die Brandenburgische Visitations- und Con- 
sistorial- Ordnung v. J. 1573., wie die Preussische Consi- 
storial-Ordnung v. J. 1584. legen dem verlassenen Ehegat- 
ten eine Wartefrist von fünf Jahren auf, in welcher er das 
Schicksal des anderen Ehegatten in Erfahrung zu bringen 
versuchen soll. Während aber nach der Brandenbur- 
gischen Consistorial-Ordnung '?) nach Ablauf der 
fünf Jahre mit einer Edictaleitation vorgegangen und dem 


15) Vgl. Jacobson, Preuss. Kirchenrecht, Bd. 2. S. 532. 
18), Richter, evangel. Kirchenordn. Bd. 2. 8. 882. — Vgl. im 
Ganzen Göschen, Doctrina de matrimonio. 8. 65. f. 
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zurückgebliebenen Ehegatten dann die anderweite Verhei- 
rathung ohne Weiteres gestattet wird, verfügt die Preus- 
sische !*), dass er... „seinen Handel den Verordneten 
des Konsistorii fürtragen . .. . soll. Wann nun (diese) die 
producirte Kundschaften für genugsam erkennen und da- 
neben das verlaßene Theil bei seinem körperlichen Eide... 
Wissenschaft, ob er (der abwesende) lebendig oder todt, 
nicht... erhalten kann, so soll (ihm) mit einem andern 
sich zu verehelichen erlaubt werden.“ 

Um wie viel strenger die letztere Bestimmung ist und 
zu welchen unerträglichen Härten sie in der Praxis führte, 
erhellt aus mehreren Actenstücken, welche für die Preus- 
sische Provinzialgeschichte von besonderem Interesse sein 
dürften, wenngleich freilich für den Fall der Kriegsgefangen- 
schaft des einen Ehegatten auch in Brandenburg die ange- 
zogene Bestimmung der Consistorialordnung kraftlos ge- 
wesen zu sein scheint. 

Am 13. Februar 1660. richtete der Statthalter von 
Preussen, Fürst Radziwill, folgendes Gesuch an den 
Grossen Churfürsten : 

„Durchlauchtigster Churfürst. 

Ew. Churfürstl. Durchl. seynd unsere gehorsambs ge- 
fließenen, unterthänigste undt Pflichtschuldigste Dienste 
jederzeit bevor. 

Gnädiger Herr Oheimb, 

Gnädigster Herr! Wir werden zu mehrmalen mit fast 
wehmüttigen Supplicationen von gantzen Kirchspielen in 
den pollnischen Ämbtern auch mit außführlichen relationen 
der Prediger dero orte angelauffen, indeme nach vieler 
tausend Menschen entführung nach der Barbarey viel Ehe- 
wirthschafften zerstümmelt, Mann undt Weib dergestalt ge- 
schieden, nun ins fünffte Jahr her von einander, unwissende 
umb seines Ehegatten zustand, Leben oder Todt, getrennet 
seyn müßen, worüber denn nicht allein gantze Örter zur 
desolation gerathen, sondern auch viel ärgernüße mit un- 
ordentlichen zusammenkommen undt vermischen erwachsen. 
wollen. Gestaldt denn viel casus sich begeben, da man 


— 


1) Richter a. 8. O. Bd. 2. 8. 466, 
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bißhero anderweite Vereheligung denen so getrennten nicht 
nachgeben wollen, daß einige sich doch vermischet, darüber 
in die Strafe des adulterij vertheilet, die Häuser mit uner- 
zogenen Kindern verlassen und das Land reumen, die Kin- 
der dahero vollends in dem elend undt jammer ohne Vater 
undt Mutter umbkommen, das Land ungebawet bleiben 
müßen; daß andere aus furcht solcher strafe, zeitig aus 
dem Lande über die grentze treten, aldar sich trawen laßen, 
vff die Bäpstliche Religion begeben, undt also mit Gefahr 
ihrer Seelen Seeligkeit im frembden Lande ihre Wirthschafft 
anstellen, undt daßelbe anbawen. Ob nun woll nicht un- 
bekand, wie hoch undt thewer die Jura matrimonij, daß 
auch dieselbe schlechter Dings autoritate humana nicht zu 
dissolviren; So haben Wir doch bey solchen casibts ärger- 
nüssen undt vielen Kläglichen ansuchungen ein und ander 
bedencken darüber gehabt, undt unser gewissen zubefreyen, 
der consistorialium consilium hierüber eingeholet. Nun ist 
daßelbe erstlichen eingerichtet gewesen, die Leuthe zur ge- 
duldt, undt in geduldt vf Hoffnung des Wiederkehrens der 
ihrigen zuweisen, solches etwan vf drey Jahr zu determi- 
niren; Jetzo aber nach umblauff solcher zeit undt da es 
bereit im fünfften Jahre, dennoch bey decollirung aller 
Hoffnung des Wiederkommens, will das letztere consilium 
dahin gehen, daß wir sonst etwa ein einzelner casus anzu- 
sehen, ein theil der Ehewirthschafft des andern Theiles ca- 
lamität zutragen schuldig undt in anderweiter Ehe nicht zu 
dispensiren sey, wie solches hiebey gefüget, mit mehrerm 
belehret. Demnach aber dieses zwar suo modo wollgegrün- 
det undt Göttlichem Worte gemeß; So wollte es doch bey 
diesem Casu, da gantze Distrietus undt populi gefänglichen 
weggeführet, da keine Hoffnung des Wiederkehrens, wieder 
den Göttlichen Fürsatz endursach undt Zweck des Ehe- 
standes erscheinen: Weiln im Ehestande nichts nöthigers 
von Gott selbsten bey erster einsetzung angesehen, als das 
subsidium & costa viri undt die zusammengesetzte Hülffe 
der Ehegatten, weiln der Ehestand als perpetua vitae consve- 


tudo et habitatio inter virum et uxorem vff die Fortpflantzung, 


Vermehrung undt erhaltung des Menschlichen geschlechtes 
eingesetzet: weiln providentia legis dahin in alle Wege 
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gehet, wie der nexus conjugi zur hülff undt ergetzligkeit 
nicht aber zur ewig wehrenden miseria und trawren seyn 
möge. Weiln derjenige, so außer Verschuldung gleichsam 
in eine fatal calamität gerathen,, nicht von aller hülffe ver- 
laßen werden solle: Weiln bey dem wenigsten theil der 
Menschen das donum continentiae durch diese abwesenheit 
der Ehegatten aber integritas pudicitiae, worauf der Ehe- 
standt reflectiret, noth und gefahr leidet: Weiln wegen an- 
derer ursachen, welchen solche gefängnüs undt entfernung, 
wo nicht vorzuziehen, dennoch zuvergleichen, die ehe dis- 
solviret werden kann; weiln auch in jure civili undt den 
novellis der Christlichen Keyser von dem casu captivitatis 
eine gewisse zeit von 5 Jahren pro dissolutione matrimonij 
determiniret, von theils Theologen auch behaubtet, in Hol- 
land bey denen gefährlichen undt langwierigen Schiffahrten, 
wie anderswo als auch in der Ukraine bey den offteren 
einfällen der Barbarischen Völckern in observantz gebracht, 
undt anderweite vereheligung nachgegeben werden, die von 
denen Consistorialibus in contrarium allegirte novella 33 
Leonis aber wie alle übrige deßelben novellae weder in 
Schulen noch in foro angenommen worden. 

Bey dem allen nun undt was noch mehr zuerwegen, 
haben Ew. Churf. Durchl. Wir oberwehntes Consilium der 
Consistorialium gehorsamblichen undt unterthänigst zuschicken 
wollen undt sollen, erwartende, was Ew. Churf. Durchl 
darauff in gnaden zu entschließen geruhen werden, vff daß 
dermahleinsten die lauffende irrende undt weheklagende zer- 
streuete Leuthe verabschiedet, undt wo müglichen so vieler 
örter dessolation verhütet werden möge. Womit E. Churf. 
Durchl. Göttlicher Obacht, zu beständiger Leibesgesund- 
heit, glücklicher undt friedlicher Regierung, auch allem ... . 
selbst erwünschten .. Churfürst Wollergehen treulich undt 
unterthänigst empfelen. Alß E. Ch. Drehl. 

treugehorsamster Oheimde undt Dienern 


B. Radzivill. 
Königsberg den Unterthänigste, gehorsambste 
13. Febr. Ao. 1660. und pflichtschuldigste Dienern. 


Albrecht v. Kalwin, 
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Johann v. Koffo. 
Wolff v. Kreytz. 
Dem Durchlauchtigsten etc. etc. 
Friderich Wilhelmen, Marggrafen etc. etc.“ 

Er fügte ein Consistorial-Gutachten de dato 29. Januar 
bei und drei Bescheide, welche von dem Samländischen 
Consistorium an einzelne Geistliche erlassen waren. 

„Durchlauchtigster Churfürst 

Ew. Churfürstl. Durchl. seynd unsere unterthänigste 
Dienste in schuldigstem gehorsamb jederzeit bevor; Gnä- 
digster Herr! 

Ew. Churf. Drehl. gnädigstem Befehlich zu schuldigster 
follge haben Wir nochmals den für augen gestelleten Jam- 
mer derer durch den Tartarischen einfall getrenneten Ehe- 
leuthe, wie auch ob und welcher gestalt denenselben zu- 
helffen in der Furcht des Herrn ferner erwogen. Wie Wir 
nun hierüber unser hertzliches mitleyden vor diesem in 
einem demüthigsten Wunsch undt unvorgreifflichen Vor- 
schlag unterthänigst fürgestellet, daß etwan durch E. Churf. 
Drebl. wie auch Ihr. Königl. Maytt. zu Pohlen höchstgültige 
intercession bey dem Tartarischen Cham durch anbietung 
einer billigen Rantzion (zu welchem Mitteln E. C. Landt- 
schafft verhoffentlich sich gern verstehen wird) die getren- 
nete undt in die Dienstbarkeit hinweggeführte Eheleuthe 
erlediget werden möchten; Also verharren Wir nochmaln 
bey so geschehenem unmaafßgeblichen Vorschlage, in unter- 
thänigster Zuversicht, E. Churf. Drehl. aus Landesväterlicher 
Liebe Dero hohes Vermögen zu befreyung der hinwegge- 
führten unterthanen beyzutragen gnädigst geruhen werden. 
Was aber cardinem rei, darüber unser gehorsambstes be- 
dencken erfordert wird, anlanget; So befinden Wir, daß die 
alhier gebliebene Ehegenossen derjenigen so von den Tar- 
taren aus denen Ämbteren Johannisburg, Lyck, Oletzky, 
Lötzen, Rein etc. gefänglich weggeführet worden nicht ehe 
zur anderwertigen Heyrath können gelaßen werden, biß sie 
gewiße nachricht erhalten, undt erwiesen haben, daß die 
weggeführte Ehegatten nicht mehr am Leben seyn, ange- 
merckt vermöge Göttlicher Schrifft 1. Cor. 7. v. 39. das Weib 
solange der Mann lebet (et jure reciproci der Mann solange: 


106 E. Friedberg: 


das Weib lebet) an das gesetz gebunden ist. Nun ver- 
muthen aber die Rechte, daß ein Ehemann noch am leben 
sey, biß so lange man seines Todes gewisse wird, wenn es 
schon gar zweiffelhaftig ist, welches ex identitate rationis 
auch vom Eheweib muß verstanden werden; Derowegen 
dann auch inhalts des Göttlichen Rechts, nach welchem 
nichts als der Todt und Ehebruch die Ehe scheidet, die 
albie gebliebene Ehegatten anderwerts unverheyrathet blei- 
ben müßen, biß sie gewiß sind, daß ihre erste Ehe durch 
den Todt oder Ehebruch, der aber in so grausamer captivi- 
tät nicht woll zu vermuthen, getrennet sey; Gestalt dann 
das jus Canonicum hievon in c. 19. X. de sponsali. gar 
klährlich statuiret: In praesentia nostra, inquit, quaesivisti, 
quid agendum sit de mulieribus, quae viros suos causa 
captivitatis vel peregrinationis absentes ultra septennium 
praestolatae fuerunt nec certificari possunt de vita vel de 
morte ipsorum, licet super hoc sollicitudinem adhibuerint 
diligentem, et pro juvenili aetate seu fragilitate carnis ne- 
queunt continere, petentes alijs matrimonio copulari. Con- 
sultationi ergo tuae respondemus, quod quantocunque anno- 
rum numero ita remaneant, viventibus viris suis, non possunt 
ad aliorum consortium canonice convolare, nec autoritate 
Ecclesiae permittas contrahere, donee certum nuncium reci- 
piant de morte virorum; Welcher Meinung auch Vornehme 
Theologi Unserer Evangelischen Kirchen als Lutherus, 
Menzerus und Gerhardus beystimmen. Und ob zwar Im- 
perator Constant. in Novell. 22. C. 14. Vier Jahr und Ju- 
stinianus mehrer in solchen traurigen Fällen zu warten ver- 
ordnet, dann auch Erasmus Sarcerius Theologus Lipsiensis 
in seinem Buch von heil. Ehestande vermeinet, daß die hohe 
Obrigkeit bey solchen Leuthen die das donum continentiae 
nicht haben, nach drey oder vier Jahren eine enderung 
verstatten kondte. So ist doch das angezogene Keyserliche 
Recht, damit sich niemand darauff beruffe, nicht allein durch 
des Keysers Leonis Novell. 33. mit sattsamen gründen wie- 
derleget, sondern auch in der Christenheit abgeschaffet und 
bey dem alten gesetz geblieben: Quos Deus conjunxit homo 
ne separet. Darumb Wir weder hiebevor noch ietzo der 
meinung seyn, daß man die Sache vf eine frist von drey 
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Jahren so schlechter Dinges außsetzen undt also denen ge- 
trenneten eine Hoffnung zur andern Ehe ohne vorhergehende 
gewiße Kundtschafft des Todes machen solte.e Was dann 
das besorgende ergernüs undt Seelen gefahr der getrenne- 
ten betrifft, deßfalls werden sie billig an das fasten undt 
bethen verwiesen undt des Christritterlichen streits undt 
sieges wieder alle lüste undt begierde des sündlichen Flei- 
sches von den predigern erinnert, nicht zweiffelnde, daß 
Gott der Herr denen getrenneten Eheleuthen, wenn sie ihn 
darumb in fleißigem gebeth anruffen, die gabe der keusch- 
heit bey ihrem jetzigem Zustande und gedult das auffer- 
legete Creutz zuüberwinden verleihen werde. Wegen der 
incommodität des Haußwesens aber haben die getrenneten 
Eheleuthe zu bedencken, daß ob es zwar nicht bequemlich, 
dennoch nicht unmüglich sey ohne Weib oder Ehemann 
hauß zu halten, zumaln die erfahrenheit bezeuget, daß viel 
Wittiben ohne Ehemannes und vice versa viel Wittiber ohne 
Frawen haußhalten undt Wirthschafft führen, auch unter 
Eheleuthen zuweilen sich begiebet, daß ein Theil unter ihnen 
mit langwieriger Krankheit beleget seinem Ehegatten in der 
Wirthschafft gantz nichts helffien kan. . Können demnach 
Wir garnicht absehen, wie denen durch feindliche gewalt 
getrenneten undt in diesem Hertzogthum anwesenden Ehe- 
leuthen die anderwertige Heyrath möge verstattet werden, 
sondern wir halten es aus obangeführten Ursachen gäntz- 
lichen davor (inmaaßen Wir deßfalls albereit etzlichen Ertz 
Priestern undt Pfarrern wie sub A. B. ©. befindlich unser 
vereinigtes Bedencken eröffnet) daß angeregte Eheleuthe 
noch zur Zeit von anderwertiger Ehe abzustehen fleißige 
nachfrage undt erkundigung wegen der entführten anzu- 
stellen entzwischen aber ihr aufferlegtes Creutz in gebeth, 
mäßigkeit, Keuschheit, Zucht, gedult undt Hoffnung, biß 
der gerechte Gott alles nach seinem gnädigen Willen wan- 
delt, zu ertragen schuldig sein. So E. Churf. Drehl. vf 
dero gnädigsten Befehl zu unserm gehorsambsten Bedencken 
in unterthänigkeit berichten sollen, dieselbe zu allem Chur- 
fürstlichen hohen Wollergehen in Demuth treulichst em- 
pfelende. Datum Königsberg den 29. Januar Ao. 1660. 
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E. Churf. Drehl. 
Vnterthänigste undt gehorsambste 
Diener 
Officialis und Assessores des Sam- 
ländischen Consistorij.“ 


Beilagen sub A.B. C. 
A. 
„Vff die von Herrn M. Georgio Careniken Lyckschen 


Erzpriestern über ezliche berichtete casus gesuchte beleh- 
rung giebet E. E. Sambländisches Consistorium nach reiffer 
erwegung derselben folgenden bescheid : 

Anfänglich so viel die vorhabende heyrath etlicher durch 
feindliche hinwegführung getrenneter Eheleute betrifft, weil 
vermöge Göttlicher vnd weltlicher Rechten der Todt, Ehe- 
bruch und desertio malitiosa die vornehmste vrsachen der 
ehescheidung sein, in gegenwertigem Fall aber keine der- 
gleichen verhanden, zumahln aus des Herrn Erzpriesters 
bericht erhellet, daß etliche Männer vnd Weiber ihre Ehe- 
gatten nicht muthwillig verlassen, sondern wieder ihren wil- 
len aus Göttlichem verhängnus durch feindliche gewalt hin- 
weggeführet worden, dahero dann selbige nicht allein a 
praesumtione adulterii immunes sondern auch weil Sie aus 
vermuthung der Rechte so lange, donec contrarium probe- 
tur vor lebendig zu halten vnd also noch hoffnung ihrer 
wiederkunff verhanden sey: Als kan so gestalten sachen 
nach den getrenneten vnd in diesem herzogthumb über- 
bliebenen Ehegatten noch zur Zeit sich anderweit zu hey- 
rathen keines weges gestattet werden, sondern Sie müssen 
ihr auffgelegtes Creuz in gebeth, Zucht, gedult vnd hoff- 
nung bis der Gerechte Gott nach seinem gnädigen willen 
alles wandelt, ertragen. Solte aber inzwischen was sünd- 
liches vorgehen, würde solches selbst das verbrechen ge- 
bührend abgestraffet werden müssen. etc. etc. etc. Wornach 
der Hr. Erzpriester sich zu achten und die interessirenden 
parten zu bescheiden. Datum Königsberg den 27. Februarij 
Ao. 1658.“ 
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B. 
„An den Hrn. Erzpriester zu Rastenburg. 
Gottes gnade durch Christum zuvor. 

Ehrwürdiger, Achtbahr vnd Wolgelahrter Herr Erz- 
priester, günstiger guter Freund! Was der Herr wegen 
anderwertiger Heyrath eines Weibes aus dem Simonschen 
Kirchspiel nahmens Barbare dero Ehemann vor anderthalb 


Jahren bey feindlichem einfall der Tartaren entweder also-. 


fort niedergehauen oder in ewige dienstbarkeit gefänglich 
weggeführet worden, an vns berichtet vnd welcher gestalt 
Er darüber vnsere belehrung gesuchet; Solches haben wir 
aus des Herren einkommenem schreiben mit mehrem ab- 
lesende vernommen. Wir haben demnach den berichteten 
Casum in reiffe erwegung gezogen vnd befunden; Weil ver- 
möge Gött- vnd weldtlichen Rechtens die Ehe nicht anders 
als durch den Todt, Ehebruch vnd dergleichen vrsachen 
könne geschieden werden, in gegenwertigem Fall, aber an- 
gezogene vrsachen insonderheit, daß der weggeführte Ehe- 
mann bishero todes verblichen nicht deduciret, sondern die 
hoffnung seiner wiederkunfft verhanden sey: Als kann so- 
gestalten sachen nach obgedachter Barbara noch zur Zeit 
sich anderweit zuverheyrathen keines weges verstattet wer- 
den, sondern Sie muß solch ihr Creuz in gebeth, gedult vnd 
hoffnung, bis Gott nach seinem gnädigen willen alles endert, 
ertragen. Solte nun hierüber was sündliches vorgehen, würde 
solches falls das verbrechen nicht weniger als an andern 
Ehebrechern billig gestraffet. Die einwendung wegen des 
beschwerlichen haushaltens ohne Ehegatten ist ganz vner- 
heblich; Wie müste ein Ehegatte es machen, wan das 
andere mit seinem belieben verreiset vnd lange zeit außen- 
-bleibet oder wen es mit langwieriger krankheit beleget wäre, 
es könte ja deswegen das andere theil vor todt vnd ver- 
lohrenn nicht halten weniger anderwertiger heyrath affec- 
tiren. Haben demnach solches dem H. zu vnser resolution 
melden wollen, in der zuverlässigkeit derselbe sich hiernach 
achten, vnd wie in gegenwertigem Fall obgedachte Bar- 
baram also in dergleichen Casibus die durch feindliche ge- 
waldt getrennete Eheleute in seinem Sprengel von der 
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anderwertig affectirten heyrath abmahnen vnd hingegen zur 
keuschheit, Gottesfurcht, wahrer buß vnd beständiger ge- 
dult anweisen vnd ermahnen werde. So wir dem H. negst 
empfehlung Göttlichen schutzes nicht verhalten wollen. Da- 
tum Königsberg den 5. Martij Anno 1658.“ 


C. 


„Nomine Consistorij Sambiensis 
“an 

Pfarrern zu Angerburg. 

Gottes gnade durch Christum zuvor. 

Ehrwürdiger vnd Wolgelahrter Hr. Pfarrer günstiger 
gutter Freund. Was ihr wegen eines Weibes von Anger- 
burg, dero Eheman bey feindlichem einfall der Pohlen sich 
verlohren und von demselben keine nachricht verhanden, 
ob Er lebendig oder todt, dahero sie anderweit sich ehelich 
einzulassen vorhabens, in schrifftlichem bericht an uns ge- 
langen lassen, solches haben wir ablesende mit mehrerm 
vernommen, vnd nach nohturfit erwogen. Stellen es aber 
nach gestalt vnd gelegenheit der sachen dahin, weil ver- 
möge Göttlicher vnd Weldtlicher Rechten der Todt, Ehe- 
bruch vnd desertio malitiosa die vornehmsten vrsachen der 
Ehescheidung sein, in gegenwertigem Fall aber angezogene 
vrsachen, insonderheit des obgedachten Weibes Eheman 
todes verblichen, nicht deduciret sondern daß Er aus ver- 
muhtung der Rechte annoch im leben vnd dahero noch 
hoffnung seiner wiederkunfft verhanden sey. Als kann so 
gestalten sachen nach obgedachtem Weibe noch zur Zeit 
sich anderweit zuverheyrathen nicht verstattet werden, son- 
dern sie muß ihr auffigelegtes Creuz in Gebeth, Zucht, ge- 
dult vnd hoffnung, bis der gerechte Gott nach seinem gnä- 
digen willen alles wandelt, ertragen. Gresinnen derowegen 
hiemit an Euch, Ihr wollet Euch hiernach achten vnd wie 
in gegenwertigem Fall mehrgemeldtes Weib, also in der- 
gleichen Casibus die durch feindliche gewalt getrennete 
Eheleüte in ewern anvertrawten Kirchspiel von anderwertig 
affeetirter heyrath abmahnen vnd hingegen zur Keuschheit, 
Gottesfurcht, wahrer buß vnd bestendiger gedult anmahnen. 
Solte aber hierüber was sündliches vorgehen, würde solches- 
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fals das verbrechen gebührend abgestraffet werden müssen. 
So wir Euch zu vnser resolution melden wollen. etc. Da- 
tum Königsberg den 14. Martij Anno 1658.“ 


1660. 29. Jan. 
Postscriptum. 


Auch gnädigster Churfürst undt Herr! Weil uns der 
Ertz Priester von der Lyck berichtet, gleichsamb Sr. Hoch- 
wollgeborne Gnd. der Herr Potocky zu verstehen gegeben, 
dass bey allen Tartarischen Horden wegen der captivirten, 
wenn nur derer Nahmen consigniret würden, gewisse nach- 
richt köndte erlanget undt die hinweggeführte gegen eine 
billige Ranzion aus der captivität erlediget werden. Als 
stellen E. Churf. Drehl. Wir unterthänigst anheimb, ob die- 
selbe durch dero hohe Bediente mit vhermeldten herrn Po- 
tocky, weil er eben ietzo alhie zu Königsberg angelanget. 
hieraus reden zu lassen gnädigst geruhen wollen undt Wir 
verbleiben 

E. Churf. Drehl. 
Vnterthänigste undt gehorsambste Dienere 
Officialis und Assessores des Samlän- 
dischen Consistorij.* 

Der Churfürst erforderte darauf am 20. Februar 1660, 

das Gutachten des Consistorium zu Cöln an der Spree. 
„Friderich Wilhelm Churfürst etc. 

V.g.g. z. Würdige, Hochgelarte, Rähte und liebe 
getreue, Was an Uns Unser in Preussen hinterlassener 
Stathalter und Ober Rähte wegen der vielfältigen einkom- 
menden Klagen, so von Unsern Unterthanen der Ohrt, deren 
Ehegatten vor fünf Jahren bey dem tartarischen Einfall, 
gefänglich mit weggenommen und entführet worden, ge- 
bührend und in unterthänigkeit gelanget, und was für Be- 
dencken von Unserm Consistorijs, einiger Unterthanen de- 
müthigsten bittens halber, das ihnen aus den angeführten 
Ursachen vergont werden möchte, sich anderweit zuverhey- 
rathen, einkommen, solches alles werdet ihr aus dem Bey- 
schluß mit in ersehen. 

Nun haben wir zwaar Uns so N durch Schreiben 
als in andere Wege, eiferigst angelegen sein lassen die 
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entführte Unterthanen wiederumb aus der beschwerlichen 
captivität zuerleddigen, Alleine hat solches den verhoften 
Effect bis noch nicht haben wollen, wier werden auch noch 
weitter alle Müglichkeit anwenden, die Entführten von der 
Barbarischen Dienstbahrkeit frey zu machen. 

Wan dann wir über die Bedenken, welche sowohl Unser 
Stathalter und Ober Räthe, als auch die Consistorien in 
Preußen in dem puncto der Verheyrathung, welche von 
denen zurücke gebliebenen Ehegatten, so eiferig und insten- 
dig erbothen wird, auch das eurige zuerfordern guetbefinden, 
Als befehlen Wir euch hiermit gnedigst, alles Collegialiter 
zuverlehsen, vleißig zu erwegen und Uns euer unterthenig- 
stes Bedencken gleichergestalt in schriften zueröffnen, und 
den Beyschluß hinwieder zurücke zugeben. Seindt euch 
mit gnaden gewogen, Geben zu Cöln an der Spree, am 
20. Februarij Anno 1660. 

(gez.) v. Schwerin. 
An das Consistorium alhier.“ 

Und dieses berichtete darauf am 4. März 1660. aus- 

führlich in gleichem Sinne wie das Samländische. 
„Durchlauchtigster Churfürst. | 

E. Churf. Durchl. seindt unsere trewergebene Dienste, 
eußerstes Vermögens bevohr. 

Gnädigster Herr, Was des Hertzogthumbs Preußen 
Herr Statthalter Fürstl. Gnaden, sambt den Herren Ober 
Rähten, derer Ehegatten wegen, so vor fünff Jahren, durch 
den Tartarischen einfall, gefänglich hinweg geführet worden, 
bey Ew. Churf. Durchl. gebührent und in unterthänigkeit, 
sub dato Königsbergk am 13. Februarij gesucht, solches 
haben wir vermittels Ew. Churf. Durchl. gnädigsten Rescripto 
sub dato den 20. ejusdem gehorsambst erhalten. Undt nach 
dem wir alles anbefohlener maßen verlesen der Sachen 
wichtigkeit erwogen, und collegialiter drüber conferiret 
haben, So Erachtens wir unserer Schuldigkeit zu sein an 
E. Churf. Durchl. dieses unterthänigster gehorsamst maßen 
abezulassen. 

Anfänglich will höchlig zu beklagen sein, daß Christen, 


vnd zwarten Evangelische Ihren glaubens genossen, nubrt 


nicht allein dergleichen tragicos casus, sondern auch wie 
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ob erwehneter bericht anführet, vieler Kirchen und Gemein- 
den, totale ruin erreget, undt veruhrsachet haben. 

Der vielgütige Gott wolle sich dieses kläglichen unfals 
in gnaden erbarmen, denen die damit beladen mächtigen 
trost verleihen undt die zerstöreten Kirchen anderweit sam- 
len undt beruffen dieselbe auch zu Seines großen Nahmens 
Ehre, für dergleichen Zufälle hinführo schützen und be- 
wahren. Was aber die Frage betrift, ob alsdan wan ganze 
Gemeinden ausgetrieben und in die Dienstbahrkeit geführett 
worden, denen zurück gebliebenen Ehegatten anderweitliche 
Verheyrathungen zu concediren sey; deshalb erachten wier 
dass eben dasselbe alhier zu statuiren ist, was bey den Casi- 
bus Captivitatis in particulari durchgehends erkant wirdt, 
daß nemblich das verlassene Theil in so lange ledigk und 
ohne anderweite verehelichung bleibe, bis es von des ge- 
fangenen Todt vergewißerd worden. 

Dann, was bey den Gliedern rechtens, und denenselben 
in Gottes wort anbefohlen ist, solches muß auch bey den 
Communen selbsten gelten undt staat haben; 

Sonsten würde es gar böse consequentien veruhrsachen, 
undt so viele inferiren, daß auch die Geboth Gottes, welche 
dem Buchstaben nach, auff die Menschen inparticulari lau- 
ten, bey Communen und Gemeinen nicht gelten dörfften, 
vndt wie woll nicht ohne erhebligkeit eingewendet werden 
mag, es sey gleichwoll der Ehestant von Gott zu übertra- 
gung Menschlicher mühsehligkeiten, und fort pflanzung der 
posteritaet, und wann durante captivitate die zerstümlete 
Matrimonia, unvergäntzet blieben, müsten diese Göttliche 
ordinationes, nicht alleine erliegen, sondern es würden auch 
viele ärgerliche’ inconvenientien erwachsen, das die Leute, 
welchen das donum continentiae nicht verlihen, der unehe- 
lichen beywohnung sich ergeben, außer Landes Ihre bleiben 
suchen, Haus Hoff und Kinder deseriren, und also eine 
weit ausstehende sterilitaet des Landes veranlassen mochten, 
welches alles dennoch, so viel als müglich zu praecaviren 
hochnöhtig sein wolte. So bedüncket Uns doch, daß dieses, 
undt was mehr angeführet werden könte, blos ex foro poli- 
tico entlehnet sey, undt in Göttlicher schrifft kein solch 

Zeitschr. f. Kirchenrecht. VI. 1. 8 
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fündament habe, daß darauf in foro conscientiae et causis 
divortij gesehen werden müste sondern es magk viel mehr 
alles mit dem immoto principio des Apostels Pauli wieder- 
sprochen werden, non sunt facienda mala ut eveniant bona, 
Schliessen demnach mit E. Churf. Durchl. Preußischen Con- 
sistorijs einhelliglich dahin daß denen bey dem Tartarischen 
einfall vor fünff Jahren zurück gebliebenen Ehegatten, un- 
erwartet der eigentlichen nachricht, wie es mit Ihrem ab- 
wesenden Consorten bewandt, kein anderweitliches Matri- 
monium zu verstatten, Sondern vielmehr sambt und sonders 
dahin zubescheiden sindt, das Sie mit gedult Ihr von Gott 
verhengetes unglücke ertragen, der Abwesenden Erledigung 
bey dem Allerhögsten embsiglich erbitten, und in der ge- 
gebenen treu stanthaftig verbleiben, damit auch die Ge- 
fangen hiedurch zu den Ihrigen wieder zukehren, und die 
erledigung zu suchen, umb so viel mehr anlaß und belieben 
nehmen mögen, Vndt do ja hier wider die Affection bey 
der harre sich unruhig erweisen solten, so muß doch ein 
jedweder sicherlich glauben, daß, wie der grundtgütige Gott, 
beruff und vocation zur continentz ertheilet, also werde Er 
auch dieselbe keinen verweigern wan nuhrten mit einem 
andächtigen Gebeht und zu lässigen mitteln, darumb an- 
suchung geschicht, welches die erfahrung bey gegen wärti- 
gen unfällen ein lebendiger Zeüge einem iedweden sein wirt. 
Wie wier nun nicht zweiffeln, Es werde E. Churf. Durchl. 
auch dero hohen Ortes undt Landes väterlicher Vorsorge, 
diesen Hülfflosen armen Leüten zu rettung zu kommen, 
bishero alle mügliche mittel versucht haben, und Ihnen noch 
ferner deren hülfreiche Handt zu bieten, gewiget verbleiben. 
Also wünschen wier von Herzen, daß der grundgütige Gott 
E. Churf. Durchl. Vorhaben auch hierinnen glücklich machen, 
und sonsten dero Herzenswunsch zu der bedrengten Evan- 
gelischen aufnehmen, über alle erfüllen, und erhören wolle, 
In welches mächtigen Obhuet Ew. Churf. Durchl. sampt 
dero Churf. Familia wier aufs beste befohlen, und verblei- 
ben zu trew ergebener Dienstleistung 
. E. Churf. Durchl. 
Vnterthänigst Gehorsambste 
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Zu dero Geistl. Consistorio alhier verordnete Rähte. 
Cölln an der Spree 
am 4. Martij anno 1660. 

Dem Durchlauchtigsten etc. etc. 

Fridrich Wilhelmen, Marggraffen etc. etc.“ 

Durch Entscheidung des Churfürsten vom 11. März 
wurde denn auch, dem Gutachten der Consistorien gemäss, 
den verlassenen Ehegatten die Wiederverheirathung untersagt. 

„Friderich Wilhelm Churfürst. 

Unser ete. hochgebohrner Fürst freundtlicher lieber 
Oheim auch Edle Rähte liebe getreue. Wir haben Uns 
Alles das iehnige was in E. Ld. undt euerer relation vom 
13. Febr. jetzt laufenden Jahres nebst denen beygefügt ge- 
wesenen Consistorial Bedencken, wegen anderweiter Ver- 
eheligung derer jehnigen bey dem lezeren Einfall der Tar- 
taren durch Wegführung vieler tausendt Menschen nach 
der Barbarei, zerstimmelten und zerrissenen Ehewirthschaf- 
ten, enthalten gewesen gebührend vortragen lassen und die 
darin angeführten Uhrsachen undt Bewegnüße zur Gnüge 
wahrgenommen. Nun wollen Wir zwar diejehnigen Gründe, 
derer E. ld. undt ihr in obangeregten relation erwehnet 
dahin gestelt sein lassen, maßen Sie dan mit allem Fleiß 
und wol angeführet gewesen. Dieweil wir aber nebenst den 
bereits erhobenen Consilio Unsers Samländischen Consistorij 
bey dieser so wichtigen Sachen desto behutsamer zugehen 
undt auch Unseres alhiesigen Consistorij Bedencken darüber 
zu forderen nötig erachtet, welches in materialibus gemelten 
Unseren Samländischen Consistorio das nemlich denen bey 
dem tartarischen Einfall vor ungefähr fünf Jahren zurück 
gebliebenen Ehegatten unerwartet der eigentlichen Nachricht, 
wie es mit ihren abwesenden consorten bewandt kein ander- 
weitliches matrimonium zuverstatten, sich gäntzlich confor- 
miret hadt, maßen das hierbey geschlossene consilium mit 
mehrerm darthut. So tragen wir auch ein billiges Be- 
dencken, deren zurückgebliebenen Ehegatten sambt und 
sonders die gesuchte anderweitliche Verheyrathung zu con- 
cediren, welche bey ihren jetzigen unglücklichen Zustande 
sich in Gedult begreiffen, und auf die so baldt müglichste 
liberation ihrer armen angehörigen Gefangenen, durch tröst- 
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liche Hofnung zu dem Allerhöchsten, fernerweit zu reflec- 
tiren nicht ablassen werden wie wir dan auch alle Mühe 
hierzu anzuwenden an Uns nicht unwinden lassen werden. 
Und etc. 

 Cölln den 16. Martij 1660. 

(gez.) v. Schwerin. 
An 

Fürsten Radzivil undt 

die H. Ober Rähte in Preussen.“ — — 

Ganz besonders merkwürdig aber ist unstreitig, dass 
selbst, wenn wirklich wegen Verschollenheit des einen Ehe- 
gatten dem anderen die Wiederverheirathung gestattet wurde, 
diesen, falls der verloren Geglaubte zurückkam, eine Geld- 
oder Gefängnissstrafe traf. 

Am 10. August 1685. wurde entschieden : 

„Friedrich Wilhelm Churfürst. 

Uns ist euer unterthänigster Bericht vom 27. Juli wegen 
Hieronymi R., welcher 14 Jahr von seiner Frau Marien G. 
weggewesen, und in dessen dieselbe sich anderwerts ver- 
heyratet, dieser aber da er itzt wiedergekommen, sich mit 
einer andern person zu verheyraten willens, umbständlich 
vorgetragen. Wan wir dann auch gnädigst dafür halten, 
daß bey dieser sache wol kein Folg sein möge, als befehlen 
wir euch hiermit gnädigst, zu Verhütung alles ärgernüßes, 
die Ehe der Marie G. mit Christian K., weil sie öffentlich 
mit einander getraut, und Kind gezeuget, vor gültig zu 
erklären, dem vorigen Ehemann aber Hieronymo R. zu 
verstatten, daß er sich anderwerts verehelichen, und das 
albereit getroffene Ehegelöbniss vollziehen möge; damit aber 
gleichwol solches ärgernüs nicht ungestraft bleibe, so soll 
iedweder theil thlr. 10. zu milden sachen erlegen, oder da- 
fern sie so viel in bonis nicht haben, über der bisherigen 
hafft noch 14 tage mit leidlichem 'gefängniß bestrafft wer- 
den, Seind etc.“ 

Eine grössere Milde liess Churfürst Friedrich IL. 
walten. Obgleich in dem vorliegenden Falle das Leben des 
einen Eihegatten keinem Zweifel unterlag, so gestattete er 
doch dem anderen die Wiederverheirathung, selbst ohne, 
wie es scheint, nur eine Ehescheidung vorangehen zu lassen. 
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„Friderich der IIIte Churfürst etc. 

Eite. Uns ist aus eurer unterthänigster relation vom 
10. hujus gehorsambst vorgetragen, welchergestalt hans S,., 
Krüger in Maluote, unterthänigst gebeten, Ihm zu nereet 
ten, daß Er sich anderwältie verheyrathen möchte, in er- 
wegung seine Ehefrau Ihm in einer Suppen Gifft beigebracht 
und nachgehens mit Staupenschlägen unserer Lande auf 
ewig verwiesen worden. Nun ist zwar bekant daß extra‘ 
causam adulterii et desertionis malitiosae in andern fällen 
dem unschuldigen theil zu heyrathen nicht leichtlich pfleget 
verstattet zu werden. Alldieweilen aber in gegenwärtigem 
fall eine gantz speciale ursache mit unterlauffet, in dem vor- 
wehnter Hans Schröder sine summo vitae discrimine seiner 
Ehefrauen nicht beywohnen kan; Also habt Ihr euch zwar 
zu bemühen denselben durch alle diensame vorstellung da- 
hin zu disponiren, daß Er von seinem vorhaben widerumb 
zu heyrathen abstehen möge, dafern Er aber davon nicht 
könte abwendig gemachet werden, so haben Wir aus oban- 
geführten umbständen gnädigst gewilliget, daß ihm solches 
verstattet und Er anderweitig widerumb heyrathen möge, 
wornach Ihr euch da gehorsambst zu achten. Seind etc. 

Cölln an der Spree 
10. Dec. 1694. 
An das hiesige Consistorium.* 

Später unter Friedrich dem Grossen wurde, wenn die 
Todeserklärung erfolgt war, die weitere Ehe gestattet — 
Reser. v. 15. September 1774. — wenn die Verschollenheit 
noch nicht präsumirt werden konnte, verboten. 

Frage: der Pommerschen Regierung wie zu verfahren 
wenn ein Ehegatte abwesend, der präsumptive weder für 
einen desertor malitiosus noch pro mortuo zu erachten?. 
dient Euch ... zu Resolution wie nur desertio malitiosa 
ein gesetzmäsiger Grund der Ehescheidung abgebe, kann 
also in den Uns vorgelegten Fällen, weder’ex vita ante acta, 
noch aus den bey der Verlassung selbst sich ereigneten 
Umständen hervorgeht, dass diese böslicherweis und animo 
sich den Pflichten des Ehestandes zu entziehen geschehen 
sey, so kann keine Scheidung folglich auch kein desertions 
Process stattfinden, sondern der zurückgebliebene Ehegatte 
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muss das gesetzmäsige Spatium zur Todeserklärung abwar- 
ten, durch deren Erfolg dann auf das Band der Ehe 
ipso iure dissolviret wird. 

(15. November 1784.) 


d. Ehehinderniss des Ehebruches,. 


In Bezug auf das impedimentum criminis ergeben die 
Archivacten für die Regierungszeit Friedrichs des Grossen 
bemerkenswerthe Aufschlüsse. 

Im Anfange seiner Regierung scheint der König die 
Dispensation von diesem Ehehinderniss kaum je versagt zu 
haben, wie denn auch das Consistorium dieses Impediment 
nicht für voll angesehen zu haben scheint. Auf ihr Gesuch 
wurde der Sophie H., die wegen eines mit Samuel Sch. be- 
gangenen Ehebruchs von ihrem Ehegatten geschieden wor- 
den worden war, gestattet, den Eihebrecher zu heirathen. 
(3. October 1743.) Dabei finden sich auf dem Gesuch fol- 
gende Randbemerkungen der einzelnen Consistorialräthe: 

„Es gehört diese Sache nicht vors Consistorium. In- 
dessen sollte doch ohnmassgeblich erinnern, dass dem petito 
gegen Erlegung einer mässigen Strafe zu deferiren sey; 
gestalt es bloss ein inventum papale ist, dass man den Ehe- 
bruch mit verbittung der Ehe bestrafen müsse. 

(Reichenbach, Daniels, Mirdelius und eine 
unleserliche Unterschrift.)“ 

„Supplicantin müsse erst beweisen, dass der angegebene 
stuprator Sch. sie heirathen und dadurch das uneheliche 
Kind ehelich machen wolle, welchen Falls ich dem vorigen 
voto beitrete. (Cochius, Sack.)“ 

„Es ist die Observanz, dass in dergleichen delictis dem 
schuldigen Theil wieder zu heyrathen verboten wird. Es 
ist auch observantia, dass wenn dasselbe nächstdem vor- 
stellet, wie es das donum continentiae nicht hätte, die per- 
mission zu heyrathen zu erhalten pfleget. Diese ratio ist 
von üblen Folgen halber in so weit gegründet: aber von 
einem Ehebrecher oder Ehebrecherin anzuführen überflüssig, 
da er hierunter jederzeit praesumtionem vor sich hat, denn 
wenn er das donum continentiae hatte, würde adulterium 
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commissum wohl unterblieben sein. Ich bin daher der 
ersten Meinung. (Mirdelius.)“ 

Ebenso wurde am 30. September 1755. eine solche 
Dispensation ertheilt. 

Dagegen sind dieselben gegen Ende der Regierungszeit 
Friedrichs Il. meist abgeschlagen worden: so am 30. No- 
vember 1780. und am 25. Dezember 1778. „inmassen zur 
Vesthaltung der Ehen und Abhaltung vom Ehebruch aus- 
drücklich darauf gehalten wird, dass ein Ehegatte nie die 
Person heyrathen solle, mit welcher er während dem durch 
die Scheidung aufgehobenen Ehebündniss verbothenen Um- 
gang gepflogen.“ 

Dieselben Grundsätze werden auch in einem Rescripte 
des Berliner Kammergerichts vom 23. April 1789. 
ausgesprochen. 

„Die Absicht des Gesetzes“, heisst es dort, „bey dem 
Verbot der Ehe zwischen dem Ehebrecher und der Ehe- 
brecherin gehet nun wohl nicht so sehr auf eine Bestrafung 
dieser beiden Personen, als vielmehr auf den allgemeinen 
für die Sittlichkeit vortheilhaften Eindruck, welcher noth- 
wendig daraus entstehen muss, wenn jeder Verführer mit 
Grewisheit darauf rechnen kann, er werde nie die Früchte 
seines Verbrechens geniessen; und dieser Eindruck wird 
durch Dispensation vom Gesetze geschwächt.“ 

Schliesslich theile ich noch ein auf diesen Gegenstand 
bezügliches Gutachten der Gesetz-Commission aus 
d. J. 1784. mit. 

„Allerdurchlauchtigster Grossmächtigster König 

Allergnädigster König und Herr! 

Der Gesetz Commission allerunterthänigstes 

Gutachten ad Rescriptum vom 27ten Märtz über 
die Frage, ob die Ehe zwischen einem Ehebrecher 
und einer Ehebrecherin, nachzugeben sey, sobald 
nur der Ehebruch nicht die Trennung der vori- 
gen Ehe verursacht hat. 

Ein Bürger zu Pölitz in Pommern hat während der 
Ehe mit seiner nunmehro verstorbenen Frau mit der lezten 
Schwester Tochter einen Sohn erzeuget, der aber bereits 
verstorben. 
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Er verlangt mit derselben getraut zu werden, und gab 
bey seiner Vernehmung an, dass seine verstorbene Frau 
ausdrücklich erkläret, dass er sie heyraten solte, und sich 
sogar Scheiden lassen wollen, damit er seine und ihre Ab- 
sicht noch bey ihrem Leben zu ihrem Vergnügen und aus 
Liebe gegen den erzeugten Sohn erreichen mögte. Zum 
besondern Grunde seines Verlangens gab er noch die Ur- 
sach an, dass er nach dem Tode seiner Ehefrau noch eine 
Tochter erzeugt, so er auf seinen Nahmen tauffen lassen, 
und sein Gewissen verbinde ihn, dies durch eine eheliche 
Verbindung wieder gut zu machen. 

Das Stettinsche Consistorium frug wegen der Zulässig- 
keit der Ehe bey Ew. Königlichen Majestät Geistlichem 
Departement an, bemerkte, dass nach dem Testament seiner 
verstorbenen Frau wohl ausser Zweiffel sey, dass dieselbe 
so wohl ihren Ehemann, als der geschwängerten Schwester- 
Tochter den Ehebruch verziehen, dass aus der eigenen Er- 
zählung des Supplicanten so viel hervorgehe, dass beyde 
Theile den Ehebruch mit der Hoffnung der künftigen Ehe 
begangen hätten, dass nach dem jure communi in diesem 
Fall die Ehe zwar nicht zulässig seyn dürfte, dass aber 
das Edict vom 17ten November 1782. wegen der Eheschei- 
dungen dies aufzuheben scheine, weil nach demselben die 
Heyrath solcher Personen nur dann verbothen sey, wenn 
die Ehescheidung durch den Ehebruch oder unerlaubten 
Umgang verursacht worden, mithin ein Prediger die Ver- 
trauung nicht versagen zu dürfen scheine, wann ihm auch 
aliunde als aus dem Ehescheidungs-Urtel ein ehebrecheri- 
scher Umgang wärend der Ehe bekannt geworden. 

Das Consistorium frug dahero an: 

ob eine Ehe zwischen dem Ehebrecher und Ehe- 
brecherin nachzugeben sey, sobald nur der Ehe- 
bruch nicht die Ehescheidung verursacht habe. 

Das Geistliche Departement wies das Consistorium an, 
dieserhalb bey der Gesetz Commission anzufragen, und auf 
anderweitigen Bericht des Consistorii ersuchte dasselbe Ewr. 
Königlichen Majestät Grosskanzler, dieserhalb ein Gutachten 
von der Gesetz Commission zu erfordern. 

Ewr. Königlichen Majestät haben uns hierauf aller- 
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gnädigst befohlen, unser Gutachten darüber zu erstatten, 
und uns mitgegeben, besonders die Fälle zu unterscheiden: 

1. wenn der andre von beyden verheyratheten Personen 
den Umgang seines Ehegenossen mit einer andern 
Person gewusst, und entweder Verbis oder factis sich 
solchen gefallen zu lassen declariret, oder wenigstens 
stille dazu geschwiegen. 

2. Wenn dieser Umgang dem andern Ehegatten unbe- 
kannt gewesen, und derselbe in dieser Unwissenheit 
verstorben. 

3. Wenn die Ehe zwar durch richterlichen Ausspruch 
aber ex alia causa, getrennt worden, und der ehe- 
brecherische Umgang des einen Ehegatten erst nach 
der Zeit zur Wissenschafft des andern gelanget ist. 

Unsers allerunterthänigsten Ermessens ist die Ehe zwi- 
schen einem Ehebrecher und Ehebrecherin auch denn, wenn 
nicht der Ehebruch die Ursach der Trennung der Ehe ge- 
wesen, in denen beyden Fällen auch noch jetzt unzulässig, 
wenn der Ehebruch mit dem Versprechen der Ehe oder 
cum insidiis vitae innocenti structis verbunden gewesen; 
im übrigen aber nicht zu verhindern. Doch ist in diesen 
beyden Fällen keine förmliche Untersuchung zugestatten, 
sondern es müssen diese Umstände ex actis oder dem deut- 
lichen Geständniss des Beschuldigten hervorgehen. Nach 
dem jure romano und canonico antiquo war zwar die Ehe 
zwischen dergleichen Personen ohne Unterschied verbothen 
Espen im Jure eccl. p. 2. T. 13. Cap. 7. Boehmer T. 3. 
L. 4. T. 7. Allein in der Folge ist dieser Verboth von 
dem Jure canonico nur auf die beyden Fälle eingeschränkt, 
wenn der Ehebruch mit dem Versprechen der Ehe verbun- 
den gewesen, oder insidiae vitae innocenti structae von 
einem der gedachten Personen nachgewiesen werden können. 

C. 6. x. de eo qui duxit in Matrimonium ete. Diese 
gesetzliche Vorschriften sind nirgends aufgehoben, sondern 
so wohl ante Edictum de 1782., per Rescriptum vom 10ten 
May 1770. war nur festgesetzt, dass wenn der Ehebruch 
die Ursache der Ehescheidung gewesen, die Ehe zwischen 
dergleichen Personen ohne Unterschied nicht zugelas- 
sen werden soll, und in dem Edict de 1782., ist blos dies. 
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wiederholt, mithin ist es im übrigen bey der nirgends auf- 
gehobenen Vorschrift belassen worden. Die Absicht des 
letztern ist auch keinesweges gewesen, die Ehe zwischen 
dergleichen Leuten zu begünstigen, sondern sie hat jenes 
Gesetz vielmehr dahin geschärft, dass in dem Fall, wenn 
der Ehebruch die Ursach der Trennung gewesen nicht blos 
in denen beyden Fällen, sondern überall nicht zugelassen 
werden soll. Es kömt also in solchen Fall, wenn der Ehe- 
bruch mit dem Versprechen der Ehe oder mit Nachstellungen 
des Unschuldigen Leben verbunden gewesen, nicht darauf 
an, ob die Ehe dieserhalb getrennet worden, sondern wenn 
eines oder des Andern aus den Acten oder aus dem klaren 
Geständniss des beschuldigten hervor gehet, müssen die 
Gerichten, Amtshalber dies an die Behörde anzeigen, und 
sodenn dergleichen Ehen nicht zugelassen werden. Es muss 
aber dieses aus den Acten oder dem eigenen Bekenntniss 
des Beschuldigten hervorgehen, weil sonst im Gefolge des 
Rescripts vom 27ten July 1766. ex officio der Richter wegen 
des Ehebruchs ohne Anruffen des Ehegatten nicht inquiriren 
soll, und nach dem Corp. Jur. Frid. p. 3. T. 3. $. 39. der- 
gleichen specielle Nachforschungen nicht statt haben sollen. 
Es kömt also nach diesen Grundsätzen darauf nicht an, ob 
der Unschuldige diesen Umgang gewusst, sich solchen ge- 
fallen lassen, stille geschwiegen oder ihn nicht gewusst habe. 
Der Grund der Unzulässigkeit dergleichen Ehen liegt in 
der Disciplina ecclesiastica, und das Gesetz will das An- 
stössige und ärgerliche, so durch Zulassung dergleichen 
Ehen bey dem Gutdenkenden Bürger des Staats nothwendig 
entstehen müsse, nicht geduldet wissen, und wodurch selbst 
auch für den Staat üble Folgen entstehen können. Es 
hängt also nicht von den guten Willen des Beleidigten ab, 
zu dessen Rechten in solchen besondern Fällen es nicht, 
sondern dem Rechte des Staats gehöret, dass dergleichen 
Ehen nicht geduldet werden. Es komt also ad 3. unsers 
Erachtens auch darauf nicht an, wenn die Ehe aus einer 
andern Ursach getrennt worden und dergleichen Vorfall 
erst nach der Zeit zu des andern Wissenschafft gekommen. 

Uebrigens kommt es in den Fall, wenn das Versprechen 
der Ehe mit den Ehebruch verknüpft gewesen seyn soll, 
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nicht blos darauf an, ob der Ehebrecher der Ehebrecherin 
Hoffnung zur Ehe gemacht, sondern es mussein würck- 
liches Versprechen geschehen seyn, und nach 
der Sprache des Gesetzes fides data esse debet de Matri- 
monio ineundo C. 6. x supra al. so in dem vorgelegten 
Fall nicht gewesen zu seyn scheint, und da nichts als die 
blosse Angabe des Supplicanten einer gegebenen Hoff- 
nung vorhanden, so dürfte nach dem Geiste obiger Vor- 
schriften dis ex officio unsers Erachtens nicht recherchiret, 
sondern in diesem Fall die Ehe gestattet werden. Die Ge- 
bühren für dieses Gutachten werden Ewr. Königl. Majestät 
uns aus der Sportul Casse zu Stettin bezahlen zu lassen 
geruhen. Die wir ersterben 
Berlin Ewr. Königl. Majestät 
den 27. April 1784. allerunterthänigstreue verpflichteste 
Scherer. Koenen. Heidenreich. 
Lamprecht. Scholz. Baumgarten.“ 


e. Ehehinderniss der Impotenz. 


War bei Schliessung der Ehe schon eine Impotenz des 
einen Ehegatten vorhanden, so konnte die eheliche Verbin- 
dung gar nicht vollgültig zu Stande kommen. Mithin war 
ein von dem anderen Ehegatten begangener Ehebruch dem 
Recht nach unmöglich und straflos.. So wurde von König 
Friedrich I. am 19. October 1703. entschieden: 

„Friedrich König in Preussen etc. 

Wir übersenden euch die wider Ester H. ergangenen 
acta hierbey wieder zurück; ob nun schon Ihr vorgegebner 
Ehemann, Hans Sch., Ihr den Fehler condoniret und sie 
wieder zu sich nehmen will, so tragen wir jedoch wegen 
des daraus entstehenden Scandali, und anderer Inconvenien- 
tien halber erhebliches Bedenken solches zu verstatten, und 
wie aus des Medici und Chirurgi attestato und Bericht er- 
hellet, dass gedachter Hans Sch. bereits zur Zeit als er die 
inquisitin geheurathet ad matrimonium nicht tüchtig gewesen ; 
Also folget von sich selbsten dass selbiges unter Ihnen nicht 
bestehen könne, weshalb Ihr dann solches null und nichtig 
zu erklähren und zu trennen habt: bey welchen umbstän- 
den auch, wann dise in unserem Tag denen actis befind- 
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liche rescripto vom 14. Dec. 1702. enthaltene Strafe noch 
nicht exequiret worden, mehrbesagt& inquisitin nicht mehr 
als pro simpliei scortatione gestrafet und ihr nach einiger 
Zeit, wan sie sich wol verhält, sich wieder zu eheligen 
verstattet werden kann, wornach Ihr euch gehorsamst zu 
achten. 
Cöln den 19. October 1703. 
An das -hiesige Consistorium.“ 


f. Impedimentum mixtae religionis. 


Die von Friedrich dem Grossen bei gemischten Ehen 
befolgten Grundsätze ergeben sich aus den nachfolgenden 
beiden Actenstücken. 

Der Katholik Gottfried N. wollte sich mit der ihm 
im dritten Grade gerader Linie verwandten Protestantin T. 
verheirathen. 

Die Regierung, welche er deswegen um Dispensation 
anging, wandte sich an den König, und dieser wollte, dass 
diese mit der von ihm auf Ansuchen des Bischofs von Bres- 
lau (Card. v. Zinzendorf) i. J. 1744. errichteten Commission 
(„zur Berichtigung dergleichen die Religion berührender 
Zweifel oder Irrungen“) in Verhandlung treten solle. Jene 
Commission war aber gar nicht zur Activität gekommen, 
mithin mussten mit dem Cardinal selbst Verhandlungen gepflo- 
gen werden. 

Er zeigte an, dass er zwar die Facultät habe, im vor- 
liegenden Verwandtschaftsverhältniss unter katholischen Con- 
trahenten zu dispensiren, nicht aber, wenn, wie hier, der 
eine Theil protestantisch sei; er wolle jedoch gern die 
Dispensation von Rom vermitteln. Diese gab dann zu fol- 
gender Verfügung Anlass: 

„Fridrich König. 
Wir haben erhalten, was Ihr in der Matrimonial Sache 


des Schweidnitzischen Scharfrichters Johann Gottfried N: 


und seiner Verlobten, Maria Elisabeth T., wegen der darüber 
eingelauffenen Päbstlichen Dispensation, und der darinnen 
enthaltenen verfänglichen Clausel, dass die aus solcher Ehe 
erzielte Kinder beyderley Geschlechts in der Päbstlichen 
Religion erzogen werden müssen, unter dem 19ten nächst- 
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verwichenen Novembris allerunterth. berichtet und vorge- 
stellet, und fügen Euch darauf zu Euerer Verhaltung in 
Gnaden zu wissen, wasmassen Wir so wenig dem Römi- 
schen Pabst, als einiger anderer Puissance einzuräumen ge- 
meint sind, Unsere Schlesischen Unterthanen in Sachen, 
welche in das Politzeiwesen einschlagen, dergleichen die 
Erziehung der Kinder unstreitig ist, Gesetze und Verord- 
nungen, am wenigsten aber solche vorzuschreiben, wodurch 
die Unsern sämmtlichen Unterthanen gnädigst verstattete 
Gewissens-Freyheit auff einige Weise eingeschränket und 
geschmälert werden könnte. 

Wir finden danach für nöthig, vorangezogene Päbstliche 
Dispensation, in Ansehung der derselben annectirten präju- 
dicirlichen Clausel aus Landesherrlicher Souverainer Macht 
und Gewalt, wie hiemit geschiehet, gäntzlich zu cassiren, 
und zu annulliren, und befehlen Euch hiedurch in Gnaden, 
solches obbenandten desponsatis zu ihrer Achtung bekandt 
zu machen, und Ihnen die Vollentziehung Ihrer vorhaben- 
den Heyrath und zwar dem Bräutigam bei Festungs und 
der Braut bei Spinnhaus Arbeit ernstlich zu untersagen, 
nicht weniger den Eltern der Braut zu bedeuten, dass sie 
bei Vermeidung gleichmässiger Ahndung, zu sothanem Ehe- 
verbindniss weder die Hände bieten noch conniviren sollen. 
Seynd etc. 

Berlin den 4. Dezember 1745. — — 

Das andere Actenstück lautet: 

„Sub dato Glogau den 5. Junü 1760. frägt 
das Ober-Consistorium darüber unterthänigst an, 
ob dem Evangelischen Parocho Sponsi die Copu- 
lirung eines Evangelici mit einer Catholischen 
Braut nachgegeben werden könne, wenn letzterer 
zu Einschreitung der Ehe ein indispensables im- 
pediment obstiret, welches lediglich in den Prin- 
cipiis ihrer Religion seinen Grund hat. 

Nachdem wir unterm 18ten Martii 1774. Ew. Königl.” 
Majestät allerunterthänigst angezeiget, dass das Bischöfliche 
Vicariat-Amt bey Ertheilung der Ehe-Dispensationen in 
gradibus prohibitis einen Unterschied unter denen verschie- 
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denen Religions-Verwandten mache, und in dem Fall, da 
der eine Theil der protestantischen Religion zugethan, dem 
catholischen Theil die Dispensation gäntzlich denegire, wenn 
gleich in durchaus ähnlichen Fällen, wenn nur beyde Theile 
catholischer Religion sind, selbige ohne Bedencken ertheilet 
werde; so haben Höchst-dieselben hierauf durch uns dem 
Vicariat-Amt bekand machen lassen, dass es sich vom Pabst 
die Gewalt dergleichen Dispensationes zuertheilen verschaffen, 
oder sich selbst beymessen müsse, wenn in dergleichen 
Fällen die Copulation denen protestantischen Geistlichen 
allgemein nachgelassen wird. Diese Auflage nun hat die 
Würkung gehabt, dass durch die mittelst allergnädigsten 
Rescripti vom 16ten Octobr. 1777. uns communicirte päbst- 
liche Bulle dem Vicariat-Amt die Erlaubniss auch in dem 
Fall, wenn der eine Theil protestantischer Religion ist, in 
gradibus prohibitis zu dispensiren ertheilet, und solcherge- 
stalt der vorhin in odium der protestantischen Religion 
hierinn gemachte Unterschied aus dem Wege geräumet 
worden. 

Es ereignet sich aber gegenwärtig der Fall, da ein 
Häussler in dem Neusaltzer Amts-Dorf Tschiefer Nahmens 
MatthäusK., welcher Evangelischer Religion ist seiner ver- 
storbenen catholischen Ehefrauen Schwester, die gleichfalls 
catholischer Religion ist, heyrathen will, wogegen zwar dem 
protestantischen Theil kein Verbot obstiret, so dass es auch 
intuitu seiner keiner Dispensation bedarf, dem catholischen 
Theil aber die principia Juris Canonici entgegen stehen. 
Da nun der catholische Parochus zu Neusaltz dem als 
Parocho Sponsae die Copulation zukommt, selbige so wie 
auch das Aufgebot verweigerte und daher die Verlobte von 
dem Evangelischen Pastore Kletke zu Neusaltz die Copu- 
lation verlangte: so that dieser bey uns dieserhalb Anfrage, 
und wir liessen durch ihn die Braut anweisen, bey dem 
Bischöflichen Vicariat-Amt die Dispensation nachzusuchen, 
“und falls ihr selbige dort verweigert werden solte, ver- 
langten wir von dem Pastore die weitere Anzeige. 

Dieser Anweisung gemäss hat auch der Bräutigam sich 
an den Weyh-Bischoff von Strachwitz mittelst schrifftlicher 
Vorstellung gewandt, den Fall gehörig vorgetragen und um 
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die Dispensation gebeten, er ist aber mittelst der originaliter 
uns vorgelegten Resolution dahin beschieden worden, dass 
in diesem so nahen und ersten Grad der Schwägerschafft 
niemahlen weder von dem Bischof noch zu Rom dispen- 
siret werde. 

Hieraus gehet also hervor, dass der Grund der Wei- 
gerung der Dispensations-Ertheilung nicht in odio erga pro- 
testantes lieget, sondern selbige nach denen von dem Römi- 
schen Stuhl angenommenen Principiis auch ohne Ausnahme 
alsdann verweigert wird, wenn beyde Theile der catholischen 
Religion zugethan sind, und ist daher alhier nicht der Fall 
vorhanden, weshalb dem Vicariat-Amt oberwehntermaassen 
die Commination der Nachlassung der Copulation durch 
einen Evangelischen Geistlichen geschehen ist. Wir glau- 
ben aber jedoch, dass es keinem Bedencken unterworffen 
seyn werde, dem Evangelischen Pastori als Parocho des 
Bräutigams zuerlauben, die Copulation nach vorgängig von 
ihm geschehener Proclamation vorzunehmen. 

Als im Jahr 1752. der catholische Parochus zu Trachen- 
berg sich weigerte dem Doctorem Medicinae F., welcher 
Evangelisch und von seiner vorigen Frau geschieden war, 
mit seiner catholischen Braut zu copuliren, weil das Con- 
cilium Tridentinum die Trennung der Ehe quoad vinculum - 
nicht zulässet; so haben Ew. Königl. Majestät der Breslau- 
schen Ober-Amts-Regierung mittelst des uns zu unserer Nach- 
richt und gleichmässigen Achtung in vorkommenden Fällen 
communicirten Rescripti vom 12. Sept. 1752. zu declariren 
geruhet, dass zwar Höchstdero Intention keines weges dahin 
gehe, den bemeldten Parochum oder einen andern Römisch- 
catholischen Geistlichen zu Vollziehung eines solchen Actus, 
welcher denen bekandten Principiis seiner Kirche schnur 
stracks zuwider ist, anzuhalten, gleichwohl es hart seyn 
würde, wann wegen des hiebey vorkommenden der Römisch 
catholischen Religion allein eigenen Anstandes Evangelische 
an Vollziehung ihrer Heyrathen behindert werden sollten, 
daher dann der Ober-Amts-Regierung die Verfügung zu- 
‚machen aufgegeben worden, dass der F. sich von dem 
Evangelischen Prediger zu Trachenberg proclamiren und 
copuliren lassen möge, die Ehe auch quoad omnes effectus 
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von eben der Gültigkeit und Würde angesehen werden solte, 
als wenn die Copulation von einem Geistlichen von der 
Religion der Braut vollzogen worden wäre. 

Dieser Fall ist darin mit dem gegenwärtigen, vollkom- 
men ähnlich, dass der Braut ein impedimentum canonicum 
in Vollziehung der Ehe obstiret, welches nachdem in Ew. 
Königl. Majestät Staaten inter protestantes alle prohibitiones 
ausser denen in der heiligen Schrifft namentlich oder ex 
identitate rationis verbotenen Gradibus aufgehoben sind, 
lediglich den Grundsätzen der catholischen Religion lieget, 
und weshalb also kein catholischer Geistlicher weder die 
Proclamation noch Copulation vornehmen darf. Wir glau- 
ben daher auch, dass in dem gegenwärtigen Fall nichts im 
Wege stehe, einen Evangelischen Geistlichen zur Procla- 
mation und Copulation zu autorisiren, und dass die solcher- 
gestalt vollzogene Ehe quoad omnes effectus von Gültig- 
keit sey. | 

Da indess nur gedachtes Rescript nur den Fall, da der 
Evangelische Theil denen Principiis der catholischen Reli- 
gion entgegen geschieden ist, zum Grunde hat, auch darum 
ein Unterschied obwaltet, dass in dem gegenwärtigen Fall 
das impediment aus dem gradu affinitatis, worinn die Braut 
mit dem Bräutigam stehet, mithin mit ex persona der Braut 
selbst herrühret, in dem erstern Fall aber solches bloss ex 
persona Sponsi herrührte, obgleich in dem einen Fall so 
wenig als in dem andern die canonischen Grundsätze der 
Landesherrlichen Gewalt in Absicht der Beylegung der 
effectuum civilium Schranken setzen können, das internum 
aber lediglich von dem Gewissen des catholischen Theils 
abhänget, so erbitten wir uns hierüber von Ew. Königl. 
Majestät allergnädigste Verhaltungs-Befehle, sowohl in Ab- 
sicht des gegenwärtigen Falls als für die künfftig etwa 
vorkommenden ähnlichen Fälle, die wir in getreuester 
Devotion ersterben. 

Ew. Königl. Majestät allerunterthänigst 
Treugehorsamste Zu Allerhöchst Dero Glo- 
gauschen Ober-Consistorio verordnete Prä- 
sident Director und Räthe.“ 
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Die Antwort des Königs lautete: 

„An das Glogauische Ober-Consistorium. 
Friederich König etc. 

Unsern etc. Da nagh Eurem allghsten Bericht vom 
5ten dieses Monaths dem Häussler zu Tschiefer, Namens Mat- 
thäus K. die nachgesuchte Dispensation seiner verstorbenen 
catholischen Ehefrauen Schwester, die gleichfalls catholischer 
Religion ist, heyrathen zu können, von dem Bischöflichen 
Vicariat-Amte verweigert wird so kann nicht gesagt werden 
dass dieses in odium religionis geschehe da dieser Gradus 
auch unter catholischen Glaubens-Verwandten unzulässig zu 
seyn angegeben wird. Es muss daher bey der geschehenen 
Verweigerung sein Bewenden haben. Der von 1752. von 
Euch angezogene Fall kan auf den gegenwärtigen nicht 
angewendet werden; welches Wir Euch zu Eurer Direction 
nicht verhalten wollen. Sind etc. Geben Berlin den 26. 
Juni 1780. ad mandat.“ 


g. Ehehinderniss der Verwandtschaft. 


Es würde zu weit führen, wenn hier aller der zahl- 
reichen Dispensationsgesuche gedacht würde, welche wegen 
des der Ehe entgegenstehenden Hindernisses der Blutsver- 
wandtschaft und Affinität bei den Brandenburgisch-Preussi- 
schen Behörden eingereicht wurden, und die den grössten 
Theil der Eheacten des Königlichen Staatsarchivs ausmachen. 

Bemerkenswerth erscheint nur, dass, wenn eine wirk- 
liche Schwängerung der Braut erfolgt war, gewöhnlich die 
Dispensation, selbst gegen „das göttliche Gesetz“ ertheilet 
zu werden pflegte. So erging am 20. Juli 1684. folgendes 
Rescript an das Consistorium zu Cöln: 

„Fridrich Wilhelm Churfürst etc. 

U. g. g. z. würdige veste, hochgelahrte rähte u. 1. g. 
Uns ist euer unterthänigster bericht vom 8. Majus wegen 
Barthold K., welcher seiner verstorbenen Frauen Schwester 
sub spe matrimonii impregnirt unterthänigst vorgetragen 
worden; dieweil nun bey so gestalten sachen er mit der- 
selben bereits ein Kind gezeuget, so lassen wir Uns euern 
unmasgeblichen Vorschlag gefallen, daß so wol die Mutter 
als das Kind per subsequens matrimonium legitimiret werden, 

Zeitschr. f. Kirchenrecht. VI. ı. 9 
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befehlen euch drawegen hiermit gnädigst die Verfügung 
zu thun, daß diese beyde personen ohne fernere procla- 
matione und ohne eintziges hochzeitliches gepränge copulirt, 
und darauf in perpetuum unsergr Mark Brandenburg ver- 
wiesen werden, damit dergleichen unzeitiges Eheversprechen 
nicht in exempel gezogen, und die Einwohner hiegegen 
desto mehr sich hüten mögen, dergleichen verbotene per- 
sonen zu Ehe zu begehren.“ 

Eben so eigenthümlich ist, dass bei Nachsuchung der 
Dispensation von besonders verbotenen Graden der Bitt- 
steller mit Strafe belegt wurde. 

Der Weissgerbergeselle B. kam unter dem 28. Februar 
1764. ein, ihm zu gestatten, seiner Mutter Schwester hei- 
rathen zu dürfen. Statt aller Antwort erging an die Be- 
hörden der Befehl, den Verfasser dieser „höchst strafbaren“ 
Vorstellung zu ermitteln. Aus der eidlichen Vernehmung 
des Petenten ergab sich der Concipient in dem Berliner 
Schreiber Schwedler, der darauf zur Zahlung von 5. Rihlr. 
Strafe an die Ober-Consistorial-Casse verurtheilt wurde. 
Da er unvermögend war, wurde die Strafe in dreitägiges 
Gefängniss umgewandelt. 

Endlich mag noch in dieser Beziehung ein von Frie- 
drich II. am 17. September 1743. an die Breslauische 
Regierung gerichtetes Verzeichniss der Grade, welche ver- 
boten und einer Dispensation unterworfen sein sollten, mit- 
getheilt werden. Dasselbe ist von dem Berliner Ober-Con- 
sistorium verfasst und mit eigenhändigen Marginalbemer- 
kungen des Königs versehen. 


„Verzeichniss derjenigen Ehen, welche in heiliger Schrift 
theils expressis verbis, theils ex paritate rationis klahr 
verbothen, folglich indispensabel sind. 


In der Bluts-Freundschafft, Als und zwar: 
In linea ascendente. 
des Sohnes mit 
der Mutter 
Gross Mutter 


Elter Mutter 
in infinitum. 
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der Tochter mit 
dem Vater 
Gross Vater 
Elter Vater 


in infinitum. 


In linea descendenti. 
der Mutter mit 
dem Sohn 
Enkel 
Ur-Enkel 


in infinitum. 


des Vater mit 
der Tochter 
Enkelin 
Ur-Enkelin 


in infinitum. 


In linea collaterali aequalı. 
des Bruders mit der vollbürtigen Schwester 
halb Schwester 
sive Consanguinea sive uterina, 
der Schwester mit 
dem vollbürtigen Bruder 
halb Bruder 
Sive consanguineo sive uterino. 
In linea collaterali aufwärts, 
des Sohnes, mit 
seines Vatern vollbürtigen Schwester 
Vatern halb Schwester 
seiner Mutter vollbürtigen Schwester 
Mutter halb Schwester 
der Tochter, mit 
ihres Vatern vollbürtigen Bruder 
Vatern halb Bruder _ 
ihrer Mutter vollbürtigen Bruder 
Mutter halb Bruder 
In linea Collaterali abwärts. 
Des Bruders mit 
seines vollbürtigen Bruders Tochter 
halb Bruders Tochter, 
9* 
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seiner vollbürtigen Schwester Tochter 
halb Schwester Tochter 
der Schwester, mit 
ihres vollbürtigen Bruders Sohn 
halb Bruders Sohn. 
ihrer vollbürtigen Schwester Sohn 
halb Schwester Sohn. 
In der Geschwägerschaft: 
In Linea ascendenti. 
Des Sohnes, mit 
geines verstorbenen Vaters Ehefrau 
Gross Vaters Ehefrau 
Eltern Vaters Ehefrau 
in infinitum. 
Der Tochter mit | 
ihrer verstorbenen Mutter Ehemann 
Gross Mutter Ehemann 
Eltern Mutter Ehemann 


in infinitum. 


Des Ehemannes, mit _ 
seiner verstorbenen Ehefrauen Mutter 
Ehefrauen Gross Mutter 
Ehefrauen Elter Mutter 


in infinitum. 


Der Ehefrau, mit 
ihres verstorbenen Ehemannes Vatern 
Ehemannes Gross Vatern 
Ehemannes Elter Vatern 


in infinitum. 


In lines descendenti. 
Des Vaters mit 
seines verstorbenen Sohnes Ehefrau 
Enkels Ehefrau 
Ur-Enkels Ehefrau 


in infinitum. 


Der Mutter mit 
ihrer verstorbenen Tochter Ehemann 
Enkelin Ehemann. 


Ur-Enkelin Ehemann in infinitum. 
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Des Ehemannes, mit 
seiner verstorbenen Ehefrauen Tochter ?4) 
Ehefrauen Enkelin 
Ehefrauen Ur-Enkelin 
in infinitum. 
Der Ehefrau mit 
ihres verstorbenen Mannes Sohn 


14) Auch bei affinitas illegitima, Der Tagelöhner Martin S. hatte 
mit der Maria Sch. Unzucht getrieben und später deren Tochter ge- 
heirathet. Er wie die Sch. wurden wegen Blutschande zu einjährigem 
Zuchthaus verurtheilt. Die Ehe wurde ex officio annullirt und zwar er- 
gaben die Gründe: 

»Die Heyrath mit der Stieftochter und Stiefmutter gehört bekannter- 
massen unter diejenigen, welche als Blutschande in göttlichen und 
menschlichen Gesetzen ausdrücklich verbothen sind, und wegen welcher 
daher auch gar keine Dispensation statt findet. 

Levit. cap. 18. vers 17. et cap. 20. v. 14. 
Deuteron. cap. 27. v. 24, 

Michaelis v. d. Ehegesetze Mosis cap. 6. 
Decret v. 1. Febr. 52. Samml. de 52. no. 12, 

Von dieser Art ist aber offenbar die Ehe zwischen dem Isten und 
der 2ten Beklagten. Denn wenn gleich der 1ste Beklagte läugnet, dass 
er mit der Mutter der 2ten Beklagten in einer förmlichen Ehe gelebt 
habe, so hat er doch gestehen müssen, dass er sich mit derselben vor 
mehreren Jahren fleischlich vermischt habe, und dieses ist allein schon 
hinreichend, die Ehe mit der 2ten Beklagten ungültig und straıbar zu 
machen. Denn es ist nicht nur an sich schon in der gesunden Vernunft 
gegründet, sondern auch ausdrücklich durch die Gesetze festgestellet, 
dass aus einer unehelichen Beiwohnung eben so wohl eine wahre Ver- 
wandtschaft entstehe, als aus der Ehe selbst. 

Resolut. v. 13. Aug. 1754. Sammlungen de 54.n. 5. 

und die angezogenen biblischen Texte zielen bey dem Verbothe der 
Ehen mit verwandten Personen nicht so wol auf die Ehe selbst als 
auf die fleischliche Vermischung, welche darauf folgt. Es kann den 
Beklagten auch nicht zu statten kommen, dass sie bereits von einem 
Geistlichen ausser ihrem Kirchsprengel die Proclamation und Copulation 
erschlichen und Kinder mit einander erzeuget haben wollen. Denn ob- 
wohl die Sache nun nicht gantz mehr zu ändern steht, so ist es doch 
so weit entfernt, dass durch die fernere Fortführung dieser vermeintlichen 
Ehe das einmahl begangene Verbrechen der Blutschande wiederum aus- 
gelöscht werden sollte, dass vielmehr die Fortdauer derselben als eine 
beständige Wiederholung eines Lasters wieder die Göttliche und mensch- 
liche Gesetze anzusehen wäre, wenn sonsten die Beklagte alle Endzwecke 
der Ehe auch auf die exemplarischste Weise erfülleten. Es ist daher 
die Ehe für nichtig zu erklären. Etc.« 


134 E. Friedberg: 


Mannes Enkel 
Mannes Ur-Enkel 
in infinitum. 
u de In der geraden Miten Linie 
heyrathen. Fr. 15) des Bruders mit Ä 
seiner verstorbenen vollbürtigen Bruders 
Ehefrau 
der Ehefrau mit 
ihres verstorbenen Mannes vollbürtigen Bruder 
Mannes halb Bruder 
sive consanguineo sive uterino. 
In Linea Collater. 
des Sohnes mit 
seines Vaters voll oder halbbürtigen Bru- 
ders Wittwe 
seiner Mutter voll oder halbbürtigen Bru- 
ders Wittwe et vice versa. 
der Wittwe mit 
ihres Mannes voll oder halbbürtigen Bru- 
ders Sohn 
en ihres Mannes voll oder halbbürtigen Schwe- 
ster Sohn 19), 


« 


15) Cocceji verfügte bei einer von diesem Impediment verlangten 
Dispensation (27. Octob. 1792.): »detur zur resolut., dass K. M. aus- 
drücklich befohlen, dergleichen Heyrathen ohne dispensat. zu verstatten, 
wie juristen faculttät zu Halle auch dergleichen Heyrathen erlaubt zu 
sein behauptet, So hat die Regierung in diesen und künfftigen fällen 
danach zu achten.« 

16) »Durchleuchtiger Großmächtiger Churfürst, 

Gnädigster Herr, 

Es haben Ew. Churf. Durchl. uns gnädigst anbefohlen, wegen 
Anna K. mit ihres verstorbenen Mannes Stieffschwester Sohn Martin M. 
vorhabende Ehe, ob solcher casus dispensabel sei, oder nicht, unser 
unterthänigstes unmaßgebliches Gutachten zur fernern gnädigsten Ver- 
ordnung abzustatten. Ob nun woll der Casus Levitico Ratione Perso- 
narum nicht exprimiret, da Gott in terminis seines Vater Bruders Wittwe 
zu heyrathen verbotten, und die Doctores dabei unterschiedene meinung 
haben, so finden wir doch die regula quod non personae sed gradus 
prohibeantur, communiter recepta, und halten also unterthänigst und 
ohnmaßgeblich davor, daß da diese Leute ihres gleichen doch genug- 
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Die Breslauer Regierung erwiederte darauf: 

„Wenn dem nun aber Wir zu genauester Beobachtung 
unserer obhabenden Eydes Pflichten erwegen müssen, dass, 
ob zwar dererley Verheyrathungen (Mutter Bruders Wittwe) 
in jure divino nicht expressis verbis jedoch ex paritate 
rationis prohibiti sind, besonders respectus parentelae hie- 
bey concurrirt, und hauptsächlich durch derley Zulassung 
zu vielen üblen Folgerungen der Weg gebahnt werde; aber 
dieses Ihre K. Maj. in dem allerhöchsten Verzeichniss ex- 
presse verboten haben, dass der Sohn seiner Mutter Bruders 
Wittib nicht heyrathen dürfe, da doch höchst derselbe aller- 
gnädigst permittirt haben, dass die Wittib ihres Mannes 
Schwestern Sohn ehelichen möge, und doch dieses in effectu 


einerley Casus sind.“ 
Der König fand den 6. Octob. 1744. diese Bedenken 


„eben nicht unerheblich.“ 


sahm bekommen können, es sicherer und beßer sey diese Ehe nicht 
zu verstatten. 
Wir verbleiben 
Durchleuchtigster Großmächtiger Churfürst, 
Gnädigster Herr, 
Ew. Churfürstl. Durchl. Unterthänigst Gehorsambste 
Zu dem Geistl. Consistorio verordnete Ober- Präsident 
Präsident und Rähte. 
Cöln an der Spree den 14. Febr. 1696.« 

Auf ein ähnliches Gesuch einer Frau, ihres verstorbenen Mannes 
Brudersohns Kind heirathen zu dürfen, findet sich von Spalding’s Hand 
v.24.Febr. 1780.: »Da die vermeinte weitere Entfernung der Verwandt- 
schaft in gerader absteigender Linie nichts wirket, und das Verbot 
einer Heyrath mit der Vaters-Bruders Wittwe auch natürlicher weise 
die mit des Grossvater Bruder Wittwe, eben so gut untersaget, als durch 
das Gesetz, den Sohn nicht zu heyrathen auch zugleich die Heyrath 
mit dem Enkel und Urenkel verboten wird, so bleibt es bey der vorigen 
abschlägigen Bescheydung.« 
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I. 


Die Schweizerischen Gesetzgebungen tiber die Form der Ehe- 
schliessung. 


In Beziehung auf die in Band V. S. 423. ff. dieser Zeitschrift 
von Herrn Dr. P. F. Stälin mitgetheilte Uebersicht der Schwei- 
zerischen Gesetzgebungen über die Form der Eheschliessung sind 
dem Unterzeichneten durch die Güte des Herrn Präsidenten des 
Ehegerichts zu Basel Dr. Carl Burckhardt einige Berich- 
tigungen und Ergänzungen zugegangen, welche den Lesern der 
Zeitschrift willkommen sein werden. 

Was vorerst die Concordate und Bundesgesetze betrifft, so 
stützt sich die gegebene Darstellung auf Snell’s Handbuch des 
Schweizerischen Staatsrechts und die Zeitschrift für Schweizerisches 
Recht. Für das betreffende Material ist jedoch, da in Deutschland 
die „Offizielle Sammlung“ für die Zeit vor derneuen Bundes- 
verfassung und die „Amtliche Sammlung“ für die Zeit seit 
derselben leider meist nicht zugänglich sind, auf die neueren Hand- 
bücher von Bluntschli (Geschichte des schweizerischen Bundes- 
rechts) und Blumer (Handbuch des schweizerischen Bundesstaats- 
rechts) zu verweisen. Hiernach sind folgende Angaben zu berich- 
tigen: 
Zunächst ist Graubündten nicht (wie Bd. V. S. 423. an- 
gegeben wurde), dem Concordat vom 4. Juli 1820. fremd geblieben, 
sondern im Jahre 1843. laut Erklärung vom 27. Juli ebenfalls bei- 
getreten. Jenes Concordat umfasst somit alle Cantone'). Ebenso 
sind dem Concordat von 1842. im Jahre 1843. ausser Schwyz noch 
beigetreten Uri, Glarus und Graubündten?). Eine Revision dieser 
Concordate ist übrigens vom Bundesrath in die Hand genommen. 


1) Vgl. Offizielle Sammlung II. 8. 247., Bluntschli Il. 
S. 404—406., Blumer Il. S. 155. 

2) Offizielle Sammlung III. S. 204. 247., Bluntschli II. 
S. 427, 
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Ganz übergangen ist vom Verfasser das Bundesgesetz vom 
3. Dezember 1850., welches in Bezug auf Verkündung und Trauung 
gemischter Ehen entscheidend ist®). Dieses Gesetz bestimmt, dass 
die Eingehung einer Ehe in keinem Canton aus dem Grunde ge- 
hindert werden darf, weil die Verlobten verschiedenen christlichen 
Confessionen angehören. Die Promulgation ist durch eine kirch- 
liche oder weltliche Behörde vorzunehmen. Wo kirchliche Trauung 
vorgeschrieben ist, steht es den Brautleuten frei, dieselbe durch 
einen Geistlichen einer der anerkannten christlichen Confessionen 
innerhalb oder ausserhalb des Cantons vollzieben zu lassen. Dieses 
Gesetz ist an die Stelle des (8.425. noch als geltend angeführten) 
Concordats vom 14. August 1821. getreten und hat alle entgegen- 
stehenden Bestimmungen der cantonalen Gesetzgebungen aufgehoben. 

Anlangend die Gesetzgebung der einzelnen Cantone ist zunächst 
auf Johann Burger, Die eidgenössischen und cantonalen Con- 
cordate, Gesetze und Verordnungen betreffend die Verehelichungen 
in der Schweiz, Bern und Solothurn 1862. Bezug zu nehmen *). 
Im Einzelnen sind hier folgende Bemerkungen zu machen. 

Im Canton Bern (S. 429.) giebt es keine Ehegerichte mehr, 
es sind überall die Amtsgerichte an deren Stelle getreten. Ueber 
das im neuen Cantonstheile geltende Recht ist Burger a. a. 0. 
S. 82. fg. zu vergleichen. 

Im Canton Aargau (S. 430.) hat nicht mehr der „Kleine 
Rath“, sondern die Justizdirektion die Befugniss zur Dispensation 
vom zweiten und dritten Aufgebot; einen „Kleinen Rath“ giebt 
es übrigens dort nicht mehr, die Executivbehörde heisst „Regie- 
rungsrath‘“. — Die Bereinigung der in Anmerkung 16. behandelten 
aargauischen Publicationsfrage geschah durch keinen „Beschluss“ 
der Regierung, sondern durch päpstlichen Entscheid, welchen der 
Bischof von Basel dem Aargauer Regierungsrath am 26. Aug. 1858. 


s Amtliche Sammlung II. 8. 180, Blumer I. S. 257. — 
Die Redaktion theilt dieses Gesetz so wie das Nachtragsgesetz vom 
3. Hornung 1862. und die Verordnung vom 5. Heumonat 1862., welche 
letzteren beiden sich auf die Scheidung gemischter Ehen beziehen, unter 
Nr. II. ihrem Wortlaut nach mit dem Bemerken mit, dass seither über 
diesen Gegenstand keine neueren Gesetze ergangen sind. 

“ Vgl. jetzt auch die Darstellung von E. Friedberg, Das Recht 
der Eheschliessung, Leipzig 1865. S. 637. fl. Die Redaktion bemerkt, 
dass dieser Theil der Friedberg ’schen Arbeit von Hrn. Dr. Stälin 
noch nicht benutzt werden konnte. Professor Friedberg standen ausser 
dem Buche Burger’s Materialien zu Gebote, welche ihm von Professor 
Dr. Rivier in Bern mitgetheilt waren. | 
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mittheilte, und wonach der Bischof den aargauischen Pfarrern ge- 
statten kann, gemischte undispensirte Ehen zu verkünden und den 
Verkündschein auszustellen, unter der Bedingung: 1) dass bei der 
Verkündung von der Religion (sic) der Brautleute keine Meldung 
geschehe, und 2) dass in dem Verkündschein einfach gesagt werde, 
es stehe ausser der Verschiedenheit der Confession der einzuseg- 
nenden Ehe kein anderes Hinderniss entgegen °). 

Für den Canton Baselstadt (und nicht nur für die Stadt 
Basel, wie es S. 431. heisst), gilt nicht eine Verordnung, sondern 
die Ehegerichtsordnung vom 10. Mai 1837., in Kraft getreten 
1. August 1837°). Die Verkündung muss nach $. 34. in der Pfarr- 
kirche sowohl der Heimat als der Wohnorte der Verlobten statt- 
finden; und nach $. 40. muss die Trauung öffentlich in der Kirche 
durch pfarramtliche Einsegnung (nicht durch Einsegnung ‚‚des 
Religionsdieners der Pfarrei‘) geschehen. Der so eben gedruckte 
Entwurf des neuen Civilgesetzes enthält übrigens ganz andere 
Principien: Nach $. 111. wird die Ehe abgeschlossen durch die 
bezügliche Erklärung der Brautleute vor dem Familiengerichts- 
präsidenten und deren amtliche Entgegennahme und Aufzeichnung 
im Protocoll durch denselben. $. 112.: Der Familiengerichtsprä- 
sident führt ein Register der von ihm vollzogenen Ehen und macht 
von jedem Eheabschluss Anzeige an die Staatskanzlei Behufs Ein- 
tragung in das Civilstandsregister und Publication im Cantonsblatt. 
8. 113.: Den Eheleuten bleibt freigestellt, sich ausserdem noch 
kirchlich trauen zu lassen; die kirchliche Trauung soll jedoch erst 
stattfinden, wenn dem dazu gebetenen Geistlichen die Bescheinigung 
des Familiengerichtspräsidenten von dem vor ihm geschehenen Ehe- 
abschluss zugestellt ist. Civilrechtliche Folgen hat die Trauung 
nicht und kann daher für sich allein nie eine vom Gesetz aner- 
kannte Ehe begründen. Andererseits kann kein Geistlicher irgend- 
wie genöthigt werden, eine kirchliche Trauung vorzunehmen. $.115. 
Dem Eheabschluss geht die Verkündung im Cantonsblatt durch 
den Familiengerichtspräsidenten voraus. 

In Baselland gilt die Verordnung vom 12. April 1860. über 
Verkündung und Trauung der Ehe”), so wie über das Verfahren 
bei Eheeinspruchsfällen, wodurch die Verordnung vom 13. März 1855. 
aufgehoben ist ®). 


5, Vgl. Burger 8. 47. 

e), Vgl. Burger 8. 71—79. 

N 8. 1—3.: Aufgebote; $. 19.: »Jede Trauung muss Öffentlich, nach 
vorhergegangenem Kirchengeläute und in Anwesenheit mindestens zweier 
Zeugen stattfinden... .e 

8 Vgl, Burger 8. 60—69. 
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Im Canton Freiburg (S. 432.)°) besteht für den protestan- 
tischen Theil (Bezirk Murten) ein Ehegesetz, loi sur le mariage, 
sur les tribunaux, qui jugent des affaires matrimoniaux etc. dans 
la partie reform&öe du canton de Fribourg, vom 17. Mai 1839. 
Danach müssen der Trauung drei Verkündungen, immer in einem 
Zwischenraum von 8 Tagen vorausgehen, und zwar in der Pfarrei 
des Wohnorts der Verlobten und in derjenigen der Heimat oder 
des Geburtsorts !°); die Trauung geschieht öffentlich in der Kirche 
vor zwei Zeugen '!), — 

Die im Canton Freiburg im Jahre 1849. eingeführten Civil- 
standsregister mit weltlichen Beamten wurden im Jahre 1858. wieder 
aufgehoben und die Registrirung den Pfarrern zurückgegeben '?). 

Der Canton Uri besitzt eine Verordnung über die gemischten 
Ehen vom 29. Dezember 1856'°). Sonst gelten in diesem Canton, 


®) Burger S. 105. ff. 

10) Art. 21. ff. 

11) Art. 31. 32. 

12) «Das Civilgesetzbuch vom J. 1884. hatte über die Haltung von 
Standesbüchern nicht gesprochen, die Einrichtung derselben aber einem 
besonderen Gesetze vorbehalten. Die Verfassungsurkunde v. 4. März 1848. 
bestimmte dann, dass binnen zwei Jahren die fraglichen Verhältnisse 
geregelt sein müssten, und wirklich wurde schon am 20. November 1849. 
ein Gesetz erlassen, welches die Führung der Register den Staatsbeamten 
übertrug. Allein die Kosten der neuen Einrichtung liessen dieselbe 
bald als unthunlich erscheinen. Die Register wurden den Geistlichen 
zurückgegeben und nur eine staatliche Controle und Mitwirkung ange- 
ordnet (jährliche Visitationen von den weltlichen Beamten, Duplicate 
jährlich an die Gerichtsbehörden abzugeben)». Friedberga.a. O. 
S. 644., der Anm. 4. die einzelnen Verordnungen nachweist. Ueber "die 
staatliche Beaufsichtigung der Kirchenbücher in Wallis und Grau- 
bündten s. das. S. 645. 

18) Burger S. 277. Friedberg S. 645. Die angef. Verordnung 
bestimmt: 8. 1: «Kein Pfarrer oder anderer Priester im hiesigen Can- 
tone ist verpflichtet, die Trauung einer paritätischen Ehe, welcher die 
von der katholischen Kirche geforderten Requisite mangeln, noch deren 
Verkündigung vorzunehmen, oder irgend welche Zeugnisse oder Schriften 
zu diesem Zwecke auszufertigen.» $. 2. «Die Promulgation solcher 
Ehen hat, wenn sie gefordert wird, durch den weltlichen Beamten, dem 
das Verkünden amtlicher Erlasse obliegt, in der Kirche zu geschehen.» 
$. 3. lässt die dazu erforderlichen Zeugnisse durch die Regierung aus- 
gestellt und $. 5. die Registereintragung durch dieselbe bewirkt werden. 
Wo und wie getraut werden soll, wird zwar, wie Friedberg bemerkt, 
nicht ausgesprochen. Indessen greift ja hier der Art. 4. des Bundes- 
gesetzes vom 3. Christmonat 1850. Platz, welcher die von Friedberg 
vermisste Bestimmung enthält. 
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wie in Schwyz“), den beiden Unterwalden!®) und Appen- 
zell Inner Rhoden'®) für Verkündung und Trauung die cano- 
nischen Vorschriften. 

Der Canton Schaffhausen hat ein neues Privatrechtliches 
Gesetzbuch, dessen erster und zweiter Theil, Personen- und Fa- 
milienrecht, seit 1864. in Kraft sind. Kirchliches Aufgebot am 
Heimat- und Wohnort beider Verlobten; kirchliche Trauung aber 
facultative Civileheschliessung vor dem Gerichtspräsidenten ($. 109.). 


R. W. Dove. 


nl. 
Die Schweizer Bundesgesetzgebung über gemischte Ehen. 


l. 


Bundesgesetz, die gemischten Ehen betreffend. 
(Vom 3. Christmonat 1850.) 


Die Bundesversammlung der schweizerischen Eidgenossenschaft 
beschliesst: 

Artikel 1. Die Eingehung einer Ehe darf in keinem Kantone 
aus dem Grunde gehindert werden, weil die Brautleute verschie- 
denen christlichen Konfessionen angehören. 

Art. 2. Ist die Promulgation einer solchen Ehe vorgeschrie- 
ben, so ist dieselbe entweder durch eine geistliche oder weltliche 
Behörde zu vollziehen. 

Art. 3. Bestehen gegen eine solche Ehe keine gesetzlichen 
Hindernisse, so ist die Bewilligung zur Kopulation entweder durch 
eine geistliche oder weltliche Behörde auszustellen. 

Art. 4. Ist in dem Kantone, welchem der Bräutigam bürger- 
rechtlich angehört, die kirchliche Trauung vorgeschrieben, so steht 
es den Brautleuten frei, dieselbe durch einen Geistlichen einer der 
anerkannten christlichen Konfessionen innerhalb oder ausserhalb 
des Kantons vornehmen zu lassen. 

Art. 5. Die Bewilligung zur Promulgation oder Kopulation 


14) Friedberg citirt S. 688.: Ges. v. 14. Dezember 1818. 

15), Friedberg citirt a. a.0.: Unterwalden nid dem Wald: 
Bürgerl. Gesetzbuch v. 23. Weinmonat 1852.; für Unterwalden ob 
dem Wald: Bischöfl. Verordnung v. 25. April 1811. Vgl. Burger 
&. 2. OÖ. S. 269. 

ı6) Vgl. Friedberg S. 637. 
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einer gemischten Ehe darf nicht an Bedingungen geknüpft werden, 
denen andere Ehen nicht unterliegen. 

Art. 6. Ueber die Religion, in welcher die Kinder aus ge- 
mischter Ehe zu erziehen sind, entscheidet der Wille des Vaters. 
Hat der Vater vor seinem Ableben von diesem Rechte keinen Ge- 
brauch gemacht, oder ist er, aus irgend einem Grunde, zu der 
Ausübung der väterlichen Gewalt nicht befugt, so ist der Wille 
derjenigen Person oder Behörde maassgebend, die sich im Besitze 
der väterlichen Gewalt befindet. 

Art. 7. Die Eingehung einer gemischten Ehe darf weder für 
die Ehegatten, noch für die Kinder, noch für wen immer, Rechts- 
nachtheile irgend welcher Art zur Folge haben. 

Art. 8. Die mit diesem Bundesgesetze im Widerspruche 
stehenden Bestimmungen der Kantonalgesetze treten hiemit ausser 
Kraft. | 

Art. 9. Der Bundesrath ist mit der Vollziehung dieses Ge- 
setzes, das unmittelbar nach seiner Erlassung in Kraft tritt, be- 
auftragt. 

Also beschlossen vom schweizerischen Nationalrathe, 

Bern, den 2. Christmonat 1850. 
Der Präsident: 
Dr. Kern. 
Der Secretär: 
Schiess. 
Also beschlossen vom schweizerischen Ständerathe, 
Bern, den 3. Christmonat 1850. 
Der Präsident: 
J. Rüttimann. 
Der Secretär: 
N. von Moos. 
Der schweizerische Bundesrath beschliesst: 

Einziger Artikel. Das vorstehende Bundesgesetz, betreffend 
die gemischten Ehen, ist den sämmtlichen Kantonsregierungen zur 
üblichen Publication mitzutheilen und gleichzeitig in das Bundes- 
blatt und in die offizielle Sammlung der Eidgenossenschaft aufzu- 
nehmen. 

Bern, den 3. Christmonat 1850. 

Im Namen des schweizerischen Bundesrathes 
Der Bundespräsident : 
H. Drüey. 
Der Kanzler der Eidgenossenschaft : 
Schiess. 


142 Miscellen. 


2. 
Naohtragsgesetz, betreffend die gemischten Ehen. 
(Vom 3. Hornung 1862.) 


Die Bundesversammlung der schweizerischen Eidgenossen- 
schaft beschliesst : 

Artikel 1. Die Klage auf Scheidung einer gemischten Ehe 
gehört vor den bürgerlichen Richter. 

Als zuständig sind jene kantonalen Gerichte erklärt, deren 
Jurisdiction in Statusfragen der Ehemann unterworfen ist. 

Art. 2. Wenn Eheleute verschiedener Konfession unter einer 
vom Art. 1 abweichenden Gerichtsbarkeit oder unter einer die 
gänzliche Ehescheidung ausschliessenden Gesetzgebung stehen, so 
ist die Klage beim Bundesgerichte anzubringen. 

Art. 3. Das Bundesgericht urtheilt über die Frage der Ehe- 
scheidung nach bestem Ermessen. 

Dasselbe wird in allen Fällen die gänzliche Scheidung aus- 
sprechen, in welchen es sich aus den Verhältnissen ergiebt, dass 
ein ferneres Zusammenleben der Ehegatten mit dem Wesen der 
Ehe unverträglich ist. 

Art. 4. In Beziehung auf die weitern Folgen der Eheschei- 
dung (Erziehung und Unterhalt der Kinder, Vermögens- und Ent- 
schädigungsfragen u. dgl.) ist das Gesetz desjenigen Kantons an- 
zuwenden, dessen Gerichtsbarkeit der Ehemann unterworfen ist. 

Zur Erledigung dieser Fragen kann jedoch das Bundesge- 
richt, auf den Antrag einer Partei oder von Amtes wegen, den 
Streitfall an den zuständigen kantonalen Richter überweisen. 

Art. 5. Es bleibt der kantonalen Gesetzgebung vorbehalten, 
dem katholischen Ehegatten aus dem Grunde des Lebens des ge- 
schiedenen andern Ehegatten die Wiederverehelichung zu unter- 
sagen. 

Art. 6. Die Bestimmungen der vorausgehenden Artikel finden 
analoge Anwendung auf Ehen von Protestanten, wenn hinsichtlich 
der Gerichtsbarkeit oder Gesetzgebung, welcher der Ehemann 
unterworfen ist, die Voraussetzung des Art. 2. zutrifit. 

Art. 7. Ueber die Eidleitung, die Instruction und das Ver- 
fahren im Scheidungsprocesse wird das Bundesgericht die erforder- 
lichen Bestimmungen erlassen. 

Dasselbe ist befugt, die Oeffentlichkeit der Verhandlungen 
(Art. 79. des Gesetzes über das Verfahren in bürgerlichen Rechts- 
streitigkeiten, vom 22. November. 1850., I. 77.) in geeigneter 
Weise zu beschränken. 


ef Nm 


— 


a sc. 7 Wu 


Miscellen. 143 


Art. 8. Der Bundesrath ist mit der Vollziehung dieses Ge- 
setzes beauftragt. 
Also beschlossen vom schweizerischen Ständeratbe, 
Bern, den 30. Jänner 1862. 
Der Präsident: N. Hermann. 
Der Protocollführer: J. Kern-Germann. 
Also beschlossen vom schweizerischen Nationalrathe, 
Bern, den 3. Hornung 1862. 
Der Präsident: E. Karrer. 
Der Protocollführer: Schiess. 


3. 
Verordnung, betreffend das Verfahren im Eihescheidungsprocesse 
vor Bundesgericht. 


(Vom 5. Heumonat 1862,) 


Das schweizerische Bundesgericht in Vollziehung von Art. 7. 
des Nachtragsgesetzes, betreffend die gemischten Ehen, vom 3. Hor- 
nung 1862, beschliesst: 

Art.1. Die Klage auf Ehescheidung wird in den durch Art. 2. 
und 6. des Bundesgesetzes vom 3. Hornung 1862. vorgesehenen 
Fällen dem Präsidenten des Bundesgerichtes schriftlich, in dop- 
pelter Ausfertigung, nebst allfälligen Beilagen eingereicht (vergl. 
Art. 89. u. ff. des Bundesgesetzes über das Verfahren in bürger- 
lichen Rechtsstreitigkeiten, vom 22. Wintermonat 1850.). 

Art. 2. Der Präsident des Bundesgerichts stellt die Klage- 
schrift dem Beklagten zu, beauftragt sodann, wenn die Kompetenz 
des Bundesgerichtes anerkannt ist (Art. 92. und 95. des Bundes- 
gesetzes vom 22. Wintermonat 1850.), ein Mitglied desselben mit 
der Leitung des Vorverfahrens, und macht den Parteien davon 
Mittheilung. 

Art. 3. Der Instructionsrichter soll durch Feststellung der 
thatsächlichen Streitverhältnisse und Abnahme des Beweises das 
Verfahren so weit vorbereiten, dass dasselbe vor dem Gericht in 
einer ununterbrochenen Verhandlung zu Ende geführt werden kann 
(Art. 97. des Bundesgesetzes vom 22. Wintermonat 1850.). 

Art. 4 Für die Parteien (beziehungsweise für die Beweis- 
führung der behaupteten Thatsachen und zur Begründung der ge- 
stellten Begehren) gelten die Processvorschriften des Bundesge- 
setzes über das Verfahren in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, 
vom 22. Wintermonat 1850. 

Art. 5. So weit dagegen von Gesetzes wegen (Art.3. und 4. 
des Nachtragsgesetzes vom 3. Hornung 1862.) zu berücksichtigende 
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Verhältnisse in Betracht kommen, soll der Instructionsrichter das 
Processmaterial von Amtes wegen sammeln, beziehungsweise ver- 
vollständigen. 

Art. 6. Derselbe wird, durch Einholung von Amtsberichten 
der kantonalen Behörden, oder in anderer geeigneter Weise, im 
Besondern alles dasjenige feststellen, was auf den Leumund der 
Parteien, ihre Vermögens- und übrigen Lebensverhältnisse, sowie 
auf die Frage der Kindererziehung Bezug hat. 

Art. 7. Ebenso ist der Instructionsrichter berechtigt, wenn 
er es nothwendig oder angemessen findet, die Parteien persönlich 
einzuvernehmen oder durch die kompetenten kantonalen Behörden 
einvernehmen zu lassen. 

Art. 8. Sobald der Zweck des Voruntersuchungsverfahrens 
erreicht ist, soll der Instructionsrichter den Schluss desselben er- 
klären und die sämmtlichen Acten und Protocolle dem Präsidenten 
des Bundesgerichtes zustellen (Art. 170. u. ff. des Bundesgesetzes 
vom 22. Wintermonat 1850.). 

Art. 9. Das Hauptverfahren findet auf Grundlage der von 
dem Instructionsrichter erhobenen Protocolle und Acten statt (Art. 
172. u. ff. des Gesetzes vom 22. Wintermonat 1850.). 

‘Von den Bestimmungen über die Oeffentlichkeit kann jedoch 
das Gericht im einzelnen Falle aus besonderen Gründen Aus- 
nahmen gestatten. | 

Art. 10. Gegenwärtige Verordnung tritt sofort mit dem Zeit- 
punkte ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

Bern den 5. Heumonat 1862. 
Im Namen des Bundesgerichtes 
Der Präsident: 
Aepli. 
Der Bundesgerichtsschreiber: 
Dr. E. Escher. 


® II. 
Katholikenemancipation in Schleswig. 


In Schleswig-Holstein befanden sich bis in die jüngste Zeit 
die nichtevangelischen Christen, besonders die Katholiken in einem 
Zustande, welcher kaum mit dem Namen einer kümmerlichen To- 
leranz belegt werden kann. Darin ist neuerdings eine Wendung 
zum Besseren eingetreten, welche für Holstein durch das noch 
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unter dänischer Herrschaft zu Stande gekommene Gesetz v. 4. Juli 
1863., betreffend die Religionsübung und Gemeindeverhältnisse der 
Reformirten, Katholiken, Mennoniten, Anglikaner und Baptisten *) 
bezeichnet wird. Wir wollen nicht behaupten, dass durch dies 
Gesetz die berechtigten Forderungen der katholischen Kirche durch- 
weg erfüllt worden sind, wie wir denn z. B. den im $. 3. ausge- 
sprochenen Satz: »Klöster dürfen nicht errichtet werden« nicht 
für gerechtfertigt halten können. Die geistlichen Orden bilden 
eine eigenthümliche Erscheinungsform des kirchlichen Lebens in 
der katholischen Kirche; sie schlechthin zu verbieten, heisst daber 
die freie Entfaltung dieses Lebens verkümmern. Diess können wir 
so wenig billigen, als uns andererseits ein Verhalten der Staats- 
gewalt gerechtfertigt erscheinen würde, welches das Hoheitsrecht 
gegenüber den geistlichen Orden gänzlich ruhen zu lassen geneigt 
wäre, und vergessen wollte, dass es in Beziehung auf derartige, 
die socialen Grundlagen in so wichtigen Hinsichten berührende 
Organisationen Pflichten der Aufsicht, und (insbesondere Orden 
aggressiver Tendenz gegenüber) auch Pflichten des Schutzes für 
die Angehörigen der anderen Confessionen giebt. Es steht zu er- 
warten, dass, wenn den Herzogthümern eine definitive Ordnung 
ihrer Angelegenheiten zu Theil geworden sein wird, auch das Ge- 
setz v. 4. Juli 1863. einer Revision unterzogen werden wird, welche 
auch der katholischen Kirche ihr Recht in dem vollen Maasse zu 
Theil werden lässt, das z. B. die preussische Verfassungs-Urkunde 
ihr in dem grössten der reindeutschen Staaten gewährt hat. In 
Schleswig ist inzwischen bereits während des Feldzuges der aliir- 
ten Armeen ein bedeutungsvoller Schritt geschehen, welcher den 
Katholiken des Herzogthums sowohl eine allgemeine Gewährleistung 
ihrer bürgerlichen und kirchlichen Rechte, als auch die Abstellung 
einer besonders drückenden Beschwerung gebracht hat. Der letztere 
Punct betrifft die gemischten Ehen, in welcher Beziehung die frühere 
Gesetzgebung der Herzogthümer von demselben Geiste der Unduld- 
samkeit durchdrungen war, wie heute noch diejenige Mecklenburgs 
und zum Theil auch die der österreichischen Erblande. Die Katho- 
liken Schleswigs waren hinsichtlich der gemischten Ehen auch nicht 
derjenigen Erleichterungen theilhaftig geworden, welche das Hol- 
steinische Gesetz v. 4. Juli 1863. 8.6. gewährt. Vielmehr bestand 
für sie das Rescript von 1753. zu Recht, welches (wie für Holstein 
die durch den angef. $. 6. beseitigte Verordnung v. 10. Januar 
1757.) für Heirathen zwischen Evangelisch-Lutherischen und Rö- 


1) S. Zeitschrift für Kirchenrecht, Bd. IV. 8. 265. ff. 
Zeitschr. f. Kirchenrecht. VI. 1. 10 
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misch-Katholischen die Impetrirung einer politischen Concession 


und die Trauung durch einen evangelisch-lutherischen Prediger 


erforderte, und die Copulation nur dann zu vollziehen gestattete, 
wenn die Brautleute sich vor der Copulation verbindlich machten, 
ihre Kinder beiderlei Geschlechts von einem evangelisch-lutheri- 
schen Prediger taufen und in der evangelisch-lutherischen Lehre 
erziehen zu lassen. Indem wir uns vorbehalten, auf die gemisch- 
ten Ehen und auf die rechtliche Stellung in den Herzogthümern 
zurückzukommen, geben wir nachstehend den Text der beiden für 
Schleswig ergangenen Verordnungen. 


1. Verordnung vom 23. April 1864. 


Mit Rücksicht auf das Bedürfniss eines grossen Theiles der 
aliirten Armee, sowie der nicht der Landeskirche angehörenden 
Bewohner des Herzogthums, verordnen wir, unter gleichzeitiger 
Aufhebung der bisherigen Beschränkungen, und vorbehältlich 
verfassungsmässiger Regelung: 

Allen christlichen Glaubensbekenntnissen, gegen welche nicht 
aus Gründen der öffentlichen Ordnung und Sittlichkeit ein Verbot 
erlassen wurde, wird öffentlicher Schutz und gleiche bürgerliche 
Berechtigung zugesichert. Es soll ihrer freien Religionsausübung 
nirgends im Lande ein Hinderniss in den Weg gelegt, und der 
Verkehr mit ihren kirchlichen Obern nicht gestört werden. 

Die Gründung von Kirchen und Gemeinden mit Parochial- 
rechten, dann von Schulen und religiösen Vereinen bedarf nach 
dem für die Landeskirche geltenden Maassstabe der Genehmigung 
der Regierung. 

Flensburg, den 23. April 1864. 


2. Verfügung, die gemischten Ehen betreffend. 


Unter Aufhebung des Rescriptes vom 15. September 1753. *) 
wird verfügt: 
1. Zur Schliessung gemischter Ehen unter Christen ist kein po- 
litischer Eheconsens erforderlich. 
2. Es unterliegen jene Ehen nur solchen civilrechtlichen Be- 


») Callisen, Kurzer Abriss des Wissenswürdigsten aus den den 
Prediger und sein Amt in Schleswig und Holstein betreffenden Ver- 
ordnungen, 3. Aufl. Altona 1843. S. 155. Anm. 4. führt folgende 
Daten an: Verordnung, d. d. Gottorf den 19. October 1753. (Chrono- 
logische Sammlung der Verordnungen S. 200) und den 18. März 1754. 
(Chronolog. Samml. S. 146.). 
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stimmungen, welche auch auf Eheleute eines und desselben 
Glaubensbekenntnisses Anwendung finden. 

3. Die Regelung confessioneller Beziehungen und namentlich 
jener Fragen, welche die kirchliche Trauung und Erziehung 
der Kinder zum Gegenstande haben, bleibt dem freien Ueber- 
einkommen der Eheleute überlassen. 

Flensburg, den 23. April 1864. 
R. W. Dove. 


IV. 


Erlass des K. Preussischen Ministers des Innern vom 31. De- 
cember 1864, in Sachen der politisch-kirchlichen Agitation 
in den früher polnischen Landestheilen. 


Der Minister des Innern hat folgende Verfügung an die königl. 
Regierungen erlassen: 

Aus Anlass der päpstlichen Encyklika an die Bischöfe in Polen 
haben einflussreiche französische Geistliche in Paris unter dem Namen 
»>Stiftung des Katholizismus in Polen« eine Association gebil- 
det, welche den Zweck hat, den polnischen Katholiken zur Hülfe zu 
kommen, sie gegen russische Verfolgung zu schützen, ihren Muth auf- 
recht zu erhalten und sie in der Hoffnung auf eine bessere Zukunft zu 
befestigen. Von dem Vorsitzenden L. G. v. Segur, Prälat des päpst- 
lichen Hauses und Kanonikus des kaiserl. Kapitels von St. Denis, wird 
die Verzweigung dieser Association zunächst für alle französischen 
Diözesen, sodann aber auch für andere katholische Länder angestrebt. 
Dass dem Vereine nicht blos ein religiöser Zweck, sondern auch eine 
politische Tendenz zu Grunde liegt, ergiebt die Bemerkung in einem 
von dem etc. Segur an den Erzbischof von Posen gerichteten und durch 
die Zeitungen veröffentlichten Schreiben vom 15. Oktober d. J., »dass 
man durch Erfüllung der gestellten Aufgabe wirksamer, als durch den 
Angriff von Armeen über die Spekulation der Diplomatie zur Aufer- 
stehung des polnischen Volkes beizutragen überzeugt sei.«e In Verbin- 
dung hiermit steht die Nachricht, dass die Gründung eines polnischen 
Seminars zur Ausbildung von Aspiranten polnischer Nationalität für 
den geistlichen Stand in Rom genehmigt und der Resurrektionisten- 
Mönch Peter Semeneko ermächtigt worden ist, die ehemals polnischen 
Landestheile zu bereisen, um Schüler für das Seminar zu gewinnen, 
zugleich aber in katholischen Ländern Beiträge für dasselbe su sam- 
meln. Die königl. Regierung mache ich hierauf mit der Veranlassung 
aufmerksam, gegen etwa zu Gunsten der gedachten Assoeiation oder 
des Seminars beabsichtigte Sammlungen die bestehenden, resp. auf 
Grund des Reskripts vom 24. Oktober 1862. ergangenen Vorschriften 
wegen unbefugten Kollektirens zur Anwendung zu bringen. Berlin, den 
31. Dezember 1864. 
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V, 


Der Beiname: Mercator in der Vorrede Pseudo-Isidor’s. 


In meiner Ausgabe der Pseudo-Isidorischen Dekretalen (Leip- 
zig, B. Tauchnitz. 1863.) habe ich auf Grund der fast überein- 
stimmenden Ueberlieferung der ältesten und besten Handschriften 
(vgl. meine Prolegomena p. COXXIX. CCXXX.) bei der Text-Kon- 
struktion des ersten Satzes der Vorrede den Beinamen: «Mercator> 
als den einzig handschriftlich beglaubigten beibehalten und die bei- 
den sonst noch vorkommenden Lesarten: «Mercatus» und «Peccator» 
als spätere Korrekturen des den Abschreibern ebenfalls schon un- 
verständlichen: «Mercator» verworfen *). 

Während mir die Recension meiner gedachten Arbeit von Herr- 
mann (in den Göttinger gelehrten Anzeigen Stück 39. vom 27. Sep- 
tember 1865.) zuging, in welchem sich unter Anderem eine Erklä- 
rung des früher von mir gleichfalls noch als räthselhaft bezeichneten 
Beinamens findet (a. a. O. 8. 1533. 1534.), war auch ich auf einen 
Punkt gekommen, von welchem aus sich über die Bezeichnung: 
«Isidorus Mercator> Licht gewinnen liess. 

Ich theile zunächst die Herrmann’sche Erklärung mit, welche 
auf einer geistreichen Umstellung der Buchstaben in dem Worte: 
«Mercator» beruht. Herrmann gruppirt die Buchstaben folgender- 
maassen: OTCARMER, und sieht darin eine Hindeutung auf den 
ja vielfach der Autorschaft der falschen Dekretalen geziehenen: 
«Otcar Moguntinae ecclesiae rector». Freilich ist Herrmann vor- 
sichtig genug dieser Hypothese die Worte hinzuzufügen: «Ich bin 
weit davon entfernt, diesen Einfall als einen Beweis der Otkar’schen 
Urheberschaft vorzubringen: aber erwähnt mag er werden, zugleich 
mit der Bemerkung, dass einem Verfasser der Vorrede, der den 
Otkar als geistigen Vater der Dekretalenfälschung kannte, nach 
der Sitte damaliger Zeit leicht der Gedanke kommen konnte, eine 
natürlich schwer findbare Spur dieses Verhältnisses in einem Ana- 
gramm zu erhalten.» 

Mein Herr Recensent giebt damit selbst zu, dass die Haltbar- 
keit dieses Erklärungsversuches durch den Beweis der Richtigkeit 
der intellektuellen Urheberschaft Otgar’s bedingt ist, und darum 
schon werden sich alle diejenigen, welche nicht mit Wassersch- 
leben (vgl. Jahrgg. IV. S. 298. dieser Zeitschrift) an dem Mainzer 
Ursprung festhalten, sondern die Heimath der Dekretalen nach 
Weizsäcker’s Vorgang (Sybel’s Zeitschrift, Bd. 3. S. 92. ff.) mit 


*, Vgl.auch Dovein: Richter’s Kirchenrecht. 6. Ausg., Leipz. 
1865. $. 38. Anm. 2. S. 105. fg. Anm. der Redaction. 
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mir — vgl. neuerdings auch Dümmler, Geschichte des Ostfrän- 
kischen Reichs, Bd. 2. S. 686. und Roth in der Zeitschrift für 
Rechtsgeschichte, Bd. 5. 8. 17. — in das westfränkische Reich 
nach Rheims verlegen mit jenem Erklärungsversuche nicht recht 
befreunden können *), 


*%, Wasserschleben a. a. 0. behauptet den Mainzer Ursprung nur 
für die kürzere (nur Decretalen bis Damasus enthaltende) Form, wel- 
cher er (a. a. 0. S. 275. fg.) gestützt auf 6 Handschriften der Klasse A 2. 
die Vorrede abspricht. Diese kürzere Form der falschen Decretalen 
erklärt Hinschius für einen in Italien entstandenen Auszug der 
vollständigen Sammlung. Ich glaube (in der angef. Bearbeitung des 
Richter’schen Kirchenrechts S. 112. Anm.) mindestens diesen itali- 
schen Ursprung der kürzeren Form widerlegt zu haben. Dagegen habe 
ich, wie für die vollständige Sammlung so auch für die kürzere Form 
(a. a. O. S. 123. Anm. 26. 27.) die Entstehung in der Rheimser 
Provinz vertheidigt, und mich gegen die Annahme der Autorschaft 
Otgar’s auch was die kürzere Form betrifft, erklärt (a. a. O. S. 128.). 
Deshalb kann ich auch Herrmann’s Erklärung des »Mercator« nicht 
zustimmen, halte vielmehr Hinschius oben gegebene Ausführung für 
völlig überzeugend. Die zwischen Wasserschleben und Hinschius be- 
strittene Frage der Priorität unter den beiden Formen halte ich nicht 
für völlig entschieden, indessen die Priorität der kürzeren Form mit 
Woasserschleben für wahrscheinlich ; aber bestimmt glaubte ich mich gegen 
die von diesem vertheidigte Annahme verschiedener Verfasser der bei- 
den Formen erklären zu müssen (a. a. O. S. 124.). Die kürzere Form 
mochte Pseudoisidor zuerst verbreitet haben, wie diess wohl auch mit 
der Vorarbeit geschehen ist, welche unter dem Namen der Angilram’- 
schen Kapitel bekannt ist. — Indem ich mir vorbehalte, gelegentlich in 
der Zeitschrift auf die Pseudoisidorfrage zurückzukommen, verweise 
ich für jetztauf meine völligneue Bearbeitung der- 
selbenin dem angef. Lehrbuch $. 36.—39. Ich glaubte, die 
‚ Leser der Ztschr. um so mehr auf jene Erörterung aufmerksam machen 
zu sollen, als ich selbstständige Kritik geübt habe, was z. B. von 
den in den Nachträgen zu Bd. II. von Dümmler’s Gesch. des ostfränk. 
Reichs enthaltenen Auszügen aus den Prolegomena der Ausgabe von 
Hinschius nicht gesagt werden kann, theilweise aber auch in der 
Abhandlung von Roth zu vermissen ist (s. z. B. die dürftigen Bemer- 
kungen desselben über das Verhältniss der beiden Formen Al. und A2. 
a.2.0.8.14.). Letzterer scheint weder Wasserschleben’s Abhand- 
lung, noch meine Ausführungen in der neuen Ausgabe des Richter’- 
schen Kirchenrechts gekannt zu haben, was bei einem sonst sorgfältigen 
Schriftsteller auffallend erscheinen würde, wenn nicht leider eine solche 
Nichtbeachtung der kirchenrechtlichen Literatur Seitens derjenigen Ge- 
lehrten, die nur gelegentlich eine in diess Gebiet einschlagende Frage 
behandeln, nur zu häufig begegnete (wofür ein Beispiel auch die Er- 
örterung von Waitz über das Decret des Papstes Nicolaus II. über die 
Papstwahl in den Forschungen zur deutschen Geschichte, Göttingen 
1864. S. 103. ff. giebt, dem die eingehende Erörterung über denselben 
Gegenstand in Phillips Kirchenrecht Bd. V. Regensbg. 1857. S. 793 ff. 
völlig entgangen ist, vgl. Dove in der 6. Ausg. von Richter’s Kir- 
chenrecht 8. 333. Anm. 8.). Je freudiger die Anerkennung ist, die wir 
den wissenschaftlichen Leistungen von Männern, wie Paul Roth und 
Waitz entgegenzubringen gewohnt sind, um so weniger glauben wir im 
Interesse der Sache derartige Dinge verschweigen zu dürfen. Um einer 
solchen Niehtbeachtung, soviel die vorliegende Frage belangt, für die 
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Auch möchte ich noch auf zwei andere Bedenken aufmerksam 
machen. Die Formen, welche für den Namen Otgar vorkommen, 
sind Otgerus, Otgarius oder — so nennt ihn bekanntlich Benedikt 
Levita— Autcarius. Die Form Otcarius ist mir nirgends aufge- 
stossen. Wird man sie gleich nicht als sprachlich unzulässig be- 


zeichnen können, so ist sie jedenfalls keine der üblichen und es 


dürfte, wenn der Name des Verfassers wirklich in einem Anagramm 
dem Leser dargeboten werden sollte, doch gerade die Wahl einer 
selteneren Form desselben nicht wahrscheinlich sein. 

Ferner ist auch die Bezeichnung: «rector ecclesiae» für einen 
Erzbischof keine gebräuchliche: unter der allgemeinen Bezeichnung 
rectores ecclesiae könnten zwar auch Bischöfe begriffen sein, aber 
von einer einzelnen Person gesagt, heisst das rector ecclesiae ge- 
wöhnlich Pfarrer einer Kirche, wie denn auch bei Ansegisus lib. IH. 
c. 75.: »constitutum est, ut neque episcopus neque abbas aut abba- 
tissa vel quilibet rector ecclesiae bruniam vel gladium« etc. der 
rector ecclesiae dem episcopus gegenübergesetzt wird. 

Endlich bleibt es immer eine Vermuthung, welche freilich dem 
subjektiven Gefühl des Einen mehr, dem des Andern weniger zu- 
sagen wird, dass der Verfasser der Dekretalen, in dessen Interesse 
es wahrlich lag, verborgen zu bleiben, dem Leser eine wenn auch 
nur sehr schwer findbare Spur zu seiner Entdeckung habe in die 
Hand geben wollen. 

Aehnliche Bedenken stehen dem Erklärungsversuche, welchen 
ich jetzt folgen lassen will, nicht entgegen. 

Der Name Mercator, welchen die Pseudo-Isidorische Vorrede 
der richtigen Lesart nach enthält, erinnert an den für die Ge- 
schichte der pelagianischen und nestorianischen Streitigkeiten wich- 
tigen Kirchenschriftsteller Marius Mercator aus der ersten 
Hälfte des fünften Jahrhunderts. Eine Untersuchung der vorhan- 
denen Schriften desselben hat mich zu dem Resultat geführt, dass 
auch er von Pseudo-Isidor in ganz derselben Weise und Methode, 
wie die andern von mir nachgewiesenen Quellen benutzt ist, und 
zwar unter seinen Schriften, soweit ich bisher ermittelt habe, die 


Zukunft entgegenzuwirken, glaubte ich aber auch, von der sicher unab- 
sichtlichen Uebergehung meiner Vertheidigung des Rheimser Ursprungs 
beider Formen der falschen Decretalen in dem obigen Aufsatz von 
Hinschius Veranlassung zu diesen Bemerkungen nehmen zu sollen. 
— Beiläufig möge hier angeführt werden, dass Roth, ohne es zu 
wissen, hinsichtlich der Absicht Pseudoisidor’s im Wesentlichen auf 
Dasjenige hinauskommt, was ich (gegen Hinschius) bereits a. a. O. $. 39. 
ausgeführt hatte. Auf die sehr bedenklichen Hypothesen Roth’s über 
Benedictus Levita zurückzukommen werde ich Gelegenheit nehmen. 


R. W. Dove. 


u 
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lateinische Uebersetzung der varii sermones impii Nestorii de in- 
carnatione domini nostri Jesu Christi. Die von Marius Mercator 
selbst verfasste Vorrede, der ich den Anfang der Pseudo-Isidori- 
schen gegenüber stelle, beginnt folgendermaassen : 


- Marius Meroator. Pseudo-Isidor. 


Marius Mercator servus Christi| Isidorus Mercator servus Christi 
lectori conservo suo et parens in |lectori conservo suo et parens in 
Domino fidei salutem. Domino fidaei salutem. 


Bis auf die Veränderung des ersten Namens Marius in Isidorus 
lautet also die Adresse in beiden Vorreden gleich. Verschweigen 
will ich hierbei freilich nicht, dass die Lesart «et parens» sich 
nur in der Ausgabe des Marius Mercator von Baluze, Par. 1648. 
p. 52. (wieder abgedruckt bei Gallandi bibl. vet. patr. VIII. p. 618.) 
findet, dass dagegen die Ausgabe von Garnier, Paris 1673. Bd. 2. 
S. 3.2) statt der beiden Worte: et parens nur das eine: «parem» 
enthält. Welches die handschriftlich besser beglaubigte Lesart ist, 
lässt sich bei dem dermaligen Stande der Ausgaben nicht feststellen. 
Innerlich beglaubigter erscheint jedenfalls der Baluze’sche Text. Ist 
auch bei der Festhaltung desselben der Stil der Adresse ein äus- 
serst gewundener und rauher, so findet sich darin doch der Charakter 
der Schreibart des Mercator eben wieder (vgl. Herzog, Encyclo- 
pädie, Supplementheft 191/192. S. 155.). Mag dem nun aber sein, 
wie ihm wolle, so bleibt abgesehen von dem et parens und parem 
der ganze Anfang so eigenthümlich, nämlich wegen der auch sonst 
bei Mercator mehrfach vorkommenden Adresse: «lectori conservo 
suo» *), dass eine Benutzung dieser Stelle durch Pseudo-Isidor nicht 
geläugnet werden kann. 

Abgesehen davon kann ich wenigstens noch ein anderes Pseudo- 
Isidorisches Kapitel nachweisen, das theilweise der vorhin gedachten 
Uebersetzung einer der Nestorischen Predigten entnommen ist. 


Der Anfang des c. 8. Anaclet. |und c. 2. des sermo VII. Nestorü 
in der Uebersetzung des Mercator 
lautet: 

Nihil autem illo est pastore mi- 
serius qui luporum laudibus glo- 


riatur. Quibus si placere voluerit 


Nihil autem illo est pastore mi- 
serius qui luporum laudibus glo- 
riatur, quibus si placere voluerit 


‚ ') Die Ausgabe im Bd. 48. der Migne’schen Patrologie (vgl. S. 753.) 
weist beide Lesarten auf. 

”) Vgl. die refutatio des symbolum Theodori Mopsuesteni von Marius 
Mercator: Christi servus lectori conservo meo salutem (ed. Garner. 
Tom. I. p. 95.), ferner auch a. a. O. Tom. II. p. 250. 
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atque ab his amari delegerit, erit |atque ab his amari delegerit, erit 
hinc ovibus magna pernities. Nul- |hinc ovibus magna pernicies. Nul- 
lus ergo pastorum placere lupis |lus igifur pastorum placere lupis 
et gregibus ovium potest. et gregibus ovium potest. 


Andere Stellen einer Benutzung habe ich bisher nicht ermit- 
teln können, mir scheint aber der Beweis derselben durch das 
Beigebrachte vollkommen geführt zu sein. 

Weitere Bestätigung dürfte freilich noch eine Untersuchung der 
auf den Gottschalk’schen Streit bezüglichen Literatur ergeben, 
weil sich aus derselben vielleicht erhärten lässt, dass die Schriften 
des Marius Mercator im 9. Jahrhundert auch sonst noch bekannt 
waren. Ueber das Resultat dieser Forschungen behalte ich mir 
bis später die weiteren Mittheilungen vor; sollte sich aber die eben 
aufgestellte Vermuthung nicht bestätigen, so würde doch durch 
dieses negative Ergebniss die Benutzung des Marius Mercator sei- 
tens Pseudo-Isidor’s noch nicht widerlegt sein. Pseudo-Isidor hat, 
wie ich in meinen Prolegomenis (S. CXXXVIII.) nachgewiesen habe, 
wahrscheinlicher Weise den grössten Theil seiner Quellen nicht im 
Original vor sich gehabt, sondern Excerpte aus diesen benutzt und 
es ist nicht undenkbar, dass er irgendwo Auszüge aus Marius Mer- 
cator vorgefunden hat. 

Folgt man der hier aufgestellten Ansicht über die Entstehung 
des Namens: «Isidorus Mercator», so ist damit einmal dargethan, 
dass auch aus inneren Gründen die äusserlich allein beglaubigte 
Lesart: «Mercator> beizubehalten ist. Ferner dürfte auch das nega- 
tive Resultat gewonnen sein, dass jede Hoffnung, aus dem Namen 
Mercator etwas über den Verfasser der Dekretalen ermitteln zu 
können, aufgegeben werden muss. 

Mein verehrter Herr Recensent hat zwar mir gegenüber brieflich 
die Möglichkeit einer Kombination seiner Annahme und der mei- 
nigen in der Art für zulässig erklärt, dass die Wahl der Stelle des 
Marius Mercator in der Pseudo-Isidorischen Vorrede erfolgt sei, 
weil der Beiname Mercator ein Anagramm des Namens Otcar ent- 
hielt. Aber abgesehen davon, dass eine innere planmässige Be- 
nutzung seiner Quellen dem Verfasser der Pseudo-Isidorischen Dekre- 
- talen nicht nachgerühmt werden kann, sprechen die vorhin von 
mir schon gegen die Hypothese überhaupt geäusserten Bedenken, 
auch gegen die Kombination derselben mit dem von mir unter- 


nommenen Erklärungsversuch. 
Professor Dr. Hinschius. 
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V. 


Das Ehehinderniss der beigefügten Bedingung nach 
katholischem und seine weitere Entwickelung im 
protestantischen Recht. 


Von 
Dr. G. J. Phillips 


in Leipzig. 


Zweiter Artikel. 
Zweite Abtheilung. Protestantisches Recht. 


8. 8. Die Doctrin Luther’s. 


Die im vorigen Abschnitt erwähnten, bedeutenden 
Uebelstände, die das vortridentinische Recht infolge seiner 
formlosen Eheschliessung mit sich brachte, mussten Luther 
veranlassen, auch diese Doctrin zum Gegenstand seiner re- 
formatorischen Vorschläge zu machen. Zunächst verwirft 
er in seinem Buch „von Ehesachen“ ?) den von dem kano- 
nischen Recht eingeführten Unterschied zwischen sponsalia 
de praesenti und sponsalia de futuro, weil derselbe im 
deutschen Sprachgebrauch durchaus nicht begründet sei 
und räth an dessen Stelle folgende Unterscheidung an: 
„Ja ich wüsste selbst nicht wohl, wie ein Knecht oder 
Magd sollten oder kunnten in deutscher Sprache per verba 
de futuro sich verloben, denn wie man sich verlobet, so 
laudt’s per verba de praesenti und sonderlich weiss der 
Pebel von solcher behender Grammatica nichts, dass acci- 
piam und accipio zweierlei sei, er fährt daher nach unserer 


1) Vgl. v. Strampff, Dr. Martin Luther über die Ehe, Berlin 
1857. S. 318. | 
Zeitschrift £. Kirchenrecht. VI. 2. 11 
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Sprachen Art und spricht: ich will dich haben, ich will 
dich nehmen etc., da ist jetzt die Stunde ja gesagt, ohn 
weiter Aufzug oder Bedenken; das liess ich wohl verba de 
futuro heissen, wenn eine conditio, ein Anhang oder Aus- 
zug dabei gesetzt wurde, als: — — Ich will dich haben, 
so du mir 100 Gulden einbringst, item, so deine und meine 
Eltern wollen u. dgl. — In solchen Worten wird der Wille 
nicht frei dazu gegeben, sondern aufgeschoben und an 
Etwas verbunden, das in seiner Macht nicht steht und 
darum er auch damit zugleich bekennet, dass er itzt noch 
nicht thun könne und sein Wille noch nicht frei sei; darumb 
bindet auch solch Verlöbniss nicht als per verba de prae- 
senti. Ob aber dennoch eins dem Andern sie schuldig sei 
zu halten, so die Condition oder Anhang geräth, lass ich 
die Juristen ausfechten“; 


und ferner ?): 
„Und Summa, wollt ich sponsalia heissen die öffentliche 


Verlöbniss per verba de praesenti unangesehen, dass man 
sonst sponsalia Verlöbniss per verba de futuro heisset, weil 
man von solchen Verlöbnissen nicht Gewisses setzen kann 
und eitel seltsame Fälle und ungewöhnliche Geschichte sind. 
Denn nach gewöhnlicher Weise muss ein öffentliche Verlöb- 
niss per verba de praesenti geschehen.“ 

Luther erklärt also alle diejenigen Sponsalien, die 
nicht pure, d. h. also entweder unter einer Bedingung oder 
mit Hinzufügung eines Modus oder einer Zeitbestimmung 
geschlossen werden, für sponsalia de futuro. Diese sollten 
zwar wie alle übrigen Verträge bei Eintritt der Bedingung 
gehalten werden, könnten jedoch auch anderen Theils aus 
grossen, gewichtigen und billigen Ursachen aufgelöst wer- 
den ®). Alle übrigen Sponsalien, d. h. also alle diejenigen, 
die ohne Beifügung irgend einer Nebenbestimmung einge- 
gangen sind, sind nach Luther’s Ansicht sponsalia de 
praesenti, d. h. wahre, gültige, durch kirchliche Einsegnung 
zu vollziehende Ehen. Er hält also Verlöbniss und Ehe 
für ein und denselben Contract und nennt ihn sponsalia de 


2), a. a. 0. S. 319. 
2) a. 8. O0. S. 309. 
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praesenti, wird dieser Contract unter einer Bedingung ge- 
schlossen, so kommen nach seiner Ansicht nur sponsalia de 
futuro zu Stande. Hieraus folgert er nun ganz consequent, 
dass die früheren Sponsalien den späteren stets vorgingen, 
auch wenn Letztere durch concubitus bestärkt worden 
wären; denn ein solcher concubitus sei nichts Anderes 
als ein Ehebruch und müsse als solcher mit den härtesten 
Strafen belegt werden. Die Verlobte sei nämlich schon 
eine wahre Ehegattin *) und der Bräutigam werde mit 
Recht ein Ehegatte genannt. 

Hinsichtlich der juristischen Wirkung der copula car- 
nalis steht Luther °) ganz auf dem Standpunkte des vor- 
tridentinischen Rechts; er legt ihr nämlich, wie dieses, die 
Wirkung bei, dass sie heimliche Sponsalien, die er ja an 
und für sich für ungültig erklärt, in eine wahre Ehe ver- 
wandle. Ein auf solche Weise bekräftigtes Verlöbniss muss 
also nach seiner Ansicht einem Öffentlich geschlossenen un- 
bedingt vorgezogen werden. 

Luther wandelte durch diese neue Eintheilung das 
frühere mildere Recht in ein weit härteres um. Während 
nämlich früher unbedingte Verlöbnisse aus den verschieden- 
artigsten Ursachen, namentlich aber auch durch wechsel- 
seitige Uebereinkunft der Contrahenten aufgelöst werden 
konnten, konnten sie jetzt, seit ihrer Gleichstellung mit 
‘wirklichen Ehen, natürlich nur aus denselben Gründen wie 
diese, getrennt werden. Leisteten also die Contrahenten 
einen unbedingten Consens, so waren sie, obgleich sie jeden- 
falls häufig ein Verlöbniss im Sinne des römischen Rechts 
und keine Ehe einzugehen beabsichtigten, sogleich gebun- 
‚den und konnten nur wegen Ehebruchs und böswilliger 
Verlassung von einander getrennt werden. Dadurch ferner, 
dass Luther auf der andern Seite alle Sponsalien, die 
unter einer Bedingung geschlossen worden, den sponsalia 
de futuro gleichstellte, die ja aus den verschiedenartigsten 
Gründen aufgelöst werden konnten, konnte leicht die Auf- 
lösung einer wirklichen Ehe herbeigeführt werden. 


*) 2.0. 0.8. 834. 8. 826. 
6) 2.2. 0. 8. 330. 
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Luther sah also den wahren Sinn, den die Päpste 
den Worten sponsalia de praesenti und sponsalia de futuro 
unterlegten, nicht ein und führte statt dessen eine neue, 
dem Sinne des kanonischen Rechts völlig fremde Unter- 
scheidung ein. Sicherlich wäre man jedoch zu einem weit 
erfreulicheren Rechtszustand, als dem in den nächsten Jahr- 
hunderten in dieser Hinsicht herrschenden gelangt, wenn 
man diese Doctrin, trotz der grossen Härte, die sie mit 
sich brachte, consequent durchgeführt hätte. Dieses ge- 
schah keineswegs. Die Juristen vermochten sich nämlich 
nicht von den Vorschriften des kanonischen Rechts zu tren- 
nen, sondern nahmen trotz der heftigen Angriffe, die es 
von Seiten Luther’s erfahren hatte, immer von Neuem zu 
demselben ihre Zuflucht. Ohne Verständniss für die Ent- 
scheidungen der Päpste sodann wandten sie die kanonischen 
Vorschriften auf protestantische Verhältnisse an, auf die sie 
gar nicht mehr passten und interpretirten sie infolge dessen 
sehr häufig auf eine ihrem wahren Inhalt völlig entgegen- 
gesetzte Weise ®). Diess zeigt sich besonders bei Beur- 
theilung aller eherechtlichen Fragen, wo sie blindlings 
Regeln, die lediglich in der Sacramentstheorie ihren Ur- 
sprung hatten, anwandten und bei keiner Lehre mehr, als 
bei den Vorschriften, die die Päpste über sponsalia de futuro 
und de praesenti gegeben. Statt nämlich die Doctrin Lu- 
ther’s aufzugeben, suchten die Juristen die an und für 
sich klaren Vorschriften des kanonischen Rechts Ersterer 
anzupassen und die sich völlig widersprechenden Vorschrif- 
ten Beider mit einander zu vereinigen. So kam es, dass 
sie, bald mehr der kanonischen, bald mehr der lutherischen 
Doctrin huldigend, ohne irgend ein leitendes Princip ihre 
Entscheidungen fällten und so entstand jene kaum glaub- 
liche Verwirrung, welche während fast zwei Jahrhunderten 
nicht nur in den Schriften der Theologen und Juristen, 


6) Cf. J. H. Boehmer, Jus Ecclesiasticum Protestantium. Lib. 4. 
tit. 1.8. 10 — 8. 93. und besonders E. Friedberg in Dove’s Zeit- 
schrift für Kirchenrecht, Jahrgang III. S. 147—176. Friedberg’s 
Geschichte der Eheschliessung, Leipzig 1865., habe ich für diese Ar- 
beit nicht mehr benutzen können. 
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sondern demgemäss auch in den Aussprüchen der juristi- 

eschen Facultäten und Consistorien herrschte. So klagt z.B. 
Thomasius ’), dass in den protestantischen Consistorien 
über Ehe, sponsalia de praesenti, de futuro, pura, conditio- 
nata sowohl hinsichtlich ihrer Definition, als auch demgemäss 
hinsichtlich der ihnen zuertheilten Wirkung die grösste Ver- 
wirrung herrsche. Erst sehr allmählich, namentlich seitdem 
man auf die einfachen Vorschriften des römischen Rechts 
zurückging, klärten sich die Ansichten in dieser Lehre auf. 
Zu einer vollständig richtigen Theorie kam man aber erst, 
seitdem eine bestimmte gesetzliche Form für Eingehung der 
Ehe vorgeschrieben wurde, also nicht vor dem Ende des 
achtzehnten Jahrhunderts. 


8. 9. Die Doctrinen des sechszehnten Jahrhunderts. 


Für unsere Darstellung erscheint es passend, zuerst die 
Ansichten der in diesem Zeitraume blühenden theologischen 
und juristischen Schriftsteller mitzutheilen und sodann die 
Vorschriften der Kirchenordnungen und die Entscheidungen 
der Consistorien und juristischen Facultäten zu besprechen. 

I. Melanchton°) steht noch völlig auf dem Stand- 
punkte des kanonischen Rechts. Er unterscheidet demnach 
zwischen schimpflichen und unmöglichen Bedingungen einer 
und erlaubten Bedingungen anderer Seits. Erstere sollen 
für nicht beigefügt erachtet werden, bei Letztern müsse 
man den Eintritt der Bedingung abwarten. Erfolge in- 
zwischen die copula carnalis, so sei die Ehe sofort gültig. 
Neu ist bei ihm nur die Eintheilung der erlaubten Be- 
dingungen in solche, die sich auf die Ehe bezögen und 
solche, bei .denen dies nicht der Fall sei. Letztere, zu 
welchen er Bedingungen, wie „wenn der Kaiser die Türken 
bekriegen wird“ zählt, sollen nach Analogie der unmög- 


lichen und schändlichen Bedingungen behandelt und also 


?7) Diss. de pactis futurorum sponsaliorum, Halae 1712. (in den 
dissert. Academiarum varii inprimis juridici argumenti edid. Uhl, 
Halae 1777. diss. 96. Tomus III. S. 631. ff.) 

®, In seiner 1551. erschienenen Schrift »de conjugio« (Corpus Re- 
formatorum edid. Bretschneider et Bindseil, Brunsvigae 1854. 
Vol. XXI. p. 1059.). 
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für nicht beigefügt erachtet werden. Sarcerius hat 


eigentlich gar keine Ansicht. Er citirt zunächst °) die oben ® 


angeführte Stelle aus Luther’s „Von Ehesachen“ und 
stellt sich ganz auf dessen Standpunkt. Er giebt demnach 
einer später unbedingt geschlossenen Ehe vor der früher 
bedingt geschlossenen den Vorzug. Schimpfliche und un- 
mögliche Bedingungen sollen für nicht beigefügt erachtet 
werden, die Bedingung, welche gegen das Wesen der Ehe 
wäre, mache den Contract ungültig. An einer andern 
Stelle jedoch !°) theilt er auch die Ansicht Melanchton’s 
mit und pflichtet derselben bei, ohne den grossen Unter- 
schied, welcher zwischen dieser und der lutherischen Doctrin 
herrscht, auch nur im Geringsten zu ahnen. 

Von den Juristen dieser Zeit ist zunächst Schneide- 
win !!) hervorzuheben. Dieser nennt, nachdem er mitge- 
theilt, dass Luther den Unterschied, den das kanonische 
Recht zwischen sponsalia de praesenti und de futuro mache, 
mit Recht verworfen habe, zunächst alle bedingten Spon- 
salien, sodann aber auch alle Verhandlungen über eine 
künftighin einzugehende Ehe, da ein solches Versprechen 
nicht einen absoluten, sondern einen von zukünftigen Er- 
eignissen abhängig gemachten Consens enthielte, sponsalia 
de futuro '?2). Er ist sodann der Ansicht, dass genannte 
Sponsalien durch einen Eid bestärkt werden könnten, sowie, 
dass aus ihnen zwar keine Affinität, wohl aber das Hinder- 
niss der öffentlichen Ehrbarkeit entstände. Ferner behauptet 
er, dass sponsalia de futuro durch hinzukommende copula 
zu einer wirklichen Ehe würden !?), dass sie sowohl durch 
wechselseitige Uebereinkunft der Contrahenten, als auch 
durch hinzukommende Infirmität aufgelöst werden könnten ; 
ipso jure aber, auch wenn sie beschworen worden, durch 
inzwischen geschlossene sponsalia de praesenti (d. h. unbe- 
dingte Sponsalien) aufgelöst würden. Geht hingegen ein 
Contrahent, der bereits sponsalia de praesenti geschlossen, 


®) Vom heiligen Ehestande, Frankfurt 1556. Bl. 85. 
10) a. a. O. Bl. 828. 

11) De nuptiis, Jenae 1606. 

12) g, a. O0. S. 427. 

18) 9. a. O. S. 427. 
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solche von Neuem ein, so wird nach seiner Meinung ein 
Ehebruch begangen. 

Man sieht also, dass Schneidewin auf der einen Seite 
die von Luther eingeführte Unterscheidung beibehalten, 
auf der andern Seite jedoch fast alle Vorschriften, die das 
kanonische Recht über sponsalia de futuro giebt, den Spon- 
salien, die er selbst de futuro nennt, angepasst hat. Ob- 
gleich z. B. der Papst in Cap. unic. in 6to I. 1. mit ganz aus- 
drücklichen Worten festsetzt, dass aus bedingten sponsalia 
de futuro die publica honestas nicht entstehe, so behauptet 
Schneidewin !*) ohne Rücksicht auf diese Decretale, da 
ja aus andern Stellen des kanonischen Rechts feststeht, dass 
sponsalia (nämlich unbedingte) dieses Ehehinderniss erzeugen, 
dass aus sponsalia de futuro — welche ja nach seiner Mei- 
nung sammt und sonders bedingte sind — die publica hone- 
stas hervorginge. Endlich wendet er auch die von den 
Päpsten über den Concurs von sponsalia de praesenti mit 
Sponsalien de futuro gegebenen Vorschriften, auf seine 
sponsalia de futuro und de praesenti an, so dass er unbe- 
dingten Sponsalien stets vor bedingten den Vorzug giebt !°). 

Joachim von Beust !), ein Jurist von bedeuten- 
dem Ansehen, hebt gleichfalls hervor, dass Luther jenen 
von den Päpsten zwischen sponsalia de futuro und spon- 
salia de praesenti eingeführten Unterschied verworfen habe 
und folgt ebenso wie Schneidewin der lutherischen 
Doctrin !%). Obgleich er nämlich der Ansicht ist !%), dass 
jeder Contrahent, der Sponsalien unter einer Bedingung 
schliesst, auch den Eintritt der Bedingung abwarten müsse 
und so lange dieselbe schwebe, nicht zurücktreten dürfe, 
da in dieser Hinsicht kein Unterschied zwischen der Ehe 
und allen andern Contracten sei, so giebt er dennoch, wenn 
der eine Contrahent inzwischen unbedingte Sponsalien ab- 
schliesst, diesen, da sie ja sponsalia de praesenti, vor den 


früher bedingt geschlossenen, die hinsichtlich ihrer Wirkung 


14) 2. a. 0. S. 428. 

18) &a.0. 8. 429. S. 431. 

16) Tractatus connubiorum, Jenae 1606. 
ın2.20.8.1l. 

18) a. a. 0. S. 24. 
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nur sponsalia de futuro wären 1°), unbedenklich den Vor- 
zug. Die Vorschriften ferner, die Gregor IX. über den 
Einfluss schimpflicher und unmöglicher Bedingungen auf 
die Ehe giebt, passt er seinen Sponsalien an. Eine solche 
Bedingung soll also bei Sponsalien (nämlich de futuro) stets 
für nicht beigefügt erachtet werden ?°). Darin stimmt er 
schliesslich auch mit Luther überein, dass, wenn der Bei- 
schlaf zu sponsalia de futuro käme, dieselben, mögen sie 
auch heimliche gewesen sein, stets späteren sponsalia de 
praesenti vorgezogen werden müssten. 

Molrad ??) weicht in sofern ein wenig von den bis- 
herigen Schriftstellern ab, als er ausser den bedingten Spon- 
salien auch alle Andern, welche auf irgend eine Weise auf 
eine erst in zukünftiger Zeit zu schliessende Ehe hinzielten, 
also auch namentlich die Verlöbnisse der Unmündigen spon- 
salia de futuro nennt ?2?). Nach seiner Ansicht ist es den 
Contrahenten auch ohne Einwilligung des Mitcontrahenten 
erlaubt, von solchen Sponsalien zurückzutreten. Auch die- 
ser Schriftsteller ist ferner der Meinung ??) — sie wird auch 
von Hemming ?*) getheilt — dass auf unmögliche und 
schändliche Bedingungen bei Sponsalien keine Rücksicht zu 
nehmen sei. 

Chemnitius ?°5) glaubt, dass es bei Beurtheilung der 
Frage, ob in irgend einem speciellen Fall sponsalia de fu- 
turo oder sponsalia de praesenti vorlägen, weniger auf die 
Worte, als auf die wahrscheinliche Absicht der Contrahenten 
ankomme; in allen Fällen also, wo man deutlich sehen 
könne, dass die Contrahenten sich noch nicht sogleich ver- 
pflichten und einen absoluten Consens haben leisten wollen, 
müsse man sponsalia de futuro annehmen. Daher müssten 


auch alle bedingten Sponsalien, da ja vor Erfüllung der 


1) aa 0. S. 27. 

#0) 2.2.0. S. 13. 

21) Tractatus de matrimonio, Francofurti 1592. 

2) a, a. 0. S. 39. 

35) a.a. 0. S. 13. 

*4) Libellus de conjugio, repudio et divortio, Lipsiae 1575. S. 104. 
S. 105. 

5) Loci theologici, Vitebergae 1615. Fol. Pars III. S. 218. ff. 
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Bedingung noch keine wirksame Obligation erzeugt ist, zu 
den sponsalia de futuro gerechnet werden 2°). In Ueber- 
einstimmung mit Schneidewin behauptet er ferner, dass 
solche sponsalia de futuro, wenngleich sie beschworen wären, 
durch nachfolgende sponsalia de praesenti aufgelöst würden. 
Alle sponsalia de futuro endlich werden durch Hinzukom- 
men der copula carnalis eine wirkliche Ehe ?°), 

Es ist hiernach ersichtlich, dass alle genannten Schrift- 
steller einer Seits die von Luther eingeführte Eintheilung 
der Sponsalien beibehalten, anderer Seits sich jedoch auch 
immer der Vorschriften des kanonischen Rechts bedient 
haben: 

1) nicht allein wandten sie ©. 3. C. 5. C.6. X. de cond. 
appos. (IV,5.), in welchen festgesetzt ist, dass bedingte 
Sponsalien — ebenso wie auch unbedingte sponsalia 
de futuro — durch Hinzutritt der copula, ohne dass 
auf die Bedingung Rücksicht genommen werde, in eine 
wahre Ehe übergingen, beständig an und behielten auf 
diese Weise das alte Recht, welches vor Promulgation 
des tridentiner Conecils galt, unverändert bei, sondern 
versuchten auch = 

2) die von Gregor IX. in Cap. 7. eod. gegebenen Vor- 
schriften auf sponsalia de futuro auszudehnen, indem 
sie der Ansicht waren, dass alle bedingten Sponsalien 
sponsalia de futuro sein müssten. 

9) Endlich wandten sie sogar bei dem Zusammentreffen 
von bedingten Sponsalien mit unbedingten die Regeln, 
die das kanonische Recht über das Zusammentreffen 
von sponsalia de futuro mit sponsalia de praesenti, 
d. h. also wahren Ehen giebt, verkehrter Weise an. 
Von der Doctrin Luther’s weichen zuerst Conrad 

Mauser ?2®) und der Giessener Jurist Kitzel 2°) mehr 
und mehr ab. Sie unterscheiden nämlich zwischen sponsalia 
de futuro, welche durch einen auf die Zukunft gerichteten 


26) a. a. O. 8. 214. 

ın) a.a. 0. S. 214. 

8, Explicatio erudita et utilis ad X. tit. Institut. de nuptiis, 
Jenae 1606. 

2°, Synopsis matrimonialis, Giessae 1620. 
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Consens zu Stande kämen und uneigentlich sogenannten 
Sponsalien oder sponsalia de praesenti °°), welche durch 
auf die Gegenwart gestellte Worte geschlossen würden. 
Wenn solche sponsalia de praesenti unter einer erlaubten 
Bedingung eingegangen werden, so können sie nach Ansicht 
dieser Schriftsteller nur dieselbe Wirkung (obgleich der 
Consens durch verba de praesenti ausgedrückt war) wie 
sponsalia de futuro haben, da zur Eingehung der Ehe stets 
ein absoluter Consens erforderlich sei ?),. Würden hingegen 
Sponsalien durch verba de futuro geschlossen und ihnen 
eine Bedingung beigefügt, so blieben sie bei Eintritt der 
Bedingung stets sponsalia de futuro und würden keineswegs 
dadurch zu einer wahren Ehe °?). Genannte Gelehrte 
stehen also ganz auf demselben Standpunkt, wie Barbosa, 
Gonzalez Tellez und mehrere andere katholische Schrift- 
steller, deren wir oben Erwähnung gethan. Von Luther 
und den erwähnten protestantischen Schriftstellern weichen 
Mauser und Kitzel hauptsächlich darin ab, dass nach 
ihrer Ansicht die sponsalia de futuro Sponsalien im eigent- 
lichen Sinne des Wortes sind und dass aus bedingten spon- 
salia de futuro bei Eintritt‘der Bedingung wiederum spon- 
salia de futuro, keineswegs aber eine Ehe entstände. Sie 
befinden sich auch darin mit dem kanonischen Recht in 
Uebereinstimmung, dass sie der copula carnalis die Wir- 
kung beilegen, bedingte Sponsalien in eine Ehe zu verwan- 
deln und gegen diese Präsumtion keinen Gegenbeweis ge- 
statten 3°). 

Die von denen aller übrigen Gelehrten dieser Periode 
am meisten abweichenden Ansichten hat Melchior Kling 
a Steinav, juristischer Professor zu Wittenberg °*). Er 
verwirft die Definition Luther’s vollkommen, indem er 
gleichzeitig behauptet, dass der Unterschied zwischen spon- 
salia de futuro und de praesenti auch in der deutschen 


%, Mauser a.a. 0.8.1. Kitzela.a O. 8. 153. u. 154. 
21) Mauser a. 2. 0.8.28. Kitzela. a. O. S. 168. 

#3) Kitzela. a. O. 

8) Mauser a. a. O. S. 20. Kitzela. a O. S. 168. 

*+, Tractatus matrimonialium causarum, Francofurti 1581. 
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Sprache wohl begründet sei ®°). Sponsalia de futuro nennt 
er sodann die Verhandlungen über eine künftig einzugehende 
Ehe, z. B. „ich verspreche dir, dass ich dich zur Gattin 
nehmen werde“, und vergleicht diese Sponsalien mit Tra- 
ctaten, die dem Abschluss eines Kaufs vorangehen; sponsalia 
de praesenti hingegen sind nach seiner Ansicht °®) diejeni- 
gen, bei welchen die Contrahenten per verba de praesenti 
ihren Consens leisten, z.B. „von dieser Zeit an will ich dich 
zur Gattin haben und dir wie einer Gattin die Treue be- 
wahren.“ Denn diese, sagt er, werden Gatten genannt, 
obgleich die copula carnalis zwischen ihnen noch nicht er- 
folgt ist. 

Oeffentliche Ehen, d. h. solche, welche in Gegenwart 
einer bestimmten Anzahl von Zeugen geschlossen werden, 
fährt er fort ®”), giebt es zweierlei Art, bedingte und unbe- 
dingte, und setzt hierauf die ganze Doctrin des kanonischen 
Rechts über bedingte Sponsalien auseinander °®). Er ist 
also der Ansicht, dass nicht nur Verlöbnisse, sondern auch 
nuptiae, d. h. sponsalia de praesenti, also die Ehe selbst 
unter einer Bedingung eingegangen werden könne. Keines- 
wegs wunderbar! Denn zu jener Zeit wurde die kirchliche 
Einsegnung und alle andern Feierlichkeiten, welche des 
Beweises willen angewendet werden, zwar stets von der 
Kirche empfohlen, aber keineswegs für so nothwendig ge- 
halten, dass ihre Nichtbefolgung Nichtigkeit der Ehe her- 
beigeführt hätte 3°), 

II. Obgleich in den Kirchenordnungen dieses Jahr- 
hunderts der bedingten Sponsalien selten Erwähnung ge- 
schieht, so ist es doch unzweifelhaft, dass sie die Beifügung 
einer Bedingung bei diesen Verträgen gestatten. Indem 
nämlich die vom Herzog von Preussen im Jahre 1584. er- 
lassene Kirchenordnung 4°) alle unanständigen, schimpflichen 


se) 2.2. O. Bl. 1. 

se, a.a. O. Bl. 6. 

en a. a. O. Bl. 73. 

86, a. a. O. Bl. 73—76. 

%) Vgl. hierüber auch E. Meier, Jus, quod de forma matrimonii 
ineundi valet, Berolini 1856. 

*) Bei Richter, Kirchenordnungen, Th. 2. S. 466. 
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und unmöglichen Bedingungen, sowie auch diejenigen, 
welche gegen die christliche Religion seien, verbietet und 
festsetzt, dass jene nicht nur für nicht beigefügt erachtet, 
sondern auch die Contrahenten selbst in diesem Falle be- 
straft werden sollten, so folgt ex argumento a contrario, 
dass unter an sich erlaubten Bedingungen gültig contrahirt 
werden könne. Mehrere andere Kirchenordnungen, wie die 
Hadelersche *!) vom Jahre 1544., die Goslarische 4?) vom 
Jahre 1555., die Niedersächsische #3) vom Jahre 1585. be- 
stimmen, dass bedingte Sponsalien durch hinzukommende 
copula carnalıs zu unbedingten würden; aus Allen erhellt 
jedoch nicht deutlich, ob sie ganz und gar der Doctrin 
Luther’s folgend die bedingten Sponsalien den sponsalia 
de futuro gleichstellen oder sich mehr an das kanonische 
Recht halten. 

Weitläufigere Regeln stellen die Kirchenordnungen über 
das Zusammentreffen verschiedener Sponsalien auf. Sie 
setzten in dieser Beziehung fest, dass im Allgemeinen frühere 
Sponsalien den späteren stets vorgingen; nur wenn die 
früheren heimlich geschlossen wären, müssten die spätern 
öffentlichen vorgehen. Eine Ausnahme mache der Fall, 
wenn zu den heimlichen die copula carnalis käme, hier 
müssten die öffentlichen Verlöbnisse den heimlichen weichen. 
Dieses sind die mit den Lehren Luther’s vollkommen 
übereinstimmenden Vorschriften der Brandenburgischen **) 
Visitations- und Consistorialordnung vom Jahre 1573., der 
preussischen Consistorialordnung *%) vom Jahre 1584. und 
der pfälzischen Eheordnung *°) vom Jahre 1563. Die würt- 
tembergische Kirchenordnung *’) vom Jahre 1553. und die 
hoyasche Kirchenordnung *) vom Jahre 1581. endlich 
‚setzten ohne allen Unterschied fest, dass alle Sponsalien, 


#1) Bei Richter a. a. O. Thl. 2. S. 75. 
#2) Bei Richter a. a. O. Thl. 2. S. 165. 
4) Bei Richter a. a. O. Thl. 2. S. 471. 
“) Bei Richter a. a. O. Thl. 2. S. 381. 
#) Bei Richter a. a. O. Thl. 2. S. 466. 
#) Bei Richter &. a. O. Thl. 2. S. 256. 
47) Bei Richter a. a. O. Thl. 2. S. 129. 
“#) Bei Richter a. a. O. Thl. 2. S. 458, 
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zu denen die copula carnalis käme, eine wahre Ehe würden, 
repräsentiren also noch das durch das Coneil von Trident 
geänderte, alte kanonische Recht vollkommen. 

Schliesslich ist noch auf die Entscheidungen der Con- 
sistorien, sowie der juristischen und theologischen Facul- 
täten Rücksicht zu nehmen. Alle diese Entscheidungen 
stimmen zunächst darin überein, dass unbedingte Sponsa- 
lien sponsalia de praesenti seien, welche, wenngleich die 
kirchliche Einsegnung und die Beschreitung des Bettes 
noch nicht erfolgt, nur aus denselben Gründen, aus denen 
eine Ehe aufgelöst wird, getrennt werden könnten *°). Dem- 
nach werden, wenn Jemand Sponsalien ohne Beifügung 
einer Bedingung abschliesst und sodann weitere unbedingte 
Sponsalien eingeht, nicht allein die zuerst contrahirten vor- 
gezogen °°), sondern auch der betreffende Contrahent selbst 
wird als Ehebrecher bestraft 59). Unbedingte Sponsalien 
ferner müssen durch kirchliche Einsegnung und Beschrei- 
ten des Bettes vollzogen werden; weigert sich Einer der 
Contrahenten, so soll er von dem Magistrat dazu gezwungen 
werden 5%). Den sponsalia de praesenti werden die Spon- 
salien, die auf einen bestimmten Termin gestellt sind, gleich 
erachtet, so dass auch diese beim Eintritt des Termins 
consumirt werden müssen °®), 

Nach Auseinandersetzung dieser in den Entscheidungen 
festgestellten Grundsätze wird es hiernach leicht ersichtlich sein, 


4%) Vgl. die Entscheidung der Wittenberger vom Jahre 1597. bei 
Georgius Beatus, sententiarum definitivarum Saxonicarum de matri- 
monialibus Centuria, Gerae 1608. Titulus II. | 

0, Vgl. die Entscheidung der Rostocker Facultät bei Dedeken, 
thesaurus decisionum et consiliorum, Hamburgi 1623. Vol. 3. N. XVIIL. 

51) Dedeken a. a. O. Vol 3. S. 210. Vol. 3. S. 220. N. XIX. i. £f. 
Merkwürdig ist auch die von G. Beatus a. a. O. Pars Il. Tit. VII. 
mitgetheilte Entscheidung der Leipziger Facultät vom Jahre 1550.: es 
hatte Jemand öffentliche Sponsalien abgeschlossen, jedoch bevor die 
Ehe durch Beschreiten des Bettes vollzogen war, ein stuprum begangen, 
infolge dessen die Verlobte die Ehe zu vollziehen sich weigerte. Hierauf 
erfolgte eine Trennung von Tisch und Bett!!! 

53) Vgl. die Entscheidungen des Wittenberger Consistoriums bei 
Dedeken, a. a. O. Vol. 3. S. 177., 8. 180., 8. 219. 

58) Vgl. die Entscheidung des Hofgerichts zu Wittenberg bei De- 
deken, a. a. ©. 8. 176. 
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dass dieselben, falls frühere bedingte Sponsalien mit spätern 
unbedingten concurriren, den spätern den Vorzug geben, 
und zwar so, dass die früheren ohne alle Wirkung sind und 
bleiben °*). Wird ferner die Bedingung erfüllt, so können 
nach einer Entscheidung des Consistoriums zu Wittenberg °°) 
die bedingten Sponsalien durch gegenseitige Einwilligung 
nicht mehr aufgelöst werden, sondern sie gehen sogleich, 
indem Keiner das Recht vom Andern zurückzutreten hat, in 
wahre sponsalia de praesenti über. — Ueber die Wirkung 
endlich, die schimpfliche oder unmögliche Bedingungen auf 
Sponsalien äussern, sprechen sich die Entscheidungen dieses 
Jahrhunderts nicht aus, indem sie sämmtlich nur von den 
ehrbaren Bedingungen handeln. 


8. 10. Die Lehren des siebzehnten Jahrhunderts, 


Die Schriftsteller des siebzehnten Jahrhunderts behielten 
theilweise die von Luther eingeführte Unterscheidung 
zwischen sponsalia de praesenti und sponsalia de futuro 
bei, theilweise verliessen sie dieselbe schon und unterschie- 
den mit Rücksicht auf das Civilrecht nur zwischen sponsalia 
de futuro und einer wirklichen Ehe. 

Der lutherischen Doctrin folgen Bechstad, Have- 
mann, Dunte, Brunnemann, Nicolai, Schilter 
und vor Allem Benedict Carpzov, dessen Autorität auf 
die Gestaltung unserer Lehre grossen Einfluss gehabt hat. 
Zwar weichen die Meinungen genannter Schriftsteller häufig 
von einander ab, im Grossen und Ganzen lassen sie sich 
jedoch alle auf die Lehre Luther’s zurückführen. So 
nennen Carpzov 5°), Nicolai 5°) und Schilter °®) die 
Tractaten über eine künftig einzugehende Ehe sponsalia de 


4) Vgl. die Entscheidung des Jenenser Consistoriums bei Beatus, 
a. a. 0. tit. VIL; Dedeken, a. a. O. Vol. 8.8. 216. und die Ent- 
scheidungen der Wittenberger bei G. Beatus, a. a. O. tit. XII.; De- 
deken, a. a. O. Vol. 3. S. 86. S. 87. 8. 219. Nro. XV. XVI. 8. 220. 

65) Dedeken.a.a. O. Vol. 3. S. 180, 

°6, Jurisprudentia ecclesiastica, Hannoviae 1652. lib. II. tit. IL de 
sponsalibus, defin. XX. 

7) Tractatus de repudiis et divortiis, Dresdae et Pirnae 1685. 
Cap. 2. n.7.n.9. 

68) Institutiones juris canonici, Jenae 1681. lib. II. tit. 10. $. 9. 
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futuro und stellen diesen die unter einer Bedingung und 
in diem eingegangenen Sponsalien gleich: zwischen Spon- 
salien und einer wirklichen Ehe sei ausser der kirchlichen 
Einsegnung kein Unterschied °°?). Sponsalia de praesenti 
seien also wirkliche, wenngleich durch kirchliche Einseg- 
nung noch nicht befestigte und consummirte Ehen, könnten 
also keineswegs durch wechselseitige Uebereinkunft aufge- 
löst werden ®%). Ebenso nennt Bechstad °!) alle beding- 
ten Sponsalien sponsalia de futuro %2); aus unbedingten 
Sponsalien entstände sofort eine wirksame Obligation und 
Klage gegen den, welcher die Ehe zu vollziehen verweigere. 
Auch nach Havemann’s ®°) Ansicht sind alle Sponsalien, 
bei denen der Consens auf irgend eine Weise suspendirt 
ist, sponsalia de futuro und er begreift unter diese aus- 
drücklich alle bedingten Sponsalien mit ein °*), Sponsalia 
de praesenti hingegen sind nach seiner Ansicht eine be- 
gonnene, nur noch nicht durch copula sacerdotalis und car- 
nalis vollzogene Ehe. 

Brunnemann ®°) missbilligt den von den Kanonisten 
zwischen den Sponsalien gemachten Unterschied auf das 
Entschiedenste.e. In den protestantischen Consistorien, be- 
richtet er, gälten als sponsalia de futuro zunächst alle die- 
jenigen, denen ausdrücklich eine Bedingung beigefügt wäre, 
sodann aber auch die Verlöbnisse der Unmündigen. Spon- 
salia de praesenti hält er für eine wirkliche Ehe. Dieselben 
könnten daher nicht durch wechselseitige Uebereinkunft auf- 
gelöst werden, da ja die Obligation, welche ein gewisses 
göttliches Band einführte, schon vollendet wäre. 

Eine von den eben genannten Schriftstellern völlig ab- 
weichende Meinung äussert Lauterbach °%), Ihm sind 


89, Carpzov a. a O. defin. XV. 

0%), Carpzova.a.0. 

eı) De conditionibus sponsalium tractatus, Coburgi 1628. 

es) a.a. 0. Cap. 3. 8. 1. 

68) Gamologia synoptica, Stadae 1656. 

%) a. a. 0. S. 167. 

66) De jure ecclesiastico tractatus postumus, Francofurti 1681. 

66) Collegium theoretico-practicum, Tubingae 1706. ad lib. XXIII. 
D. tit. 1. 
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sponsalia de praesenti Sponsalien im wahren Sinne des 
Worts. Diese kämen durch unbedingten, gegenwärtigen 
und einfachen Consens zu Stande, niemals aber könne 
durch sie eine Ehe begründet werden °”). Sponsalia sei ja 
das Versprechen einer Ehe; die Ehe selbst hingegen das 
unauflösliche Band, durch welches das Recht auf den Kör- 
per des Mitcontrahenten übertragen werde. Sponsalia de 
futuro sind bei ihm, ebenso wie bei Brunnemann, be- 
dingte Sponsalien und die Verlöbnisse der Unmündigen. 
Stryk ®®) endlich vergleicht die sponsalia de futuro 
- mit dem Versprechen eines Kaufs, die sponsalia de prae- 
senti mit dem durch Consens zu Stande gekommenen, die 
Ehe mit dem durch die Tradition consummirten Kauf °°). 
PaulCypraeus ’®), Gerhard’!), Hildebrand ’?), 
Hollaz’?), Brochmand ’%), Bruckner ’5) stehen mehr 
auf dem Standpunkt des Civilrechts. Obgleich auch ihre 
Ansichten weit auseinander gehen, so ist ihnen doch Allen 
das gemeinsam, dass sie nur eine Art von Sponsalien und 
zwar nur sponsalia de futuro anerkennen. Mit Recht wei- 
sen sie darauf hin, dass dem Civilrecht der Unterschied 
zwischen sponsalia de futuro und de praesenti völlig fremd 
sei 7%), Sponsalia de praesenti, führt Gerhard ’’) aus, 


e,a.a. 0. 8.7. 

e8, In den »additiones ad Brunnemanni de jure ecclesiastico tracta- 
tum.e Stryk’s Schrift »de dissensu sponsalitio« ist mir unzugänglich 
geblieben. 

e®, Vgl. die bei Homborg, consilia seu responsa Helmstadensia, 
Francof. et Lipsiae 1713., (Consil. 99. S. 352., 353.) mitgetheilte Ent- 
scheidung. 

70, De jure connubiorum, Francof. 1608. 

71) De conjugio ed. Cotta, Tub. 1776. $. 130. 

7%, De nuptiis veterum Christianorum libellus, Helmstadii 1661. $.51. 

8, Examen theologicum, Lipsiae 1741. 8. 1731. 

74, Universae theologiae systema, Ulmae 1654. 8. 562. 

75) Decisiones matrimonii controversi, Gothae 1724. Cap. 1. $. 29. 

76) Vgl. auch diebeiHomborg, consilia seu responsa Helmstadensia, 
S. 360. mitgetheilte Entscheidung. Lyncker hingegen in seinen Ana- 
lecta ad Georgii Adami Struvii Syntagma, Jenae 1690. lib. XXIII. tit. 1. 
th. 10. und in den Analecta ad Valerii Andreae Desselii erotemata juris 
canonici, Jenae 1689. lib. 4. tit. 1. qu. 1., sowie auch Huber, prae- 
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sind nach der Meinung der Kanonisten die Ehe selbst, nach 
Civilrecht hingegen sind Sponsalien das Versprechen einer 
zukünftigen Ehe, sponsalia de praesenti werden also nur 
uneigentlich Sponsalien genannt und Letztere sind in Wirk- 
lichkeit sammt und sonders de futuro. 

Es wird nunmehr zu betrachten sein, was genannte 
Gelehrte 

1) über die Wirkung, die die verschiedenen Arten von 
Bedingungen auf die Sponsalien äussern, feststellen ; 

2) welchen Sponsalien sie, wenn bedingte mit unbeding- 
ten concurriren, den Vorzug geben; 

3) welche juristische Wirkung sie der auf Sponsalien 
folgenden copula carnalis zuertheilen. 

Hinsichtlich der s. g. uneigentlichen Bedingungen wei- 
chen die Schriftsteller unserer Zeitperiode nicht vom Civil- 
recht ab 78); wird eine Bedingung, die nothwendig eintreten 
muss, den Sponsalien beigefügt, so muss nach der Meinung 
von Lauterbach untersucht werden, ob die Contrahenten 
bedingt oder unbedingt zu contrahiren beabsichtigt haben 7°). 
Im letztern Falle lägen dann natürlich sponsalia de prae- 
senti vor 3%). Wird unter einer an sich zulässigen conditio 
de futuro contrahirt, so sind die Sponsalien beim Eintritt 
der Bedingung auch ohne neuen Consens gültig; deficirt 
dieselbe, so erscheint Nichts versprochen ®).- - 


lectiones juris civilis, Franequerae 1698—1701. lib. XXIIL. tit. 1. ver- 
suchen sogar diese Unterscheidung aus dem Civilrechte abzuleiten!! 

”) a. a. O. Pars I. $S. 130, Besold, consilia Tubingensia, Tub. 
1660. Consil. 237. n. 14. 

78) Vgl. Bechstad a. ®. O. Cap. I. 8.5.; Carpzov aa. 0. 
defin. XXIL; Cypraeus a. a. O. Cap. VIIL 8.2.: Gerhard. a. O. 
8. 132. 

70) 9.a. 0.8. 15. Vgl. auch Bechstad a.a.0. 8. 9.,; Have- 
mann a. 8. 0. S. 171. 

80) a. a. 0. 8. 37. 

es) Vgl. die Entscheidung des Dresdener Consistoriums vom 20./11. 
1608. bei Carpzov a. a. O. defin. XXIL; die Württembergische Ehe- 
gerichtsordnung vom Jahre 1687. 8. 71. 72. 8.5. (bei Hauber, Würt- 
tembergisches Eherecht der Evangelischen, Stuttg. 1856. S.94.); Bech- 
stad 2.2.0. Cap. 4.8.1.; Cypraeus a.a.0. Cap. VIU. 8.2.; Bruck- 
ner a. a. OÖ. Cap. I. $. 26. 

Zeitschr, £. Kirchenrecht. VI. 2. 12 
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Von dem kanonischen Recht jedoch konnten die Schrift- 
steller dieser Periode sich auch noch nicht trennen, sondern 
wandten vielmehr die Vorschriften, die Gregor IX. über 
die Wirkung der schimpflichen Bedingungen bei der Ehe 
giebt, auf die Verlöbnisse an. Wurde also eine schimpf- 
liche Bedingung irgend welcher Art beigefügt, so wurde 
auf sie keine Rücksicht genommen — die sponsalia de futuro 
wurden zu unbedingten ®?) und desshalb zu sponsalia de 
praesenti, also einer wirklichen Ehe ®%)!! Was die auf die 
Gegenwart oder die Vergangenheit gestellten schimpflichen 
Bedingungen anbetrifit, so soll auf dieselben nach der mit 
Covvarruvvias übereinstimmenden Ansicht Bech- 
stad’s °*), da dieselbe ja nicht mehr zu irgend einem 
Delict anreizten, Rücksicht genommen werden. Hinsicht- 
lich der unmöglichen Bedingungen gehen die Meinungen 
sehr auseinander. C,ypraeus ®), Bechstad ®°) und 
Brunnemann °’) behaupten, die gewöhnliche Meinung, 
dass nämlich solche Bedingungen zu Gunsten der Ehe für 
nicht beigefügt erachtet werden sollten, liesse sich kaum 
halten, da sie ja offenbar dem Civilrecht widerspräche und 
alle übrigen Contracte durch Beifügung einer unmöglichen 
Bedingung wegen mangelnden Consenses ungültig würden. 
Eine solche Bedingung muss also nach ihrer Ansicht auf 
Sponsalien dieselbe Wirkung wie auf alle übrigen Contracte 
äussern. Gerhard°®®), Havemann®°), Stryk °°), 
Carpzov °!) anderer Seits behaupten, dass dem Ermes- 


82) Vgl. die Württemb. Ehegerichtsordnung (a.a.0. 8. 94.); Carp- 
zov &. &, OÖ. defin. XXIIL; die Entscheidung des Dresdener Consisto- 
riums vom Jahre 1611. bei Carpzov a. a.O.;, Bechstada. a O. 
Cap. 8. $. 2.; Havemann a. a. ©. S. 174., VL; Cypraeusa.a. 0. 
Cap.. VIIL $. 8.; Gerhard a. a. O. $. 132.; Schilter a.2.0. lib. I. 
tit. 10. 8. 4; Lauterbach a. a. O. 8. 16. 

®5) Lauterbach a. a. O. 8. 37. 

&) & a. O. Cap. 8. 8. 5. 

85) a. a. O. Cap. VIII. 8. 6. 

6) a. & O. Cap. 8. 8. 2. 

e) a. 9. O. Cap. 8, $. 13. 

*) 2.2. 0.8. 133. 

9, a. 94. O0. S. 175. 

%) 2.2.0, 8. 14. 

91) a. O. defin. XXII. 
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sen eines verständigen Richters die Entscheidung der Frage 
anheimzustellen sei, ob in dem bestimmten gerade vorliegen- 
den Falle die Contrahenten ein Verlöbniss einzugehen beab- 
sichtigt hätten oder nicht. Noch andere Schriftsteller end- 
lich eignen sich die schon oben dargelegte Ansicht San- 
chez’s an. 

Es steht also wohl hinreichend fest, dass die Gelehrten 
dieser Zeit hinsichtlich der schimpflichen Bedingungen den 
Vorschriften des kanonischen Rechts über bedingte Ehen ge- 
folgt sind, hinsichtlich der unmöglichen Bedingungen sich theils 
den verschiedenen Ansichten der Decretisten — denn auch 
unter diesen herrscht ja in dieser Hinsicht, wie wir oben 
gezeigt, grosse Uneinigkeit — angeschlossen , theils mit 
Rücksicht auf das Civilrecht der Analogie der andern Con- 
tracte gefolgt sind. Darin stimmen aber alle genannten 
Autoritäten überein °*), dass durch Beifügung einer schimpf- 
lichen Bedingung, sei es einer Suspensiv-, sei es einer Re- 
solutivbedingung °°), die der Substanz der Ehe zuwider 
wäre, Sponsalien ungültig werden müssten. Und dieses ist 
ganz natürlich, denn da sie grössten Theils sponsalia de fu- 
turo und de praesenti für denselben Vertrag halten und 
den Unterschied zwischen beiden allein in der beigefügten 
Bedingung finden, so müssen sie auch annehmen, dass die 
Bedingung, die dem Wesen der sponsalia de praesenti (im 
Sinne des kanonischen Rechts) widerspricht, auch sponsalia 
de futuro vernichtet. — Widerspricht einer der Contrahenten 
der beigefügten Bedingung, oder acceptirt er sie nicht aus- 
drücklich, 80 soll nach der Meinung Bechstad’s °*), der 
auch in diesem Punkt mit den katholischen Schriftstellern 
übereinstimmt, zu Gunsten der Ehe ein unbedingter Con- 


92) Vgl. Württembergische Ehegerichtsordnung wom Jahre 1687. 
8.5. bei Hauber a.a. O. S. 94; Gerhard a = 0. $. 132; Cy- 
praeus a. a. O. Cap, VIIL &. 8.; Carpzow a.a. O. defin. XXIIL; 
Havemann a. 8. O. 8. 171.; Bechstad a. a O0. Cap. 7.; Brunne- 
mann a. a. OÖ. $. 14. 

9) Bechstad.a. a. O. Cap. 7.9.4 . 

%) a. a. O. Cap. 7. 8. 7. Nach seiner Apsieht kommen in diesem 
Falle sponsalia de futuro zu Stande, obgleich er Cap. 3. &. 1. sponsalia 
de futuro die bedingten Sponsalien nennt (!}). 

12 * 
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sens präsumirt werden. — Da bedingte Sponsalien die Con- 
trahenten noch nicht gleich fest binden, sondern der Consens 
gewisser Maassen suspendirt ist, so können sie — wie ver- 
schiedene Schriftsteller ?°) ausführen — so lange die Be- 
dingung noch schwebt, nicht allein durch wechselseitige 
Uebereinkunft der Contrahenten, sondern auch einseitig 
von jedem Contrahenten aufgelöst werden, da ja, wie das 
kanonische Recht festsetze, bei sponsalia de futuro Pönitenz 
stattfinden könne. 

Gehen wir nunmehr zur Concurrenz der Sponsalien 
über. Das kanonische Recht stellt bekanntlich die Regel 
auf, dass ein früheres Verlöbniss eine spätere Ehe nicht 
dirimiren könne. Infolge dessen behaupten nun Carpzov°®), 
Bechstad °'), Havemann °), Lauterbach °°), Schil- 
ter !0%) und Lyncker !°!), dass spätere unbedingte Spon- 
salien vor früheren, bedingten stets den Vorzug haben 
müssten, so dass der später erfolgte Eintritt der Bedingung 
auf die unbedingten Sponsalien keinen Einfluss äussern 
könne. Dunte !%2) geht mit Rücksicht auf das kanonische 
Recht so weit, dass er bedingte Sponsalien, auch wenn sie 
beschworen, durch spätere sponsalia de praesenti (also un- 
bedingte) aufheben lässt. Andere Schriftsteller jedoch, wie 
Brunnemann !°), Cypraeus !%, Gerhard !®), 
Bruckner !%), Stryk !7), bedienen sich in unserm Falle 
des Civilrechts und wenden namentlich 1. 11. $. 1. D. qui 
potiores (20, 4.) an. Sie behaupten demnach, dass die 


—— um 


95) So z. B. Bechstad a. a. O. Cap. 8. $. 4.; Carpzova.a. O. 
defin. XVIIL; Havemann a. a. O. S. 164. 

# a. a. O. defin. XVIH. 

N) a. a. O0. Cap. 3. 8.9. 

9), a. a. O. S. 163. S. 168, 

”) a.a. 0. 8. 18. 

100) 2. a. O. lib. IL. tit. 10. 8. 12. 

101) Analecta ad Struvii Syntagma juris lib. XXIII. tit. 1. th. 12. 

103) Decisiones 1006. casuum conscientiae, Lubecae 1643. 8. 1085. 

108) a. a. O. $. 15. 

194) a, a. O. Cap. VIII S. 3. 

105) 9, a. O. $. 138. $. 189. 

106) a, a. O. Cap. 4. $. 17. $. 18. 

27) 2.8.0. $. 1d. 
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Contrahenten den Eintritt der Bedingung abwarten müssten 
und gestatten, so lange dieselbe noch schwebt, Keinem der- 
selben seinen Mitcontrahenten zu verlassen; tritt nämlich 
die Bedingung ein, so werden die Sponsalien unbedingt 
und da die erfüllte Bedingung auf die Zeit des Contract- 
abschlusses retrotrahirt wird, so müssen sie andern, während 
die Bedingung noch schwebte, geschlossenen, jedenfalls vor- 
gezogen werden. Bei der Concurrenz bedingter Sponsalien 
mit andern bedingten soll die erste Verlobte den Vorzug 
haben 1°), auch wenn die Bedingung des später geschlos- 
senen Vertrages früher eintritt 199). 

Der Vollständigkeit wegen noch einige Worte über die 
Concurrenz der sponsalia de praesenti unter sich. Diese 
Sponsalien (d. h. also alle unbedingten) haben nach der 
Meinung fast aller Rechtslehrer dieses Säculums die Wir- 
kung, dass die Contrahenten sogleich fest mit einander ver- 
bunden sind 119), Sie können daher — auch wenn bene- 
dictio sacerdotalis noch nicht erfolgt — nimmermehr durch 
wechselseitige Uebereinkunft aufgelöst werden. Natürlich 
werden demgemäss bei eintretender Concurrenz die früher 
geschlossenen vorgezogen und zwar auch dann, wenn zu 
den später eingegangenen die copula carnalis gekommen 
ist 119, Die kirchliche Einsegnung hat jedoch nach der 


206), Oypraeus a. & O. Cap. VIII. 8. 7.; Havemanna.a. O. 
8. 180.; Lauterbacha. a. O. $. 98. 

100, Havemanna.2. 0. 

110, Vgl. Carpzov.a. a. O. defin. XVII. und die daselbst mitge- 
theilte Entscheidung des Consistoriums zu Dresden vom 6./8. 1618.; die 
Entscheidung der Leipziger Schöffen vom Jahre 1638. (bei Philippi, 
Observationeg juris practicae, Lipsiae 1670. Decisio 18. observ. 6.); 
Württembergische Ehegerichtsordnung S. 159. 8.29.bei Hauber a.a.0. 
8. 95.; Besold, consilia Tubingensia, Tub. 1660. Consil. 237. n. 6.; 
consil. 80. n. 6—15.; Mevius, comment. in jus Lubecense, Lipsiae 
1642, lib. 1. tit. 5. Art. 14. 8. 4., lib. 2. tit. 2. Art. 12. 8. 261.; Lau- 
terbacha.a. 0.8. 83. | 

111) Vgl. die sächsische Eheordnung vom Jahre 1624. im Codex 
des sächsischen Kirchen- und Schulrechts, Leipzig 1830. S. 70.; Be- 
sold, consilia Tubingensia, consil. 80. n. 112; Brunnemann, ad 
regulas juris canonici praelectiones publicae, reg. 54. 8.7.; Carpzov 
a. a. O. def. LXV.; Schilter a. a. O. lib. II. tit.10. $.11.; Stehe- 
lin, diss. de hierologia seu benedictione sacerdotali, Jenae 1708., sect. 
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Ansicht Verschiedener die Wirkung, dass durch dieselbe 
bekräftigte spätere Sponsalien früheren sponsalia de prae- 
senti vorgehen !!1?). _ 

Schliesslich die juristische Wirkung der zu den Spon- 
salien hinzutretenden copula carnalis. Sponsalia de futuro 
werden durch die copula carnalis in sponsalia de praesenti 
verwandelt !!?), indem man annimmt, dass die Contrahenten 
dadurch auf die Bedingung Verzicht geleistet hätten und 
die Verlobten sind verpflichtet, das Verlöbniss durch kirch- 
liche Einsegnung und Beschreiten des Bettes zu vollziehen. 
Ebenso wie die Kanonisten halten diess Carpzov !!4), 
Bechstad !'°), Brunnemann !!%) und Havemann !!?) 
für eine praesumtio juris et de jure, so dass eine etwa vor- 
hergehende Protestation keinen Einfluss haben kann. Die 
aus solchen sponsalia de futuro hervorgegangenen Kinder 
sind keineswegs illegitim !!®), beerben ihre Eltern und wer- 
den ebenso wie die in sponsalia de praesenti erzeugten 11?) 


6. th.3. In einer Entscheidung, die Harprecht, consilia Tubingen- 
sia, Tub. 1695. S. 1271. mittheilt, werden in diesem Falle die spätern 
vorgezogen. 

12) Vgl.Harprecht &.2.0.; Stehelina.a.0.; Lyncker, 
Analecta etc. lib. 4. tit. 1. qu. 5.; Carpzov a. a. 0. defin. LXVJ; 
Lauterbach a.a.O. 8.47. Anderer Meinung ist Schilter a.a.0. 
tit. 10. 8. 11. 

13) Vgl. die Württembergische Ehegerichts-Ordnung vom Jahre 
1687. bei Hauber a.a. O. S. 94.; Carpzor a. a. O. defin. XXV. 
und die Entscheidung des Dresdener Consistoriums vom 16./9. 1614.; 
Homborg, consilia seu responsa Helmstadensia, Francofurti et Lips. 
1713., consil. 286.; Dunte, decisiones 1006. casuum conscientiae, Lu- 
becae 1643., S. 1085.; Bechstad.a.a.O. cap.3. 8.3.; Havemann 
a. a. 0. S. 169; Brunnemanna.a0.8.8.; Schiltera.a. O. 
tit. 10. 8.4; Gerharda.a O. $. 164. 

114) a. a. O. defin. XXV. . 

116) 9. a. O. Cap. 2. 8. 7. 

10) 2.2.0.8. 8. 

ın 2.2. 0. S. 169. 

118) Vgl. Harprecht a. & O. consil. 25. n. 101.; Stehelin 
a. &, O. sect. 1. th. 9. und das daselbst mitgetheilte Erkenntniss der 
Jenenser Juristenfacultät vom Jahre 1638. 

119) Siehe über diese: Philippi, observ. juris practici, Lipsiae 
1670., decis. 49. observ. U; Harprecht a. a. O. consil. 25. n. 55. 
n. 94. Bei Besold a. a. O. consil. 297. wird jedoch ein vor der 
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zu Würden und Ehrenstellen zugelassen !?%), wenngleich 
kirchliche Einsegnung noch nicht erfolgt ist, da ja Letztere 
in jener Zeit noch nicht ein wesentliches Requisit der 
Ehe ist !?1), 


$. 11. Die Ansichten der reformirten Schriftsteller. 


Von den reformirten Schriftstellern des sechszehnten 
und siebzehnten Jahrhunderts stimmt nur Gisbert Voet!??) 
Luther’n bei. Er stellt nämlich bedingte Sponsalien den 
sponsalia de futuro, unbedingte den sponsalia de praesenti 
gleich 2°), Letztere nämlich, behauptet er, müssten, auch 
wenn sie per verba de futuro eingegangen wären, den 
per verba de praesenti geschlossenen gleich geachtet wer- 
den und somit in beiden Fällen ganz gleichmässige Verpflich- 
tungen erzeugt werden 1?%), 

Beza !?5) stellt die völlig neue Theorie auf, dass alle 
Sponsalien, die durch auf die Zukunft hinzielende Worte, 
sei es mit Hinzufügung einer Bedingung, sei es ohne eine 
solche 126), eingegangen wurden, vollkommen wirkungslos 
seien, indem ja jeder Contrahent nur, dass er sich „ver- 
loben“ wolle 127), verspräche, es also lediglich auf sein Gut- 
dünken ankäme, ob er das Versprechen halten wolle oder 
nicht! Die Ehe hingegen könne nach dem Recht, dessen 
sich die Genfer Kirche bediene, nur durch unbedingte und 
auf die Gegenwart lautende Worte eingegangen werden !?8), 


kirchlichen Einsegnung geborenes Kind, obgleich sponsalia de praesenti 
vorlagen, von der väterlichen Erbschaft ausgeschlossen. 

120) Mevius, comment. in jus Lubecense, Lipsiae 1642., lib. 1. 
tit. 5. Art. 14. $. 3. 

121) Vgl. Philippi.a. a. O. observ. 6. decis. 18.; Harprecht 
a. a. O. consil. 24. n. 101.; Stehelin a. a. O. sect. 1. th. 6, 7.9. 
und das daselbst angeführte Erkenntniss der Jenenser Juristenfacultät 
vom Jahre 1633.; Hildebrand, de nuptiis veterum Christianorum 
libellus, Helmstadii 1661., 8. 91. 

122) Politica ecelesiastica, Amstelodami 1666. 

128) 4, a. O. lib. III. tract. 1. sect. 1. cap. 4. 

124) a. 9. O. 

136) De repudiis et divortiis, Noviomagi 1666. 

126) a.a. 0. S. 4. 

un 2.0. 0.8.5. 

128) 2.90.8.7.8.8, 
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Würde also solchen verba de praesenti eine Bedingung bei- 
gefügt, so könnten diese nur dieselbe Wirkung, wie verba 
de futuro und somit also gar keine haben. 

Brouwer !2°), ein Jurist von bedeutendem Ansehen 
und durch Gelehrsamkeit unter seinen Zeitgenossen hervor- 
ragend, befolgt in unserer Lehre consequent das römische 
Recht. Wegen der von den römischen Juristen dem Begriff 
„sponsalia“ gegebenen Definition verwirft er die von den 
Päpsten eingeführte Unterscheidung zwischen sponsalia de 
futuro und sponsalia de praesenti !?%). Es gäbe nur eine 
Art von Sponsalien und diese müssten, da sie auf eine zu- 
künftige Ehe hinzielten, sponsalia de futuro genannt werden. 
Auch in anderer Hinsicht geht er genauer, als alle bisher 
erwähnten protestantischen Schriftsteller zu Werke. Indem 
er nämlich einsieht, dass Cap. ult. X. h.t. (IV, 5.) lediglich 
von der Ehe und deren Begünstigung spricht, verwirft er 
die Ausdehnung der in dieser Decretale enthaltenen Vor- 
schriften auf sponsalia de futuro vollkommen !?!), Er be- 
folgt daher zunächst die Regeln des Civilrechts, in- 
dem er sponsalia de futuro durch Beifügung von unmög- 
lichen Bedingungen uägültig werden lässt. Rücksichtlich 
der schimpflichen Bedingungen hingegen soll nach seiner 
Ansicht unterschieden werden !??), ob die copula carnalis 
zu einem solchen Verlöbniss gekommen sei oder nicht; im 
ersteren Falle solle, gesetzt, die Bedingung sei eingetroffen, 
der stuprator gezwungen werden, die Geschwächte zu hei- 
rathen, im letzteren sei das Verlöbniss ungültig. Conse- 
quenter Weise giebt er auch den früheren bedingten Spon- 
salien vor den späteren unbedingten den Vorzug !?°?); dem- 
gemäss soll auch bei Concurrenz zweier bedingter Verlöbnisse 
dasjenige, welches früher eingegangen, den Vorzug haben. 
Man sieht also, dass dieser Schriftsteller, indem er sich fast 
ganz streng an das Civilrecht hält, die Verwirrung der 


130) De jure connubiorum apud Batavos recepto, Delphis 1714. 
180) g. a. O. lib. I. cap. 2. SS. 4., 5., 7, 8. 

181) a. a. O. lib. I. Cap. 21. $. 4. und 16. 

189) 2, a. 0. 8. 17. 

88) a. a. O. Cap. 22. 8. 3. 
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andern Juristen und ihre sowohl dem Civilrecht, als dem 
kanonischen Recht widerstrebenden Aussprüche vermieden 
hat. Hinsichtlich der juristischen Wirkung der copula car- 
nalis gehen alle drei genannten Schriftsteller !3%*) nicht vom 
kanonischen Recht ab, lassen also durch dieselbe die Be- 
-dingung stets aufgehoben werden. 


8. 12. Die Lehren des achtzehnten Jahrhunderts. 


Die Juristen des achtzehnten Jahrhunderts gehen schon 
fast sämmtlich von der Doctrin Luther’s ab und nehmen 
zum Civilrechte ihre Zuflucht. Es fehlte jedoch noch viel, 
dass dadurch eine völlige Uebereinstimmung der Ansichten 
erzielt worden wäre. 

Naevius !?5) missbilligt den zwischen den Worten 
„accipio“ und „accipiam“ gemachten Unterschied und er- 
klärt, man könne nur zwischen einem Consens, der einem 
pactum de vendendo gleiche und dem ehelichen Consens, 
welcher der Kauf und die Tradition selbst sei, unterscheiden. 

Auch Cocceji !?®) ist der Ansicht, dass alle Spon- 
salien sponsalia de futuro seien und dass die durch die Sitte 
eingeführte Definition, wonach alle unbedingten Sponsalien 
sponsalia de praesenti, sich keineswegs begründen liesse. 
Sponsalia de praesenti seien vielmehr eine wahre und wirk- 
liche Ehe, indem die Feierlichkeiten und Ceremonien bei 
der Ehe lediglich zur Consummation gehörten. 

Vor allen Andern hat sich J. H. Boehmer !?T) um 
die Aufklärung dieser so sehr verwirrten Lehre verdient 
gemacht. Indem er nämlich zuerst ausführlich darlegte, 
dass Luther das kanonische Recht und den wahren Unter- 
schied zwischen sponsalia de futuro und de praesenti gar 


1) Gisbert Voeta.a. O.; Bezaa.2.0.8.9.; Brouwer 

a. a. O. Cap. 21. 8. 31. 
' 188) Jus conjugum, Chemnitiae 1716., S. 281. 

186) Jus civile controversum, Francof. 1728. Pars I. lib. XXIII. tit. 1. 

187) Jus Ecclesiasticum Protestantium. Lib. IV. tit. 1. 8. 1—95. 
Vgl. auch die Entscheidungen der Hallenser Juristenfacultät aus den 
Jahren 1736., 1748., 1747. bei J. H. Boehmer, decisiones et consul- 
tationes, Halae 1798. Pars I. decisio 82. n.7. n.9.; Pars II. decisio 426, 
n. 5.; Pars III. decisio 623. n. 1., 2. 
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nicht verstanden habe und die Juristen der lutherischen Theorie 
beipflichtend, die Regeln, die das kanonische Recht über spon- 
salia de praesenti giebt, auf unbedingte Sponsalien und was es 
über sponsalia de futuro festsetzt, auf die bedingten Spon- 
salien übertragen haben, hob er in Wirklichkeit den ganzen 
Unterschied zwischen sponsalia de praesenti und de futuro 
auf. Dieser hatte auch zu jener Zeit eigentlich gar keinen 
Sinn mehr, da ja die Ehen damals fast immer schon durch 
kirchliche Einsegnung consummirt wurden, wenngleich die- 
selbe noch nicht zur Begründung einer Ehe erforderlich 
war 1°®). Jedoch gerade dieser letzte Punkt verleitete auch 
Boehmer dazu, nicht völlig mit der durch die Sitte einge- 
führten Doctrin zu brechen, sondern für einen Fall auch 
bei den Protestanten sponsalia de praesenti anzunehmen. 
Auch Wildvogel !?°) widerlegt die oben behandelten 
Lehren Carpzov’s und Lauterbach’s gründlich und 
unterscheidet demgemäss nur zwischen sponsalia de futuro 
und einer wirklichen Ehe. Sponsalia de praesenti können 
nach seiner Ansicht und der damit übereinstimmenden N et- 
telbladt’s 14%) heut zu Tage fast nie, d. h. nur in dem 
Falle vorkommen, dass die Contrahenten schon vor der 
kirchlichen Einsegnung den ehelichen Consens leisteten. 
Solche sponsalia de praesenti !4!) hätten aber ganz dieselbe 
Wirkung, wie eine kirchlich eingesegnete Ehe, sie könnten 
nur wegen Ehebruch und böswilliger Verlassung getrennt 
werden 142), bei Verletzung derselben fänden dieselben Stra- 
fen wie bei Verletzung einer Ehe statt u. s. w. Die übri- 
gen Schriftsteller, die nach Boehmer’s Zeit unsern Gegen- 
stand berühren, wie Scopp '), Hellfeld '), Joh. 


. 128) Vg.E.Friedberg in Dove’s Zeitschrift für Kirchenrecht. 

Bd. 3. S. 178., 179. 

15%, De inutilibus sponsaliorum divisionibus, Jenae 1768. 8. 1-18. 

140) Observationes juris ecclesiastici, Halae 1783. n. 7.: de genuina 
notione sponsalium de praesenti et de futuro. $. 42. 

“) Wildvogelaa.0.8. 17. 

1) Wildvogela a. O. 8. 27. 8. 28. 

48) Tractatus de jure sponsaliorum, Norimbergae 1785. 

4, Jurisprudentia forensis, Jenae 1771. 
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Balthasar Wernher '%), Pertsch !'%%), Baltha- 
sar 1), Achatius Schmid !%), Hommel 1%), En- ° 
gav 5%), G. L. Boehmer !°!) fussen sämmtlich auf den 
Anschauungen dieses grossen Juristen und da mit dem Aus- 
gange dieses Jahrhunderts es fast unbestritten war, dass die 
kirchliche Einsegnung zur Begründung der Ehe erforderlich 
wäre, verschwanden die sponsalia de praesenti aus dem 
protestantischen Recht ebenso wie nach dem tridentiner 
Concilium aus dem katholischen. Schliesslich sind noch 
die von der Lehre aller Juristen dieser Zeit völlig abwei- 
chenden Ansichten von Gottschalch !5?) und Berger !°?) 
hervorzuheben, wonach sponsalia de futuro blosse Tractaten 
sein sollen, die ebenso wenig wie die Verlöbnisse der Un- 
mündigen verpflichteten und wonach es zwei Arten von 
sponsalia de praesenti, bedingte und unbedingte, geben sollte. 

Auch für diesen Zeitraum wird es passend sein, zUu- 
nächst die verschiedenartigen Ansichten über die Wirkung 
der den Sponsalien beigefügten Bedingungen zu betrachten . 
und sodann über das Zusammentreffen von verschiedenen 
Sponsalien und über die juristische Wirkung der zu den 
Sponsalien hinzutretenden copula zu sprechen. 

Da fast alle Schriftsteller die nicht mehr praktische 
Unterscheidung zwischen sponsalia de praesenti und de fu- 
turo aufgegeben hatten und nur noch sponsalia de futuro 
als Sponsalien im eigentlichen Sinne des Wortes anerkann- 
ten, so versuchten sie nicht mehr die im Cap. ult. X. de 
cond. appos. (IV, 5.) über bedingte Ehen gegebenen Vor- 
schriften den sponsalia de futuro anzupassen, sondern nah- 


145) Principia juris ecclesiastici Protestantium, Lipsiae et Gorlicii 
1742. Cap. XII. 8. 6—18. 

146, Elementa juris Canonici et Protestantium ecelesiastici, Jenae 
1735. Pars I. lib. II. tit. 13. &. 21—25. 

47) Jus Ecelesiasticum pastorale, Rostock und Greifswald 1760. 

148) Institutiones jurisprudentiae Ecclesiasticae, Jenae 1762. 

148) Epitome juris sacri, Lipsiae 1777. 

150) Elementa juris Canonico-Pontificio-Ecclesiastici, Jenae 1765. 

151) Principia juris Canonici, Goetting. 1802. 

152) (praeside Koeselisio), exercitatio juridica, qua sponsalia & variis 
doctorum erroribus vindicantur, Lipsiae 1732. 8. 2. 

»5®) Oeconomia juris, Lipsiae 1771. Ed. VII. lib, I. tit. 3. th. 4. 
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men, da das kanonische Recht keine besondern Bestim- 
mungen über die Bedingungen bei Verlöbnissen giebt, zum 
Civilrecht ihre Zuflucht und wandten dessen Bestimmungen 
über bedingte Contracte an !°*). Ueber die Bedingungen, 
die gegen das Wesen der Ehe sind, äussern sie sich nicht; 
die Ansicht Boehmer’s über diese Classe von Bedingun- 
gen ist schon oben ($. 4.) erwähnt worden. 

Welchen Sponsalien bei eintretender Concurrenz der 
Vorzug gebühre, darüber herrscht noch grosse Uneinigkeit. 
Darin stimmen zunächst Alle überein, dass bedingte 
Sponsalien später unbedingt geschlossenen vorgingen !°°); 
der Streit dreht sich hauptsächlich darum, ob sponsalia 
de futuro vor später geschlossenen sponsalia de praesenti 
den Vorzug haben sollten oder nicht. Zunächst stellen 
Verschiedene die Regel auf, dass Sponsalien, zu denen 
copula carnalis gekommen, eine Ehe würden !°%) und 
desshalb nicht beliebig wie Verlöbnisse aufgelöst werden 
könnten und dieses ist der einzige Fall, in welchem Boeh- 
mer auch nach protestantischem Recht sponsalia de prae- 
senti im Sinne des kanonischen Rechts statuirt !?9). Desshalb 
müssen auch, so führen Scopp '°®) und Kirsten !°°) aus, 


154) Vgl. Balthasar a.a.0.8.592.; Cocceji a.a.O.lib. XXIU. 
tit. 1. qu. 5.; Naeviusa.a. 0. S. 248. S. 246, 247.; Hellfeld 
2.2.0. 8.1195.; Schmida.a. O. 8.130.; Hommel a. a.O. Cap.53. 
8. 89.; Pertsch a.a. O. 8. 717.; Gottschalch a.a.0. 8. 3.; 
Walch, Introductio in controversias juris eivilis, Jenae 1791. Sect. 1. 
Cap. 2. 8. 2.,; Kees, Handbuch des protestantischen Kirchenrechts, 
Leipzig 1791. S. 128.; G. L. Boehmer.a. a. O. $. 374, 

155) Scopp a. a. O. S.87.; Naevius a.2.0. S.234.; Cocceji 
a. a. O. lib. XXIII. tit. 1. qu.9.; Balthasar.a.a. O. S.619.; Ber- 
gera.a. O. th. 7.; Walch .a.a. O0. 8.6.; Pertsch a.a.0. $.724.; 
Gottschalch aa.0. 8 19; Hommel a. a. O0. $. 44. Anm. a; 
Keesa..a. O. S.147.; Kirsten (praeside Bauer), diss. de concubitu 
matrimonii perfectione ante copulam sacerdotalem, Lipsiae 1725. $. 30. 

156, Kirsten a. a. O. $. 12. 8. 25. $. 31.; Nettelbladt 
a. 8. OÖ. n. 7. 8. 44, 

157) Vgl. J. E. Protestantium, lib. 4. tit. 1. 8. 56. und die Ent- 
scheidungen der Hallenser Juristenfacultät in den Jahren 1735. u. 1736. 
bei J. H. Boehmer, decisioneg et consultationes. Pars I. decis. 76. 
n.4. Pars II. decis. 421. n.9. n.10. Scopp a.a.0. 8.138; Cocceji 
8. a. OÖ. qu. 9. II. 

1686) 4. a. O. 8. 186. 
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bedingte Sponsalien, zu denen copula carnalis gekommen, 
da ja ein Verzicht auf die Bedingung seitens der Contra- 
henten präsumirt wird, stets früheren unbedingten vorge- 
zogen werden. Andere hingegen geben stets den früheren 
vor den späteren den Vorzug, auch wenn die Letztern 
durch concubitus bestärkt !%0) und die Ersteren unter einer 
Bedingung eingegangen sind !°!). Ja sogar durch die kirch- 
liche Einsegnung, durch die die spätern Sponsalien consum- 
mirt worden sind, sollen nach der Ansicht von Cocceji !°?) 
und Kees !*3) die früheren, seien sie unbedingt, seien sie 
bedingt geschlossen, nicht aufgehoben werden können. Auch 
Hellfeld !%) legt der kirchlichen Einsegnung nicht die 
Kraft bei, das aus den früheren Sponsalien erlangte Recht 
vernichten zu können; die Ehe könne hier nicht Bestand 
haben, falls nicht ein Aufgebot, welches hier die Wirkung 
einer Präclusivcitation habe, vorher erfolgt sei. Naevius 1%) 
endlich erklärt, dass bedingte Sponsalien allerdings ihre 
Kraft verlören, wenn der eine Contrahent, so lange die 
Bedingung noch schwebte, zu einer Ehe schritte und sie 
auch durch kirchliche Einsegnung vollzöge; durch das 
spätere Eintreffen der Bedingung jedoch würde eine Klage 
auf das Interesse begründet. 

Darin stimmen endlich Alle überein, dass bedingte 
Sponsalien durch Hinzutreten der copula carnalis zu unbe- 
dingten würden 19°), 


100) 2.2.0. 8.30. Boehmer sagt a.a.0. 8.63.: de jure canonico 
hoc casu praeferuntur posteriora, in foris Protestantium priora. 

160) So Balthasar a. a. 0. 8. 618; Berger a.a.0. th. 7. 
Hommel a.8 0.8.44 Anm.a; J.H. Boehmer a. a. 0. 8. 67. 

161), Hellfeld a. a. O. 8. 1204. Gottschalcha. a O. 8.19. 

1832) a. a. O. quaestio 9. II. J. H. Boehmer giebt auch den 
früheren unbedingten Sponsalien den Vorzug, ausser wenn Jemand zu 
der ersten Verlobten absolut nicht zurückkehren will. A. a. O. 8. 68. 

168, 9, a. 0. S. 147. Kirsten a.a 0. $. 26. giebt den durch 
concubitus oder kirchliche Einsegnung bestätigten späteren vor den 
früheren den Vorzug. Umgekehrt auch Pertsch aa. 0. $. 725, 
Gottschalch aaO. $. 14. 

16) Hellfeld.a. a. O. $. 1204. 

165) a, a. O. S. 237. 

166, Vgl. z.B. Boehmer, J.E.P. l.c. p.50. u. die Entscheidung 
der Hallenser Juristenfacultät vom Jahre 1746. bei Boehmer, decis, 
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$. 13. Heutiges Recht. 


Hinsichtlich der sponsalia de futuro müssen dieselben 
Regeln, welche im katholischen Recht vorgeschrieben sind, 
auch bei den Protestanten gelten. Keineswegs kann man 
aber behaupten, dass nach heutigem protestantischen. Kir- 
chenrecht die Ehe selbst unter einer Bedingung eingegangen 
werden könne. Schulte !°%) bemerkt hierüber: 

„Wenn Richter $. 252.a. E. 16°) und Stahl |. c. 16°) 
pag. 18. meinen, in der evang. Kirche könne von Bedingung 
keine Rede sein, und jener den Grund in der Form der 
Eheschliessung findet, dieser aber erklärt, die Kirche habe 
niemals die Setzung einer solchen zugegeben: so ist auf 
letzteres zu erwiedern, dass die unzweifelhaft stets zulässi- 
gen Scheidungsgründe für conditiones tacitae in jedem Fall 
gelten. Die Form der Eingehung aber steht nicht entgegen, 
weil der Einsegnung keinerlei specif. Wirkung innewohnt, 
die Kirche auch jede vom Staate aufgestellte Form aner- 
kennen muss, welcher aber derartige Bedingungen still- 
schweigend admittirt.“ 

Nun steht zwar zunächst fest, dass weder die kirch- 
liche Einsegnung, noch der unmittelbar vor derselben ge- 
leistete Consens allein die Ehe zu begründen im Stande 
sind, vielmehr beide vereinigt zur Eheschliessung erforder- 
lich sind. Dieser mit der Einsegnung verbundene Consens 
ist aber ein actus legitimus und kann als solcher niemals 
unter einer Bedingung geleistet werden, vielmehr müsste die 
Beifügung einer solchen sogleich den ganzen Act ungültig 
machen !7°), Ebenso verhält es sich auch bei der Civilehe. 


et eonsult. Pars II. decis. 421. n. 10. Nur Hommel verwirft diesen 
sonst allgemein anerkannten Satz a. a. O. Cap. 53. 8. 40. Anm. a. 

17) Eherecht, S. 145. Anm. 18. 

168, In der fünften Auflage d. Lehrbuchs d. Kirchenrechts 8. 265. a. E. 

160%) De matrimonie ob errorem rescindendo, Berolini 1841. 

170) Dasselbe gilt auch für die Eheschliessung der griechischen 
Kirche. Vgl. Dr. Jos. Zhishman, das Eherecht der orientalischen 
Kirche, Wien 1864. S. 612: Nur das bürgerliche Verlöbniss kann unter 
einer Bedingung geschlossen werden, während das bedingte kirchliche 
Verlöbniss, sowie die bedingte Eheschliessung dem Begriff der orien- 
talischen Kirche widerstreiten. Denn da in ihr die Ehe erst dureh die 
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Diese ist gleichfalls ein actus legitimus und als solcher mit 
der Bedingung unvereinbar. Ferner sollen nach Schulte’s 
Ansicht die stets zulässigen Scheidungsgründe für conditiones 
tacitae in jedem Falle gelten. Was ist aber eine conditio 
tacita? Eine conditio tacita ist eine conditio juris, die, falls 
sie nicht existirt — auch wenn sie nicht ausgedrückt ist — 
den ganzen Act ungültig macht und welche, wieSchulte !"') 
selbst sagt, mehr ein Requisit der Ehe oder vielmehr des 
Consenses ist. Solche Bedingungen sind bei der Ehe „wenn 
du nicht wahnsinnig bist“, „wenn du mit mir nicht im 
zweiten Grade verwandt bist“, „wenn du nicht Sclave bist“, 
und Bedingungen dieser Art sollen die Ehe zu einer be- 
dingten machen! Da nun alle Ehen, sowohl katholische als 
protestantische, wie überhaupt alle Contracte, solche Be- 
dingungen oder Requisite des Consenses haben müssen, so 
müsste man nothwendig alle Ehen, sowohl katholische als 
protestantische, für bedingte erklären. Die Behauptung 
Schulte’s ist somit völlig unhaltbar. 

Unter sämmtlichen protestantischen Juristen der neuern 
Zeit steht es auch fest und ist es auch immer gemeine 
Meinung gewesen, dass die Eheschliessung selbst mit einer 
Bedingung unvereinbar sei. 


kirchliche Form den Abschluss und die Gültigkeit erhält, so kann den 
Contrahenten die Einsegnung nicht anders als auf Grund ihrer unbe- 
dingten Einwilligung ertheilt werden. 

m) 2.0.8. 138. 
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VL 


Der Missbrauch der geistlichen Amtsgewalt und 
der Recurs an den Staat. 


Von 
Emil Friedberg. 


Zweiter Artikel. 


Das französische Recht hat eine ausführliche Darstel- 
lung erhalten müssen !), weil gerade hier sich ein ordnungs- 
mässiges Verfahren, der appel comme d’abus ausgebildet 
hat, weil in Frankreich der Staat geistlicher Amtsüberschrei- 
tung in einer gesetzlich bestimmten Reaction entgegenge- 
treten ist, und das schon zu einer Zeit, wo in den anderen 
Staaten entweder die nackte Gewalt die Uebergriffe der 
Geistlichen zu erdrücken suchte, oder doch das discretionäre 
Belieben der staatlichen Kirchenleitung entschied. 

Aber eben der appel comme d’abus hat sich die Un- 
gunst?) und den Hass der Geistlichen in vorzüglichem 
Maasse zugezogen, und ist in der That die gefährlichste 
Waffe des Staates gegen die Kirche. Wo der Staat ge- 
waltsam handelt, da wird die Kirche mit ihren Dienern 


1) Siehe Ztschr. Bd. 3. S. 68. ff, 

#) Longner, Beitr. z. Gesch. d. oberrhein. Kirchenprovinz (Tü- 
bingen 1863.) S. 77. nennt ihn »grundschädlich«e. Der genannte Schrift- 
steller macht S. 79. meiner Bearbeitung des französischen Rechts den 
Vorwurf, dass sie »einseitig fast nur aus gallikanischen Quellen« ge- 
schöpft sei. Ich darf diese Bemerkung wohl um so eher als ungerecht- 
fertigt bezeichnen, da ich meinen Tadel der von den Parlamenten aus- 
gegangenen Kirchenbedrückung offen genug ausgesprochen habe, und 
da Longner selbst mein in dieser Beziehung gefälltes Urtheil seinen 
Lesern, sogar mit gesperrter Schrift wiedergiebt. 
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durch ein oft wohlfeiles Märtyrerthum verklärt, die Leiden- 
schaften des Volkes werden aufgeregt, da der staatliche 
Act selber das Gepräge der Leidenschaft zu tragen scheint, 
und schliesslich verschwindet die von der Kirche begangene 
Ungebühr fast gegen das Regel- und Formlose des staat- 
lichen Einschreitens. 

Wo wiederum der geistliche Minister allein die Rechte 
des Staates zu wahren hat, macht sich oft ein unsicheres 
‚Schwanken in dem obrigkeitlichen Auftreten geltend. Denn 
es fehlt die stricte gesetzliche Unterlage; die getroffene 
Maassregel erscheint nur zu leicht als der Act eines vor- 
sichtigen , misstrauischen Polizeiregimentes, der von vorne 
herein die Sympathieen der Bevölkerung entbehrt. 

Wo dagegen, wie in Frankreich, eine angesehene Kör- 
perschaft das in Jahrhunderte langer Praxis geübte und 
erstarkte Verfahren des appel comme d’abus einschlägt, da 
sieht die Masse des Volkes mit einer gewissen Befriedigung 
dem Walten der Staatsmaschine zu, wie sie in ihrer regel- 
rechten Organisation jede kirchliche Hemmung beseitigt. 
Die Ruhe und der legale Verlauf des ganzen Verfahrens 
erstickt jeden Versuch das Volk zu fanatisiren im Keime, 
und das Gewicht der vom Staate ausgesprochenen Rüge 
fällt in seiner ganzen Schwere auf den geistlichen Amts- 
missbrauch zurück. 

Andrerseits kann jedoch kaum geläugnet werden, dass 
der französische Appel comme d’abus auch das volle 
Gepräge des französischen Kirchenthums trägt, dass er vom 
Geist der gallikanischen Freiheiten, als deren Schutz und 
Hort er auftritt, durchdrungen ist, und dass endlich die 
Form des Verfahrens, sowie die Behörden, welche handelnd 
thätig werden, auch einen ganz national-französischen Cha- 
rakter aufweisen. 

Daher wird jedes Land, welches der Kirche einen 
grösseren Spielraum gewähren will, als die französische be- 
sitzt, welches die Administration nicht auf Kosten der Justiz 
grosszuziehen strebt, den französischen 'appel comme d’abus 
verwerfen müssen, ohne jedoch, wie in einem späteren Ab- 
schnitt zu zeigen ist, das Rechtsmittel überhaupt entbehren 
zu können. 
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II. 
Belgien, (Spanien.) 


Die belgische Entwicklung bietet in vielfacher Beziehung 


eine tiefgehende Aehnlichkeit mit der französischen dar, 


nur dass sie seit dem Jahre 1830. die alten Bahnen völlig 
verlassen, und neue, eigenartige eingeschlagen hat. 

Aber früher: dieselbe Unterordnung der Kirche unter 
den Staat, dieselbe kirchliche Jurisdietion administrativer 
Behörden, ja sogar dieselbe Autorität eines literarischen 
Werkes, welches bestimmend und leitend auf die ganze 
Entwicklung eingewirkt hat. 

In Frankreich die Libertes de l’&glise Galli- 
cane von Pierre Pithou?°), in Belgien Zeger van 
Espen’s De recursu ad principem. 

Buch und Autor verdienen eine eingehende Besprechung. 
Sie sind die Repräsentanten des belgischen Staatskirchen- 
thums, sie haben für unveräusserliche Rechte des Staates 
gestrebt und gestritten, sie sind der Schlussstein der zu 
schildernden Entwicklung. — 

Niemals vielleicht seit den blutigen Tagen der Gegen- 
reformation war die Unduldsamkeit der katholischen Kirche 
in Belgien schroffer zu Tage getreten, als in der zweiten 
Hälfte des siebzehnten Jahrhunderts. Wie man vordem 
den Protestantismus zu Boden geworfen hatte, so ‚sollte jetzt 
dem Jansenismus der Untergang bereitet, wie man ein Jahr- 
hundert früher die Ketzerei der Laien verfolgt, so sollte 
jetzt der glaubensunsichere Clerus gezüchtigt werden. 
Die Jesuiten hatten sich diese Aufgabe gestellt; sie herrschten 
im Lande ungehemmt und auch die Bischöfe folgten ihnen 
willenlos. Denn diesen bot der Kampf auch sonst namhafte 
Vortheile.. Die ketzerische Gesinnung konnte den Vorwand 
geben, missliebige Geistliche schonungslos zu beseitigen, sie 
gewährte die Handhabe, den niederen Clerus durch Strafen 
und Absetzungen zum willenlosen Werkzeug und gehor- 
samsten Organ herabzudrücken. War doch der Jansenismus, 
wie die Universität Löwen mit bitteren Worten bei Papst 


®) Siehe oben Bd. 3. S. 89. 
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Alexander VII. vorstellig wurde, das Verbrechen derer, 
die keines begangen hatten *). 

Freilich konnte nach belgischem Recht der Geistliche, 
welcher gegen die Vorschriften der kanonischen Ordnung 
in gesetzlosem Verfahren bestraft wurde, die Hülfe des 
Staates in Anspruch nehmen. Er konnte sich des Recursus 
ad principem bedienen, jenes alt überkommenen Rechts- 
mittels, dessen Nothwendigkeit jetzt mehr als je in die 
Augen sprang, und welches von den höchsten Behörden 
des Landes mit Entschiedenheit gehandhabt wurde. 

Aber die Jesuiten beherrschten nicht nur die belgische 
Kirche, auch der Gouverneur des Landes, der devote Herzog 
von Baiern war ihr Werkzeug. Am 7. November 1695.) 
erklärte er den Recursus ad principem für einen tadelns- 
werthen Uebergriff der weltlichen Gewalt. 

„Die Erfahrung lehrt, rescribirte er an den Rath von 
Brabant, dass bei Leitung der geistlichen Angelegenheiten 
viel Unzuträgliches sich ergiebt, weil in Schmälerung der 
Autorität, welche den Bischöfen über Lehre und Wandel 
ihrer Prediger, Geistlichen und Beichtväter gebührt, die 
Angeschuldigten durch den Recurs an die weltlichen Räthe 
und Höfe..... die kirchlichen Processe hemmen und 
stören. So schreiben wir Euch das um euch zu verbieten, 
wie wir es euch hiemit ernstlich untersagen, dass ihr keinen 
Recurs von Geistlichen annehmt, gegen welche die Bischöfe 
wegen Lehre oder Wandel eingeschritten sind, noch Euch 
in deren Angelegenheiten einmischt, noch ihnen unter irgend 
einer Bedingung oder Vorwand Schutz gewährt.“ 

Es war das der Haupttrumpf, den die kirchliche Partei 
ausspielen konnte, den Staat, die Staatsleitung selbst die 
Pflichten ablehnen zu lassen, welche bisher mit so zäher 
Hartnäckigkeit wahrgenommen waren. 

Von jetzt an konnten die Bischöfe den Recursus ad 
principem auch als Eingriff in die staatliche Ordnung be- 
zeichnen, wie sie ihn schon vorher als Vernichtung der 


kirchlichen gebrandmarkt hatten. Den hohen Gerichtshöfen 


4) Etat present de la faculie de theologie de Louvain (1701.) S. 148. 
6) Bei Van Espen de recursu Appd. Monum. No. R. 
j 13 * 
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des Landes wurde der Boden unter den Füssen entzogen, 
auf dem sie bisher fest und sicher die Rechte des niederen 
Clerus gewahrt hatten. 

Auch auf literarischem Gebiet zog die Opposition gegen 
den Recursus ad principem zu Felde. 

Der Generalvicar der Diöcese Mecheln und geistliche 
Rath am Hof zu Brabant, Peter Govaerts, trat für die 
„Freiheit der Kirche“ in die Schranken; er suchte die 
Cleriker selbst in seine Bundesgenossenschaft zu ziehen 
gegen den ihnen vom Staate gewährten Schutz, der eine 
Verletzung der höchsten Privilegien enthalte. „Wenn die 
Weihe der Tempel, sagt er *), die Hülfeflehenden den Laien 
entzieht, wie sollte nicht den Clerikern ihre Weihe dasselbe 
zuertheilen? Wenn der Tempel für verletzt erachtet wird, 
falls der Angeschuldigte herausgeschleppt ist, wird nicht 
dann auch die Heiligkeit des Priesterthums befleckt, wenn 
die Geistlichen vor die Gerichtshöfe der Laien gezogen 
werden, wenn ihr Leben und ihre Sitten von Laien erör- 
tert und beurtheilt, wenn die Lehre der Kirche der Ent- 
scheidung der Welt unterworfen, kurz wenn die Diener 
Gottes von den Dienern des Menschen unterjocht werden ?“ 

Freilich wage man nicht geradezu, die kirchliche Im- 
munität zu verletzen, aber um so sicherer thue man es auf 
Umwegen, durch den Recursus ad principem. — Sein Buch 
war von demselben Geiste durchzogen, der in den übrigen 
gegen Van Espen gerichteten Schriften zu Tage tritt, 
von jener staatsfeindlichen Gesinnung, welche dem Ver- 
fasser die Suspension von seiner Rathsstelle und die staat- 
liche Censur zuzog, und welche ihm ebendeswegen das 
Lob der kirchlichen Behörden und die Anerkennung des 
Papstes verschaffte ?). 

Schon damals trat Van Espen für die Rechte des 
Staates auf. Sein Buch Concordia immunitatis ecclesia- 
sticae et iuris regiüi wies mit schneidiger Schärfe nach, was 
Immunität des Clerus bedeute und wie die Privilegien der 


6) Certamen immunitatis (1699.) p. 15., wieder abgedruckt in F. 
Govaerts Opuscula adversus Espenii doctrinam de placeto regio 
quoad bullas dogmaticas (Lovanii 1830.). 

°) Vgl. Laurent, Van Espen S. 220. £. 
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Geistlichen nach den höchsten Zwecken der Staatswohlfahrt 
bemessen werden müssten. Schon hier deutete er gewisser- 
massen die Ideen an, welche er später in seinem Buche 
de recursu ad principem ausführlicher entwickelte. 

Aber diese letzte Schrift hatte noch eine besondere 
Veranlassung. r 

Die i. J. 1714 publicirte Bulle Unigenitus, welche 
hundert und ein Irrthümer des Pater Quesnel verdammte, 
gab von Neuem Anlass zu den gehässigsten Verfolgungen 
des Clerus®). Heftiger, rücksichtsloser und gewaltsamer 
als je ging der belgische Episcopat gegen die niedere 
Geistlichkeit los, unbekümmert um die Gesetze des Landes 
oder die Vorschriften des kanonischen Rechtsbuches. Jeder 
Cleriker, der die Annahme der Bulle nur irgend verwei- 
gerte, bezahlte die Opposition mit seiner Pfründe. Scho- 
nungslos wurde er abgesetzt und sah sich allein auf die 
Hülfe des Staates angewiesen. 

Die weltlichen Behörden aber waren in ihren Bemühungen 
schon durch jenes Verbot des Herzogs von Baiern mannig- 
fach gehemmt. Es fehlte ihnen auch die wissenschaftliche 
Rechtfertigung ihrem Gewissen und dem Volke gegenüber, 
welche dem Kampf mit der Kirche die legale Unterlage 
gegeben hätte. Sie standen allein auf dem Gebiet des Ge- 
wohnheitsrechtes, ohne irgendwie einen sicheren systema- 
tischen Halt zu haben, sie mussten ihr Verfahren allein 
nach Präjudicien bemessen, ohne diese in einer nur irgend- 
wie zugänglichen Form, die auch dem Volke den Einblick 
verstattet hätte, zu besitzen. 

Da kam ihnen Van Espen zu Hülfe Neun und 
siebzig Jahr alt veröffentlichte er sein Buch de recursu ad 
principem. 

Wie schwer dieser Schlag die Gegner traf ?), das be- 
weisen am besten die Gegenschriften, welche er hervorrief, 
und die mit beispielloser Heftigkeit die kirchlichen Ideen 
verfochten. In dem Irenikon v. J. 1727. 1°) erklärt der 


8, Vgl. Mm. sur Pafaire de la bulle Unigenitus t. 3. p. 477. ff. 
% Vgl. (de Bellegarde) Vie de Van Espen p. 613. 
10) Ebendas. liv. 2. art. 16. 
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Verfasser, dass wenn man auch „die Milde des Lammes, 
die Geduld des Esels, die Einfachheit der Taube, die Schweig- 
samkeit des Fisches besitze, doch die Steine selbst geschrieen 
hätten gegen die unerträgliche Frechheit eines Mannes, wel- 
cher den Aufruhr predige und die Fürsten anreize, den 
heiligen Stuhl zu verachten, zu beleidigen und zu verlassen. 
Der Hass des Episcopates und der Jesuiten gegen den 
unerschrockenen Löwener Kirchenrechtslehrer wurde jetzt 
zu hellen Flammen angefacht. Bald darauf bewerkstelligte 
der Pater Desirant jene schmähliche Fälschung, welche 
van Espen ketzerische, jansenistische Actenstücke unter- 
schob und die freilich entdeckt und bestraft wurde !!); aber 
schon i. J. 1727. wurde der zwei und achtzigjährige Greis 
gezwungen, sein Vaterland zu meiden. Am 2. Oktober 
1728. starb er zu Amersfoort im Exil. 

Sein Andenken aber ist bei wohldenkenden Männern 
seines Vaterlandes lebendig geblieben. Am 15. October 
1846. feierte der Generalprocurator De Bavay!?) vor 
dem Appelhof in Brüssel mit beredten Worten das Ge- 
dächtniss jenes Rechtslehrers, dem französische Gelehrte '?) 
den Ruhm des „plus savant, plus judicieux et plus exact 
de tous les canonistes“ zugesprochen haben, und 1860. 
veröffentlichte Laurent seine geistvolle Studie über Van 
Espen. Beide Männer legen das Hauptgewicht auf die 
Schrift de recursu ad principem; und in der That verdient 
sie das ihr gespendete Lob. 

Ihre Deduction ist scharf und einfach. 

Die höchste Pflicht der Könige, führt sie aus, besteht 
in dem Schutze der Unterthanen gegen jedes Unrecht, gegen 
jede Gewalt. Um die Schwachen gegen die Uebergriffe der 
Mächtigen zu vertheidigen, hat Gott der Schrift nach die 
Könige eingesetzt und ihnen das weltliche Schwert über- 
geben. Selbst wenn sie wollten, könnten sie diese Pflicht 


ı1) Vgl. Le pere Desirant ou Histoire de la fourberie de Louvain 
(1710); Laurent, Van Espen S. 202. ff. 

ı2) De l’appel comme d’abus dans les rapports avec la constitution 
belge. (Bruxelles 1847.) S. 31. ff. 

12) Dupin, Bibliothöque de Droit no. 2759. 
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nicht ablehnen, ohne zugleich ihrem Amte den wesentlichsten 
Inhalt zu entziehen „non enim sine causa gladium portant.“ 

Der staatliche Schutz ist aber allen Unterthanen in 
gleicher Weise zu gewähren, also auch den Geistlichen, 
und diesen um so mehr, da sie sich selbst zu vertheidigen 
ausser Stande sind. Deshalb haben denn auch die bürger- 
lichen Gesetze von jeher die Oleriker mit den Wittwen und 
Waisen auf gleiche Linie gestellt und der besonderen Sorge 
der Fürsten anempfohlen. 

Während es sonach keiner Begründung bedarf, dass 
man wegen erlittenen Unrechtes seine Zuflucht zum Fürsten 
nehmen mag, und zumal wenn dieses unter dem erborgten 
Gewande des Rechtes auftritt, so stellt sich die Frage be- 
deutend schwieriger, ob die Hülfe des Königs auch gegen 
ungerechte Sprüche der kirchlichen Oberen schützen darf, 
ob mit anderen Worten die höchsten staatlichen Befug- 
nisse im Conflict mit der „kirchlichen Freiheit“ ausgeübt 
werden dürfen. | 

Aber auch hier ist Van Espen die Entscheidung 
nicht zweifelhaft. 

Wozu ist den Geistlichen die Immunität vom weltlichen 
Gericht ertheilt worden? fragt er. Allein als Begünstigung, 
zu ihrem Vortheil. „Cum autem ea quae in favorem intro- 
ducta sunt, non debeant vergere in praejudicium et damnum 
eorundem, evidens est quod haec exemptio eis non auferat 
ius implorandi protectionem Regiam qua valeant sese de- 
 fendere adversus vim et violentiam, quam a superioribus et 
iudicibus ecclesiasticis patiuntur.*“ Auch weist er darauf 
hin, dass eine von dem Geistlichen begangene Gewaltthat 
unmöglich auf die Eigenschaft der Spiritualität Anspruch 
machen könne, weil sie von einem Cleriker ausgehe, und 
gegen einen solchen gerichtet sei. 

Aber ist es nicht eine für die Kirche beleidigende 
Voraussetzung, dass die geistlichen Vorgesetzten ihren Un- 
tergebenen gegenüber den Boden des Rechts verlassen, dass 
die, welchen die Pflicht der Liebe vorzüglich eingeschärft, 
die Beobachtung des Rechtes mehr als anderen geboten, 
beider uneingedenk zu nackter Gewalt greifen könnten? 
Wohl wahr! aber die Voraussetzung ist leider eine wahre; 
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und jetzt führt Van Espen aus der Geschichte Beispiele 
an „plura, wie der heilige Augustin sagt !), quam credi 
posset,“ wo würdige Geistliche, wackere Männer, welche die 
Kirche unter ihre Heiligen gesetzt, bei den weltlichen Für- 
sten Schutz suchten und fanden gegen Ungebühr, die ihnen 
von Genossen des Amts, von grossen Concilien angethan 
wurde. Wenn der heilige Athanasius selbst die Hülfe 
eines weltlichen Herrschers in Anspruch nahm gegen die 
Gewaltthätigkeiten der Synode von Tyrus !?), so mögen 
sich die belgischen Geistlichen getrösten, wenn ihre Bischöfe 
den Recurs an den Fürsten als Verbrechen gegen die Kirche 
bezeichnen, und wenn in den goldenen Zeiten des auf- 
blühenden Christenthums das Recht nur zu häufig innerhalb 
der Kirche der Gewalt weichen musste, wer wollte den 
tadeln, der in den Zeiten des Verfalls das Unrecht aufzu- 
decken, und sich und andere davor zu schützen wagt? — 

So weit die principiellen Erörterungen Van Espen’s, 
mit denen er die Rechtfertigung des angefochtenen Recursus 
ad principem durchzuführen sucht 1°), und die in unserer 


14) De vera religione c. 6. 

15) Siehe oben Ztschr. Bd. 3. S. 70. Anmerkg. 8. 

16) Diese Lehren wurden auch von der Universität Löwen ver- 
fochten, als der Bischof von Gent die Schüler der Universität zwingen 
wollte, nach Absolvirung ihrer Studien noch sein Seminar zu besuchen. 
»]a fin principale, heisst es in der gegen den Bischof gerichteten Schrift, 
de la souveraine autorit& que Dieu a donnee aux rois est la protection 
de leurs sujets contre la violence des personnes puissantes ... Plus 
ceux qui oppriment, sont &leves en dignit& dans !’Riglise, plus l’oppres- 
sion est & craindre et doit &tre r&primee par le pouvoir souverain, 
parce que l’autorit de l’Eglise dont ils abusent &tant plus vöngrable, 
est plus propre & faire passer pour une action de justice et de religion 
ce qui n’est qu’une oppression injuste et violente.«e Auf den Einwurf 
des Bischofes, dass durch den Recurs an den Fürsten die geistliche 
Gewalt geschmälert werde, antwortet die Universität: »Ceux qui tiennent 
ce langage sont des personnes interessees qui voudraient avoir une 
entiere liberte de faire servir & leurs passions et & leurs desseins 
particuliers l’autorit& dont ils se sont rendus maitres, sans trouver 
aucune resistance«. In ZRecueil de quelques memovres curieux et in- 
teressants, presents au gouvernement general des Pays-Bas par VPuni- 
versite de Louvain en 1744. 1758. et 1784. (1788. s. 1.) bei Laurent, 
Van Espen 243. ff. 
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Zeit, wo die Schutzpflicht des Staates über alle Unterthanen 
kaum angezweifelt werden kann, überwiegend historisches 
Interesse darbieten. 

Aber auch die systematische Ausführung über das von 
ihm vertheidigte Rechtsmittel ist, wenn nicht scharf, so doch 
stoffreich und verdient unsere Beachtung. Die nachfolgende 
Darstellung ist wesentlich darauf gestützt; doch werden wir 
hier etwas weiter ausholen müssen. — 

Das mittelalterliche Kirchenwesen der Niederlande un- 
terscheidet sich von dem anderer Länder wenig. Die For- 
derungen der Kirche traten überall gleichmässig auf, und 
wenn die Fluth der clericalen Anmaassung auch zuweilen 
durch die Gunst der Zeiten getragen höher stieg als ge- 
wöhnlich, so sank sie doch nie unter ein bestimmtes Niveau 
herab. 

Auch in den Niederlanden wurde die Freiheit der 
Kirche, die Loslösung des Geistlichen vom Staate durch- 
zuführen versucht, was natürlich ohne wesentliche Schädi- 
gung des letzteren kaum geschehen konnte. 

Wir brauchen nur einen Blick auf die Klagen zu wer- 
fen, welche von den Vertretern der staatlichen Befugnisse 
ausgesprochen wurden, und welche ein grelles Licht auf 
das Verhältniss der geistlichen zur staatlichen Gewalt werfen. 

Wir sehen da dieselben Missbräuche, wie sie ander- 
wärts gerügt wurden, mit deren Beseitigung im sechszehnten 
Jahrhundert die katholische Kirche eine neue Phase der 
Entwicklung angetreten hat. 

Die Pfründen wurden von Rom aus vergeben, ohne 
Berücksichtigung der seelsorgerischen Bedürfnisse 1”), allein 
nach pekuniären, und besten Falls nach politischen Gesichts- 
punkten. Ein schamloser Pfründenwucher schleppte das 
Geld aus dem Lande, und fragte kaum noch nach dem 
Scheine des Rechtlichen. 


ı7) Vgl. das Edict v. J. 1485. in Placc. v. Vlaend. 1. 205—8. 
Dort wird geklagt, dass die von Rom aus erlangten Pfründen, ohne 
Weiteres, kurze Zeit nach der Provision auf’s Neue verliehen würden, 
und noch dazu an ungeeignete, selbst der Landessprache unkundige 
Leute. Vgl. Groot Placcaetb. 1., 326. Gr. Utr. Placcaatb, 
2., 1130. 
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Die geistlichen Gerichte suchten ihre Competenzen 
schrittweise zu erweitern, und Gunst und Bestechlichkeit 
blieb der Rechtspflege nicht fremd. Dabei machte sich das 
beständige Bestreben geltend, die Bürger gleichsam von 
der Wurzel ihrer socialen Stellung loszulösen, sie vor fremde 
Gerichte zu laden, die Prozesse selbst in erster Instanz 
nach Rom zu verschleppen !?). Die geistlichen Strafen 
wurden zu Mitteln der Herrschsucht herabgedrückt, sie 
sollten dem niederen Geistlichen sein Abhängigkeitsverhält- 
niss zu dem Vorgesetzten, dem Laien die unendliche Kluft 
in Erinnerung bringen, die ihn vom Cleriker trennte. Da- 
bei war dem weltlichen Gerichte nicht gestattet, die Rechts- 
sachen der Cleriker zu erörtern, oder ihre Vergehen zu rügen, 
und der weite Begriff des Geistlichen deckte auch schuldige 
Laien vor gerechter Strafe 1%). Das Asylrecht durchbrach 
jede geordnete Gerechtigkeitspflege ?°), und liess die Strafe, 
welche den Verbrecher erreichte, nicht als nothwendige 
Folge der That erscheinen, sondern als unseliges Missge- 
schick, das ihn des geistlichen Schutzes nicht hatte theil- 
haftig werden lassen. 

Das Vermögen der Kirche endlich wurde mit allen 
Mitteln vermehrt, ohne nach wirthschaftlichen Gesichts- 
punkten verwendet zu werden. 

Selbst der mittelalterliche Staat konnte sich in allen 
seinen Zielen und Mitteln nicht so brach legen lassen, und 
so haben wir auch in den Niederlanden eine consequente 
Reaction der staatlichen Gewalt gegen die Kirche zu ver- 
folgen. 

Vor allen Dingen suchte man der Kirche gewisser- 
maassen die Pforte des politischen Lebens durch das Placet 
zu verriegeln. Stadtobrigkeiten und Fürsten wandten es an, 
aus früher Zeit lassen sich Beispiele nachweisen, immer durch 
Uebelstände hervorgerufen, wie sie oben dargestellt sind. 

So verbot der Magistrat von Utrecht schon i. J. 
1365. 2?), irgendwelche Citation der Bürger nach auswärtigen 


18) Siehe unten S. 196. 
19) Siehe unten S. 197. 
20) Siehe unten S. 197. 


1) Johan van de Water, Groot Placcaatboek 8., 283: »Wer 


Dr 
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Gerichten in die Stadt zu bringen und drohte geistlichen 
und weltlichen Uebertretern mit harter Busse 22). Im Jahre 
1403. ?°) wurde das Verbot wiederholt, und gleichartige 
Bestimmungen finden sich aus d. J. 1382. von Wenzes- 
laus und Johanna, den Brabanter ?*) Herzogen und 
a. d. J. 1414. von Wilhelm VI. v. Holland °°). 
Ebenso sind hier die Bestimmungen Herzog Philipps a. 
d. J. 1439. 2°) und 1447. ?7) zu erwähnen. 

In derselben Weise ergingen Verbote „bullen ze lesen, 
op levende personen“, also: nicht vacante Pfründen sich 
conferiren zu lassen in Utrecht i. J. 1349. ?®) und ganz 


—— 


overdragen mit out Raet ende mit nywe, waer eenich man of wyf, 
geestelyk of weerlyk, die eenige inhibitie impetreerde op onsen bor- 
geren, of op ymand, die woenaftig is in der stat, of in der stat vryhede, 
die soude tien jaren uter stat wesen, ende een mile van der stat, alse 
voersz. is, nochtans zoude die Raet van der stat die inhibitie weren. 
Ende dit voersz. punt heeft de Raet van der stat, out en nywe ver- 
claert aldus: Overmits gebreck, dat daer in gevallen is, ende noch 
vallen mochte, zoo wie enich processen, het zi inhibitien, citatien, of 
monitien impetreerde op onsen borgeren, ofte op yemant, die woenaftig 
zyn in der stat, ende in der stat vryheden, ofte anders enige brieve, 
anders dan gemeen citatien monitien, ende excommunicatien, alse van 
outs haer toe gewoente geweest heeft, die zel leden dat zelve sententie 
voersz. dat is te weten, dat hie tien jaer lang uter stat wesen zel, 
gelyc of’ t een inhibitie vaer.« 

»2) Dass diese Strafe in Wahrheit ausgeführt wurde, bezeugen 
mehrere Schriftsteller, welche Besier, specimen iuris publici de juris 
placeti historia in Belgio (Trajecti a. Rh. 1858.) S. 12. anführt. 

#2) Burmann, Utrechtsche Jaarboeken 2., 48. 

#, Van Heurn, Historie der Stad en Meyerye van’s Hertogen- 
bosch 1., 826. 

25) Mieris, Gr. Charterb. 4., 302. 

26) Dodt v. Flensburg, Archief voor kerkelyke en wereldsche 
Geschiednissen 1., 77. 

7) Placc. v. Brabant 1. 1—8. Vgl. Defacqz ancien droit 
Belgique (Brux. 1846.) p. 192. 

3) Dodt v. Flensburg a. a. O. 5., 69: »Dese twe punten die 
hier na bescreven staen, syn overdraghen met den rade van der. stat, 
out ende nyve: Inden yersten, dat nyemant van onsen borgheren ofte 
van denghenen, die in vnser ende in onser stat vriheden woenaftich 
syn, die werelike personen syn, bullen lesen en sullen, nochte doen 
lesen, nochte daerbi wesen en sullen, daer men se leest op levende 
personen, noch versameninghe, nochte onruste daeramme maecken en 
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besonders energisch zeigte sich der Magistrat derselben Stadt, 
als der rechtmässig gewählte Erzbischof Rudolph v. 
Diepholt einem päpstlichen Günstlinge weichen sollte, 
bei Publication der darauf bezüglichen Bullen 2°). 

Aehnliche Verbote der Veröffentlichung päpstlicher Pro- 
‚visionsbullen wurden noch in grosser Menge erlassen °°), 
und auch die Ablassbullen einer vorgängigen staatlichen 
Genehmigung unterworfen °?). 

Die geistliche Jurisdiction versuchte man einzudämmen. 
Nicht allein dass das Privileg der niederländischen Bürger, 
welches sie als wesentlichstes sich von jedem Fürsten beim 
Regierungsantritt bestätigen liessen ®?), und dessen wir schon 


sullen, in gheenre wys. Einde waer yemant, die dit verbrake, die soude 
rechte voert bi sonneschyn uter stat gaen ende X. jaren lanc uter stat 
wesen ende ene myle van der stat.... ende waer enich weerlick 
persoen van buten, die hier binnen quame ende bullen lase op levende 
personen, ofte daerbi waer, dat men se lase ofte versameninghe ofte 
onruste makede, ende hem daeroff misschiede, daer en woude de raet 
van der stat geen bewynt off hebben, ende daertoe soude hi X. jaer 
lanc uter stat wesen ende ene mile van der stat.« Vgl. Besier 
a. a. O. S. 15. 

22) Ao. 1427... . . . »So verbiet die Raet van onser Stadt, allen 
personen, manne en wive, dat niemant allhier in onse Stat ofte Stat 
vryheden, enige Paues bullen, processen, dagbrieven, manebrieven, ban- 
brieven, of andere Roemsche brieven en brenge en thone of en lese, 
of lesen of thone en doe, heymelic of openbaar, by dage of by nachte 
in eniger wys. Ende yemant die dit verbrake, dat willen die Raet 
rechten an syn Iyffe; bei Besier a. a. O. 19. ein ähnliches Gesetz 
war schon im vorangehenden Jahr ergangen. Ebendas. 17. 

°) Nach dem Edicte Herzog Philipps v. J. 1447. waren die 
Beneficialsachen eigentlich dem Placet entzogen — »uytghenomen alleen 
om saecken van gheestelycke beneficien.«e Placc. v. Brabant 1., 1—3. 
Die immer zunehmenden Missbräuche machten jedoch eine Zurück- 
nahme dieser Exception nöthig. So erging das Edict v. J. 1484. in 
Brabant, welches 1485. in Flandern erneuert wurde. Placc. v. Vland. 
1., 205—8. Später wurde sogar alle Bullen ins Reich zu bringen verboten. 
— Placc. v. Vlaend. 3., 25. — und erst i. J. 1497. wieder die Ein- 
bringung der Provisionsbullen mit der Bedingung des Placet erlaubt. 
Ebendas. 1., 209. auch bei Wiltens Kerkel. Placcatb. 1., 510. 

sı) Vgl. Besier a. a. O. 35. f. 

82) Vgl. Stockmans Defensio Belgarum contra evocationes et 
peregrina iudicia in Opera p. 247. Eine Anzahl solcher Concessionen 
in Placc. v. Brabant 1., 181. 142. 158. 173. 183. 208. 
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oben gedacht haben, das beneficium de non evocando auch 
geistlichen Gerichten gegenüber entschieden aufrecht erhalten 
wurde, auch die Competenzen suchte man genau zu regeln, 
indem man rein weltliche Rechtssachen vom geistlichen 
Forum ausschloss, und diesem speciell die Aburtheilung der 
Ehe-Verlöbniss, Pfründen-und Almosenstreitigkeiten zuwies °°). 
Die Gerichtsimmunität der Cleriker wurde an bestimmte 
bei jeder Person erkennbare Kennzeichen geknüpft °*), das 
Asylrecht für besonders schwere Verbrechen ausgeschlos- 
sen °°). 
Fragen wir aber, in welcher Weise der Staat für die 
Aufrechthaltung seiner Gesetze sorgte, so treten uns ver- 
schiedene Wege entgegen, die man damals einschlug. 
Einmal, was am Meisten der kirchlichen Ordnung ent- 
sprach : man suchte innerhalb der Kirche die Unterdrückung 
der zu rügenden Missbräuche nach. Ueber die Pfarrer 
legte man bei dem Bischof, über diese beim Papste Be- 
schwerde ein und nicht immer erfolglos, wie denn die Stadt 
Herzogenbusch i. J. 1367. in Rom die Aufhebung des 
Interdictes erlangte, mit dem ihr Bischof sie belegt hatte °®), 
und die Stadt Deventer i. J. 1414. sich eine päpstliche 
Bulle zu verschaffen wusste, worin gegen die Entscheidung 
des Bischofs von Utrecht ihr Privileg de non evocando 


88) Vgl. Urk. v. J. 1355: »dat niemandt van onsen voorsz. Lande 
buytens lants en sal mogen dagen van eenigerhande saecken vuytgeschey- 
den van testamente, van houwelycxse voorwaerden, ende van almoessen 
ende soo wie dat dade, soude verbeuren syn goet ende syn Iyff ende 
wy en soude hem nemmermeer onse landt weder mogen geven.« in 
Placc.v. Brabandt 1., 131. vgl. auch die Verordnungen des Grafen 
Wilhelm v. Holland v. J. 1316. in Mieris a. a. O. 2., 164. u. 
v. J. 1328. ebendas. 2., 470. 

%) So hatte schon Herzog Albert i. J. 1898. ergreifen lassen: 
»sommige gesellen .. . . die onsedeliken leven, ende veel parlements, 
ende onrusten maachen aldaer (in den Strassen von Delft) vermetende 
hem Clercken te wesen, ende Clercken vryheden, ende recht gebruychen 
villen, all is ’?t dat noch cruyns, noch clercklic habyt en draghen noch 
anders en leven als Clercker schuldigh syn te doen« bei Mieris a. 
a. O. 3., 6%. siehe auch unten S. 198, 

8) Vgl. Dumbar, Kerk. en Werelt. Deventer 2., 52., siehe auch 
unten S. 198. 

®) Besier a.a. 0. S. 12, 
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auch dem geistlichen Richter gegenüber aufrecht erhalten 
wurde °”). Aber unstreitig war das beschwerlich, der Aus- 
gang der Appellation doch mehr als zweifelhaft, und nur 
die Verschleppung der Sache und die Kosten gewiss und gross. 

So finden wir denn, dass man mehrfach zu Verein- 
barungen seine Zuflucht nahm, die im Fall der Verletzung 
dem beleidigten Theil ohne Weiteres als Basis dienen konn- 
ten, die Unterstützung des anderen nachzusuchen. 

So schloss Graf Wilhelm von Holland i. J. 
1319. ®®) mit dem Bischof Friedrich von Utrecht einen 
Vertrag, wonach die bischöflichen Ofhciale von der Cog- 
nition der weltlichen Rechtssachen ausgeschlossen sein soll- 
ten, und noch bemerkenswerther ist das Concordat, welches 
von Philipp v. Burgund i. J. 1434. 3°) mit dem Utrech- 
ter Bischof Rudolph v. Diepholt eingegangen wurde. 
Es wurde bestimmt, dass die, welche .nothgedrungen an 
Sonn- und Feiertagen weltliche Arbeiten verrichteten, von 
geistlicher Busse frei sein sollten, und ebenso die Eltern, 
welche ihr Kind mit oder ohne Schuld in Wasser- oder 
Feuersgefahr verloren hätten 2%). Das privilegium de non 
evocando wurde gewahrt und das Aussprechen des Bannes 
nur nach vorgängiger Citation für gestattet erklärt*'). Es 
wurde das Asylrecht für Mörder und Hochverräther aus- 
geschlossen *?) und um von den zahlreichen übrigen . Be- 
stimmungen noch schliesslich die wichtigste anzuführen, die 
Gerichts-Immunität der Cleriker davon abhängig gemacht, 
dass sie geistliches Gewand trügen und geistliches Leben 
führten °). 


#”), Dumbar a. a. O. 2., 56. fi. 

se), Mieris a. a. O. 2., 230. 

8%, Ebendas. 4., 1029. 

#0) Aehnliche Bestimmungen in Enchuysen v. J. 1422. Handt- 
vesten van Enchuysen p. 20. Vgl. auch Besier a. a. O. 30. 

41) Ebenso wurde die Busse für heimliche Ehen festgesetzt auf 
»enen Engelschen Nobel«, ein Beweis, wie häufig sie vorgekommen sein 
müssen. Vgl. mein Recht der Eheschliessung (Leipäg 1865.) 8. 68. 
Aehnliche Bestimmung bei Matthaeus de nobilitate p. 391. 

42) Vgl. oben Anmerkg. 355. 

4) Vgl. oben Anmerkg. 34. 
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Alles das waren Anordnungen, die staatlicherseits schon 
vorher getroffen waren *%), die man aber vor der Uebertretung 
der Cleriker nur durch die Bundesgenossenschaft der geistlichen 
Oberen sichern zu können glaubte, und die dann doch wieder 
durch einseitige staatliche Gesetze eingeschärft werden muss- 
ten 4°). 

Endlich kann auch nicht bezweifelt werden, dass die 
Obrigkeit sich häufig stark genug fühlte, selbstständig 
ihre Anordnungen der Kirche gegenüber durchzuführen *), 
und noch häufiger mag es geschehen sein, dass gegen Recht 
und Gesetz, oder vielmehr weil die Gesetze lückenhaft wa- 
ren, die Uebergriffe der Geistlichen durch nackte Gewalt 
zurückgewiesen wurden *°). 

Ein ausgebildetes Rechtsverfahren aber, wie es sich in 
Frankreich derzeit schon zu entwickeln anfıng, und wel- 
ches gegen Uebergriffe der Cleriker angestellt werden konnte, 
gab es in den Niederlanden nicht. 


Die spanischen Fürsten der habsburgischen Linie, denen 
im sechszehnten Jahrhundert die Herrschaft über die Nie- 
derlande zufiel, nahmen die staatlichen Rechte der Kirche ge- 
genüber womöglich mit noch grösserer Energie wahr als ihre 
Vorgänger. Geben sie doch noch heute dem Geschichtsforscher 
das Räthsel zu lösen, wie man der gehorsamste Sohn, der 
gepriesene Retter der Kirche sein könne, und dieser doch 
mit beispielloser Härte entgegenzutreten vermöge *®). 

Je starrer der Absolutismus war, in dem die spanischen 


4, Ich habe überall in den Anmerkungen darauf verwiesen. 

#5) Vgl. Placaet dienende tot maintien van het tractaet 
tusschen Hertogh Philips en Rudolph van Diepholt v. J. 
1462. in Groot Placaetb. 2, 1151. 

4) Vgl. De Chalmot Aant. op Winhoff Landrecht v. Averissel 
(Campen 1782.) 328: ».... Ende want Henrick van Huesden, Priester 
die voersz. Citatie ende inhibitie impetreert ende verworven gehadt 
heft contraire die voersz. onse rechten, daerom zelmen dat tegens hem 
vervolgen met rechte, daer des geboerlicken zyn sall.« 

7) Vgl. Beispielsweise die Utrechter Synodalbestimmungen .v. 
d. 1293. bei Hartzheim Conc. Germ. 4., 18. 21. 170. 273. und die 
Löwener ebendas. 3., 705. fi. 

“) Vgl. im Allgemeinen Laurent, L’eglise et Petat 1. partie 
(Bruxelles 1858.) 246. fi. 
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Könige das Heil ihrer Staaten erblickten, um so mehr 
suchten sie auch der Kirche gegenüber ihre Omnipotenz 
zu behaupten. 

So wurde namentlich das Placet sowohl in Spanien *?), 
wie in den Niederlanden °°) mit äusserster Strenge gehand- 
habt, und eine Reihe von Bestimmungen schärfte beständig 
aufs Neue dem Ülerus diese staatliche Schranke der kirch- 
lichen Selbstständigkeit ein. Ja selbst das Tridentinum wurde 
zwar ohne Weiteres im Reiche publicirt, aber doch mit 
geheimer Weisung an die Bischöfe, dass die Bestimmungen, 
welcheder königlichen Machtvollkommenheit entgegenstünden, 
in keiner Weise Geltung finden könnten °!). 

Karl V. verbot, für die Niederlande neue Zehnten zu 
verlangen und sprach deren Beurtheilung den weltlichen 
Gerichten zu °?), die Könige besetzten die Episcopate und 
Pfründen nach ihrem Belieben 5°), sie besteuerten den Cle- 


4°) Retencion de bulas genannt. Vgl. Ley. 5. tit. 6. lib. 1. der 
Nueva Recopilacion, Gesetz Karls V. v. J. 1525. Vgl. Sem- 
pere, Betrachtungen über die Ursachen der Grösse und des Verfalls 
der Spanischen Monarchie. Uebers. v. Schäfer (Darmstadt 1828.) 
1., 208. Covarruvias pract. quaest. 85. no. 4. (Antuerpiae 1615.) 
2,513. Hergenröther im Archiv f. kathol. Kirchenr. 
10., 26. ff. 

0, Namentlich sind zu bemerken die Edicte Carls V. v. J. 1548. 
bei Besier a. a. O. 49. und Philipps II. v. J. 1574. Ebendas. 55. 

61) „Sa dite Majeste entend que en ce regard l’on se conduise 
comme jusques ores a 6t& faict, sans, comme dict est, rien y changer 
ou innover, et specialement en l’endroict de la jurisdiction laycale 
jusques & ores usitee, ensemble du droict de patronage lay, avec indult 
et droict de nomination et cognoissance de cause en matiere possessoire 
de benefices, aussi des dismes possed&es ou pretenduäs des gens se- 
culiers, y joinet la superintendence et administration jusques & ores 
usit6es par loix, magistratz et autres gens lays sur hospitaux et autres 
fondations pieuses, & tous lesquels droicts et autres semblables sa 
Majeste n’entend &tre deroge par ledit S. Concile.«e Bei Stock- 
mans Jus Belgarum circa Bullarum Pontificiarum receptionem in 
Opera omnia (Brux. s. a.) 232. fe — Vgl. auch Laurenta. 
a. O. 243. f. 

53) Placc. v. Vlaend. 1. 59. 

683) So Marina Ensayo sobre la antigua legislacion de los reynos 
de Leon y Castilla p. 275. — Siete Partidas ley 18. tit. 5. part. 1. 
Noviss. Recopil, ley 14. tit. 17. lib. 1. und ausführlich Hergen- 
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rus den kanonischen Gesetzen zuwider °%), sie nahmen endlich 
die höchste Gerichtsgewalt über ihre Unterthanen in An- 
spruch unbekümmert um deren Geistlichen- oder Laien- 
charakter °°). 

Der Name des Appel comme d’abus fehlt zwar dem 
spanischen Recht. Die Recursos de fuerza entsprachen aber 
jenem Rechtsmittel vollständig und traten der Sache nach 
noch schärfer auf als das französische Rechtsinstitut 59). 

Die Missbräuche, die sich in der geistlichen Jurisdiction 
fühlbar machten °°), wurden eben in Spanien nicht minder 
empfunden als in anderen Ländern, und erheischten Gegen- 
maassregeln. | 

„Man benachrichtigt Ew. Maj., beschwerten sich die 
Cortes i. J. 1528. 5°), dass in den geistlichen Gerichtshöfen 
die Laien misshandelt werden, und dass sie, um nicht miss- 
handelt zu werden, bisweilen sich deren Jurisdiction unter- 
werfen.“ Es wird die Bitte ausgesprochen, dass staatliche 
Beamte der Instruction der geistlichen Prozesse beiwohnen 
möchten. 

„Ausserdem, so heisst es in denselben Cortes °°), setzt 
man Euere Majestät in Kenntniss, dass die geistlichen Rich- 
ter, wie es in diesen Reichen bekannt ist, auf jede Weise 
und mit aller möglichen List ihre Gerichtsbarkeit zu er- 
weitern trachten, indem sie die königliche Gerichtsbarkeit 
eigenmächtig an sich reissen und vermindern.“ 

Sie schlugen vor, dass man sich über die geistlichen 
Gewaltthätigkeiten bei den ordentlichen Gerichtshöfen der 


röthera. a0. S.8 ff, — Vgl. im Ganzen Prescott, Ferdinand 
and Isabella 1., 282. ff. 
&) Feuret trait& de l’abus (Paris 1654.) liv. 1. ch. 8. no. 6. 
Hergenröther a.a. 0. 19. 
5) Feureta.a. 0. lib. 4 ch. 5. no. 2. 
se), Von besonderer Literatur nenne ich die mir leider unzugäng- 
lich gewesenen Covvarruvias Maximas sobre los recursos de fuerza 
und de la Canada Observaciones practicas sobre los recursos de 
fuerza modo de introducirlos, continuarlos, y determinarlos en los tri- 
bunales reales superiores. 
87) Ueber das Asylrecht und dessen Beschränkungen vgl. Sem- 
perea a 0. 2, 65. ff. 
ss) Cortes de Madrid de 1528., peticion 67. 
69), Ebendas. peticion 16. 
Zeitschr. f. Kirchenrecht. VI. 2. 14 
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Corregidores beschweren dürfe, und dass diese verpflichtet 
sein sollten, dem Rath von Castilien jährlich darüber Bericht 
zu erstatten €°), sie wollten die Procuratoren des Königs 
in dem Consejo und in den Canzleien mit der Vertheidi- 
gung der königlichen Jurisdietion beauftragt, und die für 
dieses Verfahren nothwendigen Kosten aus dem öffentlichen 
Schatze bestritten wissen. 

Schon i. J. 1525. hatte Karl v ein Gesetz erlassen ®'), 
welches der geistlichen Jurisdiction wesentliche Schranken 
zog. „In Erwägung, heisst es ®?), dass sowohl durch das 
Recht, wie durch einen unvordenklichen Gebrauch 8?) es 


6°) Ebendas. peticion 19. 117. 

61) Bei Semperea.a O. 1. 208. 

62) Der Text lautet im Original (Recopilac. ley XXXVI. tit. 5. 
lib. 2.): »Por cuanto asi por derecho como por costumbre immemorial, 
nos pertenece alzar las fuerzas que los jueces ecclesästicos, y otras 
personas hacen en las causas que conocen, no otorgando las apelaciones 
que de ellos legitimamente son interpuestas, por ende mandamos & 
nuestros presidentes, y oidores de las nuestras audiencias de Valladolid, 
y Granada, que cuando alguno viniere ante ellos quejändose que no 
se le otorga la apelacion que justamente interpone de algun juez 
eclesiästico, den nuestras cartas en la forma acostumbrada en nuestro 
Consejo, para que se ortorgue la apelacion; y si el juez eclesiästico 
no la otorgare, manden traer & las dichas nuestras audiencias el pro- 
ceso eclesiästico originalmente, el cual traido, sin dilacion lo vean, y 
si por & les constare que la apelacion estä legitimamente interpuesta, 
alzando la fuerza, provean que el tal juez la otorgue, porgue las partes 
puedan seguir su justicia ante quien y como deban, y repongan lo 
que despues della hubieren hecho; y si por el dicho proceso pareciere 
la dicha apelacion no ser justa y legitimamente interpuesta, remitan 
luego el tal proceso al juez eclesiästico, con condenacion de costas. Si 
les pareciere, para que le proceda y haga justicia.«e An dies Gesetz 
schlossen sich ley 21. tit. 4. und ley 34. tit. 5. lib. 2. der Recopi- 
lacion, worin die Cognition über die recursog dem consejo real ge- 
nommen, und den Provinzialbehörden der Chancellerias zuertheilt 
wurde. Vgl. auch Sempere historia del derecho. espanol 463. 

68) Schon i. J. 1250. verordnete Ferdinand der Heilige bei Gele- 
genheit eines Streites der Stadt Tuy mit ihrem Bischofe, dass die Ap- 
pellationen nicht nach Rom, sondern bei seinem Rath eingelegt werden 
sollten. Sempere a. a. O. 1. 39. Die erste gesetzliche Regelung 
der Recursos wird von demselben Schriftsteller in seiner Historia 
del derecho espaüol cont. por Moreno (Madrid 1847.) 8. 345. dem 
König Don Alonso XI. zugeschrieben. Vgl. auch das zweien Cor- 
regidoren gegebene Reglement a. d. J. 1483. ebendas. 1., 96. 


Der Missbrauch der geistlichen Amtsgewalt etc. 903 


uns zukommt, die Macht aufzuheben, welche die geistlichen 
Richter und andere Personen in den Rechtsstreitigkeiten, 
in denen sie entscheiden, ausüben, indem sie die Appel- 
lationen nicht zugeben, die gesetzlich gegen sie einge- 
legt werden, so gebieten wir den Präsidenten und Rich- 
tern unserer Gerichtshöfe von Valladolid und Granada, dass 
sie, wenn jemand vor ihnen erscheint mit der Klage, dass 
die gegen einen geistlichen Richter eingelegte gesetz- 
mässige Appellation ihm nicht zugestanden werde, unsere 
Schreiben in der unserem Rathe gebräuchlichen Form er- 
theilen, damit die Appellation angenommen werde; und 
wenn der geistliche Richter sie nicht annimmt, so sollen 
die Acten des geistlichen Processes vor unsere Gerichtshöfe 
gebracht, und unverzüglich daselbst eingesehen werden. 
Ergiebt sich daraus, dass die Appellation gesetzlich ein- 
gelegt worden, so soll der Gewalt Einhalt gethan und ge- 
boten werden, dass der gedachte Richter die Appellation 
annehme, damit die Parteien ihr Recht suchen können, wo 
und wie sie sollen, und die Sache in ihren ursprünglichen 
Zustand gebracht wird. Und wenn es sich aus dem er- 
wähnten Prozess herausstellt, dass die Appellation nicht 
rechtlich und gesetzmässig sei, so sollen sie alsbald diesen 
Prozess an den geistlichen Richter zurückweisen, mit der 
Verurtheilung in die Kosten, wenn es ihnen angemessen 
erscheint, damit er gerichtlich verfahre und Recht spreche.“ 

Eine Vorschrift, diean den Gerichtshofin Granada erlassen 
wurde ®%), verbot dem geistlichen Richter in der Instruction 
einer Rechtssache fortzufahren, die von einer der Parteien 
für weltlich erklärt worden sei; es solle die Entscheidung 
des weltlichen Gerichtshofes abgewartet, und gemäss dieser 
die Competenz geregelt werden. 

Noch bemerkenswerther ist aber eine andere Bestim- 
mung, von Philipp II. aus dem Jahre 1593. herrührend, 
weil sie der Reaction, die sich von Rom aus gegen die 
Recursos de fuerza, namentlich in der Bulle In Coena 
domini geltend gemacht hatte 5), mit schneidiger Schärfe 


6) Covvarruviasa. a. O. 2, 513. 
65) Vgl. darüber im Ganzen. Sempere a.a. O. 1., 209. fi. Der 
14 * 
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entgegentrat, und weil sie als Abschluss der mannigfachen 
Berathungen aufzufassen ist, welche Philipp über die 
Rechtmässigkeit dieser Institution anstellen liess 9), 

„Es ist mir vorgestellt worden, so lautet das Gesetz ®7), 
dass es uns als König und natürlichen Herrn, nach Recht 
und unvordenklichem Herkommen zusteht, die Macht zu 
nehmen oder zu vergrössern, welche die geistlichen Richter 
dieser Kirche in den Angelegenheiten, in welchen sie ge- 
richtlich entscheiden, besitzen ... . . ein Hülfsmittel, welches 
wir nur zum Besten derjenigen angewandt haben, welche 
unter jener Macht litten, indem wir unserem Rath und 
unseren Kanzleien die erforderlichen Vollmachten zuschick- 
ten; dass man aber seit kurzer Zeit bemerkt hat, wie die 
Nuntien Sr. Heiligkeit in Uebereinstimmung mit dem geist- 
lichen Stande ausserordentliche Schritte thun, um zu ver- 
hindern, dass man jenes Hülfsmittel anwende, indem sie 
auf den Kanzeln und an andern Orten bekannt machen 
lassen, dass diejenigen, welche davon Gebrauch machen, in 
die Kirchenstrafen fallen, welche in dem sechszehnten Ca- 
pitel der Bulle in coena domini ausgesprochen werden; 
und dass man auf Verlangen des Fiscals der apostolischen 
Kammer Vorladungsschreiben von Rom einhole, wonach 
diejenigen, welche sich des erwähnten Schutzmittels bedienen, 
persönlich daselbst erscheinen sollen und wegen dieser Ver- 
theidigungsart in viele Strafen verurtheilt werden. Die 
Folge davon ist, dass sie, obgleich sie sich von dem geist- 
lichen Richter bedrückt sehen, aus Furcht nicht wagen, 
das genannte Schutzmittel zu ergreifen. Dies gereicht dem 
Ansehen und den Vorrechten der Krone dieser Reiche zu 


König consultirte deswegen die Universitäten von Salamanca, 
Alcalä und Valladolid über die Rechtmässigkeit dieses Institutes. 
Sie erklärten es für gesetzlich, nützlich und nothwendig. Sempere 
historia del derecho 471. 

e°) Denn Philipp schickte den Francisco de Vargas nach Rom 
die recursos zu vertheidigen, und berief endlich i. J. 1481. eine Com- 
mission, um über die Forderung des Papstes, die recursos durch vom 
Könige ernannte geistliche Richter entscheiden zu lassen, zu berathen. 
Sempere ebendas. 412. 

e) Recopilacion ley 80. tit. 5. lib. 2. 
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grossem Nachtheil, weil das Mittel des Recurso de la fuerza 
das wichtigste und nothwendigste für die Wohlfahrt, Ruhe 
und gute Regierung dieser Reiche ist, und ohne dasselbe 
der ganze Staat in Verwirrung gerathen und grosses Aer- 
gerniss und Schaden daraus erwachsen würde. Wir be- 
fehlen darum unserem Rath, unseren Canzleien und Au- 
diencias, dass sie alle mögliche Sorge tragen, den Parteien, 
welche por via de fuerza bei ihnen Hülfe suchen, ihr Recht 
widerfahren zu lassen, dem Recht und unvordenklichen 
Herkommen, den Gesetzen und Verordnungen dieser Reiche 
gemäss, die Uebertreter dagegen nach den Bestimmungen 
jener Gesetze zu bestrafen“ 9). 


68) Auch die folgenden Regenten Spaniens haben sowohl das Placet 
(vgl. Hergenröther a. a. O. 4., 45.; b., 262.), wie den Recursus ab 
abusu unverändert festgehalten (vgl. Sempere a. a. O. 2. 27. 107.), 
und so ist er auch in den neueren Gesetzen anerkannt. Die napo- 
leonische Constitution v. 6. Juli 1808. Art. 104. ertheilte die 
Cognition dem Rathe von Kastilien zu — (Pölitz) die Constitut. d. 
europäisch. Staaten (Leipzig 1820.) 3., 22.; — die Constitut. v. 19. 
März 1812. Art. 261. h. dem Obertribunale die Recursos vom geist- 
lichen Obergericht, den gewöhnlichen Gerichtshöfen (audiencias) von den 
geistlichen Untergerichten (Art. 266.). Ueber die näheren Competenzbe- 
stimmungen ist zu vergleichen Asso y delRio y Manuel y Rodri- 
guez instituciones del derecho civil de Castilla (Madrid 1805.) 254. f. Aus- 
serdem sind noch folgende Bestimmungen des Strafgesetzbuches 
v. 19. März 1848,, revidirt 1850. zu bemerken. Satz 304: »Der Geist- 
liche, welcher in einer Predigt, Rede, einem Erlasse, Hirtenbrief, oder 
einer anderen von ihm veröffentlichten Urkunde, irgend ein Gesetz, 
Verordnung, Befehl, Verfügung oder Maassregel der Staatsbehörde als 
der Religion zuwiderlaufend, tadelt, wird mit Ortsverweisung bestraft. 
(Nach Satz 109. darf ein solcher einen Umkreis von wenigstens 5., 
höchstens 15. spanischen Stunden im Halbmesser um einen oder meh- 
rere Orte nicht betreten.) Satz 305. Der Geistliche, welcher nach er- 
haltener Aufforderung Seitens des zuständigen Gerichts sich weigert, 
ihm die zur Entscheidung einer Beschwerde wegen Amtsmissbrauches 
verlangten Schriftstücke zu übergeben, oder die Kirchenstrafen oder 
den Amtsmissbrauch wieder aufzuheben, wird mit zeitlicher Amtsun- 
fähigkeit bestraft. Satz 306. Die in den vorhergehenden Hauptstücken 
dieses Titels für die Amtsverbrechen der Staatsbeamten bestimmten 
Strafen werden auf die Geistlichen angewendet, welche die von ihnen 
geübte Gerichtsbarkeit oder Amtsgewalt missbrauchen, insofern sie 
anwendbar sind. — Vgl. im Allgemeinen noch Colmeiro elementos 
del derecho politico y administrativo de Espaha (Madrid s. a.) 244: 
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Durch die spanischen Könige wurde das ordnungs- 
mässige Verfahren des Recursus ad principem zuerst nach 
den Niederlanden gebracht €°?). Die ältesten Beispiele, welche 
Van Espen anführt, datiren aus dieser Periode. 

Es wird kaum nöthig sein, die weitere Entwicklung 
des Recursus ad principem in Belgien bis zur Zeit der 
Einverleibung des Landes in Frankreich ausführlicher dar- 
zustellen. Das oben erwähnte Verbot des Rechtsmittels 
durch den baierischen Gouverneur blieb vollständig wir- 
kungslos.. Die Wissenschaft bemühte sich, die Unrecht- 
mässigkeit der gouvernementalen Maassregel darzulegen, 
und die Noth der jansenistischen Verfolgung bestimmte und 
beeinflusste die Praxis. 

Wir werden daher jetzt systematisch zu verfahren haben 
und zeigen müssen, in welchen Fällen der Recursus ange- 
wendet wurde. 

Es ergiebt sich dabei, dass wesentlich das spanische 
Recht in den Niederlanden gehandhabt wurde, ohne irgend- 
welche bemerkenswerthe Modificationen. Wie in Spanien, 
wurde nicht eine abstracte Idee des Gesetzgebers zur Ver- 
wirklichung gebracht, sondern war allein das praktische 
Bedürfniss maassgebend. 

Fast alle Arten des Recursus ad principem lassen sich 
in zwei grosse Klassen sondern. Entweder sind sie Schutz- 
mittel der bedrängten Cleriker gegen Uebergriffe ihrer Vor- 
gesetzten, oder die Hülfe des Laien, den ein ungerechter 
kirchlicher Richterspruch getroffen hat. 


»Incumbe igualmente al poder civil reprimir y castigar al sacerdote 
que en el ejercicio de su ministerio turba la paz en las conciencias, 
siembra la discordia en las familias o alborota el animo de los pueblos, 
porque debe darse 4 Dios lo que es de Dios y al C&sar lo que es del 
Cesar. Un ministro del altar que abusa de su caräcter incurre en 
pena como sacerdote y como ciudadano; y si bien de sus actos en 
calidad de sacerdote responde solamente al superior ecclesiästico, de 
los delitos comunes responde & las potestades de la tierra, porque non 
in vacuum gladium portant.« 

9) Ich werde deswegen bei den einzelnen Sätzen des niederlän- 
dischen Rechts die Ansichten der spanischen Schriftsteller verglei- 
chungsweise anführen. 
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Die Pfründen wurden nach belgischem Kirchenrecht 
dem Beneficiaten auf Lebenszeit verliehen und nur aus 
Gründen, die im kanonischen Recht ihre Stütze fanden, 
und auf dem Wege des ordnungsmässigen Prozessverfahrens 
konnte eine Entziehung des Beneficium stattfinden 7°). 

Wurden diese Vorschriften verletzt, so wandte sich 
der bedrängte Cleriker an die bürgerliche Behörde, und 
die Praxis dieser war dann eine sehr einfache. Sie suchte 
selbst den Schein zu vermeiden, als ob die kirchliche Com- 
petenz verletzt werden könnte. 

Es handle sich, so deducirte man, wesentlich um einen 
Besitzstreit, ob nämlich der durch den kirchlichen Spruch 
getroffene Geistliche im Besitze seiner Pfründe bleiben solle, 
oder nicht. Besitzstreitigkeiten gehören aber zum Bereich 
der weltlichen Cognition, und daran könne auch nichts ge- 
ändert werden durch den Umstand, dass hier ein Spirituale, 
eine Pfründe besessen werde. 

Dennoch sei die weltliche Behörde nicht befugt, über 
den Inhalt des geistlichen Richterspruches gleichsam in 
höherer Instanz zu Gericht zu sitzen, sondern nur die 
äussere Ordnungsmässigkeit des Verfahrens dürfe geprüft 
werden, nicht die Materie, sondern die Form des geistlichen 
Urtheils werde staatlicherseits controlirt, damit nicht die 
Gewalt das Recht bemeistere.. Diese von spanischen wie 
niederländischen Fürsten in gleicher Weise aufgestellten 
Rechtssätze ?!) erhalten eine Illustration durch die einzelnen 
Fälle dieser Art des Recurses — der Manutenentia, wie 
er in Belgien genannt wurde — die uns überliefert sind. 

Johannes Vernimmen, der Begründer des kleinen 
Beginenhofes in Brüssel, hatte während der Dauer von 
sechszehn Jahren eine Pfründe an der heil. Gudulakirche 
bekleidet. Im J. 1658. entsetzte ihn der Erzbischof von 
Mecheln „ex causis animum ipsius moventibus“ mit Unter- 
lassung jedes geregelten Verfahrens seines Amtes. Der so 
ungerecht Bestrafte legte den Recurs an den Rath von 


?) Vgl. Van Espen de recursu S. 12. (ed. Colon. 1729.) tom. 2. 

"ı) Ebendas. 8. 22. f£ Damhouder Praxis rer. civil. cap. 41. 
— Vgl. von spanischen Juriten Covvarruvias aa 0. 2, 512, 
und Salgado de protectione regia praelud. 3. no. 175. 
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Brabant ein, und dieser befahl, da der Bittsteller (nicht 
ohne bemerkenswerthes Aergerniss) sich gekränkt fühle in 
dem guten und gültigen Besitze der Pfarrrechte, nicht allein 
gegen alles Recht, sondern auch speciell gegen die Privi- 
legien dieser Herrschaft Brabant, wo niemand ausser im 
Wege Rechtens verurtheilt, und noch viel weniger ungehört, 
ohne genügend bewiesene zureichende Gründe aus seinem 
Besitz geworfen werden darf — den Bittsteller im Besitze 
zu schützen, und gebot dem Erzbischof von Mecheln „dat 
sy den voors. Suppliant van de voors. functie midtsgaeders 
van de vruchten, ende profyten daer toe behoorende..... 
peyselyk ende vredelyk doen ende laeten possesseren, ende 
alle beletselen, ende turbatien de voors. Suppliant daerinne 
gedaen, terstout ende sonder vertreck costeloos, ende schae- 
deloos afdoen, ende repareren .. .... ende hem verdraegen 
den voors. Suppliant daerinne meer te turberen ofte mo- 
lesteren in eeniger manieren® .. . 9). 

Im J. 1697. wurde Van Eesbeke, Geistlicher in 
Cortryck zum Pfarrer an der Michaels- und Gudulakirche 
in Brüssel gewählt und nahm von seiner Pfründe Besitz. 
Der Erzbischof von Mecheln verweigerte ihm aber die 
Ausübung der Seelsorge, bis er von seinem früheren Or- 
dinarius, dem Bischof von Tournay einen Entlassschein, 
ein „Exeat“ beigebracht hätte Auf eingelegten Recurs 
erlangte Eesbeke am 22. März 1698. von dem Rath von 
Brabant ein ihn im Besitze schützendes Erkenntniss „La 
cour faisant droit maintient le Suppliant dans la possession 
de la Plebanie de Saint Michel et de Saint Gudule dans 
cette ville, ordonnant ensuite au dit Sr. Insinu& & oter tout 
trouble et empeschement qu’il fait au Suppliant en lui re- 
fusant la charge d’ames, sous pretexte d’Exeat ou de 
consentement de l’Eveque de Tournai“ 7°). 

Aehnliche Erkenntnisse wurden von demselben Hof 
i. J. 1667. zu Gunsten des Pfarrers Paul Crappe in 
Lovenjoul und Tellenbergh erlassen, von dem Grossen 
Rath zu Mecheln i. J. 1712. zu Gunsten der Geistlichen 


’, Van Espen.a. a. O. 30. und Appd. K. 
2) Ebendas. und Appdx. M. 
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an der St. Remoldikirche in Mecheln, von dem Hof zu 
Flandern für Adrian van Lo o °%). 

Besonderes Aufsehen erregte der völlig gleichartige 
Fall des Pfarrers an der Catharinenkirche in Brüssel, van 
de Nesse, weil Van Espen in einer eigenen Druck- 
schrift den Recurs begründete und durchführte 9). — — 

In derselben Weise war ein Recurs gerechtfertigt, falls 
der eingelegten Appellation oder der Recusation des Richters 
keine Berücksichtigung gewährt wurde °°). 

Als i. J. 1639. der General des Capitels von Windes- 
sem ein Erkenntniss gegen den Prior des Klosters Seven- 
borren Petrus Mastelyn erstritten und dann ohne auf die 
von dem Verurtheilten eingelegte Appellation Rücksicht zu 
nehmen, den Florentinus de Nipholts zum Prior jenes Klo- 
sters ernannt hatte, erklärte der Rath von Brabant den 
Recurs für begründet und erkannte „que la reintegration 
provisionelle du dit Prieur tiendroit lieu, et sorteroit son 
effect, tant et jusqu’& ce qu’en la matiere d’appel par les 
Juges Ecclesiastiques per sentence diffinitive autrement seroit 
ordonne, et que les dits Religieux auroient cependant & 
reconnoitre le dit Mastelyn pour Prieur legitime de dit 
Cloitre de Sept fontaines“ 77). 

Ebenso befahl der Rath von Brabant, als i. J. 1666. 8) 
der Bischof von Ypern den Pfarrer Johannes Leesane 
trotz der von jenem vorgebrachten Recusation des Richters 
suspendirt hatte, die Maassregel wieder aufzuheben, und 
drohte dem Widerspenstigen mit Sperrung der Tempo- 
ralien. — — 

Der Recurs, welcher wegen ungerechtfertigter Cen- 
suren, sei es von Clerikern, sei es von Laien, eingelegt 
wurde, unterschied sich von dem so eben dargestellten 
durchaus nicht. Auch hier urtheilte der weltliche Richter 


” Ebendas. und Appdx. L. O0. Q. 

78) Motivum juris pro G. van de Nesse — a. a. O. S. 30. und 
Appdx. N. 

”% Von Spaniern vgl. Salgadoa.2.0. p.1. c.1. no. 6. 
Covvarruvias aaO. 

) Van Espena.a. O. 21. Appdx. E. 

8, Ebendas. Appdx. F. 
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keineswegs über die Rechtmässigkeit des geistlichen Spruches, 
sondern begnügte sich, die formale Gesetzesverletzung zu 
constatiren und verlangte dann allerdings die Aufhebung 
des Urtheils 7°). 

Das wichtigste Beispiel dieses Verfahrens liegt in dem 
schon oben erwähnten Recurse des Pfarrers Van de 
‘ Nesse vor. Dieser durch Verfügung des Hofes von Brabant 
gegen das ungerechte Decret des Erzbischofes von Mecheln 
im Besitze seiner Pfründe erhalten, wurde wegen seines 
Recurses von demselben Erzbischofe mit geistlicher Strafe 
belegt. „I n’y a, Sire que l’Archevöque et ses partisans, 
so berichtete der Rath von Brabant am 8. Juni 1708. an 
den König ®°), qui ont resist& & la lumiere qui a eclaire 
tout le monde, au lieu d’acquiescer & une sentence si juste, 
congue avec tant de maturit& .... il a entrepris d’envoyer 
au mois de Fevrier dernier au dit Pasteur un monitoire 
que nous avons trouv& si prejudiciable aux hauteurs de 
Votre Majeste, & l’authorit6 de ses Conseils, aux Droits de 
ses bons sujets et aux Lois du Pays, que nous nous sommes 
trouvez obligez de luy ordonner par sentence du 24. du 
möme mois de Fevrier, de casser et annuller ce monitoire 
avec defence & tous et un chacun de publier, faire ou 
laisser publier la Censure y comminee, d’y ob6ir, ny d’y 
avoir aucun egard.“ 

Der Erzbischof gehorchte nicht. Im Gegentheil. Er 
liess seine Admonition durch den Druck vervielfältigen, in 
fremde Sprachen übersetzen, unter das Volk verbreiten, und 
als die staatliche Behörde sich dadurch unbeirrt des Druckers 
und der Colporteure bemächtigte, appellirte er nach Rom. 

Die Congregatio inquisitionis erliess dann auch ein 
Decret, welches die staatliche Behörde der Excommuni- 
cation 8!) verfallen erklärte, weil sie die Freiheit der Kirche 
geknechtet habe, und welches in Rom publicirt wurde. 


70, Vgl. ebendas. S.7. — Salgado 20. p. 1.c. 1.no. 
148. ff. 

®) Van Espen a a. O. Appdx. d. 

sı) Das widersprach den Gesetzen v. 4. October 1540., 9. Juli 1570. 
und 1. Juni 1587., wonach es verboten war, königliche Beamte wegen 
Ausübung ihrer Functionen zu excommuniciren. 
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Aber auch das schreckte den Rath von Brabant nicht. 
„Ce decret est &mand du tribunal de !’Inquisition qui m’& 
jamais &t6 reconnu dans ce pays non plus quw'aucun autre 
jugement etranger“ berichteten sie an den König, sie ver- 
langten, dass er „seroit servie de declarer ce Decret abusif, 
nul et sans effet, de casser et aneantir pour, autant que 
besoin, dinferdire & tous vos sujets de tel Etat ou con- 
dition qu’ils puissent estre, Ecclesiastiques ou seculiers de 
le publier, faire et laisser publier en aucune maniere, avec 
defence d’y obeir..... & peine que les contravenants 
seront punis comme infracteurs des droits et hauteurs de 
Vötre Majeste et perturbateurs du repos public, declarant 
que les Superieurs de tous les Ordres et tous autres devront 
ötre responsables pour la contravention de ceux qui leurs 
sont soumis.“ Sie belegten die Rechtmässigkeit ihres Ver- 
fahrens durch verschiedene Präcedenzen °®?). 

Ebenso verfuhr der grosse Rath zu Mecheln im 
September 1722. „La Cour declare, bestimmte er, les Lettres 
monitoires et decrets de l’excommunication de 12. Novembre 
1721. cy mentionnees et tout ce qui est ensuivi, nulles et 
de nulle valeur incompetemment decernees, attentoires & la 
jurisdiction de Sa Majest& et contraires aux Lois fonda- 
mentales de ce pays, Fait defence & Maitre Charles de la 
Ram6e Cur& de Fomay, de s’en servir ou prevaloir & peine 
de cing cent Ecus d’amende* °°). 

Schliesslich wurde der Recurs in den Niederlanden 
eingelegt, falls die Kirche sich überhaupt einen Eingriff in 
das staatliche Gebiet, eine willkürliche Abweichung von dem 


83) »]l suffira ..... .. citer quelques (Exemples) nouveaux et dont 
a memoire est encore toute fraiche comme celui des Päöres Augustins 
de cette ville pour le fils du Conseiller Maes leur Religieux, qui furent 
excommuniez par le P. Prieur des Chartreux, Commis par 84 Saintet6 
pour exploiter certaine Bulle papale, & laquelle ils ne voulurent ob£ir, 
et fut la publication de l’excommunication & leur Requeste cassee et 
leur eglise, qui avoit ensuite d’icelle &t6 serr&e, ouverte et le service 
divin qui avoit cesse, repris et continu& comme auparavant. Un autre 
des Päres Minimes qui ne voulurent admettre certain Ordre venu de 
Rome, & faute de Placet, par Ordre du Serenissime Archiduque de 
glorieuse memoire. Van Espen de Placeto Appdx. C.« 

ss), Van Espen de recursu S. 34, j 
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im Lande recipirten Kirchenrecht zu Schulden kommen 
liess. 

So hatte der Internuntius i. J. 1648. dem Bischof von 
Namur die Befugniss gegeben, das exemte Kloster von 
Gembloux zu visitiren. Der Rath von Brabant erklärte ®%) 
auf den deswegen von acht Aebten eingelegten Recurs, dass 
den Petenten frei stehe, „de debattre de sub- et obreption 
les Lettres ey mentionnees et la visitation ensuivie, inter- 
disant cependant, tant & l’Internonce que l’Evesque de 
Namur de ne rien attenter.“ 

Ebenso verbot der Rath von Flandern auf eingelegten 
Recurs eines Pfarrers aus der Diöcese Tournay den Je- 
suiten, irgend eine Missionsthätigkeit innerhalb der Parochie 
des Beschwerdeführers ohne dessen Genehmigung vorzu- 
nehmen ®°), 

Die Form des Verfahrens hatte nichts von der ge- 
wöhnlichen Abweichendes. Das Gesuch der Petenten wurde 
dem Hofe schriftlich übergeben, dieser citirte nach Erfor- 
dern die Parteien, die sich auch vertreten lassen konnten, 
und fällte schliesslich sein Urtheil, indem er dem Verur- 
theilten die Kosten des Verfahrens auferlegte. 

Die Execution des Spruches wurde durch Androhung 
einer Geldstrafe oder Sperrung der Temporalien bewirkt °®). 
„Si avant qu’il ne cesse, so wurde am 9. October 1652. 
bestimmt ®”), vous pourrez saisir son bien et les revenus 
de sa prebende, estant de votre ressort, m&ämes proceder 
& la vente d’iceux, comme aussi en cas que le dit Arche- 
veque persisteroit de ne vouloir surceoir la ditte execution 
de proceder au saisissement des biens de son Evech6.“ 


Durch die grosse Revolution (9. Vend@miaire an IV.—1. 
October 1795.) wurde Belgien mit Frankreich vereinigt, 
und nahm somit Theil an der Entwicklung des französischen 
Rechts, wie es sich besonders in den organischen Artikeln 


8, Ebendas. Appdx. A. 

e, Ebendas. Appdx. C. 

ee), Ebendas. 8. 35. ff. — Salgado a. a. O. prooem. Cov- 
varruvias a. a 0.8. 512. 

2, Van Espen a.a. 0. S. 37. 
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des Jahres X. (8. April 1812.) ®) und in den Artikeln 
199—208 ®°?) des Code penal darstellte. Der französische 
Appel comme d’abus in seiner oben geschilderten Form 
wurde belgisches Recht, und blieb es auch, als die Restau- 
ration des Jahres 1815. eine Wiedervereinigung des Landes 
mit Holland zu Wege gebracht hatte. 


‚ Im J. 1830. erfolgte aufs Neue eine Trennung Bel- 
giens von Holland. Die Revolution war wesentlich mit 
Hülfe der Geistlichkeit zu Stande gekommen °?®), es war 
selbstverständlich, dass nicht nur die liberale Gesinnung, von 
der die neue Verfassung getragen sein sollte, sondern auch 
die Dankbarkeit gebot, der Kirche die so sehnlichst ge- 
wünschte Emancipation vom Staate zu gewähren. 

So publicirte denn auch die provisorische Regierung 
schon am 16. October 1830. einen Erlass ?!), welcher mit 
dem ganzen bisherigen, der Kirche gegenüber befolgten 


88) Siehe oben Bd. 8. S. 102. ff. 

e®, Ebendas. S. 105. Note 185. 

®, Vgl. De Potter de l’union des catholiques et des liberaux. 
Hymans l’eglise et les libertes belges (Bruxelles 1858.) 268. f. 

®) Discussions du Congr&s national de Belgique 
(Bruxelles 1844.) 1., 525. f.: »Le gouvernement provisoire, Consid&rant 
que le domaine de l’intelligence est essentiellement libre; Considerant, 
qu’il importe de faire disparaitre ä& jamais les entraves par lesquelles 
le pouvoir a jusqu’ici enchaine la pens6e dans son expression, sa marche 
et ses developpements, Arräte —: 

Art.1. Il est libre & chaque citoyen ou & des citoyens associes 
dans un but religieux ou philosophique, quel qu’il soit, de professer 
leurs opinions comme ils P’entendent, et de les r&pandre par tous les 
moyens possibles de persuasion et de conviction. 

Art. 2. Toute loi ou disposition qui g&ne la libre manifestation 
des opinions et la propagation des doctrines par la voie de la parole, 
de la presse ou de l’enseignement, est abolie. 

Art. 3. Les lois gen&rales et particulieres entravant le libre exer- 
eice d’un culte quelconque, et assujetissant ceux qui l’exercent & des 
formalites qui froissent les consciences et gönent la manifestation de 
la foi profess6ee, sont &galement abrog6es. 

Art. 4. Toute institution, toute magistrature cre# par le pouvoir, 
pour soumettre les associations philosophiques ou religieuses et les 
cultes, quels qu’ils soient, & l’action ou & l’influence de l’autorite, sont 
abolies. 
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Systeme brach, die früheren Gesetze, so weit sie auf den- 
selben beruhten, aufhob, und die Trennung von Staat und 
Kirche sanctionirte. 

Bei Berathung der Verfassungsurkunde musste die end- 
gültige Formulirung der neuen Principien gefunden werden. 
Die Freiheit und Unabhängigkeit der staatlichen und kirch- 
lichen Gewalt von einander, wurde in der gesetzgebenden 
Versammlung gefordert. Nothomb sprach das mystische 
Wort aus, dass der Staat sich um die Kirche nicht mehr 
zu kümmern habe, als um die Geometrie ®?), und de Ger- 
lache erklärte, dass das moderne Princip der staatlichen 
Entwicklung — Repression statt Prävention — auch der 
Kirche gegenüber Anwendung finden müsse °°). 

Der Erzbischof von Mecheln zog in einem an 
die Versammlung gerichteten Schreiben die Folgerungen 
aus diesem Principe; er stellte das Programm der kirch- 
lichen Bestrebungen auf °*). 

Freie Ernennung der Geistlichen ohne Mitwirkung des 
Staates, „car il est absurde de dire qu’une societe quel- 
conque soit libre, si elle ne peut se regir & son gre, ni 
choisir et &tablir librement ceux qui doivent la diriger ;“ 
Beseitigung des Placet, eine Kirche „parfaitement libre et 
independante.“ 

Mit 111. gegen 59. Stimmen gingen die Grundsätze 
der Majorität durch, und wurde Artikel 14. der Consti- 
tution beschlossen °°): 

„La liberte des cultes, celle de leur exercice public, 
ainsi que la libert&E de manifester ses opinions en toutes 
matieres sont garanties, sauf la r&pression des delits commis: 
& l’occasion de ces libertes.* 

Daran reihten sich: 

„Art. 16: L’etat n’a le droit d’intervenir ni dans la nomi- 
nation, ni dans linstallation des ministres d’un culte quel- 
conque, ni de defendre a ceuxci de correspondre avec leurs: 


92) Ebendas. 596. £. 

9) Ebendas. 1. 574. 

%) Abgedruckt ebendas. 1., 525. 

%) Vgl. im Ganzen Laurent L’eglise et l’ötat UlI=° partie (Bru- 
xelles 1862.) S. 314. £. 
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superieurs, et de publier leurs actes, sauf en ce dernier cas, 
la responsabilit& ordinaire en mati&re de presse et de publi- 
cation. 

Art. 17: L’enseignement est libre; toute mesure pre- 
ventive est interdite: la repression des delits n’est reglee 
que par la loi. 

Art. 19: Les Belges ont le droit de s’assembler pai- 
siblement et sans armes, en se conformant aux lois qui 
peuvent regler l’exercice de ce droit, sans n&anmoins le 
soumettre & une autorisation prealable. Cette disposition ne 
s’applique point aux rassemblements en plain air, qui restent 
entierement soumis aux lois de police °®). 

Art. 23: Les Belges ont le droit de s’associer; ce droit 
ne peut &tre soumis & aucune mesure preventive.“ 

Danach hat sich in Belgien heut zu Tage folgender 
Rechtszustand gebildet. 

Die Bischöfe werden ohne staatliche Betheiligung ge- 
wählt °”) und ernennen ihrerseits die niederen Geistlichen 
frei °®). Der Gehalt ist jedoch vom Staate zu zahlen °°). 
Das Placet ist beseitigt und die kirchlichen Erlasse werden 
lediglich nach den Gesichtspunkten des Pressgesetzes beur- 
theilt 10%), Die Gestaltung religiöser Vereine entbehrt der 
staatlichen Controle 102), doch steht denselben nicht das Recht 
der juristischen Persönlichkeit und somit der Gütererwerb 
auf eigenen Namen zu !°2). Versammlungen zu religiösen 


96) Auch die in Art. 17 und 19 ausgesprochenen Principien waren 
schon in Verordnungen der provisorischen Regierung vom 12. und 16. 
October 1830. verwirklicht worden. Discussions a. a. 0. 1., 525. £. 

9) Nothomb hatte bei der Berathung des Art. 16 ausgesprochen, 
»que le chef de l’Etat, devait s’abstenir d’intervenir dans. le choix des 
evöques, eomme le pape s’abstenait d’intervenir dans le choix de nos 
gouverneurs de provinces.«e Discussions a. a. O. 1., 526. 596. Eine 
staatliche Vereidigung der Bischöfe oder irgend eine Verpflichtung der- 
selben dem Staate gegenüber existirt nicht. Vgl. Laurent, l’glise 
et. l’6tat 3., 339. 

9) Vgl. Mejer, die deutsche Kirchenfreiheit und die künftige 
katholische Partei. Mit Hinblick auf Belgien. (Leipzig 1848.) S. 24. 

9, Constit. Art. 117. 

100, Ygl. Discussions a. a. ©. 1., 596., 4., 64. 

101) Vgl. Thimus, trait& de droit public. (Liege 1844.) 1., 229.1, 

10%) Eine nähere Darstellung der hierauf bezüglichen Bechtsverhält- 
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Zwecken sind ohne staatliche Erlaubniss zulässig !°®). Die 
geistliche Jurisdiction ist in ihrer Sphäre vollkommen unge- 
hemmt !%%). Die Ueberwachung des Unterrichts endlich ist 
kein staatliches Hoheitsrecht mehr !°). Mit Ausnahme der 
Amortisationsbestimmungen also sind alle Aeusserungen 
des Rechts, welches die Schule als Jus circa sacra bezeich- 
net, aufgehoben. 

Andererseits unterstützt der Staat — abgesehen von der 
Dotirung der Geistlichen — die Kirche auch nicht mit seiner 
Gewalt; er exequirt keine geistlichen Urtheile, und der Bi- 
schof, welcher einen Pfarrer des Amtes entsetzt, mag ab- 
warten, ob die Gemeinde oder vielmehr der Fabrikrath dem 
disciplinären Spruche Gehorsanı leistet 10%). Der Staat zieht 
keine kirchlichen Abgaben ein, er betrachtet die geistlichen 
Amtshandlungen weder für nothwendig, noch für ausrei- 
chend zu staatlichen bürgerlichen Zwecken !°). 

Fragen wir, ob diess System der völligen Trennung 
von Staat und Kirche sich in Belgien bewähre, so haben 
sich viele und gewichtige Stimmen entschieden verneinend 
ausgesprochen. 

Es ist darauf hingewiesen worden, dass die Zahl der 
Ordensgeistlichen und geistlichen Korporationen beständig 
im Wachsen begriffen sei 10%), das Vermögen der todten 
Hand sich aller gesetzlichen Schranken ungeachtet beständig 
vermehre !°°), ohne dass der Pauperismus nur irgendwie ge- 


nisse findet sich in meinen Mittheilungen aus fremden Gesetzgebungen 
über die Ertheilung von Korporationsrechten u. s. w. Zeitschr. 4., 
381. ff. 

108), Vgl. Laurent, l’glise et l’&tat 3., 346. f. 

104, Vgl. De Brouckere et Tielemans, R£pertoire de l’ad- 
ministration. (Bruxelles 1834.) s. v. Abus. 

105, Vgl. Laurent, l’öglise et l’&tat 3., 871. ff. 

106, Vgl. Mejer a. a. O. 52. ff. 

107) Ygl. mein Recht der Eheschliessung. (Leipzig 1865.) 589. ff. 

108), Am 15. October 1846. waren es 11968, am 31. December 1856. 
14853. 2523 Mönche in 150 Klöstern und 12330 Nonnen in 812. Vgl. 
Kolb, Handb. der vergl. Statistik. (Leipzig 1862.) 336. 

109) Vgl. Laurent, Lettres d’un retardataire liberal. (Bruxelles 
1863.) 8.139. ff. Mejer a. a. 0. 17. Escher, Handbuch der prakt. 
Politik. Leipzig 1863. 1., 654. f. 
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hoben würde !1%), dass der staatliche Unterricht brach ge- 
legt !!) und der Stand der Volksbildung ein unverhältniss- 
mässig niedriger sei 11?), dass der niedere Clerus zum willen- 
losen Werkzeuge der Bischöfe herabgedrückt 118), dass die 
Autorität der bürgerlichen Behörden bei jedem Conflict mit 
der Kirche bloss gestellt werde. 

Es wird hier nicht nöthig sein, diese allgemeinen An- 
deutungen des Näheren auszuführen: wir werden nur noch 
die juristische Frage zu erörtern haben ‚ ob einerseits die 
vor Emanation der Verfassung geltenden, die Kirche be- 
schränkenden Gesetze des Code penal noch in Kraft 
sind, und andererseits die Bestimmungen der organischen 
Artikel, welche den Appel comme d’abus zum Gegenstand 
haben. 

In ersterer Beziehung liegt ein Erkenntniss des Bel- 
gischen Cassationshofes vor 114), welches geradezu die provi- 
sorische Regierung vor dem Vorwurfe wahrt, als ob sie 
alle Repressivmaassregeln des Code penal beseitigt habe, und 
ganz ausführlich äussert sich ein anderes Erkenntniss 115) vom 
27. Novbr. 1834. über die Motive dieser Entscheidung !1$); 


0) Vgl. Unsere Zeit. (Leipzig 1858.) 2, 819. f. Nach Kolb 
a. &. Ö. 336. gab es am 1. October 1856. 88,019 Bettler in Belgien auf 
4,731,957. Einwohner. 

“Mm Vgl. Laurent, lettres a. a. O. 157. fi. Hymansa.a. O0. 
275. ff. I 

‘12 Von den Conscribirten der Jahre 1851. 1856. 1859. konnten 


1851. 1856. 1859. 
nicht lesen und schreiben 14,233. 13,343. 13,933, 
nur lesen 4,213. 8,778. 3,211, 
lesen und schreiben 9,843. 9,718. 11,266, 
mehr als diess 10,658. 12,961. 14,467. 


Vgl. Kolb a. a. O. 836. Unsere Zeit 2., 320. f. 

11) De Brouckere et Tielemansa.a.O. Laurent, Van 
Espen 101. fl. Die Ansicht von De B onne, de linamovibilit6 des 
cures succursalistes. (Bruxelles 1846.) 10. ff., dass der Staat den ent- 
setzten Geistlichen den Gehalt weiter auszuzahlen habe bis ihre recht- 
mässige Absetzung bewiesen sei, lässt sich nicht begründen. 

"4 Recueil des arröts des cours de Belgique. 
1845., 377. 

1) Bulletin de cassation 1885. L, 17. 

1°) Ich theile den Wortlaut der Bestimmungen des revidirten 
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„Attendu“, heisst es, „que Part. 3 del’arröt6 du Gouvernement 
provisoire du 16. Octobre 1830. n’abroge point toute loi qui 


Code vom Jahr 1859. mit, da dieser von dem des Code BDO On man- 
nigfach abweicht: 

Art. 295. Les ministres des cultes qui prononceront dans l’exer- 
cice de leur ministeöre, et en assemblöe publique, des discours contenant 
la critique ou censure du Gouvernement, d’une loi, d’un arr&i& royal 
ou de tout autre acte de l’autorit& publique seront punis d’un empri- 
sonnement de trois mois & un an et d’une amende de cinquante francs 
& trois cents francs. (Code Nap.: bis 2 Jahre Gefängniss, keine Geld- 
strafe.) [Cod. Nap. Art. 201.) 

Art. 296. Si le discours contient une provocation directe & la deso- 
beissance aux lois ou autres actes de l’autorit& publique, ou g’il tend & 
soulever ou armer une partie des citoyens contre les autres, le ministre 
du culte qui l’aura prononce, sera puni d’un emprisonnement de six 
mois & trois ans (Cod. Nap.: 2—5 Jahr), si la provocation n’a &t& suivie 
d’aucun effet, et d’un emprisonnement d’un an & cing ans (Cod. Nap.: 
bannissement) si elle & donn& lieu & la desobeissance, autre toute fois 
que celle qui aurait degener& en sedition ou r&volte. Le coupable sera 
de plus condamne & une amende de cent francs & cinq cent francs. 
(Geldstrafe fehlt im Cod. Nap.) [Cod. Nap. Art. 202.) 

Art. 297. Lorsque la provocation & &t& suivie d’une sedition ou 
revolte de nature & entrainer une peine criminelle, cette peine sera 
appliquee au ministre coupable de la provocation. (Cod. Nap. Art. 203.) 

Art. 298. Tout &crit contenant des instructions pastorales, en quel- 
que forme que ce soit, et dans lequel un ministre de culte se sera in- 
ger& de critiquer ou censurer soit le Gouvernement soit tout acte de 
P’autorit& publique, emportera contre le ministre qui l’aura publi& un 
emprisonnement d’un an & cing ans et une amende de deux cent francs 
A mille francs. (Cod. Nap. Art. 204: bannissement ohne Geldstrafe.) 

Art.-299. Si l’&crit mentionne & l’article pr&cedent contient une 
provocation directe A la d6sobeissance aux lois ou autres actes de l’au- 
torit& publique, ou g’il tend & soulever ou armer une partie des citoyens 
contre les autres, le ministre qui P’aura publi& sera puni de la deten- 
tion de cing & dix ans. (Cod. Nap. Art. 205: Deportation.) 

Art. 300. Lorsque la provocation contenue dans l’&crit pastoral 
aura et& suivie d’une sedition ou r&volte d’une nature & entrainer une 
peine plus forte que la dötention de cing & dix ans, cette peine sera 
appliqu& au ministre coupable de la provocation. (Cod. Nap. Art. 206: 
härtere Strafe als Deportation.) 

Art. 307 und 308. De la correspondance des ministres des cultes 
avec des cours ou des puissances: &trangeres sur des matiöres de reli- 
gion gelten in Belgien nicht, dagegen die Art. 199. 200: des contraven- 
tions propres & compromettre l’&tat: des personnes, — Vgl. mein Recht 
der Eheschliessung S. 587. ff. 
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aurait un rapport quelconque avec l’exercice d’un culte, 
mais qu'il r&sulte des termes de cet article et du pr&ambule 
de l’arröte, qu’il se borne & abroger les lois qui porteraient 
atteinte & la liberte de conscience et & la libert6 des cultes. 

Attendu que la libert& de conscience et la libert& des 
cultes sont le droit pour chacun, de croire et de professer 
sa foi religieuse sans pouvoir ötre interdit ni poursuivi de 
ce chef; d’exercer son culte sans que l’autorit& civile puisse, 
pour des consid6rations tir6es de sa nature, de son plus ou 
 moins de verite, de sa plus ou moins bonne organisation, 
le prohiber, soit en tout soit en partie, ou y intervenir pour 
le regler dans le sens quelle jugerait le mieux en rapport 
avec son but, l’adoration de la divinit6, la conservation, la 
propagation de ses doctrines et la pratique de sa morale. 

Attendu que ces libert&s ainsi definies n’ont rien d’in- 
compatible avec le pouvoir qui appartient & la societe ci- 
vile, de defendre et de punir par lorgane de la loi, et par 
’action des magistrats, les actes qu’elle juge contraires & 
’ordre publie; qu’en consequence les dispositions port6es & 
cet effet n’ont point &t6 abrog&es par la loi qui proclame 
la libert& des cultes et la libert€ de conscience, en abolis- 
sant toute loi qui y porterait atteinte. 

Que tous les monuments de l’histoire, de la legislation 
et de la jurisprudence attestent que c’est dans ces justes 
limites que ces libertes ont toujours &t& r&clamees et con- 
servdes, et que, sans ces limites, l’etat social inherent & la 
nature de l’homme manguerait d’une de ses conditions 
essentielles, le pouvoir de la part de la societ6 de juger et 
de r&primer les actes & Pordre public.“ — 

Der Appel comme d’abus ist dagegen im Königreich 
Belgien noch nicht angewendet worden. 

Am 15. October 1846. indessen hielt der Generalprocu- 
rator de Bavay in der Eröffnungssitzung des Appelhofes 
zu Brüssel einen Vortzag über van Espen, in welchem er 
behauptete, dass der Appel comme d’abus der organischen 
Artikel nicht als in Belgien beseitigt betrachtet werden 
könne, und als er wegen dieser Ansicht die heftigsten Angriffe 
durch den Professor Verhoeven erfahren hatte !17), ver- 


117) Revue catholique 1846., 502. 
15 * 
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theidigte er sie ausführlich in einer Abhandlung: „De Y’ap- 
pel comme d’abus dans ses rapports avec la onsiitution 
belge, welche im Jahr 1847. zu Brüssel erschienen ist. 

Seine Argumentation ist wesentlich folgende: 

Art. 14 der Verfassungsurkunde im Einklang mit dem 
Gesetz der provisorischen Regierung beseitigt nur die frühe- 
ren Prohibitivmaassregeln der Kirche gegenüber, lässt aber 
die Repressivmaassregeln einfach bestehen. Da aber der 
Art. 6 des organischen Gesetzes in seinen Bestimmungen !1?): 

„Les cas d’abus sont: l’usurpation ou l’exc&s de pou- 
voir, la contravention aux lois et r&glements de la republi- 
que, linfraction des regles consacrees par les canons regus 
en France, lattentat aux liberts, franchises et coutumes de 
P’Eglise gallicane, et toute entreprise ou tout proc&ed& qui 
dans l’exereice du culte peut compromettre l’honneur des 
citoyens, troubler arbitrairement leur conscience, degenerer 
contre eux en oppression ou injure, ou en scandal public“, 
falls man von dem speciell auf Frankreich Bezüglichen 
‚absehe — nur Repressivmaassregeln enthalte, so sei das Fort- 
bestehen des Appel comme d’abus ausser alle Frage gestellt. 

Für's Erste wird zugegeben werden müssen, dass die 
Repression der Kirche gegenüber nicht beseitigt worden ist. 
„A Dieu ne plaise, sagte de Muelenaere!?) auf dem 
Congresse, que je veuille soustraire les ministres de la reli- 
gion & la juste vindicte des lois qu’ils pourroient enfreindre. 
Non, mais plus le culte sera libre et protege, moins ses 
ministres auront droit & notre indulgence »’ils s’&cartent de 
la ligne de leurs devoirs.“ 

In gleichem Sinne sprachen sich die Abb&s de Foöre 
und Van Combrugghe aus !?°), und so wurde denn 
auch der Emancipationserklärung der Kirche im Artikel 14 
der Constitution eine hierauf abzielende Schranke hinzu- 
gefügt. 

Ebenso kann nicht geläugnet werden, dass der Art. 6 
des organischen Gesetzes nur Repressivmaassregeln enthält. 


2118) Vgl. oben Bd. 8. 5. 103. fi. 
119) Discussions.a. a. O. 1. 579. 
120) Ebendas. 2, 467., 1., 577. 
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Der Staat schreitet hier überall erst ein, nachdem er durch 
die Kirche und die Geistlichen herausgefordert worden ist. 

Dennoch kann meines Erachtens das Fortbestehen des 
appel comme d’abus für Belgien nicht behauptet werden. 

Man muss zwischen Repressivmaassregeln unterscheiden, 
die aus der Kirchenhoheit des Staates fliessen, und solchen, 
die als für alle Unterthanen bestimmt aus keiner speziell 
kirchlichen Gewalt abzuleiten sind. 

Das Institut des appel comme d’abus beruht aber we- 
sentlich auf dem ius circa sacra. Nur wo der Staat die 
Oberaufsicht über die Kirche in Anspruch nimmt, als über 
eine eigenartige Korporation, die in ihren Interessen und 
Bestrebungen, und demgemäss auch in der Art ihrer Be- 
handlung nicht mit den übrigen innerhalb des Landes be- 
stehenden zusammengebracht werden darf: nur da kann 
von dem appel comme d’abus die Rede sein, während der 
Staat sich sonst auf den Druck zu beschränken hat, den 
er den Gesetzesübertretungen aller Staatsbürger gegenüber 
ausübt. 

Die belgische Verfassung hat aber, wie wir oben ge- 
zeigt haben, das ius circa sacra des Staates — bis auf die 
Amortisationsvorschriften — vollständig beseitigt, sie hat 
eine absolute Trennung der Kirche vom Staate durchge- 
führt, sie lässt die Kirche zum Staate in keine andere Be- 
ziehung treten, wie sonstige Gesellschaften, die sich im 
Staate bilden möchten: sie kann demnach auch den appel 
comme d’abus nicht bestehen lassen, der aus dem über 
Bord geworfenen Kirchenhoheitsrecht seinen Ursprung nimmt, 
sie muss den Staat auf die aus der Justizhoheit fliessenden 
Strafgesetze verweisen. 

Dass in Belgien ein Staatsrath nicht existirt, dass nach 
Artikel 94. der Verfassungsurkunde eine ausserordentliche 
Gerichtsbarkeit nicht zulässig ist, würde nicht gegen die 
Anwendbarkeit des appel comme d’abus der organischen 
Artikel sprechen. Denn gerade in dem Augenblicke, als 
Belgien sich von Frankreich trennte, wurde durch kaiser- 
liches Decret v. 25. März 1813. 1?) die Cognition über den 


121) Bulletin des lois no. 490. 
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appel comme d’abus den Appelhöfen übergeben, denen sie 
zwar in Frankreich durch eine Bestimmung vom 10. Mai 
1816. wieder genommen wurde, welchen sie aber in den 
Niederlanden wenigstens de jure verblieb, da es hier eines 
besonderen aufhebenden Gesetzes bedurft hätte. 


II. 
Sardinien !??), 


In Sardinien haben immer die gallikanischen Kirchen- 
freiheiten geherrscht, und so fand denn auch der Appel 
comme d’abus, als Savoien unter Franz I. und Hein- 
rich II. mit Frankreich vereinigt war, leichten Eingang. 
Es giebt schon aus dem Jahre 1543. einen urkundlichen 
Recurs an den Staat wegen geistlichen Amtsmissbrauches. 

Ein ausführliches Gesetz wurde von Emanuel Fi- 
libert am 3. April 1560. erlassen. 

Er weist darauf hin, dass der appel comme d’abus nur 
ein Mittel sei, die verschiedenen Gerichtsgewalten innerhalb 
der gesetzmässigen Schranken zu halten, die kirchliche so- 
wohl wie die staatliche, wenngleich die grosse Zahl der 
geistlichen Uebergriffe fast den Glauben hervorrufe, als ob 
das Institut seine Spitze allein gegen die Kirche nehme. 
Dann stellt er vier Kategorien des abus auf, auf welche 
alle etwaigen Fälle der Amtsüberschreitung zurückgeführt 
werden könnten. 

„Le premier c’est P’orsqu’il y a entreprise sur les droits 
du roy ou de sa couronne, ou contre les privileges, libertes, 
le bien public de l’Etat et des sujets qui le composent. 

le second de ces cas principaux d’abus, qui est aussi 
une des sources de quantit& d’abus particuliers c’est lersqu’il 
y a derogation ou mepris des Edits lois et reglements du 
roy ou des arröts de justice souveraine. le troisitme .... , 
c’est ’entreprise de la jurisdiction ecel6siastique sur la laique 


198) Die folgende Darstellung beruht grösstentheils auf Materialien, 
die ich bei meinem Aufenthalte in Turin — Sommer 1863—64. — 
gesammelt habe. - Besonders benutzt ist die Opinione, Jahrg. 1852, 
No. 197. 202. 205. 207. 211. 215. 220, 229. 


z” 
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ou de mäöme d’un juge ecclösiastique sur la jurisdiction 
d’un autre juge ecclösiastique. 

le quatrieme ... . c’est la contravention aux decr6ts, 
canons et concils regus.“ 

Es folgen dann noch Bestimmungen, die den Vor- 
schriften der französischen Gesetze, namentlich der Ordon- 
nance von Villers-Cotteret angepasst sind !??), dass dem 
appel comme d’abus kein Suspensiveffect beiwohnen solle, 
dass er einmal eingelegt, nicht nach dem Belieben der 
Partei wieder zurückgezogen werden dürfe, und endlich 
dass er durch keine Verjährung ausgeschlossen werden könne. 

Von der Anwendung des Rechtsmittels in Savoien auf 
Grumdlage des angeführten Gesetzes sind Beispiele erhalten. 
„Recte appellatur erklärte der Senat i. J. 1588. tamquam 
ab abusu si rescriptum summi pontificis mandetur executioni 
praesertim adversus laicos, inconsulto Senatu® und selbst 
Franz von Sales appellirte gegen die Execution eines 
päpstlichen Breve, welches i. J. 1611. für nichtig erklärt 
wurde. 


Obgleich in Piemont keine eigentlichen Gesetzesvor- 
schriften über den appel comme d’abus existirten, so wurde 
er doch von den hohen Behörden des Landes, dem Senat 
und der Camera dei Conti auf jedesmalige Requisition des 
Generaladvocaten mit Entschiedenheit gehandhabt. 

So 1707. gegen eine Bulle Papst Clemens Il., welche 
obrigkeitliche Decrete cassirte, und landesherrliche Beamte 
mit Execution belegt hatte, so 1711. gegen ein motu proprio 
von Clemens D. 

Allein aus den Jahren 1700—31. finden sich in der 
Sammlung von Duboin dreissig Missbrauchserklärungen, 
die gegen Geistliche gerichtet waren, aufgezählt. 

Das beste Licht auf die damaligen Verhältnisse werfen 
die Klagen, welche bei der Unterhandlung des am 24. März 
1727. abgeschlossenen Concordates von dem Episcopate 
gegen die staatliche Bedrückung in Rom geltend gemacht 
wurden. 


120) Vgl. oben Bd. 8. $. 87. 
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„Si amettono, heisst es, appellazioni al Senato dalle 
sentenze e decreti degli ordinarii col pretesto che abusino 
della loro giurisdizione.“ 

Die ebenso lakonische Antwort der Regierung darauf 
lautete ganz einfach: 

„le appellazioni dalle sentenze degli ordinarii si ame- 
nettono nei soli casi che sono veramente abusivi o pregiu- 
diziali ai proprii diritti e non in altre circostanze“. 

Der römische Hof ignorirte sowohl Beschwerde wie 
Rechtfertigung, und so blieb der Appel unangefochten be- 
stehen, ja erhielt sogar durch die Ordonnanz v. 2. Juli 
1729. noch eine grössere Festigung. 

„Das geeignetste Mittel, heisst es hier, jede Beein- 
trächtigung des Königs und der Unterthanen zu verhüten, 
liegt in der stetigen Ueberwachung der geistlichen Ge- 
richte...“ Damit die Kirche innerhalb der gesetzmäs- 
sigen Schranken gehalten bleibe, wird auf die bisher geübte 


‘ Praxis des Senates verwiesen, d. h. „auf Vorstellung des 


e 


Generaladvocaten jene Acte für null und nichtig zu er- 
klären, ihre Beobachtung zu verbieten, die geistlichen Ge- 
richtshöfe, von dem sie ausgegangen sind, zu ihrer Zurück- 
nahme zu ermahnen, und für die Zukunft zu warnen, 
perche altrimente si user& con esse di rimedii politici ed 
economici secondo li casi.* 

In jedem einzelnen Falle habe der Senat die Vorstel- 
lung des Generaladvocaten und den hierauf gefassten Schluss 
dem Könige zu unterbreiten, und dessen Befehle zu er- 
warten. 

Andere Regulamente wurden in den Jahren 1770. und : 
1771. erlassen, in denen wesentlich die Grundsätze des 
französischen Rechts Ausdruck fanden. So wurde bestimmt, 
dass auch gegen den Willen des Appellanten dem einmal 
angemeldeten Recurs Seitens des Senats Fortgang gegeben 
werden könne, dass Verjährung nicht stattfinde, dass nicht 
wegen eines Befehles des päpstlichen Stuhles, sondern nur 
wegen dessen Ausführung appellirt werden dürfe u. s. w. 

In Folge dieser Bestimmungen wurde beispielsweise, als 
ein Dr. Roggero in Mondovi excommunicirt worden 
war, am 22. April 1644. Missbrauch für vorhanden erklärt, 
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und allen Geistlichen befohlen, den Gebannten zum Abend- 
mahle zuzulassen, als ob ihn keine geistliche Strafe ge- 
troffen hätte. 

Am 21. Januar 1711. verbot der Senat von Turin die 
Veröffentlichung der Excommunication, welche der General- 
vicar von Novarra über den Canonicus Vietta, den 
prevosto del Bosco und den Podestä der Lomel- 
lina verhängt hatte, und häufig genug wurden Bischöfe 
angehalten, widerrechtlich gefangen Gehaltene freizugeben. 

Als aber Carl Emanuel IV. gestorben war, nahm 
auch das bisher der Kirche gegenüber befolgte System ein 
trauriges Ende. Der Appel comme d’abus blieb zwar be- 
stehen, aber wie konnte er unter einem Fürsten von der 
Bigotterie Victor Emanuels I. Anwendung finden !?%)? 

Auch das napoleonische Regiment war zu vorüber- 
gehend, um dauernde Aenderungen hervorzurufen, und die 
Reaction gegen den Gallikanismus schien seit dem Jahre 1814. 
sogar mit einem nationalen Charakter bekleidet, und von der 
Idee getragen zu sein, auch die letzten Spuren der Frremd- 
herrschaft zu vertilgen. Noch in dem von Carl Albert 
mit Gregor XVI. geschlossenen Concordate wurde das 
Privilegium forı der Geistlichen in weitem Umfange aner- 
kannt, das Asylrecht in der alten, die weltliche Gerechtig- 
keitspflege brachlegenden Weise wieder hergestellt, der 
Unterricht für die Kirche monopolisirt, die Akatholiken mit 
religiöser und bürgerlicher Rechtsungleichheit gekränkt, und 
Kirchliches und Weltliches derart vermischt, dass beispiels- 
weise noch der verbesserte Albertinische Codice penale in 
seinen Artikeln 160—64. auf Acte der Geringschätzung 
gegen Hostien Todesstrafe, auf Missachtung der Reliquien, 
heiligen Gefässe und Bilder langwieriges und lebenslängliches 
Gefängniss, auf Lästerung Gottes und der Jungfrau Maria 
in mittelalterlichem Stile Gefängniss und Zwangsarbeit setzte. 
So werden denn wohl die Fälle der Missbrauchserklärungen 
nur ausnahmsweise vorgekommen sein. Die folgenden zwei 
sind überliefert. 


124) Vgl. über das Folgende Reuchlin in Gelzer, Protest. 
Monatsblätter 1865. Septemb. S. 1683. ff. 
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Die Confraternität S. Rocco di Canelli hatte Con- 
tracte geschlossen, wozu die Approbation des Bischofs von 
Mondovi vergebens erbeten worden war. Die Confrater- 
nität wandte sich deswegen an den Senat, und dieser erliess 
unter dem 1. Januar 1845. ein Decret: „Premesso che !’ap- 
provare i contratti, che all’ aministrazione dei beni delle 
confraternita appartengono, & di esclusiva competenza di 
questo supremo magistrato, e che perciö inutilmente ai dı- 
rigeva all’ autorita ecclesiastica..... Niun riguardo avuto 
ai provvedimenti della curia ecclesiastica, si manda assu- 
mersi le opportune informazioni.“ 

Die Confraternitä del S. Sacramento di 
Trino belangte ihren Schatzmeister den Priester Felice 
Clemente vor der Curia in Vercelli auf Rechnungsab- 
legung und Herausgabe der Kassenschlüssel. Gleichzeitig 
ernannte sie einen neuen Schatzmeister. Das bischöfliche 
Gericht erkannte aber, dass Clemente sein Amt weiter 
fortführen solle, und publicirte seinen Spruch, obgleich die 
Confraternität dagegen in Rom Appellation eingelegt hatte. 

Darauf erging folgendes Senatsdecret: 

„veduto ecc. Abbiamo commesso e commettiamo al 
giudice di Trino d’inibire il prevosto e vicario foraneo della 
parocchiale di detto luogo di devenire alla pubblicazione 
dell’ avviso di cui nella sentenza della curia arcivescovile 
di Vercelli del 13. aprile 1819., portata dall’ ordinanza 
della curia stessa del **%ız. detto anno; di vegliare contem- 
poraneamente all’ esecuzione delle presente; d’ingiungere 
alla confraternita ricorrente di nen dare eseguimento alcuno 
all’ ordinanza suddetta della curia arcivescovile in qualunque 
modo sia per essere notificata, come anche di non ottem- 
perare a verun provvedimento che sul punto di cui sı tratta 
venisse ad essere proferito dalla curia anzidetta; come pure 
di cancellare, nei registri della confraternita medesima l’or- 
dinato con cui essa da prima promosse l’attuale causa avanti 
tutto l’operato Papposito verbale, mandando eseguirsi la 


presente ecc.“ 


Seit dem Jahre 1848. begann jedoch in Piemont 
eine geistige Strömung, welche die Verschmelzung des Kirch- 
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lichen und Staatlichen zu lösen strebte.e Hatte doch die 
Landeskirche mit dem Landesfeinde zu sehr gemeinsame 
Sache gemacht, als dass ihr der Genuss der früheren Pri- 
vilegien hätte erhalten bleiben können. 

Am 27. Februar 1850. legte der Minister Siccardi 
den Kammern seine berühmten, nach ihm genannten Ge- 
setzesanträge vor, die am 9. April 1850. als Gesetz pu- ° 
blieirt wurden, und durch welche die Geistlichen in Civil- 
und Criminalsachen dem bürgerlichen Forum unterworfen, 
dem geistlichen Gericht die Befugniss weltliche Strafen aus- 
zusprechen genommen, das Asylrecht beseitigt, und Amor- 
tisationsbestimmungen eingeführt wurden !2°). Im Laufe der 
folgenden Jahre ist denn die Civilehe angeordnet !?°), das 
staatliche Recht über das Unterrichtswesen wahrgenom- 
men '?”), und die Säcularisirung der Klöster angebahnt 
worden 1?®), 

Wenn nun auch durch den Inhalt der neuen Gesetze 
die Möglichkeit der geistlichen Uebergriffe in das staatliche 
Gebiet bedeutend geschmälert wurde, so reizte doch schon 
der Erlass der Maassregeln einen Theil der Geistlichkeit in 
bedenklicher Weise. 

Gleich nach der Publication der leggi Siecardi erklärte 
der Erzbischof von Turin, Fransoni, dass die bürger- 
lichen Gesetze das Recht der Kirche nicht beseitigen dürf- 
ten; er verbot den Geistlichen vor einem bürgerlichen Ge- 
richtshof in Civil- oder Criminalsachen ohne Erlaubniss der 
kirchlichen Oberen zu erscheinen. Die Regierung schritt 
energisch ein. Dear erzbischöfliche Erlass wurde cassirt, 
und sein Verfasser wegen Pressvergehens zur Verantwor- 
tung gezogen. Trotz seiner Weigerung vor dem incompe- 
tenten Gericht zu erscheinen, wurde er zu einer Strafe von 
500. Francs und einem Monat Gefängniss verurtheilt, welchen 
er auf der Citadelle Turins verbüsste.e Als er auch da- 


125) Vgl, Legge Siccardi sull’ abolizione del Foro e 
delleimmunitä ecclesiastiche. Torino 1850. 

126) Vgl. mein Recht der Eheschliessung (Leipzig 1865.) S. 611. ff. 

ın Vgl. Reuchlin a. a. O0. 

18) Vgl. meine Mittheilungen aus fremden Gesetzgehungen, 
Ztschrft. Bd. 4. S. 385. £ 
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durch in seiner Agitation nicht behindert wurde, traf ihn 
eine neue zweimonatliche Gefängnissstrafe, der er sich nur 
durch Verlegung seines Wohnsitzes nach Lyon entzog ??°). 

Ebenso durchgreifend verfuhr die Regierung gegen den 
Erzbischof von Cagliari, Nurra, der die Beamten mit 
Excommunication bedroht hatte, welche ein von der Re- 
gierung erlassenes, die Aufhebung der Zehnten auf der 
Insel Sardinien betreffendes Gesetz zur Ausführung bringen 
würden. Der Gerichtshof von Cagliari erkannte am 21. 
September 1850., dass der Erzbischof von seinem Sitze zu 
entfernen, und seine Temporalien zu sperren seien; ein 
Regierungsdampfer brachte den widerspenstigen Prälaten 
nach Rom. 

Am 30. October 1859. wurde ein neues Gesetz über 
die Organisation des Staatsrathes erlassen, in dessen Art. 
19—21. auch speciell des appel comme d’abus gedacht 
wurde 13°), 

Der Staatsrath verkündet in einer Sitzung aller Mit- 
glieder, so heisst es, die Maassregeln, die in Bezug auf die 
Attributionen der weltlichen und geistlichen Macht ge- 
troffen sind. 

In den im vorigen Artikel erwähnten Fällen übergiebt 
der Minister der Justiz und Gnadensachen den Antrag dem 
Präsidenten des Senats, und betraut die Stellung der wei- 
teren Anträge einem der Referendare, die mit den Fun- 
ctionen des öffentlichen Ministeriums ausgerüstet sind. 

Die Instruction, wenn sie erforderlich ist, wird einem 
Staatsrath der competenten Section übergeben, welcher 
darüber Bericht zu erstatten hat. 

Der Staatsrath erkennt über den Antrag, den Bericht 
und die Schlüsse des öffentlichen Ministeriums, entfernt das 
Hinderniss der missbräuchlichen Handlung, oder annullirt 
sie, je nach Bedürfniss, und setzt die Sache in den vorigen 
Stand. 

Ausserdem kann der Staatsrath, wenn er darum an- 
gegangen ist, die Temporalien sperren. 


129) Vgl. Reuchlin a. a. O. 
180) Bulletino delle leggi No. 3707. 
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Mit diesen Bestimmungen sind dann noch die Art. 193. 
und 268—270. des Sardinischen Strafgesetzbuches vom 20. 
November 1859. in Verbindung zu setzen, welche den ent- 
sprechenden des Code penal nachgebildet sind !?1), 


en. 


181) Art. 198. >... . Dieselbe Strafe ist auf die Geistlichen der 
Staatsreligion oder der geduldeten Religionen anwendbar, welche zu 
Gunsten oder zum Nachtheil bestimmter Wahlbewerber die Stimmen 
der Wähler zu binden suchen, indem sie an von ihnen in der Rang- 
folge abhängige Personen Anweisungen richten, oder zu diesem Zwecke 
an dem Gottesdienst geweihten Orten Reden halten, oder indem sie 
geistliche Versprechungen oder Drohungen äussern. .... . (Verlust der 
Wahlrechte auf 5—10. J. bei Wahlen zum Landesparlament; sonst 
3—6. J.; Geldstrafe v. 250—2000. Lire im ersteren, 100—1000. im 
letzteren Falle.) 

Art. 268. Die Geistlichen der Staatsreligion oder geduldeter Re- 
ligionen, welche bei Ausübung ihres Amtes in öffentlicher Versammlung 
Reden äussern, die einen Tadel der Staatseinrichtungen oder Gesetze 
enthalten, oder welche Handlungen begehen, welche geeignet sind, 
Verachtung oder Missvergnügen gegen dieselbe zu erwecken, oder 
welche durch ungehörige Verletzung ihrer Amtsverrichtungen das öf- 
fentliche Gewissen oder den Frieden der Familien stören, werden mit 
Gefängniss von 3. Monaten bis 2. Jahren bestraft. 

Die Strafe beträgt 6. Monate bis 3. Jahre Gefängniss, wenn der 
Tadel in Schriften, Anweisungen, oder anderen irgendwelchen Urkunden 
ausgesprochen wird, die in öffentlicher Versammlung vorgelesen, oder 
sonst veröffentlicht worden. 

In allen Fällen des gegenwärtigen Satzes wird der Gefängnissstrafe 
eine Geldstrafe beigefügt, welche sich bis auf 2000. Lire belaufen kann. 

Art. 269. Wenn die in vorhergehendem Satze erwähnten Reden, 
Schriften oder Handlungen eine Aufforderung enthalten, den Staats- 
gesetzen oder anderen Maassregeln der Staatsbehörde nicht zu gehor- 
chen, so wird die Strafe Gefängnissstrafe nicht unter 3. Jahren, und 
Geldstrafe nicht unter 2000. Lire sein. 

Hatte die Aufforderung Empörung oder Aufruhr zur Folge, so wird 
der Auffordernde als Theilnehmer bestraft. 

Art. 270. Jede Uebertretung der bestehenden Anordnungen über 
die Nothwendigkeit der Zustimmung der Regierung zur Veröffentlichung 
oder Vollziehung der auf die Staatsreligion oder andere Religionen sich 
beziehenden Verfügungen wird je nach Umständen mit Gefängniss bis 
zu 6. Monaten, oder mit Geldstrafe bis 500. Lire bestraft.« 
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IV. 
England. 

Das Verhältniss von Kirche und Staat in England hat 
beständig einen eigenartigen Charakter gehabt, der das 
Recht dieses Landes von dem continentalen beträchtlich 
unterscheidet. 

Mochten auch die englischen Fürsten durch politische 
Nothwendigkeit gezwungen sein, eine Zeitlang in Lehens- 
abhängigkeit zum römischen Stuhle zu treten '??): auf die 
innere Lage der Kirche war das von nur sehr vorübergehen- 
dem Einfluss, zumal die Könige das lästige Joch der päpst- 
lichen Oberhoheit abzustreifen nicht säumten !?°), die Grossen 
des Reichs — sehr im Gegensatz zu den deutschen Fürsten 
— im Kampfe mit der Kirche fest auf Seiten ihres Herr- 
schers standen !°*), und selbst die englische Geistlichkeit 
ihr Nationalgefühl nie verläugnete, wenn es galt, römischen 
Prätentionen entgegenzutreten 3°), 

Die Behauptung englischer Schriftsteller, dass der König 
von England Rechte über die Landeskirche ausgeübt habe, 
die den kaiserlichen, aus der Advocatie fliessenden, ent- 
sprachen !°°), ist wohl begründet, ja die Befugnisse der 
englischen Herrscher waren schon im Mittelalter bedeutend 
weiter greifend, und lassen das allmähliche Zusteuern zu dem 
Ziele der Verschmelzung von Staat und Kirche, welches 
dann Heinrich VIII. erreichte, deutlich erkennen. 

Wir finden in England, dass der König einen Einfluss 
auf die Pfründenbesetzung, theils mit Bewilligung, theils 


182) Schon unter Wilhelm dem Eroberer wurde die Lehens- 
abhängigkeit Englands Seitens der römischen Curie behauptet. Vgl. 
Selden not. ad Eadmer hist. novor. (London 1624.) 164. -— Jo- 
hannes, Lehenseid bei Rymer foedera I., 1., 129. Vgl. auch über 
Eduard II. Raynald. annal. ad a. 1316. no. 24. 

1882) Schon durch St. 16. Ric. II. c. 5. Vgl. Burn, ecclesiastical 
law (London 1842.) s. v. Supremacy. 

184) Vgl. Stat. of Merton v. J. 1235. — 6. c. 9. Laurent 
la papaute& et l’empire (Bruxelles et Leipzig 1860.) 245. 

185) Vgl. Gneist, Gesch. u. heut. Gestalt d. Aemter in England 
(Berlin 1857.). 


186) Vgl. Burnet, history of the Reformat. of the Church of 
England 1., 106. 
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wenigstens ohne Behinderung der Kirche ausübte !?7), wie 
er den deutschen Kaisern nicht vergönnt wurde, dass das 
Recht der Regalie !?®), Spolie 1%?) und ersten Bitte 14°) ge- 
übt, die Heranziehung der Geistlichen zu Staatslasten durch- 
gesetzt 141), und das Placet gegen päpstliche Bullen !*?) und 
Legaten !*?) energisch gehandhabt wurde. 

Die geistliche Gerichtsbarkeit, auf welche wir hier ge- 
nauer einzugehen haben, war zuerst von Wilhelm I. ein- 
geführt worden !*%), und hatte sich dann in einer sehr 
eigenthümlichen Weise gestaltet, so dass die Vorschriften 
des kanonischen Rechts über die Competenz der geistlichen 
Gerichte theils gar nicht zur Ausführung kamen, theils 
wesentliche Modificationen erhielten. 

Die Scheidung zwischen geistlichen und weltlichen 
Sachen wurde zwar auch vorgenommen, aber zu den letz- 
teren Manches gezählt, dessen Spiritualität die Kirche fest 
behauptete. 

So war es dem geistlichen Richter freilich unbenommen, 
gegen ketzerische Personen einzuschreiten, aber die Erfolg- 
losigkeit der kirchlichen Maassnahmen musste sich schon aus 
dem Umstande von selbst ergeben, dass der weltliche Richter 
dem Beginnen des geistlichen theilnahmlos zusah, und nicht 


187) Der Investitur mit Ring und Stab entsagte Heinrichll. i. 
J. 11056. — Vgl Friedberg de fin. int. eccl. et civit. reg. iud. 
(Lipsiae 1861.) 173. — Die Belehnung vor der Consecration blieb aber 
bestehen — Glanvilla tractat. de legib. et consuetudinib. regni 
Angliae temp. Henrici II. lib. 9. c. 1. — Vor der Wahl bedurfte es 
eines conge d’elire — Friedberg.a. a. O. 174. — Wie sehr aber 
die Wahlfreiheit verletzt wurde, darüber vgl. C. provinc. Cant. v. J. 
1257. bei Wilkins Conc. Magnae Brit. 1., 726. Stat. Artic. 
Cleri c. 14. 

88) De Marca de concordia imperü et sacerdotii lib. 8. c. 22. 
Vgl. Friedberg a. a. O. 221. 

139) Ebendas. 223. 

10) Blackstone, Comment. on engl. law: 1., 474. 

1) Vgl. im Allgem. Burn a. &. 0. s, v: Charitable works. Fried- 
berg aa. O. 19. 

12) Ebendas. 156; 

N) Ebe.ndas. 155. 

14) Vgl. Gneist, Gesch, u. Heut. Gestalt d: engl. Communal- 
verf. (Berlin 1863.) 1., 113. £ 
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mit seinem Schwerte dem geistlichen dienstbar war !*°). 
Erst Richard I. — 5. Ric. D. St. 2. c. 5. — verordnete, 
dass die Sheriffs ketzerische Geistliche auf Wunsch des 
kirchlichen Richters verhaften sollten, und gewährte auch 
dasselbe Laien gegenüber, doch hier mit specieller Prüfung 
jedes einzelnen Falles durch den Kanzleihof '*%), und erst 
St. 2. Henry IV. c. 15. führte das auf dem Continent 
geltende Recht auch in England ein 147). 

Voliständig anerkannt war eigentlich nur die kirchliche 
Cognition über die Fleischesverbrechen !*®) und die Miss- 
handlungen der Cleriker, dagegen wurden die Meineidigen 
theils allein vom weltlichen Richter verurtheilt, theils dem 
geistlichen untersagt, solche Verbrecher zur Rechenschaft zu 
ziehen, falls sie schon eine weltliche Strafe verbüsst hätten 14°). 

Bei den Wucherern wurde ein Unterschied gemacht, 
ob sie noch lebten, in welchem Falle sie der königlichen 
Gerichtsbarkeit anheimfielen, oder erst nach ihrem Tode 
dieses Verbrechens bezüchtigt wurden, wo dann die Kirche 
entscheiden, und eine Confiscation aller hinterlassenen Güter, 
jedoch diese wieder zu Gunsten des Staates eintreten sollte '?°). 

Injurien endlich wurden vom geistlichen Richter beur- 
theilt, falls die Beleidigung in dem Vorwurfe eines Ver- 
gehens bestand, dessen Bestrafung der Kirche zugestanden 
haben würde !°}). 

Aber auch wo die Kirche vom Staate unbehindert ihre 
Competenz aufrecht zu erhalten vermochte, war ihr doch 
nicht vergönnt, andere Strafen zu verhängen, als körper- 
liche und Bussen !°?), und daraus ergab sich die natürliche 


145) Vgl Gneist, Gesch. u. heut. Gestalt d. Aemter 180. 

1446) Vgl auch 2. Henry N. St. 1.c. 7. Burn eccl. law. s. v. 
heresy. 

4 Vgl. St. circumspecte agatis v. J. 1285. Reeves 
history of the english law (London 1814.) 4., 49. 

148) Vgl. Stat. circumspecte agatis. 

149) Vgl. Collier, Eccles. Hist. of Great Britain. (London 1708.) 
1., 455. Wilkins, Conc. 3., 249. — 11. Hen. VL c. 21. c. 25. 

150) Vgl. Glanvilla a.a. O. lib. 7.c.16. — 15. Edw. Ost. 1. c.5. 

151) Goke, institutions upon Littleton (London 1642.) 2., 493. 

152) Ebendas. 2., 489. — Fleta seu commentar. iur. Anglici 
lib. 2. c. 58. St. Articuli Cleri c. 3. 


an 
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Consequenz, dass der in anderen Ländern befolgte Grund- 
satz keine Anwendung finden konnte, dass der im geist- 
lichen Forum Bestrafte von weltlicher Busse frei sein 
sollte 15°). — Die Natur der von beiden Gerichtshöfen zu 
verhängenden Strafen war eben grundverschieden. 

Die Gränzen der Civiljurisdietion waren noch bei Wei- 
tem künstlicher. 

So gehörten Ehesachen zur geistlichen Gerichtsbarkeit 
aber nur, wenn zur Erörterung kam, ob die in Frage 
stehende Verbindung eine rechtmässige Ehe — matrimonium 
de iure — sei, nicht wenn die factische Existenz der Ehe 
angezweifelt wurde ?°%), und eine noch schwierigere Schei- 
dung wurde bei Dotalprozessen vorgenommen 153), 

Testamentssachen beurtheilte der geistliche Richter, 
doch hier wieder mit der Beschränkung, dass er nur über 
das Factum, dass im Testament über die Erbschaft dis- 
ponirt sei, erkennen, und den Willen des Testator zur Aus- 
führung bringen durfte, während die Frage, ob der Te- 
stator überhaupt zur Abfassung dieses letzten Willens be- 
fugt gewesen sei, der Beurtheilung des weltlichen Richters 
anheimfiel 186), 

Patronat- 15°) und Zehntstreitigkeiten !5®) waren dem 
geistlichen Richter gänzlich entzogen, und ebenso die Co- 
gnition der durch Eid bestärkten Verträge, wenn nicht diese 
schon an und für sich der kirchlichen Beurtheilung zu- 
fielen 15°). 

Das Privilegium fori der Geistlichen fand nur sehr 


158) Vgl. die Urk. v. J. 1309. bei Wilkins a a O. 2. 316: 
»Respondit Rex: quod quando eadem causa diversis rationibus coram 
diversis judicibus ecclesiasticis et secularibus ventilatur, utpote de vio- 
lenta manuum injectione in clericum; tunc non obstante ecclesiastico 
iudicio curia regia idem negotium tractat, ut sibi expedire videtur, 
diverso tamen modo sicut supra dicitur.« 

154) Darüber habe ich ausführlich gehandelt in meinem Recht 
der Eheschliessung (Leipzig 1865.) 49. ff. 

166) Vgl. Reevesa.a. O. 3, 65. Friedberg a.a. O. 123. 

166) Vgl. Urk. v. J. 1809. bei Wilkinsa. a. O. 2, 316. 

157) Glanvillaa. a. O. lib. 4. c. 13. | 

156) Goke inst. 2, 489. 

180) Cokea. a. O0. 2., 4983. 

Zeitschr. f. Kirchenrecht. VI. 2. 16 
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allmählich und auch dann mit wesentlichen Beschränkungen 
Anerkennung. 

Auf dem Reichstag zu Clarendon i. J. 1164. wurde 
festgesetzt 18%: 

„Cleriei accusati de quacunque re, summoniti a judi- 
ciario regis veniant in curiam ipsius responsuri ibidem de 
hoc unde videbitur curiae regis quod ibi sit respondendum; 
ita quod regis justiciarius mittet in curiam S. Ecclesiae ad 
videndum quo modo res ibi tractabitur, et si Clericus con- 
victus vel confessus fuerit non debet eum de cetero ecclesia 
tueri.* 

Und wenn auch Heinrich II. diese Bestimmung der 
Kirche gegenüber nicht vollständig durchzusetzen im Stande 
war, so wurde doch in Gemässheit der auf demselben Reichs- 
tage ausgesprochenen Grundsätze der Erzbischof Thomas 
a Becket durch ein Pairsgericht verurtheilt. 

Freilich gewährte dann die spätere Gesetzgebung den 
Geistlichen das s. g. benefit of clergy !*!), aber ein- 
mal war das für bestimmte landesgefährliche Verbrechen 
ausgeschlossen !°2), andrerseits wurde es nur denen zuer- 
theilt, die ihren geistlichen Stand nach gewissen, staatlich 
aufgestellten Erfordernissen darzuthun vermochten 19%) und 
endlich wurde es seit 3. EduardIl. c. 2. üblich, erst die 
Untersuchung im weltlichen Gerichte zu führen, und dem 
geistlichen nur die Bestrafung zu überlassen, damit eben 
keine Bemäntlung des Verbrechens erfolgen könne !®*), 
Die unbeweglichen Güter der verurtheilten Cleriker con- 
fiscirte der König !°°). 

Auch das geistliche Forum der Cleriker in bürgerlichen 


180) Vgl. im Ganzen Gneist, Gesch. u. heut. Gestalt d. Aemter 
in Engl. 174, f£ Dove de iurisd. p. 118. f. 

161) Vgl. Burn a. a. O. s. v. benefit of clergy. Abgeschafit i. J. 
1827. durch St. 7. u. 8. Geo. IV. c. 27. u. 28. Vgl. auch Fischel, 
die Verfass. Englands. (Berlin 1862.) S. 179. £. 

162) Vgl. Collier, Church history 1., 374. Pauli, Gesch. v. 
Engl. 3., 47. Friedberg.a.a. O. 138. 

168) Reeves a. a. O. 3., 420. 

164) Zur Zeit von Bracton galt diese Beschränkung noch nicht, 
vgl. Cokea.a. O. 2. 164. 

185) Briton c. 4. 
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Rechtsstreitigkeiten unterlag mannigfachen Einschränkungen, 
wie denn alle Prozesse über Immobilien und „catalla lai- 
corum“ d.h. Forderungen, denen kein geistlicher. Charakter 
innewohnte, vor dem weltlichen Richter verhandelt wurden !®®), 

Die Appellation vom geistlichen Gericht an den König, 
welche Heinrich Il. in Clarendon angeordnet hatte 187), 
liess sich nicht durchsetzen; dagegen waren Appellationen 
nach Rom strenge verboten 19). 

Excommunicirte. endlich, um auch noch die Execution 
des geistlichen Richterspruches hier zu berücksichtigen, 
sollten nicht allein bürgerliche Rechtsnachtheile erleiden !°°), 
sondern auch durch staatlich verhängte Gefängnissstrafe 
zur kirchlichen Busse genöthigt werden 17%). — 

Werfen wir jetzt die Frage auf, wie der Staat die 
vielfach der Kirche gegenüber in Anspruch genommenen 
Machtbefugnisse vor Verletzungen der Geistlichen sicherte, 
so sind zweierlei von ihm angewendete Mittel zu scheiden. 

Mit St. 27. Edw. II. st. 1. beginnt die lange Reihe 
der Praemunire-Statuten, die mit harter Leibes- und 
Geldstrafe die Uebertretung der staatlichen Gesetze be- 
drohten, und noch älter sind die writs of prohibition, 
die allein gegen Competenzüberschreitungen der geistlichen 
Jurisdiction gerichtet waren. 

Beide Rechtsmittel entsprechen dem Recursus ad prin- 
cipem und bedürfen daher einer genaueren Erörterung. 

Für die Darstellung des Praemunire wird es indessen 
genügen, die zwei vorzüglichsten Statute 27. Edw. Il. 
c. 1. und 16. Ric. 2. c. 5. dem Wortlaute nach anzu- 
führen. 

Das erstere bestimmt: „Because it is shewed to our 


166) Vgl. die Antwort des Königs auf die Beschwerden der Geist- 
lichen bei Wilkins a. a. O. 2., 819. 

187) 0.8, 

168) Vgl. Burn a. a. O. s. v. appeal. Friedberg a. a.0. 152. 

16%, Vgl. Fleta a. a. O. lib. 6. c. 15. 

170) Vgl. Burn a. a. O. s. v. excommunication. Reeves a. 2.0. 
1., 472. — Neuerdings sind die Folgen der Excommunication durch 


‚8t. 53. Geo. III. c. 127. — 12. Juli 1813. — neu festgesetzt worden. 


Demnach tritt deswegen Gefängnissstrafe bis zu 6. Monaten ein. 
16 * 
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lord the king, by the grievous and clamorous complaints 
of the great men and commons of the realm, to answer of 
things whereof the cognizance pertaineth to the king’s court; 
and also that the. judgments given in the same court be 
impeached in another court, in prejudice and disherision 
of our lord the king, and of his crown, and of all the 
people of his said realm, and to the undoing and destruction 
of the common law of the same realm at all times used: 
Whereupon, upon good deliberation had with the great men 
and other men of his said council, it is assented and ac- 
corded, that all the people of the king’s liegance of what 
condition that they be, which shall draw any out of the 
realm in plea, whereof the cognizance pertaineth to the 
king’s court, or of things whereof judgments be given in 
the king’s court, or which do sue in any other court to 
defeat or impeach the judgments given in the king’s court, 
shall have a day containing a space of two months, by 
warning to be made to them, to appear before the king 
and his council, or in his chancery or before the king’s 
justices of the one bench or the other, or before other the 
king’s justices which to the same shall be deputed, to 
answer in their proper persons to the king, of the contempt 
done in this behalf. And if they come not at the said day 
in their proper person to be at the law; they, their pro- 
curators, attornies, executors, notaries, and maintainers, 
shall from that day forth be put out of the king’s protection, 
their lands and goods forfeit to the king, and their bodies 
wheresoever they may be found, shall be taken and im- 
prisoned and ransomed at the king’s will, and upon the 
same a writ shall be made to take them by their bodies, 
and to seize their lands, goods and possessions into the 
king’s hands; and if it be returned that they be not found, 
they shall be put in exigent and outlawed. Provided, that 
at what time they come before they be outlawed, and will 
yield them to the king’s prison to be justified by the law, 
and to receive that which the court shall award in this 
behalf, they shall be thereto received, the forfeiture of lands 
and goods abiding in their force, if they do not yield them 
within the said two months as is aforesaid.“ 
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Durch St. 16. Ric. 2. c. 5. aber, welches vom Papste 
als „execrabile statutum“ und dessen Erlass als „foedum et 
turpe facinus“ bezeichnet wurde !7!), ward die Verordnung 
getroffen, dass, „if any shall purchase or pursue, or cause 
to be purchased or pursued, in the court of Rome or el- 
sewhere, any translations of prelates, processes, sentences 
of excommunication, bulls, instruments, or any other things 
whatsoever which touch the king, against him, his crown 
and his regality, or his realm; and they which bring within 
the realm or them receive, or make thereof notification, or 
any other execution whatsoever within the said realm or 
without; and counsellors, shall be put out of the kings 
protection and their lands and goods forfeited to the king, 
and they shall be attached by their bodies if they may be 
found, and brought before the king and his council, there 
to answer to the cases aforesaid, or process shall be made 
against them by praemunire facias, in manner as itis con- 
tained in other statutes of provisors; and other which do 
sue in any other court in derogation of the regality of our 
lord the king.“ 

Derselben Art waren die St. 38. Edw. II. c. 2., 
1. Rice. D. c. 1, 3. Ric. II. c. 2, 7. Ric. D. c. 12., 
13. Ric. D. st.2.c.3., . HenryIV.c.3., 5. Henry IV. 
c. 11., 9. Henry IV. c. 3., welche die Strafe des Prae- 
munire ausdehnten auf Erlangung kirchlicher Aemter mit 
Verletzung der Rechte des Königs oder eines Unterthanen, 
Ausführung von Geldern in’s Ausland, Exemtionen geist- 
licher Personen, Einmischung des Papstes in die kirchlichen 
Wahlen u. s. w. 172), — 

Ueber die writs of prohibition werden wir von den 
älteren juristischen Schriftstellern genau unterrichtet. 

Fühlte sich eine Person durch einen geistlichen Rich- 
terspruch in der Art beschwert, dass sie die Competenz 
des geistlichen Richters bezweifelte, so wandte sie sich an 
den königlichen Kanzleihof, der das Gesuch prüfte, und 


171) Burna.a 0. 2., 36. 

173) Die einzelnen hierauf bezüglichen Statuten finden sich ange- 
führt bei Gneist, Gesch. u. heut. Gestalt. d. engl. Communalverf. 
209. £. 
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je nach dem Ausfall seiner Untersuchung, dem geistlichen 
Verfahren freien Spielraum liess, oder dessen Fortführung 
durch ein an den geistlichen Richter gesandtes Schreiben 
— vrit of prohibition — verbot. 

Leistete der geistliche Richter diesem Befehle keine 
Folge, so wurde ihm aufgegeben, sich an bestimmtem Tage 
dem königlichen Richter zu stellen, um wegen seines Un- 
gehorsams Rechenschaft abzulegen. „Si A fecerit te se- 
curum, lautet das bei Bracton!??) mitgetheilte Formular, 
de clamore suo prosequendo, tunc pone per vadium et sal- 
vos plegios B. talem ordinarium, quod sit coram nobis 
ostensurus, quare tenuerit placitum in curia christianitatis 
de laico feodo ipsius A. contra prohibitionem nostram.“ 

Bei weiterer Contumaz wurde der Bischof aufgefordert, 
‘den widerspenstigen Cleriker zu stellen, und sich zugleich 
zu verantworten, warum er auf den früheren königlichen 
Befehl nicht einen disciplinarischen Zwang gegen seinen Un- 
tergebenen angewendet habe !7%), „Rex Vicecomiti salutem. 
Summone per bonos summonitores R. Londinensem epis- 
copum quod sit coram justiciariis nostris etc. ad talem diem, 
et ibi habeat talem archidiaconum vel talem Clericum ad 
respondendum tali de Placeto quare etc. et ostendendum, 
quare non fecerit eum venire coram praefatis justiciariis 
nostris ad talem diem, sicut ei mandatum fuit, et quare 
non misit breve etc.“ 

Blieb auch diese Ladung ohne Erfolg, so wurde mit 
Zwangsmaassregeln vorgegangen, bis dem staatlichen Ge- 
bote gehorsamt war: „Rex vicecomiti salutem ... praecipimus 
tibi, quod distringas R. Lond. Ep. per omnes terras et 
catalla sua, quae habet in Balliva tua .... et sic in in- 
finitum, fügt Fleta hinzu, donec venerit.“ 

Die Eifersucht der weltlichen Gerichte in England auf 
die geistlichen war von jeher gross. Es widersprach dem 
englischen Rechtsbewusstsein, dass hier die Angeklagten zu 
Reinigungseiden genöthigt, und dass statt der Geschworenen, 
beamtete Richter das Recht finden sollten. Daher wurde 


178) De legib. et consuetudin. Angliae, 409, 
174) Fleta a. a. O. lib. 2. c. 169. 
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jede Gelegenheit wahrgenommen, die geistliche Gerichts- 
barkeit zu verkürzen, und die writs of prohibition boten 
dazu die passende Handhabe. 

So finden wir denn heftige Klagen der Geistlichen 
nicht nur wegen der Uebergriffe der weltlichen Gerichtsgewalt 
im Grossen und Ganzen, sondern auch speciell wegen Miss- 
brauchs der writs of prohibition. 

„Item, heisst es ı. J. 1257. 175), „... . si index eccle- 
siasticus contra prohibitionem regiam procedat, attachiatur: 
comparens coram Justiciariis, compellitur judex exhibere 
acta sua, ut per ea decernant utrum negotium pertineat ad 
forum Ecclesiasticum vel seculare. Et si videatur eis quod 
pertineat ad forum Regium, querelatur judex, qui si con- 
fiteatur, se post prohibitionem processisse, amerciatur: si 
neget, indicitur ei purgatio per judicem secularem, ad te- 
stimonium duorum vilissimorum ribaldorum. Et si purgare 
se noluerit, incarceratur donec Justiciariis Sacramentum 
praestiterit corporale, quod non processit contra prohibi- 
tionem: et si facere noluerit, in carcere retinetur. Similiter 
actor si sequatur.“ 

Es wird Beschwerde geführt, dass, falls der geistliche 
Richter dann von dem weltlichen für nichtschuldig erkannt, 
ihm für Kosten und Mühen keinerlei Ersatz gewährt 
werde, und den unbefugt Appellirenden kein bemerkens- 
werther Nachtheil treffe, während umgekehrt bei der klein- 
sten Amtsüberschreitung ohne die Möglichkeit irgend eines 
Rechtsmittels Gefängnissstrafe erfolge. 

So würden natürlich die geistlichen Richter furchtsam 
und leisteten jedem writ of prohibition ohne Unterschied 
Folge zum grössten Schaden der kirchlichen Gerechtigkeits- 
pflege. — Freilich fasste die Geistlichkeit deswegen ener- 
gische Beschlüsse 17°), Die königlichen Beamten wurden 
mit Excommunication bedroht, selbst die Ländereien des 
Königs sollten, wenn er nicht Abhülfe leiste, mit dem In- 
terdict belegt werden, aber das scheint doch nicht bedeutend 


176) Mattbaeus Paris, Hist. maior (Paris 1644.) Appdx. 
p. 181. 
176) Ebendas. 138. £. 


240 E. Friedberg: 


geholfen zu haben, denn schon zehn Jahre später — 1267. — 
werden auf’s Neue dringende Klagen an den König ge- 
richtet, und ähnliche finden sich in den Jahren 1283. und 
1285. 177), 

Erst unter Eduard I. kam die königliche Gewalt der 
Kirche zu Hülfe. In 13. Edw. I. st. 4. dem Statut 
circumspecte agatis wurde verordnet, dass der geist- 
liche Richter in „causis mere spiritualibus“, — welche ein- 
zeln aufgeführt werden — „non obstante regia prohibitione“ 
verfahren dürfe, und St. 24. Edw. I. (writ of consulta- 
tion) 172), sowie 9. Edw. II. fuhren in demselben freilich 
mehr oder weniger fruchtlosen Bemühen fort. 


Das Recht der writs of prohibition von der Reformation 
bis auf den heutigen Tag, steht an Interesse dem mittel- 
alterlichen bedeutend nach. 

Denn wie viel Hoheitsrechte die englischen Könige auch 
über die Kirche in Anspruch genommen haben mochten: 
sie standen ihr doch als einer fremdartigen, vom Staate 
getrennten und zu trennenden Körperschaft gegenüber. Die 
Kirche bildete einen eigenen Kreis, der nicht innerhalb des 
staatlichen Bereiches lag. 

Seit der Reformation hat sich das geändert. Der König 
ist Haupt der Kirche, das Parlament hat an dem Kirchen- 
regiment Theil genommen, die anglikanische Kirche, welche 
wesentlich in Betracht zu kommen hat, ist Staatskirche. 

Freilich hat sich die geistliche Jurisdiction erhalten, 
freilich können die kirchlichen Gerichte auch heute noch in 
den Bereich der weltlichen übergreifen, aber die Gerichts- 
barkeit, die hier gehandhabt ist, wird auch im Namen des 
Königs ausgeübt, der Competenzstreit ist innerhalb des 
Staates zwischen zweien seiner Organe, und wird nach 


ım Vgl. Wilkins a. a. O. 2., 100. 115. 

176) Writ of consultation wird das Schreiben genannt, welches der 
weltliche Richter, falls eine Incompetenz des geistlichen nicht ange- 
nommen wird, an diesen richtet, um ihn zur Fortführung des Pro- 
zesses zu ermächtigen. Vgl. im Ganzen Burn a. a. O. s. v. Consul- 
tation. | 
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Weise der continentalen Competenzconflicte durch die writs 
of prohibition zum Austrage gebracht. 

Dazu kommt noch, dass die Gerichtsbarkeit der Be 
lichen Höfe — Court of the Archdeacon, Consistory Court, 
Court of Arches, of peculiars, des Prerogative Court, und 
des durch St. 3. u. 4. Vict. c. 85. begründeten Discipli- 
narhofes 17%) — neuerdings sehr beschränkt worden ist. 

Schon St. 6. u. 7, Will. IV. hatte die Zehntsachen 
der geistlichen Cognition entzogen, St. 20. u. 21. Vict. 
c. 85. (28. August 1857.) schuf einen neuen Ehegerichtshof 
(Court of divorce and matrimonial causes), und St. 20. u. 
21. Vict. c. 7. errichtete den Testamentsgerichtshof (Court 
of probate). So wird denn heut zu Tage nur über Gebühren- 
prozesse, Pflichten zur Reparatur von Kirchen, und in reinen 
Spiritualibus vom geistlichen Richter entschieden. 

Die writs of prohibition, die von der Queen’s Bench, 
zuweilen aber auch aus den Courts of Chancery, of 
Common pleas und of the Exchequer hervorgehen, 
und meist nur in den Fällen gewährt werden, wo eine Ver- 
letzung der Landesgesetze und der Freiheit der Staats- 
bürger zu befürchten steht, werden nach der Systematik 
englischer Schriftsteller aus drei Gründen ertheilt !?°). 

„Pro defectu jurisdietionis“, wenn der geistliche Gerichts- 
hof überhaupt, oder der betreffende nicht competent ist, „pro 
defectu triationis*, wenn zwar der Hauptpunkt des Prozesses 
der geistlichen Cognition unterliegt, nicht aber die Incident- 
punkte, und endlich „for proceedings as the law does not 
warrant*, wenn bei Incidenzen über die dem geistlichen 
Richter zu verhandeln verstattet ist, welche aber eigentlich 
weltlicher Natur sind, nach den Grundsätzen des kano- 
nischen, und nicht nach denen u Common law verfahren 
wird. 

Die Nichtbefolgung des richterlichen Befehles zieht für 
den ungehorsamen geistlichen Richter, sowie für die Partei 
Geld- und Gefängnissstrafe nach sich. 


178) Vgl. über dieselben Fischel a. a. O. 236. fi. und ausführlich 
Burn aa. O. s. v. Courts. _ 
‚0, Vgl. Roger eccles. law (London 1849.) S. 776. ff. 
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Die nähere Ausbildung des Institutes hängt mit der 
wunderbar gestalteten, und einem continentalen Rechtsbe- 
wusstsein fast unverständlichen Competenzeintheilung der 
geistlichen und weltlichen Gerichte zusammen, und bedarf, 
als des allgemeinen Interesses baar, keiner ausführlicheren 
Darstellung !??). 

Schliesslich mag noch bemerkt werden, dass das Prae- 
munire des alten Rechtes, durch zahlreiche Statute Hein- 
richs VII. und seiner Nachfolger auf jeden Verkehr mit 
Rom ausgedehnt, noch heute in Kraft ist!#?2), Als der 
Staatssecretär des auswärtigen Amtes Canning den At- 
torney General und Solicitor General befragte, ob er ein 
officielles Antwortsschreiben auf die Seitens der römi- 
schen Curie bei Gelegenheit des päpstlichen Thronwech- 
sels erlassene Note an den Papst richten könne, erklärten 
diese, dass er sich dadurch eines Praemunire schuldig ma- 
chen würde 19°). 


161) Ich verweise ausser dem bereits genannten Roger S. 776. 
noch auf Burn & a. O. 8. v. prohibition und Gibson Codex iur. 
Angl. s. h. v. 

182) Vgl. Burn.a. a. O. s. v. Popery. 

185) Ebendas. 2., 145.; bei Fischel a. a. O. 174. ist das Citat 
falsch. — England kennt nämlich keinen Papst, sondern nur einen 
Bischof von Rom. 
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vo. 


Der Vebergang des Patronatrechts auf den Firmar. 


Von 
Dr. jur. Adolf Wach 
zu Göttingen. 


In den Lehrbüchern über Kirchenrecht von Richter!) 
und Walter), die zu den anerkannt besten ihrer Rich- 
tungen gehören, findet sich die Frage nach dem stillschwei- 
genden Uebergang des Patronatrechts auf den abgeleiteten 
Besitzer, Usufruktuar, Pachter u. s. w. konform mit fol- 
genden Worten abgemacht: „wird das Eigenthum getheilt, 
so folgt das Patronatrecht dem nutzbaren Eigenthümer“; 
Walter fügt hinzu: „namentlich dem Emphyteuta und 
Vasallen“. Ebenso äussern sich Brendel), Mejer *), 
Permaneder?°), Porubsky ®), Phillips’) u. A. m. 


1) Lehrb. d. Kirchenr., 5. Aufl, Leipz. 1858. $. 154. Anm. 14. In 
der 6. Aufl. bes. v. Dove $. 189. Anm. 16. (Die Dissertation des 
Herrn Verfassers: De transferenda ad .firmarium advocatione, ex VII. 
potissimum cap. X. de jure patr. (III. 38.) explicata, Regimonti Pr. 
1865., welche die.Grundlage der vorliegenden Abhandlung bildet, ging 
mir erst während der Correctur der neuen Ausgabe von Richter’s 
Kirchenrecht zu und konnte von mir deshalb nur noch angeführt wer- 
den. R. W. Dove.) 

??) Lehrb. d. Kirchenr., 11. Aufl, Bonn 1854. $. 235. Anm. 13. 

2) Handbuch d. Kirchenr. 3. Aufl. Bamberg 1840. p. 930. Anm. p. 

*) Institutionen d. Kirchenr. 2. Aufl. Götting. 1856. p. 389. Anm. 22. 

°) Handb. d. kath. Kirchenr. 3. Aufl. 1856. Landshut p. 431. 
Anm. 53. 

®) Jus ecclesiast. catholic. Pestini 1853. p. 420. 

”) Lehrbuch des Kirchenrechts. Regensburg 1859. p. 338. fgg. 
Anm. 28. Vgl. üb. d. abweichenden Ansichten unt. Anm. 29. fgg. 
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Mehr konnte oder wollte man nicht aus den Quellen 
deduziren, und es wären somit der Pachter, Usufruktuar, 
Faustpfandgläubiger, Sequester vom Kreise der auf deri- 
vativem Wege zum Patronat Berechtigten eo ipso ausge- 
schlossen. Man beruft sich für diese Doktrin allgemein 
auf cap. VII. X. de jure patronatus (III, 38.) und cap. XIH. 
h. t. 2). Aber nur für den Vasallen erfreut sich dieselbe 
auf Grund der zuletzt genannten Stelle eines unzweifel- 
haften Quellenbelegs.. Das cap. VII. müsste also für den 
Emphyteuta, der an der Spitze der deutschen Kolonatrechte 
genannt zu werden pflegt, und für den Superfiziar, wenn 
dieser hier überhaupt in Betracht kommen kann, den Be- 
weis erbringen, da diese ja erst das Kleeblatt der domini 
utiles vervollständigen. Beweist das cap. VII. mehr, so 
ist jenes Dogma unrichtig, weil zu eng; beweist es we- 
niger, so kann aus dem verkehrten Lehrbegriff des domi- 
minium utile eine analoge Ausdehnung vom Lehen auf 
andere Verhältnisse entweder nicht oder nur in weiteren, 
als von den genannten Gelehrten gesteckten Grenzen zuge- 
lassen werden. Es wäre daher auch in diesem Falle ihre 
Ansicht zu verwerfen. 

Die Dekretale selbst lautet: 

Alexander III. Herfordensi episcopo et abbati de Forde°). 


®) Dem cap. XVIII. X. de sentent. et re jud. (II. 27.) wird nur 
eine negative Beweiskraft zugestanden, indem in ihm, nach der communis 
opinio, dem creditor pignoraticius das Patronatrecht abgesprochen wird. 

®) Das Alter unserer Dekretale ist nicht bestimmbar — denn 
dass sie in die Akten des III. Concils vom Lateran aufgenommen ist 
(Mansi collect. concil. tom. XXU. p. 337.), lässt keinen sicheren 
Schluss zu. Vgl. auch Jaffe reg. pontif. p. 805. Das von Oester- 
ley de juris patronatus notione. Gott. 1824. p. 79. angegebene Jahr 
1180. ist sicher falsch, und ohne jeden Beleg hingestellt. — Aus der 
Unbestimmtheit der Zeit folgt die Unmöglichkeit, die Personen 
der beiden Prälaten zu bestimmen. Vgl. meine Diss. de transferenda 
ad firmarium advocatione. Regimonti Pr. 1865. p. 5. sg. Der von 
Schilling genannte Heinrich von Hereford (der kirchliche Patronat 
nach kanonischem Rechte. Leipzig 1854. Anm. 99.) ist ein Fantasie- 
gebilde dieses Gelehrten. Es hat zu Alexanders Zeiten nie einen Bi- 
schof dieses Namens gegeben. Vgl. den Nachweis in meiner ang. Diss. 
adn. 10—15. — Die Lesarten J. de Hereford und H. Efordensi sind 
ebenfalls zu verwerfen. 
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Ex literis J. Salabriensis episcopi accepimus, quod 
defuncta persona de Laton. G. miles, qui villam, in qua 
ecclesia sita est, a monasterio de Vinton ad firmam tenebat, 
ad eandem vacantem G. clericum praedicto episcopo prae- 
sentavit. Postmodum abbatissa praedicti monasterii ad 
episcopum veniens, alium praesentavit eidem ad ecclesiam 
supra scriptam: quo nolente praesentatum ab ea recipere 
apud Cantuariensem archiepiscopum gravem de episcopo 
deposuit quaestionem. Archiepiscopus, quia visum sibi erat, 
quod factum militis super praesentatione praefata nullius 
esse momenti, praedicto episcopo in virtute obedientiae in- 
junxit, quod personam illam reciperet et in possessionem 
induceret, quam abbatissa sibi decreverat praesentandam: 
(et infra:) Mandamus, quatenus, si vobis constiterit, quod 
praefato militi praescripta villa non excepto jure patronatus 
ad firmam concessa, vel antequam de jure patronatus inter 
abbatissam et militem controversia esset suborta, praefatus 
G. de Leicestria in praescripta ecclesia per episcopum ad 
praesentationem militis institutus fuisset, si dummodo alias 
sit idoneus adjudicetis ipsam ecclesiam ita, quod si abbatissa 
obtineat adversus militem illi de temporalibus debeat re- 
spondere. 

Alexander bespricht sonach einen Brief des bekannten 
Bischofs Jocelin von Salisbury !°), der sich unzufrieden mit 
einer Entscheidung seines Obern, des Erzbischofs von Can- 
terbury an den apostolischen Stuhl gewandt hatte. Der 
Fall war folgender: Vom Nonnenkloster zu Vinton !!) hielt 
ein Ritter ein Landgut zur Firm. Bei eintretender Vakanz 
präsentiren Firmar und Aebtissin verschiedene Candidaten. 
Der erstere schlägt bei Jocelin durch, um sodann auf eine 
Extrajudizialappellation 1?) der Aebtissin durch den Erz- 


10) Dieser hatte den bischöflichen Stuhl von 1142—1184. inne, 
Vgl. darüber den Nachweis in mein. Diss. adn. 24—26. Es ist also 
irrthümlich, wenn Gonzalez Tellez (comment. perp. ad c. VIL) 
aus dem. J. Salabriensis Joannes S. herausliest, noch schlimmer aber, 
wenn er darunter den bekannten Schriftsteller verstehen sollte. 

11) Veber dieses Kloster und die Möglichkeit der Lesart Vilton, 
vgl. meine Diss. p. 9. sq. 

12) Dass hier nur an eine solche zu denken ist, Sollte billig nicht 
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bischof zurückgewiesen zu werden. Auf die desfällige 
Beschwerde an den Papst beauftragt dieser seine delegirten 
Richter nach folgender Norm zu entscheiden. Falls dem 
Ritter das Grundstück ohne Reservation. des Patronatrechts 
zur Firm gegeben oder (so übersetzt man, siehe jedoch 
unt. B. $. 1.) der Priester bereits vor Beginn des Streits 
instituirt sei, solle dieser zwar im Benefizium verbleiben 
aber der etwa endgiltig siegenden Aebtissin de tempora- 
libus Rede stehen. 
Hieraus ergeben sich zwei Punkte für das oben an- 
geführte Dogma als Lebensfragen: 
A. wer ist firmarius? 
B. spricht Alexander diesem das Patronatrecht zu ? 
Die Antwort der genannten Gelehrten auf die erste 
Frage muss: „Emphyteuta und Consorten“ lauten, für die 
zweite aber bejahend sein. Jedoch nur in Bezug auf den 
ersten Punkt hat sich eine Meinungsverschiedenheit geltend 
gemacht, die freilich aus ziemlich alter Zeit bis auf die 
neueste nachweisbar ist. Eine selbst nur flüchtige Verfol- 
gung derselben bietet mannigfaches Interesse, indem sie 
einen neuen Beleg für die verderbliche Macht der Tradition, 
die von unkritischem Autoritätenglauben genährt wird, er- 


bringt. 


Die besprochene Ansicht ist auf Innocenz IV. zurück- 
zuführen. Vor ihm hatte man sich damit begnügt, zur 


verkannt werden. Ein Prozess war sicher nicht intendirt, noch Litis- 
contestation und Urtheil erfolgt, wie klar aus der Stelle selbst, und 
daraus hervorgeht, dass die Rechtsstreitigkeiten über Patronat nicht 
in die curia christianitatis gehörten. Die Aebtissin wird einfach mit 
ihrer Präsentation vom Bischof abgewiesen. Auch ist jene gravis que- 
rela nicht als simplex aufzufassen, denn jenem decretum rejectorium 
ist eine causae cognitio voranzuschicken, welche gewiss mebr zum of- 
ficium jus dicentis als zur Disciplin gehört. Denn sicherlich hat der 
Bischof, wenn auch nur summarisch, vor der Institution über das Recht 
des Patrons, und über die Tauglichkeit des Candidaten zu erkennen. 
So appellirte also die Aebtissin, die sich verletzt glaubte, extra judi- 
cium vom Bischof, als ihrem judex ordinarius an den superior. Vgl. 
c. V. X. de appel. und J. H. Böhmer jus. ecclesiast. protest. lib. II. 
tit. 28. 8. 8. Wetzell, System d. ord. Civilproz. Leipz. 1865. 
p. 711 fgg. 
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Erklärung des cap. VII. nur die zweite der aufgestellten 
Fragen zu beantworten. „Cum universitate quoque tran- 
sire invenitur (jus patronatus) ut infra eodem ex literis.“ 
sagt Bernhard v. Pavia !°) in seiner Summa zur 
Comp. I. Aehnlich äussert sich Goffredus de Tra- 
no !%) und noch Bernardus de Botone!?°) in seinen 
casus celeberrimi !°). Der genannte Papst nun lässt sich 
über unsere Stelle folgendermassen aus 1”): 

ad firmam] talem contractum inter se celebraverant, 
quod uitle deminium in conductorem transierat, et ideo de 
jure ipsum transierat jus patronatus cum universitate, secus 
in creditorem sup. de sent. et re jud. c. cum Bertholdus, 
ubi not, nam in eum nec utile dominium transit, nec di- 
rectum. 

Er sucht dieses aus der Natur des Patronatrechts als 
jus spirituali annexum innerlich zu rechtfertigen, und ver- 
liert sich dann in Distinctionen über universitas. Die an- 
geführten Worte sind von Bernhard mit der schüchternen 
Bemerkung: „quidam dicunt* in die Glosse recipirt wor- 
den ?8). Der berühmte Zeitgenosse des Sinibaldus Hein- 
rich von Ostia !?), scheint nicht in diese Klasse zu 
gehören, denn er erklärt zum tit. de loc. et cond. auf die 
Frage: quid sit conductio: sed et quandoque juxta vulgare 
gallicorum locatio sive conductio seu emptio firma dicitur. - 


18) Summa Bernardi Papiensis ed. Laspeyres Ratisbonae 1860. ad 
lib. III. tit. 33. 

14) Summa in tit. Decretal. ed. B. Ziletho Veneto. Venet. 1564. 
ad h. t. 

16) Casus celeberrimi ac famosissimi revisi per Ant. Corgectum de 
Sicilia. Bonon. 1487. ad h. l. 

16), Eine sehr merkwürdige Notiz findet sich in dem ungedruckten 
libellus de verbis legalibus, welcher enthalten in der Turiner Institu- 
tionen Handschrift in den Anfang des 13. Jahrh. zu setzen ist. Dort 
heisst es: tit. de echonomo: emphyteuticarius idem est, qui vulgo 
dieitur firmarius. Eimphyteusis idem est, quod ferma. Doch ist diese 
Notiz niemals beachtet, und so in der Litteratur nicht von Bedeutung 
geworden. 

17) Apparatus ad Decret. cum summariis D. Pauli Rhoselli, 1548. 
Lugd. ap. Hugonem a Porta. ad |, cit. 

18) Gl. ad cap. VII. cit. 

19) Summa ad tit. de locato et cond. 
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Dagegen erwähnt er im tit. de jure patr. nichts, was ein 
Einverständniss mit der Ansicht von Innocenz voraussetzen 
liesse. — Seine Kenntniss über den Terminus firma werden 
wir seinem Pariser Aufenthalt zuzuschreiben haben. Je- 
denfalls erscheint aber dieselbe wegen ihrer Unsicherheit 
von vornherein in sehr zweifelhaftem Lichte. 

Andere, z. B. Abbas ?°) lassen sich gar nicht über 
unsere Frage aus; doch kann es nicht Wunder nehmen, 
dass bei dem gewaltigen Ansehen, den der Apparat des 
Innocenz erhielt, seine Ansicht bald zur communis erhoben 
wurde. Und um so begreiflicher ist diese Erscheinung, je 
nothwendiger zur Polemik gegen den Papst eine ausrei- 
chende Kenntniss der räthselhaften Firma war, die Nie- 
mand besas. Joh. Andreae ?!) erklärt sie als einen 
‘ährlichen Zins, für den man verpachtete: ein Satz ‚ der 
mit leichter Mühe aus c. XXIV. X. de decimis von jedem 
gewonnen werden konnte. Im Uebrigen aber pflichtet der 
berühmte Commentator vollkommen seinem Vorgänger bei. 

Der letzte der alten Italiener, bei dem ich eine selbst- 
ständige Erklärung der Firma gefunden habe, ist der Ci- 
vilist Bartolus ?2), dessen Worte man nicht müde ge- 
‚worden ist als Beleg für die absurdesten Ansichten zu 
citiren. Er sagt in seinem Commentar zum Codex, da er 
über die Unterschiede zwischen Emphyteuse, contractus 
libellarius und contractus precarii spricht: „sed in quibus- 
dam partibus de consuetudine possessiones emphyteuticae 
diversis nominibus nuncupantur. Quidam appellant eam 
precarlam, quidam appellant eam libellum guidam appellant 
eam ad firmam, quidam appellant eam ad pensionem; non 
tamen curo, quocungue nuncupatur emphyteusis est.“ Man 
vergisst nur, wenn man ihn anführt, dass er über Gewohn- 
heiten seiner Zeit spricht, und nicht die Firma interpretirt, 
welche Alexander im Sinne hatte, 


D 2 


0) In der Sammlung Aurei commentarii in lib. X. Decret. Ve- 
netiis apud Juntas 1588. Abbas ad h. cap. 
sı, Novella ad Decretales ad cap. ex literis VII. cit.; vgl. auch ad 


cap. II. X. de locat. 
») Comm. in codic. I. 1. n. 8. C. de jure emphyteut. 


— 
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Baldus de Ubaldis ?®) sein grosser Nachfolger ist 
ganz Anhänger von Innocenz. Ebenso der Engländer 
Henricus Boubhic *), Petrus de Ancharano ?®), 
sein Schüler Antonius de Butrio ?°), der Cardinal 
Franciscus Zabarella ?°) und der viel citirte Pau- 
lus de Castro °°). 

Bis jetzt kann von einer bedeutenden Meinungsdiver- 
genz durchaus nicht gesprochen werden: die Ansicht des 
Innocenz ist allgemein anerkannt. Mit Panormitanus °°), 
jedoch tritt ein Satz in dieses Dogma ein, welcher zu den 
schlimmsten Irrthümern den Grund gelegt hat. Er führt 
getäuscht durch eine Aeusserung des genannten Papstes 
Folgendes aus: „quod hie (in cap. VII.) fuit initus talis 
contractus, per quem transivit dominium videlicet villae, 
utputa quod locatio fuit facta ad magnum tempus juxta 
not. per Inn. in c. propter X. de loca. et sic, cum con- 
ductor habeatur hic loco domini respectu utilis dominii 
transit etiam jus patronatus“. Er erklärt also die Firma 
für eine locatio ad longum tempus und zieht daraus fol- 
genden Schluss: 

„pro hoc dico dispositionem hujus capitis non proce- 
dere si locatio fuisset facta ad modicum tempus, quum tunc 
non transiret dominium utile nec possessio: sed detentio, 
quod colonus ad modicum tempus possidet domino et non 


282) Ad c. quum Bertholdus (XVIII. X. de sent et re jud.) ed. 1543. 
n. 10. 

24) Opus distinct. sup. V. lib. decret. ad cap. ex literis. Ferner 
im tract. de jure patronat. Henric. Boich, cap. V. Francoforti a. 1609. 
p. U. 

25) Consil. Petri de Ancharano, Lugd. 1549. cons. 81. 

22) Im tractat. de jure patron. ad cap. VII. und Lectura sup. V. 
lib. decret. Venet. 1503. ad cap. cit. 

27) Cardinal. Zabarella: super secundo Decretal. subtiliss. com- 
ment. cum addition., summar. ac repert. D. J. Thierry, Venetiis 1602. 
ad cap. cum Bertholdus. 

28) Consilia Francof. 1582., P. I. cons. 362. inc. venerabilis vir. — 

39) Lectura insign. D. abbatis Panormitani sup. tertio decretal. cum 
casib. Bernardi et cum summar. Aen. de Falconib. de Manliano ad 
cap. VIL eit. 

Zeitschr. f. Kirchenrecht. VI. 2. 17 
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sibi.* Aber es regt sich in ihm der Zweifel, und diesem 
giebt er Ausdruck, indem er fortfährt: 

„nisi diceres quod colonus possidet naturaliter sibi, 
sed ceiviliter domino: unde ratione illius naturalis videtur 
posse praesentare: ut si iste percipiat istum fructum, sicut 
percepit ceteros fructus villae et maxime quia iste test. 
loquitur indistincte.“ 

So erhebt er die Länge der Zeit zu einem wesentlichen 
Moment der Firm, und macht von ihr den Uebergang des 
dominium utile abhängig. Zugleich geräth er in dem Schluss- 
einwurf mit sich selbst in Streit und beweist durch seine 
Unfähigkeit denselben zu lösen, wie wenig ihm das Ver- 
ständniss unserer Stelle aufgegangen ist. 

Nichtsdestoweniger ergriff man mit Eifer diese schein- 
bare Erklärung jenes unbekannten Rechtsinstituts und binnen 
Kurzem war sie fast durchgängig recipirt. Schon bei Jo- 
hannes de Anagni°®) findet sich das Erforderniss des 
longum tempus, jedoch, wie es scheint, ganz unabhängig 
von Abbas erwähnt. Felinus Sandeus °!) ist noch rein 
von diesem Irrthum, ebenso Guido Papa °®2), aber mit 
dem 16. Jahrhundert findet jene Ansicht eine reissende Ver- 
breitung. Seichte Spekulation und geistlose Kasuistik sollen 
den Mangel der historischen Kenntnisse ersetzen, ein un- 
mässiger Wortschwall und kritikloses Abschreiben die innere 
Gedankenlosigkeit verdecken. 

An der Spitze dieser Richtung stehen Paul de Citadi- 
nis ?®), Roche de Curte °*) und Caesar Lamber- 
tini °°) mit ihren tractatus de jure patronatus. Ihnen folgen 
Rebuffius, Duarenus, Gutierrez °®), Heinrich 
Canisius °’) und fast alle Praktiker, so Matthias We- 


20) Im tractat. de jure patron. ad cap. VII. n. 2, n. 3. 

°ı) In V. lib. Decret. p. III. Lugd. 1574. ad c. cum Bertholdus n. 29. 

2) In d. aurei comment. (vgl. ob. Anm. 19.) ad cap. XVII. de re 
judic. 

83) Tractat. de jure patr. IX. Pars. n. 12. fgg. Francof. 1609. tom. I. 

%) Tractat. de jure patr. Francof. 1609. tom. I. p. 451. 

25) Tractat. de jure patr. Francof. 1609. tom. II. p. 539. fgg. 

86) Siehe ihn und die vorherg. bei Garcia vgl. unt. Anm. 41. 

®7) In lib. V. Decretal. in ed. op. Lovanii 1649. lib. IU. tit. 38. 
p. 439. n. 20. 
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senbeck, Josephus Ludovicus, Dominicus Tu- 
chus °®), Matthias Berlich °°). Der letztere behandelt 
in seiner decisio 166. ausschliesslich diese Frage mit allen 
den schlechten Argumenten, die man für die Ansicht des 
Tudeschis aufgefunden. 

Ihnen schliessen sich an Aug. Barbosa “°), der auch 
Did. Covarruvias für sich anführt und fälschlich von 
J. H. Böhmer für die entgegengesetzte Ansicht eitirt 
wird, Nic. Garcia *'), bei welchem sich reiche Literatur- 
angaben finden; ferner Gonzalez Tellez 2), Fran- 
ciscus de Roye *°), welcher letztere sich jedoch durch 
seine historischen Versuche zur Erklärung der Firma, wie 
überhaupt wegen seiner geistvolleren Behandlung des Stoffes 
vortheilhaft von seinen Vorgängern auszeichnet. Ebenso 
Franciscus Florens *%). Ganz den alten Weg wan- 
deln, trotz dieser Bahn brechenden Vorgänger Vivianus ®), 
Fagnanus “), der Jesuit Laymann’), Engel “®), 
der Jesuit Pirhing *°), welcher Laymann wörtlich ab- 
schreibt, Pignatelli 5%), van Espen°!), der nach Roye’s 


38) Vgl. ihn und die vorherg. bei Berlich, Anm. 39. 

99) Decisiones aureae, ed. II. a. 1633. Dec. 166. 

40) Collectan. in jus Pontificium tom. U. Lugd. 1688. ad cap. VII. 
p. 344. fgg. 

#1) Tractatus de beneficiis. Colon. Alobrog. 1629. P. V. c. 6. 
n. 7—9. 

#2) A. a. O. ad cap. VO.X.h. t. 

3) Tract. de jure patronat. Andegav. 1667. Comment. ad c. VII. 
157. p. 159-163. Er legt jedoch, wie Innocenz, mehr den Nachdruck 
auf die Dinglichkeit der Firma. 

4) Tract. ad lib. III. Decret. tit. 38. de jure patronat. in opp. ed. 
Paris 1679. P. U. p. 280. sqq. ad cap. VII h. t. 

#5) Praxis Juris Patr. Genevae 1673. lib. IV. c. 6. n. 25—27, 0.7. 
n. 7. p. 115., 116. — 

6) Jus canonicnm sive commentaria absolutissima in Y. lib, deeret. 
Colon. Agrip. 1676. in cap. VII. X. de j. p. 

47, Jus canonicum tom. III. Dilingae 1698. ad cap. VI 

#8) Collegium universi juris canonici tripartitum Salisb. 1674. p. II. 
lib. 3. tit. 16.0.2383. 

4%, Jus canonicum. Dilingae 1676. lib. IU. tit. 38. sect. 3. $. 4. 
n. 72. fgg. 

50) Consultationes canonicae. tom. IX. Colon. Allobrog. 1717. ons. 
82. n, 96. fgg. 

17 * 
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Vorgang die Firma für gleichbedeutend mit der Emphy- 
teuse erklärt: Wiestner °®), Veranus °®), Krimer °%), 
Schmier°®) und Franciscus de Fargna °®), dessen 
weitläufiger Commentar durchaus nichts Neues liefert, son- 
dern höchstens für die Praxis der Kurie von Interesse ist. 
Ebenso zählt diese Ansicht in der Mitte und dem Ende 
des vorigen Jahrhunderts zahlreiche Anhänger, wie Pich- 
ler 59), Franciscus Verde °®), Cherubini Mayr °®), 
Cartier °°%), Gambsjäger °') u. A. m. 

So blieb sie das herrschende Dogma bis in die heutige 
Zeit, und noch vor Kurzem hat sich eine Stimme mit gros-- 
sem Aufwand von Argumenten dafür erhoben. Lippert °®) 
sucht auf eine scheinbar historische Entwicklung der Firm 
gestützt nachzuweisen, dass dieselbe ein der Erbpacht ähn- 
liches Institut sei und steht somit nicht an, sowohl dem 
Pachter ad modicum tempus, als auch dem usufructuar das 
. Patronatrecht zu verweigern, da ihm selbst des letzteren 
Recht zu vorübergehend erscheint °°), 


— 


51) Jus ecclesiastic. univers. Col. Agr. 1715. P. II. tit. 25. cap. 4. 
8. 8. fgg. | 

62) Instit. Canonicae sive jus. eccles. in Greg. IX. decret. Monach. 
1705. lib. III. tit. 38. n. 168. . 

68) Commen. juris canonici universi. 1705. ed. I. tom. III. lib. 3. 
tit. 38. 8. 6. n. 19. 

64) Quaestiones canonicae in V. lib. Decret. Aug. Vindel. 1708. 
tom. II. lib. 3. q. 38. $. 3. n. 3174. 

65) Jurispr. canon. civil. ed. II. Salisb. 1729. tom. II. p. 442. n. 79. 

66) Gommentar. in ‚singulos canones de jure patron. Romae 1718. 
P. II. can. XIV, XV. cas. I. p. 228. fgg. 

57) Summa juris prudentiae sacrae universae seu j. canonicum 
gec. V. lib. Decret. Ingolst. 1723. lib. IU. tit. 38. n. 25. 

58) Institut. canonic. lib. IV. ed. Gasp. Torelli, Neapoli 1734. tom. I. 
n. 1257, 1267. | 

59) Jus canonicum univers. Aug. Vindel. 1750. lib. II. t. 38. 
p. 631. fgg. 

60) Institut. jurispr. canon. civil. Aug. Vind. 1758. p. 249. 

61) Jus eccles. in usum praelect. Heidelb. 1815. $. 124. p. 233. 

62) Versuch einer historisch-dogmatischen Entwicklung der Lehre 
vom Patronat. Giessen 1829. p. 164—169. 

68) Ueber seine weiteren Ausführungen komme ich unten zu spre- 
chen. — Vollkommen missverstanden hat unsere Stelle (cap. VII.) 
Gerlach: das Präsentationsrecht auf Pfarreien. Regensburg 1855. 
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Mehr Innocenz zugeneigt und gereinigt von dem Irr- 
thum des Panormitanus sind die Ansichten von Cabas- 
sutius®?), Mayer °°), Schenkl ®°), Helfert °”), Schil- 
ling °), Schulte °%), Sie legen das Hauptgewicht auf 
die Dinglichkeit, nicht auf die Länge der Zeit und nehmen 
daher weite analoge Ausdehnungen an. Ueberdiess sind 
meines Wissens die beiden zuletzt genannten Gelehrten die 
einzigen, welche hier nur eine Uebertragung der Ausübung 
anerkennen wollen. Auch der neueste Bearbeiter unserer 
Frage Is. Kaim ’°) schliesst sich, abgesehen von dem 
letzten Punkte, dieser Richtung an. 

Vermittelnd zwischen diesen Parteien und der direkten 
Opposition steht J. H. Böhmer ’!), welcher zwar das 
longum tempus als Essentiale der Firm aufrecht erhält, aber 
in ihr nur ein obligatorisches Verhältniss sehen will. Ihm 
folgt Oesterley ’?), steht jedoch, soviel mir bekannt, 
allein in seiner Anerkennung. Denn sowohl die oben ge- 
nannten Juristen als die Oppositionspartei haben Böhmers 
Ansicht verworfen. Diese letztere Richtung, gestützt auf 
den scheinbar allgemeinen Ausdruck des cap. VII. wird 
vorzüglich vertreten von Zösius ?®), Brunnemann '*), 


p. 88., der in dem ad firmam dare eine alienatio, in dem excipere des 
jus patronatus eine Verwandlung des dinglichen Patronats in ein geist- 
liches sieht und hieraus ein wesentliches Argument für seine ganz 
unhaltbaren Ansichten entnimmt. 

#4) Juris canonici theoria et prax. Venetiis 1757. lib. II. c. 7. 8. 10. 

8) Das Patronatrecht. Wien 1824. p. 79—87. 

°6) Institutiones juris ecclesiast. Germaniae inprimis et Bavariae 
accom. ed. XI. Ratisb. 1853. $. 466. IIL 

e”7) Handb. d. Kirchenr. Prag 1845. tom. I. p. 135. 

68) Der kirchliche Patronat nach kanonisch. Rechte. Leipz. 1854. 
p--22. Anm. 98. p. 24. Anm. 114. p. 25. Anm. 118. 

6°, Lehrb. des kathol. Kirchenr. Giessen 1863. p. 249. Anm. 4. 
p. 252. IV. u. Anm. 19. Auch System d. Kirchenr. tom. I. p. 689. fgg. 

7°) Das Kirchenpatronatrecht tom. II. Leipzig 1866. p. 82. fgg. 

71) Jus. ecclesiast. Protestant. ed. IV. Halae Magdeb. 1747. lib. III. 
tit. 38. 8. 118—115. 

2) A.a. 0. p. 79. 

78) Commentar. in j. canonicum univers. Colon. Agripp. 1714. lib. III. 
tit. 38. n. 39. Vgl. schon Michaelen de Dalen. Casus summarii 
libr. decret. sext. et clement. Colon. 1476. ad c. ex cit.: »Jus patr. 
cum universitate ad conductorem transit.« 
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Finckelthaus ’°), der seine Polemik besonders gegen 
Berlich richtet, und eine Menge interessanter Urtheile der 
Leipziger, Hallenser, Jenenser Juristenfakultäten 
beibringt, ferner von Carpzov’%), 8. Stryk ’””), 
Schmalzgrueber ’®), Bökhn ’?) u. A. m. Während 
also die Anhänger des Innocenz und Abbas eine Kenntniss 
des Firmkontraktes simuliren, stützen sich diese auf ein- 
gestandene Unkenntniss, indem sie erklären, cap. VII. spräche 
für sie ohne jede Unterscheidung, denn firma sei census: 
ad firmam tenere begreife also jede Gebrauchsüberlassung 
gegen Preis in sich ®°). Das innere Bedürfniss aber einer 
Beschränkung sei durchaus nicht fühlbar. Doch suche ich 
für diese Meinung in der neuesten Zeit vergebens Anhänger. 
Alles neigt sich, wie ich oben berührt habe, entweder In- 
nocenz oder Panormitanus zu. 

Wir werden nun zu prüfen haben, welche von diesen 
Ansichten der Wahrheit am meisten entspricht, welche am 
treffendsten die beiden oben aufgestellten Fragen beant- 
wortet. Sonach zerfällt die folgende Ausführung in zwei 
Theile: 

A. in die Erläuterung des Firmkontrakts und 

B. in die Prüfung des Satzes: jus patronatus cum uni- 
versitate transit und die Feststellung des Kreises der 
nach cap. VII. zum Patronat Berechtigten. 


a 


A. 
Bei all dem unsichern Umhertasten und Schwanken 
der Ansichten leitet doch in einem Punkte dieselben ein 


74, De jure ecclesiast. tract. post. ed. S. Stryk. Wittenb. 1721. 
lib. II. c. 8. 8. 13, $. 14. 

75) De jure patronat. eccles. Lipsiae 1680. p. 105.—p. 128. 

76, Jurispr. eccles. P. II. c. 37. def. 22. 

’n In einer Entscheidung v. J. 1693. in Consil. jurid, Hallens. 
JCtorum. Halle 1733. tom. I. P. II. p. 14. cons. V. 

’8, Clerus secularis et regular. seu decret. Greg. IX. lib. V. lib. II. 
t. 38. c. 7. tom. II. Ingolst. 1726. 

79%, Commentar. in j. canon. univ. Salisb. 1738. lib. III. t. 38. $. 2. 
n. 30. 

°) Am Umbefangensten in diesem Eingeständniss ist Ch. Mayer, 
vgl. ob. Anm. 59., a. p. 81. 
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einheitlicher Zug. Immer wieder werden wir auf England, 
als die Heimath unseres räthselhaften Rechtsinstituts, der 
Firm verwiesen. Aber keiner der vielen erwähnten Ge- 
lehrten hat es der Mühe werth gehalten, tiefer in die Sache 
einzudringen, obgleich die Quellen zum grössten Theil längst 
der Welt zugänglich waren °®'). 

Dass der Faden nicht irre führt, dem man zu folgen 
entweder verschmähte, oder sich fürchtete, deutet bereits 
die inscriptio der Dekretale an: Alexander schreibt an 
englische Prälaten und delegirt diese als Richter in einer 
Rechtsfrage, welche auf englischem Gebiete, im Episkopat 
von Salisbury spiel. Wollen wir nun nicht bona fide einen 
-der angeführten Erklärungsversuche auf den Schild erheben, 
so bleibt nichts übrig, als diesem Faden in den allerdings 
verschlungenen und dunklen Bau der englischen Rechts- 
geschichte nachzugehen. Dabei wird ein Zwiefaches na- 
turgemäss zu erstreben sein: 

1. der Nachweis, dass wir berechtigt sind, die Firma aus- 
schliesslich aus englischen Quellen zu interpretiren ($. 1.) 
und 

2. die Entwicklung der Natur des Rechtsinstitutes selbst 
auf Grund des so gewonnenen beschränkten Quellen- 
kreises (8. 2.—$. 5.). 

Und zwar ist die erste etwas langwierige Ausführung 
ganz besonders geboten durch die Vorliebe, mit der man 
ohne jede kritische Unterscheidung belgische, französische, 
deutsche Urkunden zur Aufklärung unserer Frage herbei- 
gezogen hat, statt diese Eindringlinge, welche die Sache 
nur verwirren konnten, sofort a limine zurückzuweisen. 


8.1 | 

Das Wort Firma ist ein unverkennbarer Barbarismus. 
Schor Ordericus Vitalis °?) erklärt es für ein Produkt 
des englischen Provinzial-Jargon, Wilhelm von Mal- 


ei) Schon die vorzüglichen Ausführungen von Du Cange mussten, 
wenn gut benutzt und etwas vervollständigt, zu einer gereinigteren 
Erkenntniss führen. 

2) Orderici Vitalis Utic. mon. hist. lib. IV. ad a. 1609. (Du 
Chesne histor. Normann. p. 514.): »conviviis provincialium, quae 
vulgo firmam appellant«. 


Po 
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mesbury °°) für ein parum latinum. So haben denn auch 
einstimmig die späteren Lexikographen, wie Lambardus, 
Spelmann, Somner °%), Du Cange®°), Wilkins ®°) 
auf angelsächsischen Ursprung zurückgewiesen. Sie leiten 
es von feorme, feormian her, ohne uns aber den Beweis 
ihrer Behauptung zu erbringen. Und doch ist derselbe so 
leicht und ohne allen Aufwand philologischer Gelehrsamkeit 
zu führen. 

Es bieten sich uns zweierlei Beweismittel: Urkunden 
und Gesetze, und zwar ergiebt sich ihre Beweiskraft 1. aus 
der sprachlichen Vergleichung und 2. aus ihrem Alter. 

1. Für die sprachliche Vergleichung sind die sicherste 
Handhabe die angelsächsischen Gesetze verbunden mit der . 
antiqua versio. Setzen wir nämlich aus jenen diejenigen 
Stellen, in welchen sich der Ausdruck feorme, feormian 
findet, mit den correspondirenden Stellen der antiqua versio 
zusammen, so tritt klar zu Tage, dass die lateinische Form 
lediglich der Homoiophonie mit den angelsächsischen Ter- 
mini und dem Mangel eines genügenden anderen Ausdrucks 
ihren Ursprung verdankt. 

Leges Anglo-Saxonicae 87) |Antiqua versio. 
Ina, cap. 30 ®®). Be thon the |si cirliscus homo forisbanni- 
cierlise man flieman feor-| tum firmet. 
munge. s 
ibid.: gif mon _ cierlisne |si cirliscus homo. forisbanniti 
monnan fliemon-feorme teo | firmationis accusetur. 
cap. 46.°°) oththe forstolenne | furtivum aliquis firmavertt. 
gefeormee 


88) De gestis reg. Anglor. lib. IV. ap. Henric. Savile rerum 
Anglic. script. Francof. 1601. 

&) Ad voc. firma im Anhang zu Twysden histor. de Anglor. 
Script. London 1652. 

86) Ad voc. firma in seinem Glossar. med. et inf. latin. 

86) Ad voc. firma im Glossar zu seiner Ausgabe der Angelsächsisch. 
Ges. London 1721. 

87) Ich citire nach der Ausgabe: ancient laws and institutes 
of England. Lond. 1840. 

88) A. a. O. p. 52. antiq. vers. p. 500. (Joh. Bromton Chro- 
nicon bei Twysden leg. Inae cap. 32. Sax. 29.) 

®®) A.a.0. p. 57. antig. vers.p.502.(Bromtona.a. 0. c. 50. Sax. 47.). 
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ibid. infr.: aele mon mot|omni homini licet firmationem 
ansacan fyrmde, and wer-| et werae factionem negare 
faehthe gif he maeg oththe| si possit et velit. 
daer. 
Alfred. c. 2. pr. 9°) cynin-|firmam regis. 
ges feorm 
Edward°!) c. 8.: and se|qui flyman i. e. forisbannitum 
scyle the flyman feormige confirmabat. 
Athelstan (conc. Great 
anleag.) ??) fram twam minra |de duobus meis firmis. 
feorma 
Canut. leg. saec. c. 13. °®) 
and loc hra thowe flyman |qui forisbannitum paverit vel 
fede oththe feormie gylde fif| ei firmationem aliquam ex- 
pund than cyningce hibuerit emendet regi V. lib. 
.. Ebenso findet sich diese flymen-fyrme, die offenbar 
""angelsächsisch ist, in den Gesetzen von Heinrich I. promiscue 
mit flymonfirma gebraucht ”*) und in derselben Form un- 
zählig oft in späteren und früheren Urkunden. So zeigt 
sich, dass überall die lateinische Form nichts mit der Be- 
deutung des lateinischen Wortes gemein hat, dass sie le- 
diglich dem Klang und der Flexion des angelsächsischen 
Ausdrucks angepasst ist. Es lassen sich dafür noch eine 
. Menge von älteren Urkunden anführen, von denen ich nur 
folgende hervorheben will: 
dipl. MLXXXIX. in Kemble codex. dipl. aevi Saxo- 
nici ®): a. 901—909. Dort heisst es: „and naes thaer 
conaes märe thonnae thaer waes biscopaes faerm gaegear- 
wodu, and thaer hundmögentig gaesä waenra aecaera® und 
in dem gleichaltrigen lateinischen Duplikat: „non fuit ibi 


®°) Anc. laws. p. 27. fgg.; antiq. vers. p. 492. 

?!) A. a. O. p. 70. antiq. vers. p. 507. 

92) A. a. O. p. 84. antiq. vers. 512. 

#9) A. a. O0. p. 164. fgg. antig. vers. p. 537. 

») A. a. O. p. 225. leg. Henr. I, c.X. $.1.; vgl. mit p. 226. 
c. XII. 8. 2. Vgl. über sie Anc. laws Gloss. ad h. verb., Kemble 
codex diplomaticus aevi Saxonici tom. ._ London 1839. introd. 
p. XLV. fgg. j 

»:) Tom. V. Lond. 1847. p. 167. 
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frumenti quid, nisi quantulum fuit praeparatum ad firmam 
episcopi; sunt autem ibi XC. acrae seminatae.“ Vgl. ferner 
die rectitudines singularum personarum °°): on su mere 
theode gebyreth winterfeorm; easter-feorm, benfeorm for 
ripe, gytfeorm for yfthe etc.: in quibusdam locis datur firma 
Natalis Domini et firma Paschalis, et firma precum ad con- 
-gregandas segetes et gutfirma ad arandum etc. Vgl. end- 
lich folgende wichtige Urkunde, ausgefertigt zwischen dem 
Kloster von Bath und Wilhelm Hosett aus der Zeit 
kurz nach der Eroberung. Dort heist es ?”): to tham fore- 
warden the he do aelce geare II. pund into tha mynstre 
fore tha feorme: und im lateinischen Duplikat: hac condi- 
tione, quod solvat monasterio quolibet anno duas libras de 
firma. Ich werde unten (vgl. Anm, 162.) auf dieselbe Ur- 
kunde wieder zurückkommen. 

2. Der angelsächsische Ursprung des Wortes, für wel- 
chen ähnliche Belege beizubringen ich für überflüssig er- 
achte °®), scheint mir danach evident. Denn jedem Ein- 
wurf, welcher uns die Möglichkeit einer normännischen 
Importirung des etwa in verwandtem Sinne gebrauchten 
lateinischen Ausdrücks entgegenhalten möchte, steht zwar 
nicht das Alter der antiqua versio °°), wohl aber das einer 
Menge von Urkunden und Gesetzen entgegen, in denen 
bereits lange vor der Eroberung der lateinische Terminus 
vorkommt. Ich führe nur, abgesehen von den oben bereits 
genannten Urkunden das unter Athelstan lateinisch abge- 
fasste decretum sapientium cap. 3. an 100), dessen Ueber- 


®) Anc. laws p. 188. Vgl. auch dieselben p. 185., wo unter 
anderen Lasten der villani aufgeführt wird: »wyrcan and hlaford 
feormian«: »operari et dominum suum firmare«. 

”) Sie ist enthalten im Monasticon Anglicanum & history 
of the abbies and other Monasteries, hospitals, frieries in England and 
Wales by Sir William Dugdale. a new edition by John Caley, 
H. Ellis and B. Baudinell. London VIII tom. fol. 1817—1833. tom. IL 
1819. p. 265. N. VI. 

®8) Vgl. z. B. leg. Aluredi c. 8. a. a. O. p. 27. antiq. vers. 
p. 492., leg. Canuti c. 70. a. a. O. p. 177., antiq. vers. p. 543. 

») Deber diese Anc. laws, preface p. VIL, Schmid, die Ge- 
setze der Angelsachsen. Leipzig 1858. p. XIX, 

‚#0, A. 8.0. p. 92. fgg. Vgl. auch judic. Lond. II. a. a. O. p. 97. 
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schrift lautet: „de divitibus vel generosis a furte vel latro- 
num firmatione non desistentibus“; und in demselben Ge- 
setz: „qui eum firmabit*; und c. VI.a. a. O.: „qui ei 
pepercerit vel eundem firmaverit. Vgl. ferner epistola 
Athelstani: de malefactoribus eos firmantibus !°'). Ich 
mache ferner aufmerksam auf die oben erwähnte lateinische 
Form von flymonfirma; sodann führe ich an dipl. MCCXLN. 
a. 962. aus Kemble cod.:dipl. 102); omni anno in diebus 
anniversariorum suorum ordinaverunt servitoribus ecclesiae 
sancti Andreae firmam duorum dierum de W. sqq.; ferner das 
testamentum Ethelgivae bei Matthaeus Paris !®): 
Leoffius (habeat) terram Liwingum, ad porcos sibi nutriendos, 
eo tenore, ut annis singulis pro firma de istis duabis villis 
omnem congregationem sancti Albani tribus diebus pascat etc. 
Es ist aus der Zeit Eduards des Bekenners. Sodann ist 
zu erwähnen das testamentum Brithrici et Aelff- 
withae uxoris ejus !”%) et omni anno in diebus anni- 
versariorum ordinaverunt servitoribus ecclesiae sanctae 
Andrae firmam duorum dierum de Baerlinges et duorum 
dierum de Herigetesham. Wichtig sind auch der in der 
historia ecclesiae Eliensis !%) unter König Cnut’s 
Auspizien aufgestellte Firmenkatalog, sodann dipl. DOCCCL. 
a. 1049— 1052. 10) und dipl. DCCCCLXXI. unter Aethel- 
red bei Kemble !°), und wem das alles nicht genügt, 
der findet eine unerschöpfliche Menge von Belegen in dem 
für unsere Frage ausserordentlich wichtigen Domesday- 


101) A. a. 0. p. 93. IV. 

103) Tom. VI. Lond. 1848. p. 54. 

108) Vitse viginti trium S. Albani abbatum. Paris 1644. Ad- 
ditam. p. 158. — Ebenfalls abgedruckt im Monast. Anglic. tom. II. 
p. 226. N. XIL Vgl. unten Anm. 

104) Monast. Anglic. tom. I. p. 171. N. 36. 

105) Lib. II. c. 26. bei Gale histor. Britann. tom. I. p. 504. 
Oxon. 1691. | 

6), Kemhle cod. dipl. tom. IV. p. 284. Vgl. ferner Matth. 
Paris .a.a. O. p. 28 c. 20. 

107) A. a. O. p. 303. Dieselbe Urkunde findet sich in der hi- 
storia Ramesiensis 34 bei Gale a. a. O. I. p. 410. Vgl. auch 
daselbst c. 49. p. 417. 
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book Wilhelm’s 1%), in welchem die Firmen fast immer 
auf die Zeit Eduards zurückbezogen werden. 


8. 2. 


Aus dieser Seltsamkeit des Ursprungs erklärt sich denn 
auch die eigenthümliche Grundbedeutung des Wortes. Som- 
ner, dessen Meinung von Du Cange und Wilkins 
angenommen ist, äussert sich darüber folgendermaassen : 
„firma vocabula a Sax. feorme quod victum sonat vel ei- 
baria, unde pascere vel cibum aut victum suppeditare eis 
feormian. Proprie et ab origine censum tantum in cibariis 
Firma notat; commutata vero vel redacta postea firma vic- 
tualium in denarios, verbo retento ad reditum sive censum 
pecuniarium transferebatur, quo quidem Farme hodie uti- 
mur.“ Diese Ansicht ist ebenso richtig wie wohlfeile. Woher 
ist dieser census in cibariis? Ist jeder census etwa firma? 
Warum heisst nicht jeder reditus im Domesdaybook und 
unseren anderen Quellen firma? Wie endlich vollzog sich 
jene naturgemässe Entwicklung? Alle diese Fragen sind 
bis jetzt unbeantwortet, denn die aus dem liber scaccarii 
von Du Cange entnommene Stelle wäre, wenn sie in der 
That richtigen Sachverhalt enthielte, immer nur geeignet 
nach einer Seite hin, in Bezug auf die königlichen Kolonen 
Aufklärung zu gewähren. Versuchen wir nun, soweit es 
für. unseren Zweck erforderlich, jene Fragen zu beant- 
worten. 

In den angelsächsischen Gesetzen kommt feormian, 
firmare in allen seinen Anwendungen stets nur in der Be- 
deutung von „bewirthen, gastlich aufnehmen“ vor. Es 
beweisen das die oben angeführten 1°) und eine Menge 
anderer Stellen 11%). So wird auch mitunter in den latei- 


108) [ch werde dasselbe mit seinen Zusätzen dem Exeter-Do- 
mesday, der Inquisitio Eliensis, dem liber Wintoniensis 
und Boldonbook nach der von der Record-Commission besorgten 
Ausgabe III. tom. folio 1783. u. 1816., Registerband 1816. citiren. | 

10%) Vgl. ob. Anm. 88—93. 

110) Vgl. Hlothar and Eadric: gif man cuman feormaes III. 
niht sqq. (Anc. laws p. 14.) Bestätigt von Canut, II. c. 28. (anc. 
laws p. 168.) von Eduard dem Bekenner c. 23. (a. a. O. p. 195.) 
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nisch abgefassten entsprechenden Gesetzen hospitari für 
firmare gebraucht !!!). Mit dieser Bedeutung hängt eng 
zusammen der ursprüngliche Gebrauch des Substantivums 
in der firma regis des Alfred !!?) und der feorm-fultume 
des Canut !!2). Ausser anderen Lasten wie die alte trinoda 
necessitas und Steuern, welche schon früh die Landeigen- 
thümer trafen, hatten dieselben die Verpflichtung der firma, 
des pastus regis: die Verpflichtung ihn und sein Ge- 
folge bei sich zu beherbergen. Wir müssen dieses unab- 
weisbar aus vielfachen übereinstimmenden Quellenzeugnissen 
schliessen: 

Heathored 781. "1%: — Nec non et trium annorum 
ad se pertinentes pastiones, id est, VI. convivia libenter 
concedendo largitus est (sc. rex Offa). 

Coenwulf 821. 115): — nec rex suum pasium re- 
quirat vel habentes homines, quos nos dicimus festigmen, 
nec eos qui accipitres portant vel falcones, vel caballos 
ducunt sive canes —. 

Ceolwulf of Mercia 822. 11%): — terram liberabo 
ab omni servitute secularium rerum a pastu regis episcopis 
principum eqgq. (ähnlich wie in der vorigen Urkunde). 

Ebenso Egbert a. 823. an das Kloster von Ro- 
chester 17) und ähnlich in einer Urkunde desselben vom 
J. 835.113), Auch Wiglaf von Mercia befreit das von 
ihm gegründete Kloster Hambury vom pastus regis im 


» 


von Wilhelm I. c. 48. (a. a. O. p. 209.) von Heinrich I. c. VIII. 
$. 5. (a. a. OÖ. p. 223.). Vgl. ferner Withraed c. 7. (a. a. O. p. 17.) 
Alfred c. 4. (a. a. O. p. 28.) u. A. m. 

111) Vgl. d. ob. Anm. 110. angef. Ges. Eduard’s. 

113) 0, 2. pr. (anc. laws p. 27.) the cyninges feorm to- belimpe. .. 

118) I]. c. 70. Ueber die Aufhebung der Firm. 

114) Kemble.a.a. O0. dipl. CXLIII. 

115) Kemble a. a. O. dipl. CCXIV. p. 270. 

116) Kemble dipl. CCXVI. p. 272. 

ı1n Monast. Anglic. I. p. 170.: »sint libera ab omni regali ser- 
vitio a pastu regum et principum, ducum et praefectum exactorumque, 
ab equorum et falconum accipitrumque et canum acceptatione et il- 
lorum hominum refectione, quod nos Festingmen appellamus«, 

116) Kemble dipl. CCXXXVI. p. 813. 
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J. 836. 11%), Vgl. auch Aethelwulf von Wessex 
a. 840.2), Berhtwulf von Mercia 844.121), Der- 
selbe am 25. Dec. 845. 129), Ebenso Burgred, 
der König von Mercia, 855. 12°) und Ceolwulf von 
Mercia, 875.1?%). So zog der König, ein oft lästiger 
Besuch !?3), mit seinem Gefolge von hohen Herren, Tross- 
buben, Jägern, Falkonieren von einem Gut zum andern, 
das zu seiner Aufnahme verpflichtet war. Dass aber dieser 
pastus regis in der That die firma regis ist, lässt sich schla- 
gend aus einer Urkunde des Königs Berthwulf an das Mo- 
nasterium DBreodunense a. 848. 12%) nachweisen. Dort 
heisst es: 

„id est ut sit liberatum et absolutum illud monasterium 
ab illis causis quas cum-feorme '??) et eafor vocitamus: tam 
a pasitu accipitrorum meorum omnium quam etiam vena- 
torum omnium vel a pastu equorum meorum omnium, sive 
ministrorum eorum quid plura, ab omni illa incommoditate 
aefres et cum feorme, nisi istis causis quas hic nominamus: 
praecones si trans mare venirent ad regem venturi vel 
nunci —, si venirent ad horam tertiam diei vel ad medium 
diem, dabitur illis prandium, si venirent supra nonam horam, 


110) Kemble dipl. CCXXXVI. p. 314. Dieselbe Urkunde findet 
sich Monast. Angl. I. p. 588. mit dem Jahr 833. 

120) Kemble dipl. CCXLVI. tom. II. p. 9. 

#1) A. a. O. p. 23. dipl. CCLVII. 

122) A. a. O. p. 25. dipl. CCLVIIL 

125) A. a.0. p. 60. dipl. CCLXXVIH. 

124) A. & O. p. 101. dipl. CCCVI Vgl. auch a. a. O. dipl. 
MCCCXLVII tom. VI. (Schenkung mit reservatio pastus: feormae). 

125) Ein Beweis davon ist bei Bromton a.a. 0. ad a. 1194. 
(Twysden p. 1193.) zu finden. Vgl. auch in histor. monasterii 
de Abingdon ed. by Jos. Stevenson Lond. 1858. vol. II. app. Il. 
p. 274. die dort abg. Urk. — Aehnlich erwähnt Innocenz Ill. in einer 
Bulla nach England (monast. Angl. VL, I. p. 288.) des Archidiaconus 
v. Richmond, welcher bei der Visitation mit 97. Pferden, 21. Hunden, 
3. Falken nnherzezogen sei, 

126) Monast. Ang. tom. I. p. 380. c.2. u. Kemble dipl. CCLXI. 

127) Ich halte dieses für eine Zusammensetzung von cuma, Gast- 
freund und feorme, etwa wie in cum-lithe und cum-lithnesse. Dann 
würde cum-feorme zu übertragen sein mit hospitalis procuratio. 
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tunc dabitur eis noctis pastum et iterum de mane pergent 
in viam suam.“ 

Und als fernerer Beleg kann eine im Chronicon Saxo- 
nicum ad a. 775. im Auszug mitgetheilte Urkunde !28) dienen, 
die ich hier aufführe, da ich in der folgenden Ausführung 
öfter auf sie zurückkommen muss. Es heisst dort: „se ilca 
Beonne (Abt von Medehamstede) tha let he Cuthbriht ealdor- 
man X. bonde land a et Swineshaefde. mid laeswe and 
-mid maedwe. and mid eal thaet thaer to laei, and swa 
thaet seo Cuthbriht geaf thone abbote L punde thaer fore 
and ilca gaer anes mihtes feorme ouder XXX. scillinge 
penega, swa eac thaet eafter his daei scolde seo land ongean 
into tha minstre“, während in dem lateinischen Original, 
welches von Kemble mitgetheilt wird, den gesperrt ge- 
druckten Worten folgender Passus entspricht: 

Hanc autem terram ille Cuthbriht a me digno com- 
paravit pretio, id est mille solidis et singulis annis mihi 
meisque successoribus unius noctis pastum aut triginta — 
ravit siclos. Unzweifelhaft ist hier der pastus unius noctis 
die feorme (firma) anes nihtes !2”), also übereinstimmend 
mit dem pastus noctis, welcher am Schluss der vorigen 
Urkunde genannt ist 1°°). Ich zweifle sonach keinen Au- 


1238) Wahrscheinlich ist dieselbe erst durch einen Ahschreiber des 
Chronicon in die im Kloster Medehamstede (Peterborough) entstandene 
Handschrift hineingefügt. Keinesfalls sind wir aber berechtigt, die- 
selbe deshalb für falsch zu erklären, wie das Lappenberg in Pausch 
und Bogen mit allen so in’s Chronicon gekommenen Urkunden thun 
zu wollen scheint; vgl. s. Geschichte v. England tom. I. Hamburg 1854. 
p. L.; um so weniger sind wir dazu berechtigt, als uns in Kemble’s 
codex dipl. CLXV. (a. 786—796.) die gänzlich unverdächtige Originalurk. 
vorliegt. Ueber die zweite in’s Chronic. eingeschmuggelte Urk. =. 
unt. Anm. 150. 

1239, Für das Alter dieser firma unius noctis bürgt ferner Domes- 
dayb. tom. I. Sciropescire p. 254. Tempore Adelredi patris E. regis: 
reddebant haec tria maneria dimidiam firmam noctis. 

180) Auf Grund des so geführten Beweises lassen sich nun die so 
oft missverstandenen Gesetze Alfred’s c. 2. (Anc, laws 27. sqq.) und 
Canuts I. c. 70. (Anc. laws p. 177.) leicht erklären. In dem ersteren 
sind die erwähnten Klöster solche, welche zur königlichen Procuratio 
gehören, in denen also ein Frieden und Asyl ähnlich dem königlichen 
Hofe ist, da der König ja auch dort Hof hält. Die Interpretation von 
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genblick, meine aufgestellte Ansicht als richtig aufrecht 
erhalten zu können. 


Wer von dieser Last der firma betroffen wurde, ob 
nur der Inhaber des Folclandes, wie Lappenberg !?1) 
u. A. meinen, oder auch der des bok-landes, ist hier nicht 
zu entscheiden, obgleich mir die Quellen klar gegen jene 
Ansicht zu sprechen scheinen. So viel steht wenigstens 
fest, dass wenn dieselbe auch richtig sein sollte, doch viel- 
fach bei der Uebertragung zum bokland diese Last auf dem 
Gut verblieb, und sich nach der Verwandlung des grössten 
Theiles des Folclandes in die terra regis gewöhnlich in einen 
census umgestaltete.e Schon in jener angelsächsischen Ur- 
kunde aus dem Chronicon ist eine Umwandlung der Privat- 
frm in eine Geldleistung zugelassen; ähnliche Umwand- 
lungen geschahen aus den verschiedensten Gründen !??) und 
besonders bedingt durch die fortschreitende Kultur, theils 
auf Drängen des Belasteten, theils durch Befehl des 
Herrn. So wird bald die firma unius noctis, oder unius 
diei oder septimanarum zu einer Abgabe in Viktualien !3#) 


Lambardus firma-villa ist offenbar falsch. Vgl. auch Thorpe in den 
Anc. laws adn. c. zu dieser Stelle. Danach ist auch die Aeusserung 
des Heinrich Huntingdon lib. VI. ad Eduard’s reg. a. 22. 
(Savile a. a. O. p. 867.): mandavitque regi, quod ad firmam suam 
properans cibos salsatos sufficienter inveniret etc. zu interpretiren. 
Vgl. auch üb. dies. Stelle Du 'Cange ad voc. firma. — Das Gesetz 
von Canut kann, da die firma offenbar nicht die gesammte Steuerlast 
in sich begreift, nicht wie Einige meinen, eine Aufhebung dieser be- 
zwecken. Es enthält nur die Beschränkung der procuratio auf die 
königlichen Domänen. Wie schlecht es jedoch angewandt ist, beweisen 
unsere späteren Nachrichten. Vgl. auch Kemble a. a. O. tom. II. 
p. 110. dipl. CCCXII. Aethelred 883. Falsch ist es jedenfalls, wenn 
Phillips angelsächsische Rechtsgeschichte p. 87. Anm. 278. meint, 
Wilhelm habe durch das Domesdayb. die Canut’sche lex abrogirt. Denn 
das Domesdaybook fixirt nur bestehende Lasten, führt keine neuen ein. 

181) A. a. 0. p. 578. fgg. Vgl. auch Glossar. zu Anc. laws ad 
voc. folcland. 

182) Vgl. Monast. Anglic. tom. II. p. 75. N. 72. c. 1.: idem 
Robertus Bardulf obligat se domino ‘suo abbati Theok. ad dimidam 
marcam annuatim pro hospitio suo, quia non habet honestum domicilium 
in quo possit eum recipere apud Feirford. 

‚ss Vgl. Domesdayb. tom. I. p. 189. c. 2. (Saham) T. R. E. 
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oder Geld 1°), und so begegnet sie uns unzählige Male 
im Domesdaybook !?5). Firma wird jetzt zur Lieferung 
für den Haushalt. Die firma regis ist der königliche Hof- 
halt (dominica firma), das manerium de firma regis das 
königliche Tafelgut !?®), oder wenigstens das für die Tafel 
steuernde. So heisst es ganz deutlich im Domesdaybook 
tom. I. p. 172. c. 4. (Chemeskge): „de his tribus terris 
reddebatur firma T. R. E. quia de victu semper fuerunt.“ 


reddebat XXV. lib. ad numerum et per IH. dies firmam de frumento, 
melle et brasio et de aliis omnibus. 

184) Vgl. Domesdayb. a. a. O. p. 154. c. 4.: Comitatus Oxene- 
ford reddit firmam trium noctium hoc est CL. lib. De augmento: 
XXV. lib. ad pondus. De Burgo: XX. lib. ad pondus, de moneta: 
X. lib. etc. 

185) Vgl. tom. I. p. 20. c. 3. (Borne); p. 28. c. 1. (Terra Will. de 
Braisse); p. 38. c. 3. (Bertone): dimidiam diem reddidit in omnibus 
rebus; ibid. c. 4. (Edlinges); p. 39. c. 2. (Clere); p. 64. c. 4. (Cauna); 
ibid. (Beduinde); ibid. (Amblesberie); ibid. (Guerminstre); ibid. (Che- 
peham); p. 65. c. 1. (Theodulveside); p. 75. c. 1.: in Dorecestre tem- 
pore regis Edwardi erant. CLXXII. domus. Hae pro omni servitio 
regis se defendebant et geldabant pro X. hid. ad scil. ad opus Huscarlium 
unam mark. argenti, exceptis consuetudinibus, quae pertinent ad firmam 
noctis. Ebenso das. Brideport, Warham, und im Exon. Domesd. 
p. 12. — Vgl. ferner Domesdayb. I. p. 75. c. 2. (Bridetone), (Win- 
borne), (Dorecestre), (Pinpre), (Winfrode) mit Exon. Domesd. p. 28. 
u. 29.; vgl. Domesdayb. I. p. 85. c. 2. (Summertune); p. 85. c. 3. 
(Willetone), (Erome), (Merleburne). p. 162. c. 4. (Svinheve) p. 179. c. 3. 
(Lintune). Ibi erant V. hidae et reddebant quartam partem firmae 
unius noctis. p. 189. c. 3. (Fordeham) T. R. E. reddebat X. lib. ad 
numerum et firmam trium dierum inter mel frumentum et brasium. 
Vgl. auch tom. II. p. 5. fg. tunc reddidit hoc Manerium X. noctes de 
firma. p. 6. ebenso; p. 7. p. 111. 6.: »I noctem mellis«; p. 235. und 
öfter. — 

186) Dass nicht etwa, wenn es im Domesdayb. heisst erat de firma 
regis, nur an ein steuerndes Allod zu denken ist, beweisen viele Stellen, 
aus denen klar hervorgeht, dass sehr oft das manerium de firma regis 
in dessen dominium gewesen. Vgl. Domesdayb. tom. I. p. 50. 
c. 2. i. f. (Rocheburne). Diese Stelle erbringt indirekten Beweis, da 
der vicecomes das Gut für die firma regis in Anspruch nimmt, wäh- 
rend man ihm erwiedert, der König E. habe bereits sein Eigenthum 
übertragen; vgl. ferner das. p. 53. c. 1. p. 57. c. 4. (Spersolt); p. 65. 
c. 1. (Bretford), p. 80. c. 4. (Snere): sed erat in dominio et in firma 
regis und öfter. Welche verschiedenen: Rechtsverhältnisse hier dem 
Zahlen der Firm zu Grunde liegen können, wird unten erläutert. 
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Worin aber die Firm bestand, ob in Naturalien 197) oder 
Geld ist vollkommen irrelevant. Doch war sie grössten- 
theils bereits zu des Eroberers Zeit auf Geld zurückge- 
führt 158), 

Aber diese Königsfirmen haben für die folgende Aus- 
führung nur geringes Interesse. Soweit sie auf publicistischen 
Gründen ruhen, soweit sie sich aus dem persönlichen Ab- 
hängigkeitsverhältniss des Belasteten ergeben, kommen sie 
für uns gar nicht in Betracht; soweit sie aber auf privat- 
rechtliche Titel anderer Natur zurückzuführen sind, werden sie 
sich im Folgenden mit den Privat-Firmen abhandlen lassen. 

Wie der König, suchten sich nämlich schon früh Pri- 
vate auf ähnliche Weise ihren Unterhalt und gastliche Auf- 
nahme zu sichern. Der Villanus muss den Herrn bewir- 
then 189), der Colone ihm zum Haushalt bestimmte Naturalien 
oder Geld liefern 1°), seine Pachter ihm Aufnahme ge- 
währen oder Zins zahlen !*!)., So haben die Klöster ihre 
Tischgüter und die uns überlieferten Firmkataloge des 


197) Vgl. die interessante angels. Urk. CCCXIII. Aethelred. a. 883. 
bei Kemble II. p. 111., in der Ale, Bier, Honig, Ochsen, Schweine, 
Schafe als zur Königsfirm gehörig aufgeführt werden. Es geht ferner 
aus der Urk. hervor, dass zu jener Zeit schon vielfach jene Last auf- 
gehoben worden. — Vgl. ferner Domesdayb. tom. I. p. 209. c. 2. (Loi- 
tone): »reddit per annum — dimidiam diem in frumento et melle et aliis 
consuetudinibus ad firmam regis pertinentibus« und öfter; vgl. p. 259. 
c. 2. >ibi unus waleis reddit unum accipitrem de firma.« Vgl. auch 
Urk. aus d. Zeit. v. Wilhelm I. Mon. Anglic. I. p. 478. 

86) Sonach scheint mir auf Grund der vorliegenden Quellen die 
Erzählung des Gervasius im liber scaccarii, welche Du Cange mittheilt, 
unhistorisch. Ebenso falsch ist die unter firma alba mitgetheilte Nach- 
richt aus dem liber niger scaccarii, dass im Domesdaybook der alba 
firma nicht Erwähnung geschehe. Vgl. Domesdayb. tom. I. p. 39. c. 4. 
Interessante Resultate müssten sich für die ältere Zeit aus dem Magnus 
Rotulus Scaccarii sive Pipae ergeben, welche 1833. durch Jos. Hunter 
veröffentlicht ist, mir aber nicht zur Hand war. 

189) Vgl. Rectitud. sing. person. (anc. laws p. 185.). 

10) Vgl. Domesdayb. tom. I. p. 127. c.4 Exon. Domesd. 
p. 41. und eine Menge von Stellen das. in denen von der dominica 
firma monachorum oder der firma aulae episcopi gesprochen wird. 
Vgl. auch ob. Anm. 95. dipl. DCCCCLVI. 1052 bei Kemble 
tom. IV. p. 290. 

1) Vgl. ob. Anm. 96., 97., 128. Ferner dipl. CCLXVII. 852. C. 
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Klosters von Ely !*?), von St. Alban 143), von Abingdon !**), 
von Worcester 145) geben uns ein Bild, wie genau man in 
der Fixirung der Firmen verfuhr. 

Aber von allen Titeln, die die Firmzahlung bedingen; 
persönliche Abhängigkeit, Testament !%°), Vergleich, Schen- 
kung !*7), Pacht, ist nur der letzte für die spätere Zeit und 
für uns von Wichtigkeit: ja er tritt so sehr in den Vor- 
dergrund, dass er für sich ausschliesslich den Namen u: 
Firm usurpirt 149). 


8. 3, 
Als Theil des Preises, welcher als Aequivalent für die 


Gebrauchsüberlassung eines Grundstücks gegeben wird, 
kommt die Firma schon sehr früh in der oben erwähnten 
Urkunde des Abtes Beonne vor !*°). Diese Gebrauchs- 
überlassung sieht allerdings mehr einer Eigenthumsüber- 
tragung mit der Bedingung des Rückfalls nach dem Tode des 
Empfängers ähnlich, als der Pacht. Derartige Verträge waren 
ausserordentlich häufig !°°%) und diese Art jedenfalls die 


Kemble tom. II. p. 46. fg. Monast. Anglic. tom. I. p. 168. 
N. XXIIO. u. öfter. 

142) Histor. eccles. Eleensis lib. IL. c. 26. (Gale a.a. 0. 
tom. I. p. 504.) und zwar werden hier die Firmen ex nutu regis Ca- 
nuti festgestellt. 

145) Matth. Paris vit. vig. tr. abb. p. 36., auch abgedruckt bei 
Du Cange ad voc. firma. 

144) Histor. monast. de Abingdon vol. D. app. UI. p. 807.: 
»consuetudines Abendoniae«. 

145) Monastic. Anglic. tom. I. p. 606. N. XL. »Pertinentia ad 
ministerium cellerarii Wigorniae«. Vgl. auch Monast. Angl. tom. UI. 
p. 306.: »de duabus marcis de septuagesima«. 

146), Vgl. oben Anm. 102., 103., 104., 107., vgl. ferner Thorne 
a. a. OÖ. cap. V. 8. 2. ad a. 861. p. 1776.; charta XXXIV. im Cartul, 
mon. 8. P. Gloucestr. 

17, Vgl. Mon. Angl. tom. II. p. 267. u. öfter. 

148) Schon in den hierher gehörigen Dekretalen wird dare ad fir- 
mam mit locare identifizirt; vgl. unten Anm. 181., 182. 

149%) Vgl. ob. Anm. 128. 

160) Vgl. auch die interessante Urk. CCLXVII. Ceolred. 852. O. 
Kemble tom. H., 46. Dort kommt auch das ane niht feormian unter 
denselben Verhältnissen vor. Sie ist das Original der im Chronic. 
Saxon. I. p. 122. adn. excerpirten Urk, und ebensowenig gefälscht 
wie die ob. Anm. 128. angeführte. 


18 * 


968 Adolf Wach: 


einfachste und einem roheren Rechtszustande am meisten 
entsprechende. So übertrug man Eigenthum auf zwei Leben, 
auf ein Leben !5?). Es wäre nun denkbar, dass sich hieraus 
durch immer häufiger hinzutretende Beschränkungen, durch 
Veräusserungs-, Deteriorationsverbote das spätere Institut 
der Firm als Pacht, herausgebildet hätte. Dem scheinen 
aber nicht nur viele Quellenstellen, sondern auch das In- 
stitut in seiner späteren Gestalt durchaus zu widersprechen. 
Diese weist vielmehr darauf hin, dass sich die Firm aus 
der Stellung der praepositi, ballivi, vicecomites, der Ad- 
ministratoren der Güter entwickelt hat !5?), Diese hatten 
dieselben oder die Hundrede nomine alieno, aber doch auf 
Grund eigenen Rechtes und lieferten, wie oft die vicecomi- 
tes 15°), entweder eine bestimmte Summe, oder waren auf 
Tantiöme gesetzt !5*). Demnach verabfolgten sie dem Herrn 
den einen Theil der Firm, hielten den anderen zurück und 
hatten folglich das Gut, oder das Amt ad firmam. Hieraus 
erklärt sich, dass so oft der firmarius quasi custodiam serviens 


151) Vgl. Kemble a. a. O, introduct. tom. I. p. XXXII. fgg. 

1532) Vgl. Order. Vital. lib. XI. p. 805. Matth. Paris hist. 
Angl. ad a. 1215. p. 179. c. 1. D.: »omnis comitatus et hundredi et 
wapentag et thretingi sunt ad antiquas firmas absque ullo incremento, 
exceptis dominicis maneriis nostrise. Der angedeutete Zustand bestand 
längst zur Zeit des Domesdayb., wie sich aus einer Menge Stellen 
nachweisen lässt. — Vgl. auch Annales de Burton ad a. 1254. 
p. 832. Fleta lib. I. c. 20. 8. 48. $. 108. lib. IL. c. 43. p. 211. — 
Die vicecomites hatten natürlich nur die laufenden Einnahmen ad 
firmam, denn nur diese waren gewöhnlich ad firmam regis pertinentia. 
Hieraus erklären sich eine Menge von Stellen, so fgg. aus dem Do- 
mesdayb. und den Gesetzen Heinrich’s L.: Domesdayb. I. p. 251. c. 3. 
p. 262. c. 4., welche Stellen zusammenhängen mit Henric. c. X. 8.3. 
c. XIX., in welchen fälschlich firma von Schmid d. Ges. d. Angels. 
p. 574. c. 1. z. W. feorm als Gut des Königs aufgefasst wird. 

155) Vgl. Domend. I. p. 69, c. 1.; p. 86, c. 2.; p. 172.,c. 1, 
c. 2., c. 3.; vgl. Urk. in d. Rot. lit. Claus. p. 2.c. 2; p 4,c. 1; 
p. 5, c. 1; p. 77, c. 2.; p. 402. c. 1.; p. 24. (22. Januar); p. 27. 
(13. April); p. 28. (25. April); p. 32. (15. Mai); p. 52. (12. April). 
Urk. in d. Rot. cit. pat. p. 57. c. 1. fgg. (20. Dec.) a. 1206., p. 70. 
c. 2.u. A. m. Vgl. ferner Thorne a. a. O. p. 2073., 2075.; Cart, 
mon. 8. P. Gl. p. 156. Fleta lib. II. c. 32. p. 188. — 

154) Vgl. Domesdayb. tom. I. p. 75. c. 2. p. 162. c. 3. p. 267. 
c. 4. p. 268. c. 2. — Vgl. Monast. Anglic. tom. I. p. 103. — 
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genannt !°°), dass er mit procuratores und custodes identi- 
fizirt wird 15°); hieraus erklärt sich ferner die unten nach- 
zuweisende Stellung des firmarius zum Grundstück. 

Jedoch bin ich weit entfernt, diese mir freilich über- 
zeugend erscheinende Hypothese für baare Münze ausgeben 
zu wollen. Soviel aber steht fest, dass längst vor der Er- 
oberung die Firma jene Umwandlung erfahren hat, die ich 
eben zu erklären versuchte: dass sie als ein pachtähnliches 
Verhältniss in ihren Essentialien schon damals fixirt war. 
Abgesehen von einer Menge von Quellenstellen in denen 
sich das ad firmam dare, tenere, concedere, tradere, de- 
mittere, findet 1°”), lasse ich hier die hauptsächlich bewei- 
senden Quellenzeugnisse folgen : 

1. Urk. 1049 — 1052. '15®) haec scriptura demonstrat 
conventionem, quam Tova quaedam vidua — fecit cum 
domino abbate Leofstano et omni congregatione ecclesiae 
sancti Albani de terra, quae vocatur Cyrictuna. Hoc est, 


156, Vgl. Monast. Angl. tom. I. p. 103. p. 165., Histor. Ra- 
mes. c. 89. (Gale a. a. O. tom. I. p. 445.); Gervasius bei Twys- 
den a. a. O. p. 1571. ad a. 1192., 28. Febr. »sed ut firmarius habebat 
— ut serviens custodiame.. Thorne a. a. O. p. 2008. $. 17. p. 2073., 
2079. Cart. mon. 8. P. Gl. Chart. 84. p. 166. — Vgl. auch unt, 
Anm. 258. 259. 

186) Vgl. unt. Anm. 260., 238. 

157) Ich unterlasse es, hierfür Belege anzuführen, da dieselben 
bereits zahlreich erbracht sind, und schon allein aus dem Domesdayb. 
von Jedermann leicht erbracht werden können. 

158) Kemble dipl. DCCCCL. tom. IV. p. 284. Doch ist es sehr 
zweifelhaft, ob hier schon an einen Firmkontrakt zu denken ist, oder 
nicht vielmehr ein den oben aus dem Chronic. Saxonic. ange- 
führten Urkunden (vgl. Anm. 128. und 150.) ähnlicher Kontrakt 
vorliegt. Ebenso heisst es im Domesdayb. tom. I p. 175. c. 2.: 
hanc terram tenuit Azor et inde serviebat aecclesiae et pro recognitione 
dabat in anno monachis unam firmam aut XXt! solid. et erat conventio 
ut post mortem ejus et uxoris suae rediret terra ad dominium eccle- 
siae; und das.: hanc (vaccariam) emit quidam Godricus teinus regis 
E. vita trium heredum et dabat anno monachis I. firmam pro recog- 
nitione. Es kann durchaus nicht daraus, dass man für die Ueberlas- 
sung des Grundstücks etwas ad firmam oder unam firmam giebt, ge- 
schlossen werden, dass hier an eine datio ad firmam in unserem Sinne 
zu denken sei. Kann ja doch bei einer Schenkung ebenfalls die firma 
reservirt werden. 
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quod ipsa — foemina dedit senioribus III. marcas_auri, tali 
conventione, ut ipsa teneret supradictam terram in vita sua 
et filius eius — et ipsa pro recognitione singulis annis de- 
beret ad festivitatem sancti Petri ad vincula unum sextarium 
mellis triginta duarum unciarum monachis aecclesiae sancti 
Albani ad firmam dare. 

2. Die historia Ramesiensis enthält aus der 
Zeit vor der Eroberung folgende Stellen: 

c. 89.: quam terram Aethelstanus Abbas cuidam mo- 
nacho Ailrico nomine praefati episcopi cognato tradidit 
firmaris vice custodiendam, qui Ailricus pluribus postea 
annis scil. usque ad adventum Normannorum in Angliam, 
dedit exinde Ramesiensi ecclesiae censum et firmam con- 
stitutam 3°); 

c. 101. 16°) Idem quoque Morkerus de permissione ab- 
batis jam dictas terras vice firmarii tenens statutum ex iis 
censum singulis annis persolvit. Ebenfalls bis zur Invasion. 

c. 118.16?) Eine gleiche Concession unter Eduard’s 
Regierung an Godwinus: in vita sua firmarii vice (terram) 
tenendam, qui Godwinus eidem abbati exinde respectum, 
quod Gersuma dicunt santi viri honori conveniens dedit 
singulis annis de consuetudine hospitium ei et cuncta hospiti 
necessaria — procuravit. 

3. Urk. aus der Zeit unmittelbar vor oder Hack der 
Eroberung !°?). — tradiderunt ei in manum terram .... 
hac conditione, quod solvat monasterio quolibet anno duas 
libras de firma et quod proficiscatur ad bannum regis et 
regi geldabit. Hoc factum est hac conventione, quod fidelis 
et obediens sit utrique abbati et omnibus et omnibus fra- 
tribus in omnibus. Et si ipse fidem violaverit, quam eis 
spopondit, terram praedictam perdat etc. 

Andere Beispiele aus der Zeit vor 1066. finden sich 
bei Ingulph !°?) im Monasticon Anglicanum und selbst 


150) Gale a. a. O. tom. I. p. 445. 

160) A. a. O. p. 460. 

161) A. a. O. p. 466. Vgl. auch Wilkins leg. Angl. Sax. p. 295. 
c. 2, ad a. 1089. | 

162) Monast. Anglic. tom. II. p. 265.; vgl. auch ob. Anm. 97. 

169) Ingulph. Croyl. abbat. hist. bei Savile p. 891., 898., 909. 
Vgl. auch Willielm. Malmesb. de gestis pontif. lib. I. p. 228, dan. 
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im Domesdaybook !1°%). Nach der Eroberung giebt schon 
Heinrich 1. Gesetze über die Firm 1%) und zu der Zeit 
der Rechtsbücher stellt sie sich als ein vollkommen durch- 
gebildetes Rechtsinstitut dar. 

Bevor ich nun zur Darstellung der juristischen Natur 
desselben übergehe, habe ich noch einige Worte über die 
historische Deduktion Lippert’s, soweit sie die bereits 
erörterten Fragen betrifft, zu sagen. Dieser Gelehrte äus- 
sert sich in seinem Werk über Patronatrecht 1°) bei Be- 
sprechung des cap. VII. cit., welche ihn auf den Firmkontrakt 
führt, folgendermaassen: „unter dem contractus ad firmam 
(manum) versteht man den Vertrag, demzufolge einzelne 
Grundstücke oder selbst umfangreichere Ländereien von 
dem Eigenthümer derselben jemandem zu deren Genuss, 
gegen Entrichtung einer jährlichen Abgabe (census, firma) 
verliehen wurden (ad firmam committebantur sive concede- 
bantur). Das auf diese Weise in Pacht gegebene Grund- 
stück heisst manufirma (seltener firma manus), eine Be- 
zeichnung, die ihren Grund darin hatte, weil die beiden 
Contrahenten mit Händedruck den firmarischen Vertrag 
bekräftigten.“ Dazu bemerkt er in einer Anmerkung: „Bei- 
spiele aus Archivarurkunden entnommen führt Du Fresne 
l. c. tom. II. p. 249. an. Die gewöhnliche Formel beim 
Abschluss des Vertrages war: „ut autem hujusmodi manu- 
firma stabilis et inconcussa permaneat manu propria firma- 
vimus.“ — Diese Darstellung, deren Grundlage ich be- 
reits bei Franc. Florens !7) finde — auch Halthaus 
führt sie als Conjektur an '%), — beruht auf einem 
starken Irrthum, und verdient um so entschiedener zurück- 
gewiesen zu werden, als sie zu den verkehrtesten Conse- 
quenzen führen muss und geführt hat. Lippert verwechselt 
firma und manufirma: zwei Rechtsinstitute, die absolut nichts 
mit einander zu thun haben, 

Während jene, wie ich nachgewiesen habe, englischen 


164) Vgl. ob. Anm. 158. u. besonders tom. I. p. 59. c. 2. 
165) Vgl. leg. Henrici L c. LVI. 

166) A. a. O. p. 163. 

7) A, & O. p. 282. 

168, Gloss. ad verb. Pacht. 
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Ursprunges ist, haben wir diese, wie es scheint, zuerst auf 
fränkischem Boden zu suchen. Sie ist verwandt mit den 
Schenkungen auf zwei oder mehrere Leiber, die ich oben 
erwähnt habe. Ihre Haupteigenthümlichkeit besteht, wie 
Gu&rard im cartulaire de ’abbaye de Saint-Päre de Char- 
tres 16%) sehr richtig hervorhebt in der Unwiderruflichkeit 
und in einer Art von Rutscherzins im Falle der Säumigkeit 
im Zahlen des Zinses, wie sich aus den von Du Cange ad 
h. v. angeführten Urkunden ergiebt. In den englischen 
Quellen findet sich niemals eine Erwähnung jener Manu- 
firma, obgleich der Gebrauch des Handschlags, ein überall 
verbreiteter, ebensogut bei Eingehung der Firm vorkommen 
konnte. Ich glaube nicht, dass ich nöthig habe, etwas zur 
Widerlegung der Lippert'schen Ansicht hinzuzufügen, da 
dieselbe ja durch meine Darstellung des Ursprungs der 
Firm hinlänglich erbracht ist. Wunderbar aber ist der 
Weg, auf welchem jener Gelehrte zu seiner Ansicht gelangt 
ist. Mit Hintenansetzung jeder Kritik folgt er lediglich 
seinem etwas irregeleiteten Divinationsvermögen, welches 
ihm die Gleichheit von manufirma und firma vorspiegelte. 
So wählte er statt sich den Artikel des Du Cange über 
diese gründlich anzusehen, den über jene zur Uebertragung 
in’s Deutsche. Was bei einer derartigen Methode und Ver- 
arbeitung der Quellen zu Tage kommen muss, ist leicht zu 
begreifen. Unbegreiflich ist es dagegen, dass jene Ansicht 
sogar Anhänger gewinnen konnte. So lässt sich Schil- 
ling verleiten, Lippert’s Deduktion blindlings anzunehinen. 
Er sagt !'%): der contractus ad firmam, welcher in den 
Urkunden schlechtweg firma s. manufirma genannt wird, 
hat seinen Namen davon, dass. er mittelst Handschlags be- 
kräftigt wurde. Ja sogar Kaim !’Ü), von dem man, da 
er sich bestrebt, das englische Recht ebenfalls in den 
Kreis seiner Darstellung zu ziehen, wohl eine gründlichere 
Untersuchung verlangen konnte, hat hier nicht seine Selbst- 
ständigkeit bewahrt, wenn man sie nicht darin finden will, 


169) In d. Collection de documents inedits I. serie, collect. des 
cartulair. de France tom. I. $. 229. 

170) A. a. O, p. 22. Anm. 98. 

m) A.a. 0. p. 88. fg. 
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dass er das manu firmare mit dem mosaischen Recht und 
denVertrag selbst mit dem alttestamentarischen Jubiläum in 
Verbindung bringt, ja sogar auf den „census“ den Ausdruck 
manufirma anwendet. Im Uebrigen folgt er Lippert. 

Schliesslich mag es noch gestattet sein, Einiges über 
die Benutzung französischer, belgischer, deutscher, italie- 
nischer Quellen zur Illustration einer Darstellung über die 
Firma zu bemerken. Ich schliesse dieselben bei der mei- 
nigen durchgängig aus, obgleich sie für die spätere Ver- 
breitung des Wortes, und vielleicht auch des Institutes der 
firma von Interesse sind. Die Uebertragung derselben nach 
Frankreich darf uns bei seinen engen Beziehungen zu 
England unter der normännischen Herrschaft nicht Wunder 
nehmen. Firma geht in ferme 172), firmarius in fermier über 
und bezeichnet Pacht, Pachter. Es war eine solche Reception 
um so leichter, als man ja bereits in mainferme dasselbe Wort, 
obgleich durchaus verschiedenen Ursprungs hatte. So findet 
sich die firma seit dem Ende des zwölften Jahrhunderts 
sehr häufig in Urkunden !78) und in Ordonnanzen der 
Könige !7%), 

In Deutschland scheint unser Terminus nur geringe 
Verbreitung gefunden zu haben, und wo er sich findet, 
kündigt er sich meistens sofort als Eindringling an, da die 
Kontrahenten oder Tabellionen es für nöthig finden, ihn 
durch ein deutsches Wort zu erklären 17°), Dabei bieten 


173) Le grand Coutumier du pays de Normandie chap. CXI. de 
bref de fief et de ferme. Ich habe einen sehr alten Druck mit einem 
französischen Commentar und beigefügtem lateinischem Text benutzt, 
welcher sich auf der Heidelberger Universitätsbibliothek befindet, jedoch 
ohne Titelblatt ist. Ich halte ihn für die bei Richebourg nouveau cou- 
tumier gen6ral erwähnte Ausgabe mit dem Commentar des Guill. Rouille. 
Vgl. Britton chap. LXIV. de fermes bei M. Houard trait&s sur 
les coutumes Anglo-Normandes Rouen 1776. tom. IV., p. 261. 

15) Vgl. Du Cange ad voc. »praepositus«e, ad voc. »feudi- 
firma«. 

174) Vgl. die Register zu d. Ordonnances des rois de France par 
M. de Lauriere I. vol. Paris 1723. ; 

175) Res Moguntiac. ed. G. Ch. Joannis a. 1722. vol. II. p. 528.: 
Urk. v. 1223., p. 531. Urk. v. 1226. Vgl. auch Guden. codex dipl. 
Gotting. 1784. tom. II., P. 2., p. 1087. Urk. v. 1344. 
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uns päpstliche Bullen an die Klöster Cymern und Beben- 
hausen vn Clemens IV.!'), Martin IV."”), Ni- 
colaus IV. !'®), deren Original ich in einer Bulle In- 
nocenz IV. !’?) aus dem Jahre 1250. 'an das Kloster zu 
Canterbury gefunden habe, eine interessante Illustration für 
die Vermittlung einer solchen Verbreitung. Noch einmal ist 
jene Bulle von Urban °P) in einer von ihm an das Klo- 
ster Witby gesandten abgeschrieben worden. 

In Italien kann uns das Vorkommen des Wortes 
firma am wenigsten befremden, da durch die Aufnahme 
einer Menge von Dekretalen, cap. I. X. de locat. (III, 18.), 
cap. VIII. X. de decimis (III, 30.), cap. XXIV. h. t. 181), 
cap. VII. X. de jure patr. (III, 38.), cap. VI. X. ne cleric. 
vel mon. (IIL, 50.) !®?) in die Sammlung des Gregor die 
Verbreitung sowohl durch die Wissenschaft, wie durch die 
Kirche als nothwendig geboten war. 


8. 4. 
Bei der Darstellung der juristischen Natur der Firm 198) 


wird es praktisch sein, zuerst einen Streitpunkt zu besei- 


176) Vgl. Mone, Zeitschrift f. Geschichte d. Oberrheins. Karlsruhe 
1853. tom. IV. p. 187. 

im) A. a. 0. p. 189. 

178) Halthaus a. a. OÖ. 

179) Thorne a. a. O. p. 1898. 

180) Monast. Anglic. tom. I. p. 419. c. 2. 

181) Hier ist wahrscheinlich das »firmam« für »affictum« einge- 
schwärzt. Ueb. affictus vgl. Du Cange ad h. voc. und Muratori 
antiquitat. Italic. diss. XI. im tom. L p. 346. — Später ist das cap. 
XXIV. öfter bestätigt: so in Briefen des Bischofs v. Norwich a. 1254. 
(Annales de Burton p. 326.), in einer Bulle des Papstes Nicolaus IV. 
a. 1291. (Wilkens concil. magna Britann. London 1737. tom. II, 
p. 181.), wo aber wie in den Briefen des Bischofs nur von der Zehnt- 
pflicht des ad firmam Gebenden gesprochen wird. | 

182) Wahrscheinlich ist diese Dekretale vor 1175. zu Setzen, da 
sie sich wörtlich in den Acten des Concils von Westminster a. 1175. 
(Wilkins) a. a. O. I. p. 478.) findet. Dort hat es die Aufschrift: »ex 
decretis diversorum patrum u. Alexander hat also wahrscheinlich, da 
er beginnt: »secundum instituta praedecessorum nostrorum« seinen 
Brief wörtlich aus früheren Dekreten abgeschrieben. Die Bestimmung 
selbst ist eine sehr alte. Vgl. auch eine Bulle desselben Papstes in 
d. histor. monast. S. Augustini Cant. by Th. of Elmham. p. 440. 

188) Ich beschränke diese Darstellung durchaus auf die Zeit vor 
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tigen, der durch die Irrthümer der Juristen eine unverdiente 
Bedeutung erlangt hat: ich meine die Abhängigkeit resp. 
Unabhängigkeit der Firm von der Länge der Zeit. 

Wie ich oben nachgewiesen habe, ist die Ansicht des 
Panormitanus, dass zu den Essentialien der Firm die lange 
Zeit gehöre, zur communis geworden, und man hat aus 
ihr eine Menge von wichtigen Consequenzen gezogen. Diesen 
Irrthum gilt es jetzt zu beseitigen. Die Firm ist ganz 
unabhängig von der Länge der Zeit. Es wird 
sich das aus dem Folgenden klar ergeben. 


‚1. Firma ad vitam vel ad longum tempus. 


a. Vor und während der, Regierung Alexan- 
ders. Ausser den beiden oben aufgeführten Urkunden des 
Klosters Medehamstede, wenn wir diese als Firmkontrakte 
gelten lassen, finde ich aus dieser alten Zeit noch mit Fi- 
xirung dieses Termins die oben auch schon mitgetheilte 
Firm aus der historia Ramesiensis 1°*); drei ähnliche Kon- 
trakte theilt Thorne mit ad a. 988.185), a. 1074.86), 
a. 1079. 1°”), Eine andere firma ad vitam enthält eine sehr 
interessante, im Monasticon Anglic. abgedruckte Stelle 
aus Candidi’s Geschichte des Klosters Peterborough ad a. 
1117. 182), Nicht weniger erwähnungswerth ist eine solche 
traditio ad firmam bei Matthäus Paris in seiner Ge- 
schichte der Aebte von St. Alban 1#°), besonders da der 


und während der Rechtsbücher, also bis zum Ende des 13. Jahrhun- 
derts. — Was Cowellus in seinen institutiones juris Anglicani ed. 
a. 1630. in dem tit. de locat. et conduct. lib. III. tit. 25. über unser 
Rechtsinstitut giebt, zeigt nicht von besonderem Verständniss und ist 
vielfach durch Gesetze vor seiner Zeit nach 1300. beeinflusst. Das 
Werk des Henr. de Bracton de legibus et consuetudinibus Angliae 
libri V. wurde mir erst zugänglich, als dieser Aufsatz sich schon im 
Druck befand, und konnte daher nicht mehr so eingehend benutzt 
werden, wie ich es zum Besten dieser Arbeit gewünscht hätte. Ich 
citire nach ed. IL, 4. Londini 1640. 

184) Vgl. ob. Anm. 161. 

186) A. a. OÖ. cap. V. 8. 13. p. 1780. 

186) A. a. O. cap. VII. 8. 5. p. 1789. 

18T) A. a. O. cap. VIL 8. 6. p. 1789. 

188) Monast. Angl. tom. I. p. 350. Anm, a. 

180, Vit. vig. tr. abb. p. 83. und p. 53. fgg. 
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sich später aus jenem Kontrakt entspinnende Prozess, bei 


dem es sich um die Frage handelte, ob der firmarius erb- 


lich oder nur auf Lebenszeit berechtigt sei, durch Ale- 
xander III. selbst entschieden wurde. 

b. Für die Zeit nach dem Tode Alexanders 
fliessen unsere Quellen reichlicher, und es ist daher erklär- 
lich, dass uns für diese Zeit eine Menge von Firmen ad 
vitam begegnen. So finde ich unter Johann Firmen auf 
Lebenszeit in Urkunden vom 8. Febr. 1204. 17%), vom 12. 
Febr. 1205. 19%), vom 29. Mai 1205. 19?), vom 30. Mai des- 
selben Jahres 199). So heisst es ferner in dipl. CCL. des 
Kartulariums des Klosters von Gloucester !?%): „notum sit 
omnibus quod ego Henricus Dei G. abbas et conventus 
S. Petri Gl. tradidimus Petro B. duas virgatas terrae in 
T. tenendas de nobis ad firmam tantum in vita sua. 

Ein anderes Beispiel führt Thorne an ad a. 1249. 195): 
„tradiderunt ad firmam in vita sua medietatem — deci- 
marum — ecclesiae; habendam et tenendam dictam medie- 
tatem majorum decimarum ad firmam guoad vixerit pro 
XX. mareis sterlingorum.* So enthält die oben erwähnte Bulle 
Innocenz IV. 198) folgenden Passus: „aliquibus ad vitam, 
quibusdam vero ad non modicum tempus et aliis perpetuo 
ad firmam sub censu annuo concesserunt.* — Den gleichen 
Zeitraum (ad vitam) finde ich in zwei Urkunden Edward’s 1. 
aus seinem achten !97) und fünfzehnten !??) Regierungsjahr, 


190) Rotuli chartarum in turri Londinensi asservati vol. I. 
P. L, 1837. p. 141. c. 2. 

91) Rotuli litterarum clausarum in turri Londinensi asser- 
vati; vol. I., 1833. p. 19. c. 2. 

192) Rotul. chart. p. 151. c. 1. 

198) A. a. O. p. 151. c. 2. 

19) Historia et cartul. mon. S. Petri Gloucestriae. 
Lond. 1863. vol. I. p. 294. fg. Vgl. dort dipl. XX. p. 160., dipl. XXXI. 
p. 165., dipl. LXXIH. p. 187., dipl. CXXI. p. 219., dipl. CXXV. 
p. 221., dipl. CCCXXII. p. 358. 

185) A. a. O. p. 1895. 

1986) Vgl. ob. Anm. 179. 

1) Rotulorum originalium in curia scaccarii abbre- 
viatio vol. I., 1805. p. 36. 

108) A. a. O. p. 593. 
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und im Monasticon Anglicanum eine schöne Urkunde aus 
der Zeit dieses Königs zwischen 1261—1267. 1?°). 

Aber schon in der Bulle des Innocenz ist angedeutet, 
dass man Firmen auch auf längere Zeit einging. 
So finden sich solche auf 60 Jahre ?°%), auf 100 Jahre 2%), 
auf zwei, auf drei Leben 2°®), ja Blackstone ?°°) theilt 
mit, er finde in Madox’ Urkundensammlung zur Zeit 
Edward’s I. Firmen auf 300. bis 1000. Jahre. So begegnet 
uns denn auch häufig: 


2. die firma perpetua, 


und zwar finde ich sie zuerst in einer Urkunde Heinrich’s 
a. 1100—1135. 2%); später häufiger: so noch zu Alexan- 
der’s des Dritten Zeit in einer Schenkung an das Kloster 
Gloucester ?°5), dann in Urk. König Johann’s vom 26. 
April a. 1200. 2°%), vom 21. April a. 1200. 2°), vom 25. 
Mai a. 1200. 208), vom 27. April a. 1205. 209), 

Auch gehört hierher eine im Monasticon Angli- 
canum mitgetheilte sehr interessante Urk.: Charta Roberti 
de Bigod de Godrinton ?1°); ferner eine daselbst mitgetheilte 
Urk. vom J. 1234. ?!D), sowie die in vieler Hinsicht wichtige 
firma perpetua der Kirche zu Litleburn vom J. 1241. ?1?) 
u. A. m. ?19) 


199) Mon. Angl. tom. IV. P. I. p. 210.N. 5. 

30) Mon. Angl. tom. II. p. 305. a. 1311. VI. 1. p. 274. a. 1430. 

31) Ingulph. in d. hist. Croyl. mon. p. 891. u. 898., 912. 

202) Vgl. ob. Anm. 158. und die im Text abgedruckte Urk. 
Vgl. im Cartul. S. P, Glouc. dipl. XXXI. p. 165. u. A.m. Vgl. Fleta 
p. 592. (firma XL. annorum). — 

202) Comment. on the laws of England (ed. II.) tom. II. p. 164. 

#04) Histor. monast. de Abingdon. vol. II. p. 66. 

206) Cartul. mon. S.P. Glouc. p. 157. dipl. XIV. u. XV. 

06) Rotul. Chartar. p. 52. c. 2, 

0) A. a. 0. p. 56. c. 2. 

208) A, a. O. p. 65. c. 2. 

309) Rotul. litter. claus. p. 29. 

310) Monast. Angl. tom. II, p. 78. c. 1. 

»11) A. a. O. tom. VI P. I. p. 241. c. 2. 

212) Vgl, Monastic. Anglic. tom. I. p. 129. c. 1. und p. 138. 
c. 1. Die Urk. findet sich auch bei Thorne a. a. O. p. 2190. Es 
wurde der Kontrakt durch Alexander IV. konfirmirt: s. das. p. 2107. 
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Während diese Quellenzeugnisse die gegnerische An- 
sicht zu stützen scheinen, bergen sie doch schon den Ge- 
genbeweis in sich, da das Hinzufügen der Zeitbestimmung 
darauf hindeutet, dass dieselbe der Firm an und für sich 
nicht innewohnt. Schlagend wird dieses jedoch erst durch 
die folgenden Zeugnisse erwiesen. 


3. Firma ad modicum tempus. 


Schon im Domesdaybook findet sich eine Firm 
auf 3 Jahre ?!*), eine andere auf die Zeit des Vizekomi- 
tats 215), Ferner finde ich vor 1117. eine Firm auf ein 
Jahr ?16) und den gleichen Zeitraum in einer Urk. v. 31. 
Januar 1200. ?!7); 2 Jahre in einer Urkunde v. 7 März 
1204. 218); 18. Jahre in einer Urk. v. 20. Juli 1207. ?19); 
14 und 13 Jahre in einer Urk. des Klosters von Glou- 
cester zwischen 1205—1224. 2?9); noch nicht 14. J. in 
einer Urk. a. 26. Henry III. ??!); 20 J. in einer Urk. a. 
29. Henry III. ??2?); 1 J. in einer Urk. a. 34. Henry II. ?2°); 
25 J. in einer Urk. vom J. 1249.22); 3 und 1 J. in 
einer Urk. desselben Klosters v. J. 1250. 22°); 5 J. in 
einer Urk. desselben Klosters v. 7. Juli 1252. 22%); 3 J. 


218) Vgl. dipl. XIX. im Cartul. mon. S. P. Glouc. p. 159.: 
stradiderunt ad perpetuam firmam omnes decimationes« Vgl. An- 
nales de Theokesberia ad a. 1220. p. 65.: »dedimus autem 
pro dicta terra nomine perpetuae firmae« etc. — 

216) A. a. O. tom. II. p. 853. b. 

215) A. a. O. tom. I. p. 149. c. 2. 

216) Monast. Anglic. tom. I. p. 350. Anm. a, 

217) Rotul. Chartar.p. 58. c. 2. dipl. 6. 

»16) Rotuli litterarum patentium herausg. v. D. Hardy 
vol. I. P. I. Lond. 1835. p. 39. c. 1. 

219) Rotul. Chart. p. 167. c. 2. 

?%2°) Charta CCCLIV (Lettrintone) im Cartul. monast. 8. Petri 
Glouc. p. 356. fgg. 

1) Rotulorum originalium Abbreviatio vol. I. p. 4. 

223) A. a. O. p. 7. 

233) A.a. OÖ. p. 11. 

#24) Annales de Theokesberia ad a. cit. p. 168. 

225) A. a. O. p. 141. 

226) A. a. O. p. 148. 
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in einer Urk. a. 6. Edward I. 2?°); 12 J. in einer Urk. 
a. 8. Edward I. 22°); 9 J. in drei Urk. a. 10. Edward I. ??°); 
10 J. in einer Urk. dess. Jahres ?°°) u. A. m. 2°), — So- 
dann, und darauf lege ich ganz besonderes Gewicht, wird 
ausdrücklich und wiederholentlich durch die Kirchengesetze 
verboten, die Kirchenfirm auf lange Zeit oder bis auf das 
Leben auszudehnen. So finden wir auf einem Schot- 
tischen Provinzialkonzil v. J. 1225. 23?) folgende 
Vorschrift: „ut ecclesiae nec laicis unguam nec personis 
ecclesiasticis etiam wlira quinguennium ad firmam confe- 
rantur, nec eo finito renoventur eisdem“, welche Bestimmung 
mit unbedeutenden Veränderungen in die Akten des Lon- 
doner Konzils v. 1237. 23°) und die Synodalsta- 
tuten des Bischofs Ledredus a. 1320. ?°4) aufge- 
nommen ist. 

Es scheint somit mein Beweis geführt. Denn alles 
kommt darauf hinaus, dass die Firm in Betreff der Zeit 
durchaus keiner strengen Regel folgt. Also ist sie weder 
Pacht auf lange Zeit, noch Erbpacht, noch Erbzins ?°>), 
Und es wird dieses, wenn es überhaupt noch einer Bestä- 


227), Rotul. Origin. Abbrev.p. 30. c. 1. 

228) A, a. O. p. 36. c. 1. es fehlt in der Urk. entschieden nach 
duodecim: annorum und die Zahl der Pfunde. 

229) A. 2. O. p. 39. c. 2. 

350) A. a. O. p. 89. c. 2. 

381) So 10 I. in einer Urk. a. 10. Edward I. a. a. O0. p. 40. c. 1.; 
10 J. in einer Urk. a.5. Edward II. a. a.0. p. 184. c.1.; 7 J. in einer 
höchst interessanten Urk. v. 20. Dec. 1206. in Rot. littörar pa- 
tent. p. 57. c. 1. fgg. 

352) Wilkins a. a. O. tom. I. p. 609. de locato et conducto. 
Vgl. c. II. X. de locato et cond. (III. 18.) 

38) Wilkens a. a. O. tom. I. p. 651. cap. VIII. »ne ecclesia 
ultra quinquennium detur ad firmam«. 

2%) Wilkins a. a. O. tom. II. p. 502. Daher findet sich in den 
Inquisitionsartikeln für die Diöcese Lichfeld die Frage: »an aliqui ra- 
tione longae firmae se faciant rectores vel vicarios vel veros pOosses- 
sores aliquarum decimarum«e s. Annales de Burton p. 297. ad 
a. 1252. — 

3835) Vgl. Matthäus Paris. vit. vig. tr. abb. p. 583. fgg. (pro- 
cessus de silva Northaga); Annales de Theokesb. p. 75. ad 
a. 1230., wo mit deutlichen Worten firma dem erblichen Recht ent- 
Begengereist wird. 
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tigung bedarf, auf’s schlagendste bekräftigt durch folgende 
Worte des Johannes Furdunius in seiner Schottischen 
Geschichte über den Zustand des Reichs zu Malcolm’s 
Zeit 23°): 

„nam eo tempore totum paene regnum dividebatur in 
thanagiis de quibus autem cuique dedit (s. Malcolmus), 
prout placuit vel singulis annis ad firmam, ut agricolis vel 
ad decem annorum, seu viginti, seu vilae terminum, cum 
uno saltem aut duobus haeredibus, ut liberis et generosis 
quibusdam itaque, sed paucis in perpetuum, ut militibus, 
thanis, principibus, nec tamen adeo libere, quin eorum 
quilibet domino persolveret annuatim certum censum.“ 

Es ist also vollkommen klar, dass die Firma, um in 
Bezug auf die Zeit bestimmt zu sein, des certus terminus 
bedarf ??”\. Dieser wird also stets hinzuzufügen sein oder 
die firm ad voluntatem concedentis 23), oder quamdiu bene 
et fideliter servierint et firmam suam bene reddiderint ???), 
oder unter irgend einer ähnlichen Bestimmung eingegangen 
werden ?*%). Und zwar ist dieser Grundsatz ein so ent 


286) Lib. III. c. 43. (Gale a. a. O. tom. I. p. 686.) 

87), Vgl. Ingulphus a. a. O. p. 912.: dimisi pro certo reditu 
annuali et aliis servitiis excolendis quibusdam ad firmam et certum 
numerum annorum. Vgl. Fleta.a. a. O. p. 447. i. f., p. 590. fgg., 
Britton cap. LXIV. des fermers p. 261. fgg. « 

3886) Vgl. Gervasius ad a. 1192., 28. Febr., bei Twysden 
a. 8. O. p. 1571: »juraverunt tactis sacrosanctis homines XII. de eodem 
tenemento, quod praedictus R. in jam dicta terra nunquam habebat 
haereditatem, sed ut firmarius ad libitum monasterü solum habebat ut 
serviens custodiam.« Vgl. Urk. a. 38. Henry III. (Rotul. origin.. Abbrev. 
p. 12. c. 2.); Urk. a. 4. Edward I. (a. a. O. p. 26. c. 1.); Urk. a. 10. 
Edward I. (a. a. O. p. 42. c. 1); .Urk. a. 12. Edward I. (a. a. 0. 
p. 48. c. 1.) u. A. m. 

289) Vgl. Urk. v. 18. April 1201. (Rotul. Chart. p. 93. c. 2.); Urk. 
v. demselb. Tage daselbst; vier Urk. 5. Febr. 1201. (a. a. O. p. 85. 
c. 2.); Urk. v. 9. Febr. 1201. (a. a. O. p. 86. c. 2.); Urk. v. 10. Febr. 
1201. (a. a. OÖ. p. 87. c. 1.); v. 12. Febr. 1201. daselbst; v. 16. Febr. 
daselbst; v. 20. Febr. das. c. 2. — 

24) So erklärt sich fg. Stelle in den Annales de Theokesb. ad 
a. 1220. p. 65.: prioratus noster de Kerdif vocatis domum monachis 
traditur ad firmam non tamen ad certum tempus. Zu dem Vorange- 
gangenen bemerke noch Bracton Hb. I. cap. 9. p. 26° fgg. lib. IV. 
tract. 3. c. 12. p. 268. fgg. 
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schieden anerkannter, dass man sich ganz geläufig statt des 
Ausdrucks ad firmam dare der Wendung: ad terminum 
dare vel concedere bedient: ein Sprachgebrauch, den ich 
durch hunderte von Stellen aus den Rechtsbüchern und 
Urkunden belegen könnte. 

Offenbar ist also die Ansicht des Panormitanus irrig, 
und auch die kühnen Argumentationen von Böhmer ®*!) 
oder Lippert werden dieselbe nicht halten können. Be- 
sonders bemerkenswerth ist die Sicherheit, mit der der letz- 
tere sein Dogma, oder vielmehr die Ansicht des Du Cange 
über manu firma, ausgeschmückt mit einigen allgemeinen 
Sentenzen, proklamirt. Die Summa dieser Deduktion lautet 
folgendermassen: „der namentlich in England häufig vor- 
gekommene Vertrag ad firmam manum, ein Kontraktsver- 
hältniss, welches mehr dem Charakter der Erbpacht, als 
dem Lehensvertrage sich nähert, auf das aber der Erfolg 
des allgemeinen angestrengten Strebens der Vasallen, die 
ihnen an den zu Lehen gegebenen Liegenschaften ver- 
liehenen Berechtigungen auch ihren Erben gesichert zu 
wissen, seinen Einfluss nicht verfehlte, so dass auch die 
firmarischen Güter wohl in derselben Periode, in 
welcher sich die Erblichkeit des Lehens entschied, gleiche 
Eigenschaft (!) erhielten.“ 

Schilling dagegen, welcher gegen Lippert polemi- 
siren will, verwickelt sich in die seltsamsten Widersprüche. 
Denn während er die Ansicht jenes Gelehrten, dass der 
Usufruktuar vom Patronatrecht auszuschliessen sei, ver- 
wirft, da cap. VII. nicht von einem „langen und immer- 
währenden Besitze“ rede ?*?), erklärt er auf derselben 
Seite 243) firma für analog mit dem deutschen Erbzins, wel- 


241) Vollkommen missverstanden hat dieser a. a. O. $. 114. das 
cap. VIII. de decimis der compilatio I. Dort enthält das ad terminum 
vel ad firmam durchaus keinen Gegensatz, sondern das vel vermittelt 
nur die nähere Bestimmung des ersten Begriffs. Es ist sogar der 
Ausdruck terminus in dieser Anwendung vollkommen dem Sprachge- 
brauch der englischen Quellen entsprechend. Die genannte Stelle hat 
mit denselben Beziehungen Innocenz III. in eine Bulle an die Abtei 
von Holm Cultram aufgenommen (Monast. Anglic. tom. V. p. 601.) 

243) A, a. OÖ. p. 24. 

343) Anmerk. 114. 

Zeitschr. f. Kirchenrecht. VI. 3. 19 
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chen er wiederum mit der Emphyteuse identifizirt. Dem 
entsprechend ist auch seine Ansicht von der geschichtlichen 
Entwicklung unseres Institutes. Er sagt ?%4): „denn ob- 
wohl die firma ursprünglich nur ein Pachtkontrakt war, 
also nur ein persönliches Recht hervorbrachte, so gewährte 
sie doch späterhin ein nutzbares Eigenthum und wurde in 
allen Stücken der römischen Emphyteuse und dem deut- 
schen Erbzinse gleichgestellt.“ Und so Etwas sollen wir 
auf die blosse Versicherung hin glauben? sollen wir glauben 
angesichts der Originalität, mit der sich das englische Recht 
entwickelt hat? Gewiss eine etwas starke Zumuthung, deren 
ganze Willkürlichkeit durch die folgende Darstellung voll- 
kommen klar hervortreten wird. 


8. 5. 


Die Firma, welche durchaus nicht mit der feudifirma 
zu verwechseln ist ?*5), ist ein Recht an einer frem- 
den Sache. Sie ist das dingliche und veräus- 
serliche Recht gegen Erlegung eines bestimm- 
ten Preises fremde, unverbrauchbare Sachen 
oder nutzbare Rechte unbeschadet der Sub- 
stanz auf Zeit zu gebrauchen. 

Sie entsteht entweder durch Testament ?*%) oder 
Vertrag. Auch ist Entstehung durch richterliches Urtheil 


344) Vgl. vor. Anm. 

24) Eine ausführliche Darstellung dieses höchst seltsamen, auch 
von Cowellus a. a. O. 8. 2. durchaus missverstandenen, Rechtsinsti- 
tutes verbietet mir Raum und Zweck dieser Arbeit. Es mag nur an- 
gedeutet werden, dass dasselbe bedeutend mehr Aehnlichkeit mit der 
Emphyteuse, wie die Firma selbst hat. Es borgt vom Lehen als mög- 
liches Accidens, nicht als Essentiale, homagium, relevium, maritagium, 
guardia, von der Emphyteuse den Kanon und die Privation bei Nicht- 
sahlung des Zinses in zweijähriger Frist bei wesentlicher Verschlech- 
terung u. 8. w., von beiden die Erblichkeit. Vgl die Andeutungen 
in meiner ang. Diss. p. 57. fgg. Ganz falsch ist die Identifizirung mit 
manufirma bei Du Cange ad voc. feudifirma. Ueb. d. Verhältniss der 
firma perpetua zur feudifirma vgl. Monast. Angl. tom. II. p. 78. 
c. 1. Eine sehr reiche Ergänzung der von mir a. a. O0. gegebenen 
Quellenbelege liefern die neuen Sammlungen von Rotuli bes. v. d. 
Record-Commission. 

346) Vgl. ob. Anm. 146. 
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nicht undenkbar, wenn schon ich für den hier in Betracht 
kommenden Zeitraum kein derartiges Beispiel gefunden habe. 
Eine Begründung durch Gesetz ist nicht anzunehmen. Ge- 
wöhnlich pflegte eine förmliche Besitzeinweisung (traditio) 
hinzuzutreten, welche bei den königlichen Gütern durch 
den vicecomes vorgenommen wurde ??”), doch haben wir 
dieselbe nicht als wesentlich anzusehen ?%8), 

Das Objekt des Rechtsgeschäftes kann, abgesehen 
von unbeweglichen Sachen, ein ungemein verschiedenes 
sein: wir finden firmae decimarum ?*°), forestarum ?5°), 
custodiae 2°), hundredorum 2°?), officiorum ?53) u. s. w. 


7 Rot. lit. claus. Urk. v. 28, Mai 1205., p. 35.; v. 13. Juni 
d. J., p. 87.; v. 1. Dec. d. J., p. 58.; v. 8. Feb. 1206., p. 77. 

248) Vgl. Bracton a. a. O. lib. IV. cap. 24. p. 206.: derjenige, 
welcher auf Grund eines firmarischen Vertrages sich selbstständig in 
den Besitz setzt, gilt nicht als disseysitor, es steht der assisa novae 
disseysinae die exceptio conventionis entgegen. 

24%) Vgl. cap. IL X. de locat.; Concil. Oxoniense a. 1222. 
(Wilkens I. p. 596.),; Thorneaa. O. cap. 22. 8. 8. p. 189. dipl. 
»de decimis ad firmam pro XX. marcis annuis locatis.«e Andere Urk. 
s.i. Monast. Angl. tom. II. p. 76. c. 2., p. 210. c. 2., adn. c. n. 8. 

250) Vgl. Annal. de Burton ad a. 1225. »charta de Foresta«. 
Matth. Paris vit. vig. tr. abb. p. 100.: inquis. de forisfacturis div. 
sup. Foresta dom. Regis a. 1245. (vgl. hist. Angl. p. 447.), welche in 
d. Fleta lib. II. c. 41. p. 203. aufgenommen sind. 

#5) Roger. de Hoveden Annales b. Savile p. 745.: »do- 
minus autem rex illis, qui wardas illas et eschaetas ad firmam tenebunt, 
eos usque ad terminum suum de anno in annum warantizabit.« Zahl- 
reiche Beispiele in d. Abbreviatio Rotul. original. 

52) Vgl. ob. Anm. 152. u. 153. 

255) Häufig ist von der Kirche das Verbot ergangen, „ Archidiekonate, 
Diakonate, Kämmereien, Sakristeien nicht zur Firm zu geben: vgl. Conc. 
in eccl. beat. Petri a. 1102. (Will. Malmesb. de gestis pont. lib. I. 
p. 228.); bulla Alexandri III. a. 1179., 28. Mai (histor. monast. S. 
Aug. p. 426.); bulla Coelestini a. 1191., 29. Nov. (a. a. O. p. 478.); 
Conc. Oxon. a. 1222. c. 23. (Wilkins I, p. 588.); const. 'W. de 
Bleys a. 1219. (a. a. O. I., p. 571... Höchst interessant sind die Kir- 
chenfirmen (vgl. ausführliche Nachweise in mein. Diss. p. 28. fgg. 
Anm. 13—18.), welche häufig eingegangen wurden, um die sonst ver- 
botene Kumulation von Benefizien zu ermöglichen. Während es Laien 
streng untersagt wurde, Kirchen zur Firm zu nehmen, war der Geist- 
liche, welcher in ein solches Verhältniss eintrat, gezwungen, einen 
Vikar in der verfirmten Kirche zu halten. Die Firm durfte ferner 

19 * 
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Auch kann die firma am intellektuellen Theil einer Sache 
bestehen, so dass entweder mehrere firmarii vorhanden 
sind 2°), wie z. B. im Fall des Erbganges, oder der Eigen- 
thümer nur theilweise sich in der vollkommenen Ausübung 
seines Rechtes befindet. 

I. Fassen wirnun das Recht des Firmar’s näher in’s 
Auge, so ergiebt sich, wenn die aufgestellte Definition richtig 
ist, dass dasselbe weder in der Emphyteuse, noch in dem Erb- 
zins, noch der Erbpacht eine Analogie hat. Ob aber die Defi- 
nition richtig ist, wird sich nur aus strenger Prüfung der 
Quellenzeugnisse ergeben. Und hierbei dürfen wir uns 
durchaus nicht beirren lassen, wenn wir bei Matthäus 
Paris 255), Bracton ?°®%), in der Fleta 257) noch so oft 
den Firmar usufructuarius, die Firma ususfructus genannt 
finden: wenn es noch so oft heisst: „firmarius i. e. usu- 
fructuarius“, oder: „firmarius nihil sibi vindicare poterit nisi 
usumfructum s. quod libere uti possit et sine impedimento 
pereipere usum fructuum.*“ Denn dadurch, wird nur die 
eine Hauptwirkung des Rechtes ausgesprochen und auch 
wohl nur an diese gedacht. Denn, obgleich in vielen Punk- 
ten dem Niessbrauch ähnlich, weicht die Firma doch in 
ebensovielen von diesem ab. Allerdings hat der Firmar 
das volleRecht der Nutzung ohne Beschränkung auf 
seinen Bedarf, ein Rechtsgrundsatz, der schon durch die 
eben angeführten Worte des Bracton bewiesen und un- 


nur mit Bewilligung des Bischofs und schriftlich geschehen, auch war 
sie an eine gewisse Frist, gewöhnlich fünf Jahre gebunden. Patronen 
war es streng untersagt, die Kirchen, welche in ihrer Advocatio stan- 
den, zur Firm zu empfangen. 

254) Schon im Domesdayb. tom. II. p. 853°. findet sich ein solches 
Beispiel. 

355) Vit. vig. tr. abb. p. 53. vgl. m. p. 83.: dort heisst es von d. 
Firm: »silvae de N. usumfructum , quoad viveret, concesserat« und v. 
d. Firmar. cum per multos annos silvam de N. ut usufruciuarius 
possedisset.« 

356) A. a. O. lib. IL. c. 9. p. 27., ib. IV. tr. 3. c. 7. p. 261, lib. II. 
c. 15. p. 32. und öfter. 

57) Lib. III. c. 12. 8. 7. p. 417., lib. IV. c. 31. pr. u. 8.9. p. 593. 
Auch hier schliesst sich die Fleta, wie unendlich oft, fast wörtlich an 
Bracton an, — 
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endlich oft wiederholt wird. Ferner hat er nur die De- 
tention des Grundstücks, nicht den abgeleiteten juristischen 
Besitz, nicht die Besitzrechte. Dieser wichtige Satz kann 
durch schlagende Quellenzeugnisse begründet werden. Wie- 
derholentlich wird erklärt, dass der Firmar die res firmae 
nur nomine alieno, nur domini nomine inne habe 2°°), oft 
werden firmarii, procuratores, custodes in Bezug auf den 
Besitz gleichgestellt 25°), ja der Firmar ausdrücklich pro- 
curator genannt ?°%). Demzufolge wird ihm die Besitzklage, 
die assisa novae disseysinae durchaus abgesprochen, was 
Bracton in Folgendem klar hinstellt ?°Y): „nulli autem 
competit querela (scil. novae disseysinae) nec remedium 
per assisam, qui in possessione fuerit nomine alieno , quia 
talis non possidet licet in possessione fuerit, sed ipse pos- 
sidet cujus nomine possidetur. Et longe aliud est possidere 
quam esse in possessione. In possessione autem sunt, licet 
non possident, custos qui tenet aliquando in dominico licet 


358) Bracton lib. IV. cap. 23. p. 1950. »si fuit in seysina hoc 
potuit esse, quod non nomine proprio sed alieno, ut procurator, firmarius, 
servus et hujus modi,« lib. IV. cap. 27. p. 206. n. 2., vgl. mit lib. II, 
c. 15. p. 32., lib. IV. tr. 3. p. 268». Vgl. auch unt. Anm. 259. fgg. Fleta 
lib. IH. c. 15. 8.7. 8. 11., IV. cap. 11. pr. »quod non tenuit tene- 
mentum nomine proprio, sed alieno, sicut custos firmarius, procuratore; 
Britton chap. XL. p. 173. 

350%) Vgl. vor. Anm. u. Fleta IV. c. 13. pr. p. 524. Vgl. ob. 
Anm. 155. fgg. Vgl. auch Urk. N. XXI. Monast. Ang. tom. I. 
p. 165. i. f. 

260) Goncil. Oxoniens. a. 1222. (Wilkens I. p. 596.): >nullus 
clericus aliquod beneficium ecclesiasticum alicui tradat ad firmam, nec 
etiam fructus decimarum ante separationem earundem vendere liceat. 
Si quis clericus beneficium suum in casu licito ad firmam committere 
voluerit, statuimus, ut tali pacto committat, quod velit et valeat domos 
et aedeficia sustinere et alia honorifica ipsius parochialia et episcopalia 
sufficienter sustinere. Qui autem beneficium sic alterius susceperit, 
archidiacono loci praesentetur in capitulo et tamquam generalis pro- 
curator, quoad illius beneficium pro tempore, quo inter eos convenit 
ibidem statuatur.«e Vgl. bulla Nicolai IV. ad a. 1291. (Wilkins 
tom. II. p. 181.). 

361) Lib. IV. cap. 9. p. 167%. fgg. Dieselbe Stelle wiederholt Bracton 
in gewohnter Weise an mehreren Orten fast wörtlich: so lib. IV. 
cap. 27. p. 206., lib. IV. cap. 7. p. 165. Fleta lib. IV. c. 31. $. 4. 
p. 591.; Britton chap. XLIII. p. 188. 
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non in feodo. Item procurator. Item familia, servus pro- 
prius vel alienus bona fide possessus. Item firmarius vel 
fructuarius, quod non dicitur de feodifirmario — tales que- 
relam non habebunt nec remedium per assisam, quia non 
habent actionem sed dominus proprietatis.“ Daher steht 
der dennoch angestellten assisa die exceptio deficientis pro- 
prietatis, wegen mangelnder legitimatio ad causam entgegen, 
und diese kann nicht etwa durch eine replicatio: tua non 
interest elidirt werden ?°?); daher ist das dennoch erlangte 
breve stets unkräftig, selbst wenn der Firmar später Vasall 
oder Eigenthümer würde ?°°); daher endlich gilt unter vielen 
anderen höchst wichtigen Consequenzen, auf die wir unten 
zurückkommen, diese, dass bei Dejektion oder Besitzstörung 
des Firmarius der Dominus selbst die Besitzklage anzu- 
stellen hat 2%). Und an diesen unzweifelhaft bewiesenen 
Grundsätzen kann auch nichts geändert werden, wenn wir 
in vielen Urkunden von der Einweisung in plenam seisinam 
lesen ?°°), da hier darunter lediglich die detentio zu ver- 
stehen ist. 

Aber trotz dieser scheinbaren Verwandtschaft mit dem 
Niessbrauch stellen sich doch bald sehr weitgreifende Ver- 
schiedenheiten heraus: 1. nämlich gehört der Firmpreis zu 
den Essentialien unseres Rechtsinstitutes ?°%). 2. Ist die 
Firm nicht nur der Ausübung, sondern selbst dem Rechte 
nach übertragbar ?°”) 3. Ist von einer cautio usu- 

x 

62) Bracton lib. IV. cap. 9. p. 168.; cap. 21. p. 192,; cap. 24. 
p. 203., n. 3.; cap. 30. p. 210%, 

262) Fleta lib. IV. c. 22. $. 10. p. 561. | 

364) Bracton lib. IV. cap. 3. p. 162. Vgl. Anm. 261. Fleta 
p. 591. 4. Britton chap. XLI. p. 181. 

265) Vgl, ob. Anm. 247. 

se, Vgl. unt. Anm. 278. fgg. 

267) Dieser sehr bedeutungsvolle Grundsatz eruirt sich klar aus 
folgend. Quellenstellen: Fleta lib. IV. c. 31. $. 8. p. 592. und be- 
sonders aus d. Acta Parliamenti Roberti III. regis Scot. a. 1400., 
21. Febr. (Houard a. a. O. tom. II. p. 726.) cap. 37. »De venditione 
firmae terrae. Si firmarius tuus habeat firmam in terra sua, quam 
habet ad terminum, bene licebit ei firmam dare, vel vendere cuicum- 
que voluerit ante terminum sed non post terminum.« Vgl. auch dipl. 
CCCLIV. in Cartul. mon. S. P. Gl. p. 356.; Rotul. Chart. Urk. 
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fructuaria der Regel nach nicht die Rede ?°®). 4. Ergeben 
sich aus der Nothwendigkeit des Preises für den Fall der 
Nichtzahlung Privationsberechtigungen, welche beim usus- 
fructus nicht vorkommen ?*?). 5. Ist das Klagerecht des 
firmarius ein vollkommen anderes. 

Dass aber das Recht des Firmar durchaus dinglicher 
Natur ist, geht aus Folgendem klar hervor. Er kann sein 
Recht Jedermann gegenüber geltend machen. Er wird gegen 
jede Störung im ruhigen Genusse desselben geschützt. We- 
der durch Infeudatio, noch durch Veräusserung ?’°), weder 
durch Urtheil, wenn dasselbe durch Collusion oder Kon- 
tumaz des Herrn herbeigeführt ist ?”?), noch endlich auf 
Grund einer durch des Herrn Felonie herbeigeführten Ein- 
ziehung durch den Fiskus ?7?) wird dem Rechte des Firmar 
präjudizirt. Daher finden wir oft in Urkunden bei Schen- 


v. 27. Juni 1205. (»quibus firmam illam assignare voluerit«) Monast. 
Angl. tom. II. p. 78. c. 1. Urk. 77. Es ist also singulär, wenn im 
Concil. prov. Scotic. a. 1225. dem Firmar einer Kirche verboten 
wird, sein Recht zu übertragen (Wilkins I p. 617. c. 78.) — Vgl. 
auch Ingulph. b. Savile p. 891. u. 898.; R'oger de Hoveden 
p. 745.: »et cum firmarii firmas suas dimiserint« fgg. Wichtig ist auch 
Bracton p. 244», 

268) Ausnahmen kommen vor: vgl. Constit. quaed. synod. &, 
1237. (Wilkins I. p. 662.), wo die Kirchenfirm untersagt wird, >nisi 
prius sufficienter de indemnitate caveatur.« 

269, Vgl. unt. Anm. 304. fgg. 

7, Bracton lib. IV. cap. 7. p. 166b.; cap. 15. p. 178.; Fleta 
lib. IV. c. 81. p. 591. fgg.; Britton chap. LXIV. p. 216. fgg. 

71) Fleta lib. II. c. 55. 8. 8. p. 262.: »Constitutum est, quod si 
quis in hujusmodi locis ten’ demiserit ad terminum annorum et ille 
cujus liberum est tenementum, permiserit se inde implacitari per col- 
lusionem et defaltam fecerit post defaltam, vel reddere voluerit, ut 
faciat firmarium terminum suum amittere et petens querelaverit, ita 
quod firmarius habere poterit recuperare per Breve de conventione, 
quod Major vel Ballivi inquirere possint per Visnetum in praesentia 
firmarii et tenentis, an. petens implacitaverit per jus, quod habuerit, 
vel per collusionem, vel per fraudem firmarü: et si compertum fuerit 
per inquisitionem, quod petens moveat Placitum per jus, quod habuit, 
procedatur ad judicium pro petente: et si inveniatur, quod in fraudem 
firmarii, remaneat firmarius in termino suo et executio judicii remaneat 
in suspenso pro petente quo usque terminus praeterierit.« 

#72) Vgl. Fleta lib. II. c. 11. $. 2. p. 410, 
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kungen oder Verkäufen ausdrücklich das salvo firmarii jure 
hinzugefügt. Und dem entsprechend heisst es bei Brac- 
ton: „si autem dominus proprietatis ten’ ad firmam traditum 
alicui dederit in dominico tenend’, seisinam ei facere po- 
terit, salvo Firmario termino suo. Poterit enim eum in- 
ducere in seisinam vacuam quantum ad ipsum’et suos, et 
attornare ei Firmarium et Servitium suum, dum tamen feof- 
fatus non utatur nec explecia capiat maxime nec Firmarium 
impediat uti, nec ipsum ejiciat. Poterit enim quilibet illorum 
sine praejudicio alterius (in seysina esse) quiarecte dicimus to- 
tum nostrum fundum esse et cum ususfructus alienus sit, quia 
non dominiü pars est usufructus sed servitus fit vel via etc. Nec 
falso dieitur meum esse, cujus non potest pars diei alterius 
esse in Deysina ejusdem tenementi, unus ut de termino, et 
alius ut de feodo et libero tenemento“ ?'?). Sollte dennoch 
der Firmar wegen mangelnden Rechtes in der Person des 
Konstituenten durch Eviktion sein Recht verlieren, so ist 
ihm gegen den dominus ein breve de conventione gegeben, 
welches ihm das Interesse (quanti ejus interest, re sibi uti 
frui licere) sichert. Wird er selbst mit der vindicatio an- 
gegangen, so ruft er den Herrn als warrantus ?’4), und 
dieser hat selbstständig auf die Summonitio hin den Pro- 
zess und zwar als Partei zu übernehmen. Thuter es nicht, 
so setzt er sich dem Regress seines Firmars aus, einem 
Anspruch, welcher unmittelbar aus der Obligation folgt are): 
Dritten gegenüber sind dem Firmar mehrere brevia ge- 
geben ?'%), durch welche er sowohl gegen den, welcher sein 


75) Lib. IV. c. 36. p. 220. Wörtlich mit Ausnahme des Schlusses 
so in der Fleta lib. IV. cap. 31. p. 592. fgg. 

374) Vgl. tractatus de legibus lib. II. c. 1. 8.1. bei Phil- 
lips Englische Reichs- u. Rechtsgeschichte, Berlin 1827 im Anhang; 
auch bei Houard.a. a. O. tom. I. p. 423. Ueb. diese warrantia vgl. 
Rog. de Hoveden (vgl. ob. Anm. 251.) Rotul. litt. pat. tom. I. 
P.1. p.4. Thorne dipl. ad a. 1241. p. 2191., ferner dipl. XIV. p. 157., 
dipl. CCL. p. 295., dipl. CCCLIV. p. 357. im Cartul. mon. 8. P. G1. 
Bracton lib. IV. tr. 3. c. 7. p. 261.; tr. 7. c. 4. p. 321. lib. V. tr. 4. 
c. 1. p. 381. — 

276) Vgl. tract. de legib. lib. III. c. 4. 8.7. Fleta lib. IV. 
c. 81. p. 592. fgg. 

#6) Bi Bracton a a .0..p. 220b, heisst es darüber: 
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Recht von demselben Autor ableitet, als auch gegen diesen 
selbst Herausgabe der Sache, Anerkennung des Rechts und 
vollen Schadensersatz erstreite. Die Formeln der brevia 
giebt Bracton an. Später haben sie den Namen writ 
ejectione firmae und writ, quare ejecit infra terminum an- 
genommen ?°?). 

II. Stellen wir nun diesen Berechtigungen des Firmar’s 
dessen Pflichten entgegen, so werden dieselben sich haupt- 
sächlich auf folgende reduziren: | 

1. Er hat die Verpflichtung zum bestimmten Termin 
seinen Pachtschilling zu entrichten ?’®), dessen Höhe 
ganz in die Willkür der Parteien gestellt ist. Schon im 
Domesdaybook finden sich sehr häufig Firmen, welche den 
Werth des Reinertrags bei Weitem übersteigen ?’?), eine 
Erscheinung, die sich aus den bei der Invasion vorgekom- 
menen zahlreichen Verwüstungen und Entwerthungen der 
Güter erklärt. So wird ferner in den Artikeln von Oxford 


»sed quia tale breve (scil. de conventione) locum habere non potuit 
inter aliquos personas, nisi tantum inter illum, qui ad firmam tra- 
didit et ad terminum et illum, qui ceperit, nec alios obligare potest 
obligatio conventionis, et etiam quia inter tales personas vix — potuit 
terminari negotium, de consilio Cur, provisum est Firmario contra 
quoscungue dejectores.« Wörtlich so in der Fleta a. a. Ö. 

27) A. a. O. p. 220. fgg., Fleta a. a. O., Britton chap. LXIV.; 
Blackstone.a. a. O. tom. III. c. 11. p. 218. fgg. 

278) Vgl. tract. de legib. lib. X. c. 18. $. 1. Ich halte es für über- 
flüssig, für diese Behauptung Beweise anzuführen. Jede Verfirmung. 
spricht dafür. Vollkommen irrig stellt Kaim a. a. O. p. 84. die Be- 
hauptung auf, dass es ein wesentliches Merkmal der firma gewesen, 
dass dabei nur eine Abgabe für die Verleihung, nicht aber ein Pacht- 
schilling für die Früchte vorgekommen sei. Hieraus zieht er weitere 
falsche Consequenzen. 

270) Es mag genügen von der Fülle von Beispielen fgg. herauszu- 
greifen: vgl. tom. I. p. 38. c. 3. c. 4, p. 39. c. 3. c. 4, p. 40. c. 3. 
c. 4., p. 43. c. 3. c.4., p. 4. c. 3. c. 4, p. 47. c.2., p. 82. c. 2, 
p. 57. c. 4., p. 58. c. 2., p. 66. c. 3. (»propter firmam, quae est nimis 
alta«), p. 69. c. 1., p. 148. c. 4. (stenet ad firmam graviter et misera- 
biliter«), p. 172. c. 1. (»in firma multum perdit«), p. 172. c. 3., tom. II. 
p. 3890. Gewöhnlich wird die Ueberlastung des Grundstücks dadurch 
ausgedrückt, dass man sagt valet modo e. g. XXVI. lib. tamen reddit 
de firma XXXI. lib. oder tamen est ad firmam pro —. 
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aus d. J. 1258. 2°?%, von den Firmen der vicecomites und 
ballivi als so hohen gesprochen, dass es nicht möglich sei, 
sie zu zahlen. Oft wird uns in den Chroniken der Klöster 
mitgetheilt, dass ein Gut, welches früher nur für einen ge- 
ringen Preis verpachtet gewesen sei, jetzt eine bedeutend 
höhere Firm eintrage ??!). So wechseln die Preise mit den 
Perzonen, und es giebt eine Menge von Urkunden, in denen 
bei der neuen Verfirmung auch eine Erhöhung des Pacht- 
schillings festgesetzt wird ?°?). Mitunter freilich ist dieser 
auch so gering, dass das Geschäft mehr einer schenkungs- 
weisen Gebrauchsüberlassung gleicht ???). Nie aber darf 
es zu einem rein lukrativen werden ?°*). 

2. Ausser dieser merces werden oft noch andere La 
sten übernommen. So zahlt man bisweilen eine gersuma ?®°), 
bisweilen werden bestimmte Dienste ausbedungen, bisweilen 


»°0), Annales de Burton ad a 1253. p. 441. Eine besonders 
hohe firma siehe auch Monast. Anglic. tom. I. p. 359. Anm. e. 

22) Vgl Chronicon abb. de Evesham ad a. 1418. ed. by 
Will Dunn. Macray, Lond. 1863. a 1367—1379. p. 303. 

32, Davon sind viele in den Rotuli Chartarum enthalten. Vgl. 
auch Domesdayb. Huntodunscire (Gale L p. 771.): praeter haec habebat 
rex XX. lib. et comes X. lib. de firma Burgi, aut plus aut minus, 
sicut poterat collocari partem suam. 

283, So klagen oft die Chronisten der Klöster, dass Aebte zum Besten 
ihrer Verwandten und zum Schaden jener für einen höchst geringen 
Preis Güter zur Firm gegeben hätten: vgl Matth. Paris wit. vig. 
tr. abb. p. 33., p. 59. Chronic. abb. de Evesham a 1160—1191. 
p- 101, a. 1191—1195. p. 105. Bei der perpetua firma pflegte freilich 
gewöhnlich die firma nur gering zu sein. Vgl. Concil. Lond. & 
1237. cap. 9. (Wilkins L p. 651.). 

284, Mit Recht sagt Nicolaus IV. a. 1291. in einer Bulle nach Enng- 
land (Wilkins II. 161.): >cum autem obtinentur talia (sc. prioratus, 
grangiae, domus, reditus, pensiones, census) ex contractu praevio ad 
pensionem vel ad firmam annuatim, in qua non est facta gratia ob- 
tinenti, sed in hoc uterque conitrahentium studuit conditionem facere 
meliorem, perceptores etc. — So wird auch in d. constitut. dom. Otho- 
bonis a. 1268. auf d. Londoner Concil ce. 43. die firma ein Geschäft 
genannt, quae instar mercationis habet. Interessant ist, dass in dem 
constit. Walteri de Kerkham ep. Dunelm. a. 1255. (Wilkins I. p. 705.) 
d. firma mit der usuraria pravitas in Verbindung gebracht wird. 

385, Diese kommt öfters vor. Vgl. Domesdayb. L p. 180. c. 4. 
Matth Parisa.2.0.p23.c.2.B,p.33.c.2 
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etwas oder das ganze Pachtgeld prae manibus gegeben ?°). 
Ja der Firmar leistet wohl gar ein juramentum fidelitatis, 
welches etwa so zu fassen war: „quod fidelis erit firmarius 
domino praedii et quod nec artem nec ingenium per se vel 
per alium exquiret, unde dominus per tenuram ejus damnum 
‚incurrat“ 297), so dass dieser Treueid mehr einer juratorischen 
Kaution, als dem homagium, mit dem er gar nichts zu thun 


hat, ähnlich sieht. 

3. Sodann trägt der Firmar alle Lasten, welche 
am Grund und Boden haften °®), Er hat Zehnten 
zu zahlen ?°°), Steuern und alle öffentliche servitia zu be- 
streiten, sobald sie nicht ausdrücklich ausgenommen sind. 

4. Ferner hat er die Verpflichtung des sachgemässen 
Gebrauchs ?°®). Er hat die nöthigen Reparaturen vor- 
zunehmen, die Gebäude im wohnlichen Zustande zu er- 
halten 2°!), das Inventar, falls es mit gepachtet ist, zu er- 
gänzen. Oft nämlich wurde dasselbe, besonders das lebende, 
bei Eingehung des Vertrages dem Firmar verkauft 29?), oft 


286) Vgl. Annal, de Theokesb. p. 65.; Cartul. mon. S. 
P. Gl. dipl. CCCLYV. p. 356. (a. 1205 —1224.). 

ze) Cartul. cit. dipl. CCL., dipl. CXXIIL, dipl. CXXV,, dipl. 
XLIV. Vgl ob. Anm. 162. 

288) Vgl. Thorne dipl. a. 1241. p. 2107. und ob. Anm. 162. 

389) Vgl. ob. Anm. 181. 

#20) Durch die Kirchengesetze wird wiederholt anbefohlen, dass 
der firmarius »fructus in bonos usus convertat«e, wie im Ooncil. Oxo- 
niense a. 1222. cap. 30. (Wilkins I. p. 391.); constit. W. de Bleys 
a. 1229. c. 17. (das. p. 625.); constit. A. de Bridfort, Sar. ep. a. 1256. 
(das. p. 717.) 

#1) Urk. a. 26. Henr. III. (Abbrev. Rot. orig. p. 4.) »R. com- 
misit G. omnes terras — ad firmam; ita tamen quod omnes domus 
terrarum illarum in bono statu conservabit nullam venditionem de 
boscis nec destructionem hominum vel vinariorum faciet.«e — Urk. 
a. 10. Edward I. (das. p. 40.). Urk. a. 20. Edward I. (das. p. 70.). 
Urk. 32. a. 1480. (Monasticon Anglic. tom. VI P.I.p. 274.) 
»et — tenementum cum pertinentiis suis, tam domos jam aedificatas, 
quam de novo aedificandas annuatim, si necesse fuerit, bene et suf- 
ficienter reparare et sustentare sumptibus suis propriis, ut in meremio, 
coopertura ab omnibus aliis necessariis suis, et sic bene et sufficienter 
reparatas et sustentatas in fine sui dimittent vel dimittat.« 

292) Vgl. z. B. Rotul. lit. claus. p. 47. Urk. v. 27. Aug. 1205. 
Vgl. dag. p. 24. c. 1. Urk. v. 28. März 1205, 
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eine Art Eisernviehvertrag geschlossen. Er hat sich jeder 
Verwüstung, jedes übermässigen Holzschlags zu enthalten 29°); 
er darf keine Sklaven oder abhängigen Leute frei- oder 
entlassen: kurz nichts vornehmen, was irgend wie zum 
Schaden des Grundstücks gereichen könnte. Alles das ist 
in den sog. providentiae baronorum a. 1259. folgendermassen 
fixirt 2°): „purvue est ke nul fermer en le tens de lur 
ferme ne facent vent ne exil de boys, mescuns, homes; ne 
de autre chose ke al tenement, ke il unt a ferme, apende, 
si il ne eient especial escrit ke mention face ke il pussent 
cele vent fere“. Später hatte a. 1267. dieses Gesetz die 
ausdrückliche königliche Bestätigung erhalten 2°5) und ist 
als solches proklamirt. Aus demselben geht aber ferner 
hervor, dass dem Firmar zwar kein Recht des Verkaufs 
zustehe, ihm aber dasselbe ausdrücklich eingeräumt werden 
könne. — Eine zufällige Verschlechterung hat der Firmar 
der Regel nach nicht zu tragen ?°°). — 

5. Endlich hat er die Verpflichtung, nach Ablauf seiner 
Pachtzeit die in Firm gegebene Sache zu restituiren. 
Thut er dieses nicht, sondern verweigert er die Rückgabe, 
so wird er je nach Umständen mit der assisa novae dis- 
seisinae oder dem breve de ingressu zu belangen sein 297). 


39) Matth. Paris vit. vig. tr. abb. p. 54. i. f. — 

294, Annales de Burton a. 1259. p. 475. XIX. 

395) In den Statuten von Marlebridge cap. 23., vgl. Stat. 
of the Realm tom. I. 52. Henr. III. Stat. Marlb. p. 24.: »item 
firmarii tempore firmarum suarum vastum, venditionem, seu exilium 
non faciant in domibus, boscis, hominibus, neque de aliquibus ad tene- 
menta, quae ad firmam habent spectantibus nisi specialem habuerint 
concessionem (per scripturam) (sive conventionis imentionem), quod hoc 
facere possint. Et si fecerint et super hoc convincuntur dampna plene 
refundent et graviter per miserecordiam puniuntur.« Vgl. auch Fleta 
p. 21. $. 16. 

3%, Vgl. Cowellus a. a. O. $. 28. Eine Ausnahme wird in 
einer Urk. a. 1248. bei Thorne p. 2107. (auch Monastic. Anglic. 
tom. I. p. 138.) statuirt: »praedicti vero abbas et conventus S. Aug. 
omnia onera dictae ecclesiae de litleburne ordinaria et debita sive 
per collectam regiam, sive per guerram, sive per ignem in omnem 
eventum, quid eveniat sustinebunt.e — Vgl. dag. das. ad a. 1249. 
p. 1895. 8.8. — 

#7) Vgl. Bracton bezüglich dieses Unterschiedes: lib. IV. tr. 3. 
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Bei der Restitution jedoch ist eine Retention wegen Ersatz 
von Meliorationen und Impensen, die das Maass der Er- 
haltungsverpflichtung überschreiten, für gewöhnlich zuläs- 
sig ?°®). Hat aber der dominus diesen Ansprüchen genügt, 
so ist es rathsam für ihn, sich alsbald in den Besitz des 
Grundstücks zu setzen ?°°?), damit nicht der Firmar oder 
dessen Erbe als Besitzer at sufferance gelte ?°9). 

III. Alle eben aufgeführten Verpflichtungen sind recht- 
liche und erfreuen sich rechtlichen Schutzes. Dieser 
ist verschiedener Art und kann bis zur Privation führen. 
Die Schottischen leges Burgorum °°!) aus der Zeit des Kö- 
nigs David (}F 1153.) gestatteten wohl ein eigenmächtiges 
Pfändungsrecht im Fall der Nichtzahlung des Mieth- 
preises. Dasselbe wird auch später in England mitunter in 
Urkunden ausdrücklich ausbedungen °°?) und man nahm ein 
gesetzliches Pfand an den Invekten und Illaten an °°°). Allge- 
mein aber ist schon früh die Privation durch gericht- 
liche Klage als zulässig anerkannt worden. So bestimmt 
Edward in den Statuten von Rothelan °°%): „et sciendum est, 
quod per breve de conventione petitur liberum tenementum 
in casu quum aliquis demittat terram alteri, reddendo inde 
quandam certam firmam apposita conditione, quod nisi fuerit - 
ei satisfactum de firma, liceat ei terram, quam demisit, 
reingredi et tenere, si ille cui terra fuerit demissa non satis 
fecerit, habeat potestatem secundum tenorem scripti ingre- 
diendi terram, quam demisit.*“ Und dem entsprechend wird 


c. 9. p. 263». (ass. nov. diss.); lib. IV. tr. 7. p. 817. fgg. (brev. de 
ingr.) Vgl. Fleta lib. IV. c. 1. $. 8. p. 465. 

298) Vgl. leg. Henricil. c. LVI 8.3. uwRog. deHoveden 
a. a. O., welcher besonders klar sich hierüber ausspricht. 

39) Vgl. auch Fleta lib. IV. c. 1. $. 16. p. 468. 

800) Vgl. Blackstone.a.a. O. tom. II. c. 10. p. 169. Vgl. auch 
Matth. Paris a.a O. p. 53, Chronic. Gervasii (Twysden 
a. a. O. p. 1575.) ad a. 1192. 

#1) Cap. 57. »licet capere Namum pro firma terrae,« b. Houard 
tom. II. p. 413. 

802) Vgl. ob. Anm. 291. Urk. 32. a. 1430. 

#08) Vgl. Fleta lib. 6. IL. cap. 59. p. 278. 

4) Ancient laws and institutes of Wales ed. by 
Aneurin Owen Lond. 1841. p. 870. fgg. 
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dem Verpachter im tractatus de legibus die eigenmächtige 
Privation durchaus versagt °®). Es ist also an eine 
solche überhaupt nur zu denken, wenn sie durch den Ver- 
trag selbst festgesetzt ist „(Assisa enim novae diss. non 
competit) ei, qui secundum conventionem suam fuerat ejec- 
tus“ 30%), oder man bereits ein breve de expellendo erlangt 
hat 30%). 

Im Falle der Deterioration steht dem dominus der 
Anspruch auf Ersatz alles Schadens zu; ausserdem trifft 
aber den überwiesenen Firmar eine im einzelnen Fall fest- 
zusetzende Strafe ?°), Jedoch steht es dem Verpachter 
auch frei, sowie er von dem vertragswidrigen Verfahren 
Kunde erhält, selbstständig dem Firmar hindernd entgegen- 
zutreten, ohne dass er die Assisa novae disseisinae zu 
fürchten hat °°), Dass es dann bis zu Privation kommen 
kann, ist nicht zu bezweifeln °1°). 

Diese kann endlich erfolgen, wenn der Firmar sich 
als Vasall oder Eigenthümer ausgiebt oder einen dritten 
zu einem solchen zu machen versucht ?!"). Auch in diesem 


Falle giebt man der Selbsthülfe freien Spielraum. 


0) Lib. X. c. 18. 8. 1.: »sed quid, si conductor censum suum 
statuto termino non solverit, numquid et in hoc casu licet locatori 
ipsum sua auctoritate expellere?« Phillips. a. O. II. p. 228. irrt, 
wenn er glaubt, dass hier eine bejahende Antwort erwartet werde. 
Vgl. z. B. tract. de leg. IV. c. 9. $.4. i. f. numquid — eo amittet, 
u. das. c.10.8.1,2 — 

806) F]eta p. 480. $. 11. Solche Festsetzungen kamen in den 
Firmkontrakten häufig vor. Vgl. Annal. de Theokesb. ad a. 
1230. p. 75. ebendas. ad a. 1242. p. 125.; Matth. Parisa.a. OO. 
p. 29. c. 1. F.; vgl. Houard. tom. Ill. p. 418. Anm. 4. über Nor- 
mannisches Recht. 

807, Sehr seltsam und interessant sind die Formalitäten des Pri- 
vationsprozesses, welche uns in den oben angeführten leges Burgorum 
cap. 136. p. 455. fgg. überliefert werden. 

&8) Vgl. oben Anm. 294. 

09, Vgl. Fleta p. 480. $. 12.: »item (assisa non Competit) ei, 
qui impeditur ratione vasti per ipsum facti, donee transgressionem 
emendaverit;«e u. lib. IV. c. 17. $. 13. p. 543. 

810) Vgl. ob. Anm. 291. Urk. 32, a. 1430. 
1) Bracton lib. IV. cap. 3. p. 161°. cap. 7. p. 166%. Le grand 
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Ein Blick auf diese kurze Zeichnung 'unseres Rechts- 
institutes, und es treten sofort die scharfen Gegensätze 
zwischen ihm und all’ den Verhältnissen, mit welchen man 
es zusammenzuwürfeln pflegt, in klares Licht. Was hat 
es mit der Emphyteuse, was mit der Erbpacht oder dem 
Erbzins, was gar mit der römischen locatio-conductio ge- 
mein? Wer möchte behaupten, dass die Engländer jemals 
mit dem Rechte des Firmar den unklaren Begriff des „nutz- 
baren Eigenthums“ verbunden haben? Wenn man aber jenes 
gewaltsam in den Schraubstock der Analogieen zwängen 
wollte, dann hätten die Worte Bracton’s, welche die firma 
mit dem ususfructus in Verbindung bringen, vielleicht noch 
die meiste, obgleich auch höchst zweifelhafte, Berechtigung. 
Wir müssen sonach unser Rechtsinstitut als eine dingliche 
Pacht auffassen, welche sich selbstständig auf deutschen 
Rechtsanschauungen entwickelt und zu einem ebenso klar 
und richtig gedachten Rechtsgebilde durchgearbeitet hat, 
wie die römische Pacht oder Emphyteuse. Kommen wir 
nun auf unsere im Beginn dieser Darstellung aufgestellte 
Alternative zurück, welche über die Richtigkeit der Ansicht 
Richter’s, Walter’s, oder vielmehr des Innocenz entscheiden 
musste, so sehen wir, dass diese auf einem vollkommenen 
Missverständniss beruhend, die firma bedeutend zu eng 
aufgefasst hat. Wir sind also jetzt schon berechtigt, das 
von jenen aufgestellte Dogma als ungenau zurückzuweisen. 
Zum Mindesten wäre daher zu sagen: da die firma ein 
dingliches Recht ist, mit welcher zwar nur Detentio aber 
voller Fruchtgenuss verbunden ist, dass alle diejenigen, in 
deren Berechtigung sich diese Hauptmerkmale wiederfinden, 
ebenfalls zur Ausübung des Patronatrechts, oder, wie die 
meisten meinen, zum Uebergang des Rechtes selbst be- 
rechtigt seien. Ein solcher Schluss wird aber nur dann 
durchweg richtig sein, wenn 

1. jene aufgeführten Merkmale nach der inneren Natur 
des Kirchenpatronats und unseren Quellen sämmtlich 
unbedingte Voraussetzungen eines solchen Uebergangs 
sind, (B, $. 3.) und wenn 

Coutum. Chap. CX. u. Fleta lib. IV. c.1. 8.10. PB 465. u. 
$. 14. p. 466. 
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2. überhaupt in unserer Stelle dieser Uebergang entweder 
der Ausübung, oder dem Rechte nach sanktionirt ist. 
(B, 8. 1.—$. 2.) Beides zu untersuchen wird die Auf- 
gabe der folgenden Ausführung sein. 


B. 

Wäre dem Firmar im cap. VI. cit. das Patronatrecht 
in jeder Weise abgesprochen, so hätten wir auch den ersten 
der beiden aufgestellten Punkte eo ipso für erledigt anzusehen. 
Wir wenden uns daher naturgemäss zuerst der zweiten 
Frage zu, deren Beantwortung sich aus der Interpretation 
der päpstlichen Entscheidung im cap. VII. ergeben muss. 


8. 1. 


Führen wir uns die Thatsachen, wie sie für diese be- 
stimmend eingewirkt haben und vom Papste mitgetheilt 
werden, wieder vor Augen, so tritt klar hervor, dass le- 
diglich auf Grund seines Firmrechtes am Gute sich der 
Ritter die Präsentation angemasst hatte. Ich sage am Gute, 
denn die Kirche war offenbar nicht, obgleich Oesterley 31?) 
es irrig annimmt, zur Firm gegeben. Ein solches Verhält- 
niss würde nämlich die Appropriation der Kirche von Seiten 
des Klosters voraussetzen °'?), so dass das Rektorat in der 
Hand dieses läge, die defuncta persona aber nur vicarius 
perpetuus wäre °!*). Dem widerspricht aber erstens die 


312) A. a. O. p. 114. Er kennt nur ein Verbot, Kirchen für sich 
zur Firm zu geben. In Verbindung mit der villa ist nach ihm ein 
solches Geschäft zulässig und in cap. VII. cit. anzunehmen. 

318) In diesem Falle kamen sehr häufig Verfirmungen von Kirchen 
vor. Vgl.z.B. cap. LI. X. de appell., zu welcher Stelle sich die Quellen 
bei Thorne.a. a. O. cap. XVII. — cap. XVIIL $. 3. und in mehreren 
Urk. d. histor. monast. S. Aug. Cant. vorfinden. 

314) Die Anstellung eines solchen war im Falle der Appropriation 
durch die Kirchengesetze streng geboten: vgl. Const. R. Poore Sarum 
episcopi a. 1223. (Wilkensa.a. O. tom. I. p. 601.); const. sy- 
nod. Lodorens. a. 1291. c. XII. (Wilkens tom. II. p. 177.): 
»statuimus, ut in ecclesiis religiosorum ad proprios usus appropriatis 
secundum concilium Lateranense vicarii ordinentur.«e Beispiele liefern 
die zahlreichen im Monastic. Anglic. u. b. Thorne (cap. 
XXXIX. $. 1-3.) angeführten Appropriationsurkunden und ordinationes 
vicariorum. Keinesfalls ist aber die Portion des Vikars mit zu ver- 
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Eigenschaft des Klosters als Nonnenkloster und zweitens 
der Sprachgebrauch, nach dem unter persona niemals der 
Vikar zu verstehen ist °!5), Dagegen würde ein Subjek- 
tionsverhältniss auf Grund des Patronatrechts, oder einer 
partiellen Appropriation der Einkünfte nie zur Verfirmung 
der Kirche berechtigen, ganz abgesehen davon, dass eine 
solche an Laien wiederholentlich streng durch die Kirchen- 
gesetze untersagt ist °19). 


firmen [vgl. constit. W.de Kerkham op. Dunelm. a. 1225. 
(Wilkins tom. I p. 905), bulla Nicolai IV. a. 1291. (das. 
tom. II. p. 180.), wo firmarius u. vicarius sich entgegengesetzt werden; 
const. R. Ledredi a. 1320. c. VIII. (das. p. 502.)], während die 
übrigen Einkünfte allerdings der Firm unterliegen konnten vgl. Thorne 
a. a. O0. p. 2097., p. 2099.,, Annal. de Theokesb. p. 125. ad a. 
1242., vgl. auch die perpetua firma der Kirche v. Litleburne b. Thorne 
p- 2107., bei welcher im Kontrakt die Vikarie von der Firm ausge- 
nommen wird. 

815) Dieses ergiebt sich aus cap. I., IL, III. X. de offc. vicar. 
(I., 28.) von Alexander III., ferner aus einem Dekret desselben an d. 
Bisch. v. Norwich a. 1175. aufgen. in d. Akten d. Concils v. West- 
minster (Wilkins I p. 478.). Vgl. ferner cap. I. X. de fil. presb. 
cap. IV. X. h.t., cap. V. X. ut lit. pend., cap. LI. X. de appell. 
[weshalb in dieser Stelle O. de Camera »persona« genannt wird 
vgl. Thorne c. XVII. 8. 1. p. 1844. p. 1847.] Vgl. cap. XXVII. 
concil. sub Rich. archiep. Cant. a. 1173. hab. (Wilkins I. 
p. 475.); concil. Dunelm. a. 1226.: »adiicimus, quod si person& 
vel vicarius« (das. L p. 580. c. 2.); cap. XIlL, cap. XVI. concil. 
Oxoniens. a. 1222. (das. I. p. 587.) concil. prov. Scotic. a. 1225. cap. 
LXXIX. (das. I. p. 617). Vgl. endl. Urk. in Rotul. Chartar. 
p. 80. c. 1.d. 5., p- 105. c. 1. d. 1., p. 115. c. 2. d. penult., p. 145. 
c.1.d. 1, p. 147. c. 2. d. 2., p. 166. c.2.d. 2, p. 168. c.1.d. 3. 
u. A. m. Es ist also vollkommen irrig, wenn Schilling a. a. O. p. 5. 
glaubt, dass der terminus »persona« mit »vicarius perpetuus«e promiscue 
gebraucht worden sei. Das cap. VIU. X. de fil. presb., welches er 
für sich anführt, beweist das Gegentheil, denn da es im Interesse des 
Papstes lag, den vicarius temporalis denen entgegenzusetzen, welchen 
auf immer ein Beneficium gegeben war, so musste das nicht nur mit dem 
vicarius perpetuus, sondern auch der persona d. i. dem rector geschehen. 
Daher trennt das »seu« Verschiedenes u. verbindet nicht Identisches. 

816) Vgl. cap. VI. X. ne prael. vel monach. (vgl. ob. Anm. 253.) 
v. Alexander III.; vgl. d. Bulle dess. Papstes in d. hist. monast. 8. 
Aug. Cant. p. 440. und die anderen zahlreichen Nachweise aus dem 
englischen Kirchenrecht in meiner angef. Dissertation p. 29. fgg. bes. 
Anm, 17. 
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Es liegt also hier ein dingliches Patronatrecht, am ver- 
firmten Gute haftend vor, dessen Uebergang auf Grund des 
Firmkontraktes von Seiten des Ritters behauptet wurde. 
Der Bischof von Salisbury nahm dasselbe an, sein Oberer 
verwirft es und der Papst entscheidet bedingt dahin: „man- 
damus, quatenus, si vobis constiterit, quod praefato militi 
praescripta villa fuerit non excepto jure patronatus ad fir- 
mam concessa, vel antequam de jure patronatus inter ab- 
batissam et militem controversia esset suborta, praefatus 
G. de L. in praescripta ecclesia per episcopum ad prae- 
sentationem militis institutus fuisset ei dummodo alias sit 
idoneus adjudicetis ipsam ecclesiam ita, quod si abbatissa 
obtineat adversus militem illi de temporalibus debeat re- 
spondere.“ 

Die Glosse und mit ihr alle Rechtsgelehrten, welche 
sich mit dieser Stelle beschäftigt haben, verstehen dieselbe 
so, als ob der Papst hier zwei Fälle unterscheide und zwar 
in dem einen, falls das Gut ohne Vorbehalt des Patronat- 
rechts zur Firm gegeben sei, dem Ritter unbedingt das 
Patronatrecht zuspräche, denn dieses gehe stillschweigend 
mit der universitas über, in dem zweiten, wenn auch jener 
Vorbehalt nicht stattgefunden habe, aber doch der Kleriker 
vor Ausbruch des Streites instituirt sei, diese Institution 
aufrecht zu erhalten befehle, da der Firmar jedenfalls im 
Besitz des Patronatrechts gewesen sei ®17). 

Diese Interpretation halte ich für irrig auf Grund fol- 
gender Erwägungen. 

Erstens scheint es mir undenkbar, dass der Papst in 


&ı7T) Die Worte d. Glosse lauten: »mandat judicibus, quatenus si 
constiterit, quod praedicto militi villa fuerit concessa non excepto jure 
patronatus, vel ettam si constiterit, quod antequam de jur. pat. int. 
abb. et mil. controv. orta esset, praef. W. institutus fuisset per episc. 
ad praesentationem militis, ecclesiam eidem 'adjudicetis, dummodo 
idon. sit: ita, quodsi abb. obtin. adv. mil. praedictus T. illi de temp. 
deb. respond.: „et sic in utroque casu obtinebit.“ Hierzu wird bemerkt : 
>quod jus pair. transit cum universitate nisi specialiter excipiatur. Item 
lite mota super jure praesentandi vel elegendi praesentatio postea fieri 
non debet vel electio et si fieret non debet confirmari vel infirmari pen- 
dente quaestione juris patr. vel electionis. Item praesentatio facta ab 
sllo, qui in juris patronatus possessione est valet.“ 
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dem ersten Theil seiner Entscheidung dem Firmar das Pa- 
tronatrecht zugesprochen hätte, um gleich darauf am Schluss 
seines Briefes dieses Recht wieder als ein streitiges hinzu- 
stellen, welches möglicher Weise von der Aebtissin evin- 
zirt werden könnte. Dass er dieses aber thut, leuchtet aus 
den Worten „si abbatissa obtineat adversus militem“ klar 
ein, welche nichts anderes besagen wollen, als: wenn die 
Aebtissin aus dem Prozesse über das Patronatrecht sieg- 
reich hervorgehen sollte. Bekanntlich war ja in England 
zu jener Zeit lediglich die curia regis für diese Rechts- 
streitigkeiten kompetent, welche Befugniss schon die Kon- 
stitutionen von Clarendon als alte Gewohnheit enthielten. 
Selbst bei der Abschwörung derselben hat man diesen Ar- 
tikel nicht aufgegeben °!?). Daher handelt das ganze vierte 
Buch des tractatus de legibus über den Advocationsprozess 
in der curia regis °1%), und wir finden die dort fixirten 
Grundsätze in den späteren Rechtsbüchern 2%) und fast 
wörtlich noch in der schottischen lex Regiam Majestatem 
wieder °?!),. Auch hat die Kirche häufig dieses Recht des 
Staates, wenn auch oft unter heftigen Protestationen aner- 
kannt °??), und dass dasselbe Alexander dem Dritten nicht 


sı8) Vgl. Gervasius a. a. 0. ad a. 1172. 

1°) Vgl. auch lib. I. c. 3. 8. 1.: »in curia domini regis habuit 
ists tractari et terminari: placitum de advocationibus ecclesiarum.« 
Vgl. lib. IV. c. 13. 8. 1. i. £.: »et quoniam lites de advocationibus ec- 
clesiarum ad coronam et dignitatem meam pertinent.« 

830) Vgl. Bracton lib. III. cap. 7. p. 106., wo auch eine ratio 
für diese Bestimmung gefunden ist. lib. V. tr. 5. c. 8. c. 4. p. 402. fgg. 
Fleta lib. V. c. XI. p. 629. 

821) Vgl. lib. III. c. 38. (Houard a. a. O. tom. II... Allerdings 
steht damit im Widerspruch lib. I. c. 2. p. 42.: »ac etiam placitum de 
adrocationibus ecclesiarum etiam jus patronatus pertinet ad forum 
ecclesiasticum«; jedoch muss dieser allgemeine Ausdruck der späteren 
ganz detaillirten Darstellung weichen. 

839) Vgl. Concil. prov. Cantuar. a. 1257. c. 25. (Wilkins 1. 
p. 728); Artic. per dom. Rob. Lincoln. ep. a. 1258. (Annal. 
de Burton p. 424); Concil. Lambethense a 1261. (Wilkinsl. 
p-. 747.): »de patronatu, cujus cognitionem rex de facto exercet.« Vgl. 
epist. archiep. Cant. a. 1282. ad regem: »ne jus 'patronatus 
tractetur in curia regis« (das. II. p. 90.), dag. vgl. artic. episc. 
contraregem a. 1285. cap. Il. (das. IL p. 115.). 

20* 
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unbekannt gewesen, beweisen am besten seine eigenen oben 
angeführten Worte. — Wollten wir also der gemeinen Mei- 
nung folgen, so wäre die Entscheidung des Papstes über 
das Patronatrecht des Firmar’s eine bewusst irrige oder 
überflüssige: und zwar das letztere, wenn in dem weltlichen 
Gericht der Ritter als Patron erkannt wurde, das erstere 
aber, wenn die Aebtissin ihm das Recht evinzirte. Denn 
in diesem Falle wäre, da, wie man annimmt, bei unter- 
lassener Reservation des Patronatrechts es auf die Institution 
des Klerikers vor dem Ausbruch des Streites nicht ankommt, 
auf keinen Fall die Präsentation von Seiten des Ritters zu 
bestätigen. Können wir aber überhaupt glauben, dass der 
Papst jemals eine Sentenz ausgesprochen, nur um ihre Gel- 
tung wieder von dem Willen der weltlichen Macht abhängig 
zu machen? — Die Annahme endlich, dass der Passus: 
„si — obtineat“ nur auf den angeblich zweiten Fall nach 
„vel“ zu beziehen sei, ist weder grammatisch zulässig, noch 
würde dadurch die päpstliche Entscheidung etwas am Gange 
des englischen Landesrechtes geändert haben, noch selbst 
dem vorher angedeuteten Schicksal entgangen sein. 
Kommen wir nun schon bei dem ersten Fall der von 
der Glosse in unserer Stelle aufgesuchten Alternative in 
Widersprüche, so häufen sich dieselben bei Betrachtung . 
des zweiten. Offenbar bezieht die gewöhnliche Interpre- 
tation jenes „non excepto jure patronatus“ auf diesen nicht. 
Es ist also bei demselben zu supponiren, dass eine aus- 
drückliche Reservation stattgefunden haben kann. Dennoch 
sei der Firmar im Besitz des Patronatrechts, da er reus in 
processu sei, denn es heisse ja: „adversus militem“. Ferner 
habe er sich selbst für den Patron gehalten und sei in bona 
fide gewesen, weil ja sonst nach cap. consultat. X. h. t. 
die Institution nicht hätte aufrecht erhalten werden können. 
Da man also anders nicht das cap. VII. mit der zuletzt 
genannten Stelle vereinigen konnte, kommt man zu dem 
absurden Resultat, dass selbst bei ausdrücklichem Vorbehalt 
des Patronatrechts "dennoch der Besitz desselben übergehe 
und unser Ritter in gutem Glauben gehandelt habe. Das 
Letztere dürfte man uns, abgesehen davon, dass das Er- 
forderniss der bona fides in der Person des possessor zur 
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Aufrechterhaltung der Institution überhaupt nicht quellen- 
mässig begründet ist °?°), das Letztere sage ich, dürfte man 


835) So oft nämlich die Canones den Besitz als Grund für die 
Aufrechterhaltung der Institution anerkennen, und das geschieht nur 
in cap. XIX. X. cit, erwähnen sie nichts von bona fides. Alexander 
sagt in der genannten Stelle ohne allen Unterschied: »si vero tunc 
non possidebat jus patronatus, sed tantum credebatur esse patronus, 
quum tamen non esset nec possessionem patronatus haberet, secundum 
consuetudinem Anglicanam ab ecclesia poterit removeri.«e Gehen wir 
aber auf diese consuetudo Anglicana zurück, so finden wir durch die- 
selbe sogar deutlich unsere Ansicht bestätigt. Es heisst nämlich im 
tract. de legib. IV. c. 10. $. 2.: »statutum est etiam — in regno do- 
mini regis de clericis illis, qui ecclesias obtinent per tales advocatos, 
qui se in advocationes ecclesiarum tempore guerrae violenter intruderint, 
ne ecclesias illas, quamdiu vixerint, omittant. Sed post decessum eorum 
ad rectos advocatos reverterentur praesentationes ipsarum ecclesiarum.« 
Doch können wir um deswillen diesem Gesetze keine starke beweisende 
Kraft beimessen, weil die Constitution Alexander’s (cap. XIX.) selbst 
von der englischen Gewohnheit durchaus abweicht. [Uebrigens ist die 
gen. Stelle aus Glanvilla in die lex Regiam majestatem lib. III. c. 
33., 33. (a. a. O. tom. II. p. 224.) aufgenommen, aber das »ne — amit- 
tant«e in »ut — amittant« das »sed post«e in »multo fortius in hoc 
casu post« verwandelt.] Jedenfalls ist die oben aufgestellte Ansicht 
den Grundsätzen der Kirche über das Umstossen von geschehenen 
Institutionen vollkommen entsprechend, da bei denselben stets der 
Vortheil der Kirche und Gemeinde in den Vordergrund zu stellen ist. 
Auch kann uns das cap. XX. X. de praescript. nicht entgegengehalten 
werden. Denn es handelt sich hier nicht um Verjährung, sondern um 
die einmalige Entziehung des Präsentationsrechtes. Offenbar würde es 
auch den Zwecken der Kirche widersprechen, einen Kleriker, der schon 
lange im Amte ist, nur deshalb removiren zu wollen, weil der Besitzer 
als er präsentirte, nicht in gutem Glauben war. In England wenigstens 
ist gesetzlich einer solchen Inkonvenienz vorgebeugt (vgl. tract. de 
legib. IV. c. 10. $. 1.; Blackstone a. a. O. tom. III. p. 263. fgg.). 
Sehen wir aber, auf welche Gründe sich die angefochtene Meinung der 
Rechtsgelehrten stützt, so finden wir bei Panormitanus, als einem Haupt- 
vertreter derselben, ad cap. VII, folgende Begründung: »quoniam prae- 
sentans erat possessor bonae fidei: secus si malae fidei, quia sicut 
possessor malae fidei non facit fructus suos, etiam quos consumpsit, 
ita nec iste potuit valide praesentare.« Vgl. Joan. de Anania 
a. a. O. ad cap. VII. n. 15., auch Roche de Curte a. a. O. in den 
XV. volum. tract. variis viris interpr. collect. Lugd. 1549. tom. XV. 
p. 355. n. 28., Paul. de Citadinis a. a. O. P. VI. art. 8. p. 393. 
n. 64. J. Chil. Portius consil. lib. III. cons. 102. p. 233. c. 2. 
Joan. Borcholten consil. tom. I. p. 13. c. 1. (Helmstad. 1600.), 
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uns doch schwerlich glauben machen, das Erstere dagegen, 
der Uebergang des Besitzes trotz des Vorbehalts, ist voll- 
kommen den Grundsätzen über Patronat zuwiderlaufend. 
Denn durch solchen Vorbehalt ist nicht nur jeder Ueber- 
gang des Rechtes, sondern auch die Ausübung, die quasi- 
possessio gehindert. Ein stillschweigender Uebergang der- 
selben ist überhaupt nicht denkbar ohne das Faktum der 
Besitzergreifung. Es muss daher als vollkommen irrig hin- 
gestellt werden, wenn man behauptet: „cum possessione 
praedii advocationis possessionem transire* ®?4), Denn ob- 
gleich das englische Recht streng an der Pertinenzqualität 
des dinglichen Patronatrechtes festhält ??°), so hat es daraus 
vollkommen consequent doch nur die stillschweigende Be- 
gründung und Anwendung des allgemeinen Rechtstitels auf 
das Patronatrecht gefolgert, nie aber deshalb die Appre- 


Gonz. de Tellez ad cap. XIX. h.t., Fr. de Fargna a.2.0.P. II. 
c. 26. c. 1. p. 444. Wie verkehrt aber diese Analogie von Präsentation 
und Frucht ist, geht klar hervor, wenn man jener Ansicht in ihren 
Consequenzen folgt. Sie sagt: die Präsentation ist eine Frucht des 
Patronatrechts; der bonae fidei possessor ist domini loco, macht also 
die Früchte zu den seinigen. Nicht so der malae fidei possessor, der 
von der Restitution der Früchte in keinem Falle befreit ist. Es fragt 
sich nun, ob die realisirte Präsentation eine konsumirte oder noch vor- 
handene Frucht ist. Nimmt man an, dass durch die Institution die 
Konsumtion erfolgt sei, dass also die Integrität des Zustandes vor der- 
selben nicht wieder herstellbar sei, so hätte der malae fidei possessor 
die aestimatio zu prästiren; da aber bekanntlich eine Schätzung sowohl 
des Patronatrechts, wie der Präsentation unter das Verbrechen der 
Simonie fällt, so wäre der malae fidei possessor von jeder Leistung 
frei. So würde er durch Konsumtion ebensogut wie der bonae fidei 
possessor die Frucht der Präsentation zu der seinen machen. Nehmen 
wir dagegen an, dass diese nach der Institution noch exstans sei, also 
restituirt werden könnte, so würde nach ganz bekannten Grundsätzen der 
gutgläubige Besitzer ebensowenig von der Restitution befreit sein, wie 
der im bösen Glauben. Wie man also auf Grund jener Analogie das 
Erforderniss der bona fides rechtfertigen will, ist schwer zu begreifen. 
Andere Gründe sind aber für dasselbe, obgleich es allgemein behauptet 
wird, nicht beibegebracht; ich glaube somit, dass es entschieden auf- 
zugeben ist. 

834) Vgl. Britton chap. XL. p. 357.: >mes a ceux, qui tenent 
par feffement« fgg. u. besond. p. 378. fgg. Remarque das. 

825) Vgl. unt. Anm. 336 fgg. | 
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hension für überflüssig erklärt. Nur das Recht haftet dem 
Grund und Boden an, nicht die seysina. Daher ist selbst 
dann jenes Faktum unerlässlich, wenn es auf Grund eines 
Titels vorgenommen werden kann, also ausdrücklich die 
advocatio übertragen, oder sie wenigstens nicht reservirt 
ist. Daher verlangen die Rechtsbücher selbst bei der 
Schenkung des mit dem Patronat behafteten Gutes die Ap- 
prehension, oder mit anderen Worten die einmalige Prä- 
sentation ®2). Erst nach dieser steht dem Berechtigten die 
assisa ultimae praesentationis zu °?”), erst nach ihr kann 
er mit Erfolg eine Weiterübertragung der advocatio vor- 
nehmen °?®). Damit also die Präsentation gültig geschehe, 
d. h. gegen jede Irritation gesichert sei, bedarf dieselbe 
eines Titels, als welchen die Kirche, abgesehen von wirk- 
licher Berechtigung, bis auf Weiteres auch den schon vor- 
handenen Besitz ansieht. Es muss mithin, wenn derartige 
Rechte nicht vorliegen, von dem Präsentanten bereits eine 
unangefochtene Präsentation erfolgt sein. Keines von beiden 
aber kann die bekämpfte Meinung in ihrem zweiten Falle 


#26) Bracton lib. II. cap. 23. p. 54. n. 4.: »Oportet igitur, quod 
advocatio cum re corporali transferatur, cum seysina illius, cui trans- 
fertur, vel alicujus antecessorum suorum et cum sic facta fuerit donatio 
advocationis, cum tenemento, facta traditione rei corporalis viz. tene- 
menti, statim incipit donatarius possidere tenementum illud et quasi 
possidere jus praesentandi [was Bracton unt. d. quasi possidere versteht, 
darüber siehe a. a. O. p. 52b.]: seysinam autem nunquam habebit, an- 
tequam ecclesia vacaverit et tunc praesentare possit. Et unde si do- 
natio facta fuerit tantum donatario [unt. donatio haben wir auch jede 
Uebertragung eines dinglichen Rechtes, also auch firma, zu verstehen] 
sine haeredibus suis, si in vita sua vacaverit, praesentare poterit et 
uti seysina sua. Si autem non, remanebit praesentatio cum donatore, 
vel si illam in vita sua dederit, alicui antequam vacet, non valebit do- 
natio, ex quo non fuit in seysina praesentandi, sed remanebit cum do- 
natore«e segg. Vgl. ferner Fleta lib. III. c. 15. p. 443.: >» —do- 
natarius — advocationis seisina non gaudebit, donec vacaverit, ut 
tunc praesentare possit.« 

#27) Bracton lib. IV. tr. 2. c. 1. p. 288.: »aliis autem, qui tenent 
per feoffamentum et non per descensum numquam competit (sc. 288. 
ult. praes.) antegquam semel praesentaverint« sqq. So auch beim Fir- 
mar: das. — 

#28) Ganz bes. vgl. Bracton lib. IV. tr. 2. cap. 3. p. 242». p. 248. 
cap. d. p. 246. 
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supponiren. Durch die Reservation ist jede Berechtigung 
ausgeschlossen; von vorhandenem Besitz enthält unsere 
Stelle kein Wort. Denn dass derselbe nicht aus dem ad- 
versus militem gefolgert werden kann, liegt auf der Hand, 
da die Beklagtenrolle, wenn sie wirklich damit angedeutet 
sein soll, sich daraus ergeben würde, dass der miles un- 
rechtmässig durch seine erfolgreiche Präsentation den Besitz 
an sich gerissen hat. Das cap. XIX. X. h. t. endlich, aus 
welchem man jene verkehrte Folgerung beweisen will, kann 
nur dann für dieselbe angeführt werden, wenn man von 
der petitio principii ausgeht, dass die Glosse unsere Stelle 
absolut richtig interpretire. Da aber alle bisher beigebrachten 
Argumente das Gegentheil schlagend darthun, so tritt viel- 
mehr jene Stelle nur als neuer Beleg dafür ein, dass wir durch 
die bekämpfte Interpretation in unauflösliche Widersprüche 
verwickelt werden. Dazu gesellt sich schliesslich noch 
cap. XVIII. X. de sent. et re judic., in welcher Decretale 
Innocenz III. mit klaren Worten deshalb die vom cre- 
ditor pignoraticiusgeschehene Präsentation für 
eine nichtige erklärt, weil der debitor bei Ein- 
gehung des Kontraktes sich das Patronatrecht 
reservirt hatte °?°). Dass aber diese Stelle jemals für 
die gegnerische Ansicht angeführt werden konnte, erklärt 
sich nur aus einer unten näher zu erweisenden total irrigen 
Interpretation derselben. 

Sonach stehe ich keinen Augenblick an, die gemeine 
Meinung als unrichtig zu verwerfen. Offenbar spricht 
also der Papst weder dem Firmar das Patronatrecht zu, 
noch unterscheidet er zwei Fälle. Wir haben vielmehr 
das vel nicht disjuncetiv,sonderncopu- 
lativ zu fassen, es also etwa mit et etiam zu identifi- 
ziren, so dass jene beiden Fälle in einen zusammengezogen 
werden. Der Papst sagt somit Folgendes: „wenn es Euch 


829) Auch ist bei diesem Gesetze zu beachten, dass der Papst aus- 
drücklich erklärt, der Pfandgläubiger sei nicht im Besitz des Patronat- 
rechts gewesen, obgleich er sich als Patron gerirte, wie ein solcher 
gewisse Leistungen in Empfang genommen hatte, und obgleich das 
Patronatrecht mit der Universitas übergeht. Alles das erklärt 
sich lediglich aus der Reservation. 
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gewiss ist, dass man dem Ritter die Villa ohne Vorbehalt 
des Patronatrechts zur Firm gegeben hat und ferner, bevor 
sich zwischen jenem und der Aebtissin der Streit erhoben, 
der genannte G. de L. durch den Bischof auf die Präsen- 
tation des Ritters hin instituirt ist, so belasst ihn in seinem 
Beneficium. Sollte im eigentlichen Prozesse über den Pa- 
tronat die Aebtissin siegen, so mag er ihr über die Tem- 
poralien Rede stehen.“ Alexander entscheidet also offenbar 
nur über die Aufrechterhaltung der Institution, 
indem er dieselbe von zwei Bedingungen abhängig macht: 
1. der vorbehaltlosen Verfirmung des Gutes, 
und 2. der Einsetzung vor Erhebung des Strei- 
tes. — Wie sehr aber in jeder Hinsicht bei dieser Deu- 
tung unsere Stelle den damaligen Rechtsgrundsätzen ent- 
spricht, wird sich aus Folgendem klar ergeben. 

So wenig der Papst zu einer Entscheidung über die 
Zuständigkeit des Patronats berechtigt war, so sehr war 
er es betreffs der Aufrechterhaltung der Institution. Denn 
über die Frage, ob ein auf die Präsentation eines Nicht- 
patrons instituirter Kleriker zu removiren sei, wenn jenem 
das Patronatrecht evinzirt worden, ist ausschliesslich der 
ceuria christianitatis die Kompetenz überwiesen. So finden 
wir sie unbestreitbar im lib. IV. c. 10. $. 1. des tractatus 
de legibus dargelegt °?°). Es handelte also Alexander in 
voller Uebereinstimmung mit dem englischen Landesrecht, 
welches in spiritualibus den Papst als höchste Instanz an- 
erkennt ?°?), wenn er in dem cap. VII. unter gewissen Be- 
dingungen den schon instituirten Kleriker zu bestätigen befahl. 

Was nun die genannten Bedingungen betrifft, so ist 
die zweite, „Einsetzung vor Erhebung des Streites“, eine 
nothwendige Folge des „lite pendente ne quid innovetur.“ 


880) „De clerico autem, persona ejusdem ecclesiae, quid erit fa- 
ciendum, qui personatum ejusdem ecclesiae se habuisse per ejus prae- 
sentationem dixerit in curia? Equidem in curia domini regis nihil 
amplius de eo agetur, nisi quod de advocatione ipsa inter advocatos 
Judicabitur, sed in curia christianitatis advocatus, qui de novo jus evicit 
versus clericum coram episcopo suo vel ejus officiali placitabit.« 

ss) Bracton lib. V. tr. 5. cap. 15. p. 412. »dominus Papa in 
spiritualibus super omnibus habeat ordinariam jurisdictionem.« — 
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Es durfte also der Kandidat keiner Partei zugelassen wer- 
den ®??), widrigenfalls die Kollation durch ein breve quare 
incumbravit vernichtet werden konnte ®?®), und, falls inner- 
halb der gesetzlichen Zeit ®°*) der Prozess nicht geendigt 
war, devolvirte für dieses Mal die Präsentation in die Hand 
des Bischofs ®°°). 

Wichtiger jedoch, als dieser Punkt, erscheint die an- 
dere aufgestellte Bedingung, welche wir einer etwas näheren 
Prüfung unterwerfen müssen. — 


8.2. 


Wir kommen damit zu einer der wichtigsten Fragen 
dieser Abhandlung, zu der Frage über die patronat- 
rechtliche Stellung des Firmarius. 

Dass die Intention des Papstes nicht darauf gerichtet 
war, dem Firmar das Patronatrecht zuzusprechen, glaube 
ich nachgewiesen zu haben. Zwar gesteht er demselben 
offenbar die Berechtigung zur vorliegenden Präsentation zu, 
welche sich, da wie bereits erwähnt, von vorhandenem Be- 
sitz keine Rede sein kann, auf den Rechtstitel aus dem 
Firmkontrakt stützen muss. Doch ist dadurch die gemeine 


882) Vgl. Gloss. ad voc. vel antequam. Davon kann aber nur 
die Rede sein, wenn die quasi possessio advocationis selbst streitig ist. 
Handelt es sich um die »proprietas« (vgl. Bracton p. 241.), um das 
Recht selbst, so präsentirt der Besitzer: vgl. Bracton lib. IV. tr. 2. 
cap. 4. p. 243., cap. 6. p. 248., cap. 8. p. 251. 

835) Vgl. Fleta lib. IV. c. 1. p. 468. Remargque 1. lib. V. c. 14. 
p. 640., auch p. 195. — 

8%) D. h. innerhalb sechs resp. vier Monaten. Zu Alexander’s Zeit 
ist dieser Unterschied noch nicht durchgeführt; vgl. jedoch cap. IX. 
conc. Later. III. (Gervasius a. a. O. p. 1449.) und schon 1202. be- 
ruft sich der Erzbischof v. Canterbury in seinem Streit mit dem dor- 
tigen Kloster S. Aug. auf jenes (Thorne a. a. O. p. 1860.), wodurch 
er selbst bekennt, dass die Vereinbarung, nach welcher dem Kloster 
nur 40 Tage für alle Präsentationen zustehen ‚sollten (hist. mon. 8. 
Aug. p. 450.: »charta regis Henrici«) nicht beobachtet worden sei. Dem 
König lief bekanntlich keine Frist: art. episc. contr. reg. a. 1285. 
(Wilkins II. p. 115. cap. 2. resp.). 

835) Vgl. cap. XXII., XXVII. X. h. t. Vgl. Conc. Oxon. a. 1222. 
cap. VI. (Wilk. I. p. 586). Fleta p. 637.; Schilling « a. O. 
$. 35. p. 56., 8. 45. — 
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Meinung, welche den Firmar als wahren Patron ansieht, 
jedenfalls noch nicht genügend erwiesen. Ja, wenn wir 
aus der Natur unseres Rechtsinstitutes und der advocatio 
argumentiren wollen, so müssen wir jene Ansicht als ent- 
schieden falsch verwerfen. Denn da die Pertinenz-Qualität 
des dinglichen Patronats den Grund der Berechtigung des 
Firmar’s bildet, das Recht an der Hauptsache aber für die 
Pertinenzen entscheidend ist, so muss offenbar ein Unter- 
schied zwischen Eigenthümer und Firmar gemacht werden. 
Nur jenem kann das Patronatrecht in seinem vollen Um- 
fange zustehen. Das Eigenthum an der Hauptsache macht 
den Berechtigten zum Patron mit sämmtlichen einbegriffenen 
Rechten. Unmöglich kann also, wenn dieser einem Dritten 
ein Gebrauchsrecht an der Hauptsache konstituirt, für diesen 
dadurch bezüglich der Pertinenzen mehr als der Inhalt 
dieses Rechtes: das heisst, die Befugniss zur Ausübung des 
Patronats, so weit dieselbe nach der Verbindung mit der 
Person des Eigenthümers noch möglich ist, erworben wer- 
den. Denn der stillschweigende Uebergang des Patronats 
gründet sich lediglich auf den präsumtiven Willen der Con- 
trahenten, und man hätte also hier nur dann einen Ueber- 
gang des Rechtes selbst anzunehmen, wenn eine Trennung 
von Recht und Ausübung juristisch undenkbar wäre. Da 
dieses aber nicht der Fall ist, so muss naturgemäss nur 
an Stelle des Patrons dem Firmar die Ausübung aller der- 
jenigen im dinglichen Patronat enthaltenen Berechtigungen 
eingeräumt werden, welche überhaupt nomine alieno aus- 
geübt werden können. — Aber weder für diesen, noch die 
ihm verwandten Fälle haben wir eine gesetzliche Enntschei- 
dung. Denn die Ausdrücke „non excepto jure patronatus“, 
„antequam de jure patronatus“ in cap. VII. cit., sowie „jus 
patronatus — acquisieritis* in cap. XIII. X. h. t., und „jus 
patronatus cum universitate transiisset“ in cap. XVII. X. 
de sent. et re jud. (II., 27.) sind offenbar zu allgemein, um 
für die gegnerische Ansicht Schlüsse zu bieten. Und wie 
unberechtigt diese wären, wird sich für cap. VII. klar aus 
dem Folgenden ergeben. Wir sind also gezwungen, wo 
nicht partikuläre Gewohnheit uns dessen überhebt, aus der 
Natur der Sache zu argumentiren. Von offenbarem In- 
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teresse aber muss es sein, gerade in unserem Falle, die 
Landesgewohnheit zu konstatiren, welche durch cap. VII. 
die entschiedene päpstliche Billigung erhalten hat. 

Das englische Recht erkennt in vollem Umfang die 
Pertinenz-Qualität des dinglichen Patronatrechtes an ®°®), 
Daraus folgt der stillschweigende Uebergang desselben auf 
den neuen Eigenthümer °?”), daraus folgt, dass durch Ein- 
klagung des Grundstücks mit allen Pertinenzen die advo- 
catio mit in judiecium deduzirt wird °?®), dass die Einklagung 
des Rechtes der letzteren das Eigenthum des Grundstücks 
voraussetzt °?°), dass der verus advocatus nur derjenige ist, 
„ad quem pertinet proprietas et seysina ex nomine proprio 
et haeredibus suis et non alieno“ 9%). Es folgt aber ferner, 
dass, falls die nöthigen Bedingungen in der Person des 
Transferenten vorhanden sind, das Patronatrecht, sei es 
cum, sei es sine expressione auf jeden übergehen muss, 
welchem das Grundstück mit seinen Pertinenzen auf 
Grund eines dinglichen Rechtes übertragen wird, wie es 
unzweifelhaft beim Firmar geschieht ®*Y). Dieser erhält die 
Befugniss der Präsentation, die Ausübung des Patronat- 
rechts, die er sowohl excipiendo °*?), wenn er im Besitz 
ist, als agendo durch das breve quare permittit 32°), wenn 


»36) Bracton lib. II. cap. 23. p. 52b.—54., lib. II. cap. 15. p. 32. 
cap. 23. p. 58». p. 59. 

#57) Vgl. vor. Anm. Bei diesem (dem Eigenthümer), verbleibt auch 
das Patronat, wenn er das Grundstück dismembrirt; erst wenn er das 
letzte Stück aufgiebt, geht das Recht verloren: vgl. Bracton p. 54°., 
lib. II. c. 40. p. 97. und öfter. 

888) Bracton lib. V. tr. 5. p. 438b, 

#9) Bracton lib. IV. tr. 2. cap. 4. p. 243., cap. 5. p. 246%. 
Fleta lib. V. c. 14. p. 636. 

940) Fleta a. a. O. Vgl. Bracton lib. tr. 2., cap. 3. p. 240°. 

#1) Bracton p. 54b.: die advocatio, welche Pertinenz des fundus 
sei, gehe quandoque cum expressione et quandoque sine über: cum 
‘ expressione, ut si dicatur >do tibi fundum istum cum omnibus perti- 
nentiis suis et cum advocatione ecclesiae, vel sine expressione, ut si 
dicatur, do tibi fundum istum cum omnibus pertinentiis suis sine aliquo 
retenemento, sive hoc sit in feodo, vel ad firmam, in quo casu transit 
advocatio cum ipso fundo ad donatarium.« Das. p. 238., p. 242. p. 243. 

32) Bracton lib. IV. tr. 2., c. 4. p. 242. p. 248. 

%8) Bracton lib. IV. tr. 2. c. 6. p. 246°. fgg. 
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er den Besitz erlangen, oder durch das breve quare im- 
pedit ®**), wenn er Besitzstörungen abweisen will, gegen 
Jedermann geltend machen kann. Nie aber steht ihm die 
assisa ultimae »praesentationis zu °*°), denn wie er das 
Grundstück nomine alieno besitzt, übt er das Patronat- 
recht nomine domini aus. Dieser Grundsatz wird unzweifel- 
haft durch unsere Quellen bewiesen. So heisst es bei Bracton 
bei Besprechung der assisa ultimae praesentationis ?*): conti- 
netur etiam in brevi „„quis advocatus““. Advocatus autem diei 
poterit ille, ad quem pertinet jus advocationis alicujus ut ad 
ecclesiam praesentet nomine proprio et non alieno, et di- 
ceitur quis advocatus ad differentiam illorum, qui praesen- 
tant nomine alieno, qualis est custos ratione custodiae. 
Custos autem non est advocatus sed ille, cujus nomine 
praesentat. Item dicitur quis advocatus ad differentiam 
eorum quodammodo, qui Zenent ad firmam ad terminum 
annorum sqg.*“ Hiermit stimmt vollkommen folgende Aeus- 
serung desselben Juristen °*°): „item esto, quod terminus 
praeteriit et infra terminum illum inceperit ecclesia vacare 
vel post terminum antequam proprietarius sibi poterit per- 
quirere et firmarıus praesentaverit et pendente praesentatione 
firmarii incipiat proprietarius possidere et tunc praesentaverit 
nomine suo, praesentatio sua praevalebit, quidquid autem 
ante factum fuerit per firmarium ratum erit, ad similitudinem 


844) Vgl. vor. Anm. 

86) Bracton lib. IV. tr. 2. c. 1. p. 238., c. 3. p. 240%. 

94) A. a. O. p. 2406. Vgl. auch Fleta lib. V. c. 14. p. 636., fast 
wörtlich aus Bracton. Britton p. 359.: a ceo que contenu sqq. Der 
im Text aufgestellte Grundsatz, über den ich in meiner Dissert. p. 49. 
adn. 22. noch zweifelhaft war und der jetzt vollkommen erwiesen ist, 
findet sich auch im grand Coutumier chap. CIX.: »et aulcunes fois 
aulcun presente & aucune eglise par raison de garde ou de fief qu’il 
a engage ou comme attourne Et il ne praesente pas comme patron, 
mais en lieu de pairon et telle saisine ne doit pas estre rendu & 
ceulx, qui derrainement presenterent, mais & ceulx en lieu de qui ils 
presenterent, ou & leurs prochains hoirs s’ils sont morts«e; und noch 
klarer lautet der erste Passus in der Uebersetzung: »contingit, quod 
aliquis ratione custodiae vel firmae vel feudi invadiati, cum jus patro- 
natus fundo inhaereat — ad aliquam praesentat ecclesiam et tales non 
tamquam patroni sed loco patronorum praesentant.« 

%7) Bracton lib. 4, tr. 2. p. 244°, 
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custodis vel custodiae“, und ebenso heisst es von einem 
firmarius, welchem von einem haeres ein manerium cum 
pertinentis ad firmam gegeben war °*®): „cum ita prae- 
sentaverit continuat possessionem haeredis, cujus nomine 
praesentaverit.*“ Zur Realisirung seines durch Prozess er- 
strittenen Präsentationsrechtes erhält er ein besonderes breve 
de admittendo clerico ®*°). Im Uebrigen gelten, was die 
Ausübung des Patronatrechtes, die Zeit desselben, die Form 
der Ausübung durch Mehrere ®5°), die Gewährpflicht des 
dominus 851), das Recht der Weiterübertragung °°?) u. s. w. 
betrifft, die gewöhnlichen Grundsätze. 

Wir sehen, mit welcher strenglogischen und juristischen 
Consequenz sich das englische Recht herausgebildet hat, 
wie genau es mit unserer oben ausgeführten Argumentation 
zusammenstimmt. Und man kann in der That ein kleines 
Erstaunen kaum unterdrücken, wenn man bedenkt, dass 
diese Theorie sich bereits im XIII. Jahrhundert so klar 
entwickelt hat, während man bei uns vor nicht langer Zeit 
zum ersten Mal aus der Unterscheidung zwischen Recht 
und dessen Ausübung für unsere Lehre Consequenzen ge- 
zogen hat °°?). Dass diese aber gezogen werden und auf 
die entwickelten Lehrsätze des englischen Rechtes, abge- 
sehen von denen, welche spezifisch partikularrechtlich sind, 
hinauslaufen müssen, scheint mir durch die Natur der Sache 
unzweifelhaft geboten. Interessant wäre es, die Parallelen 
in anderen Landesrechten zu verfolgen °°*%); doch über- 


848) A. a. O. lib. II. cap. 25. p. 59. 

&9) A. a. O. lib. IV. c. 7. p. 249». 

850) A. a. O. p. 76b., p. 208., p. 238. n. 1., p. 245.: es ist Ein- 
stimmigkeit nöthig, wenn man nicht in anderer Weise ein Abkommen 
getroffen hat. 

1) Bracton lib. A. tr. 2. c. 4. p. 24%. 

562) A. a. O. lib. IV. tr. 2. c. 4. p. 244. 

858) Vgl. ob. Anm. 68., 69. 

854), Was L. de Hericourt, les lois ecclesiastiques de France 
dans leur ordre naturel, nouv. ed. Paris 1756. p. 257. fgg. n. 37. 
ausführt, dass nämlich dem Firmar nicht die Präsentation zustehe, da 
sie zu den fruits honorifiques gehöre und zwar auf Grund des cap. 
cum Bertholdus, ist gewiss unrichtig und um so inconsequenter, als er 
beim usufructus das Gegentheil gelten lassen will. 
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schreitet eine so eingehende Behandlung den Zweck dieser 
Arbeit, und ich wende mich sonach dem letzten Theile 
derselben zu, welcher die Feststellung der Gränzen für die 
analoge Ausdehnung des cap. VII. cit. zur Aufgabe hat. — 


8. 3. 


Zur Erreichung des vorgesteckten Zieles muss die nach- 
folgende Untersuchung, wie bereits angedeutet, von der 
Frage ausgehen: ob die wesentlichen Merkmale der Firm 
nach der Natur des Patronatrechtes, nach unseren Gesetzen 
und der ratio des besprochenen cap. VU. unbedingte Voraus- 
setzungen des Uebergangs sind. Wenn jene sämmtlichen 
Merkmale, von denen aber überhaupt nur die Dinglichkeit 
des Rechtes verbunden mit der Detention des Grund- 
stückes und dem vollen Gebrauch und Fruchtgenuss in Be- 
tracht kommen können, vereinigt sind, so findet der Ueber- 
gang unzweifelhaft statt. Es muss dieser also für den 
Emphyteuta, Vasallen, für den er überdies durch cap. XIII. 
X. h. t. bewiesen ist, für den deutschen Erbpächter, Erb- 
zinsmann, Usufruktuar und ähnlich Berechtigte als erwiesen 
angenommen werden. Fraglich sind nur die Fälle, in wel- 
chen eines der drei genannten Essentialien fehl. Wie 
steht es also, wenn entweder Detention, oder 
voller Gebrauch und Fruchtgenuss, oder Ding- 
lichkeit fehlen? 

Die Ansichten unserer Gelehrten gehen hierin weit 
auseinander, aber keiner giebt uns eine befriedigende Ant- 
wort. Die Meinung des Innocenz und seiner Anhän- 
ger ®°5) ist bereits widerlegt. Ihm gegenüber steht die 
von Zösius, Finckelthaus, Carpzov, Stryk, 
Schmalzgrueber 35°), welche alles Gewicht auf den 
Fruchtgenuss legt, und somit keinen Anstand nimmt, 
dem nur obligatorisch Berechtigten das Patronatrecht zu- 
zusprechen, dagegen dem creditor pignoraticius dasselbe zu 


856) Vgl. ob. Anm. 1—7., 17. u. fgg. — Ebenso kann natür- 
lich die Ansicht von J. H. Böhmer, wie die von Panormitamus, 
die sich lediglich auf den falschen Begriff der Firm stützen, nicht mehr 
in Betracht kommen. 

ee) Vgl. ob. Anm. 73. fgg. 
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verweigern. Die dritte Meinung, vertreten von Schenkl, 
Helfert,Mayer, Schilling, Schulte, Kaim 5”) sucht 
in der Dinglichkeit das entscheidende Moment, versagt so- 
mit dem conductor, aber auch dem Pfandgläubiger das 
Patronatrecht. An einer inneren, schlagenden Begründung 
fehlt es überall. 

Wenden wir uns nun zur Beantwortung der aufge- 
stellten Fragen, so muss | 

1. die Detention als ein unbedingtes Erforderniss 
für jede Ausübung des Patronatrechtes anerkannt werden. 
Dieses folgt nothwendig aus der dinglichen und accesso- 
rischen Natur des Patronatrechtes. *Den Besitz kann wohl 
ein Anderer in meinem Auftrage inne haben, ich aber nie 
präsentiren, wenn ich ihn verloren, mich seiner entäussert 
habe °®°®). Ebenso gewiss wird aber auch durch ihn keine 
Berechtigung zur Ausübung begründet. Er ist eine noth- 
wendige faktische Voraussetzung. 

2. Zweifelhafter steht es bezüglich des Fruchtge- 
nusses und Gebrauches. Die Natur des Rechtes, auf 
welchem sie beruhen, kommt erst unter N. 3. zur Sprache, 
es fragt sich hier, ob die Ausübung des Patronatrechtes 
beides zur Voraussetzung hat. Wie schon oben betont, ist 
die Anwendung der Grundsätze über Früchte auf die Prä- 
sentation eine durchaus verkehrte. Abgesehen von den ab- 
surden Consequenzen, zu welchen man durch Annahme dieser 
Analogie gelangt, ist auch der Grundgedanke derselben un- 
haltbar. Die Präsentation bietet nicht, wie Früchte, ein in 
Geld schätzbares, vermögensrechtliches Interesse, sie ist kein 
organisches Erzeugniss des Grundstückes, ebenso wenig wie 
die Ausübung einer diesem zuständigen Servitut. Es müssen 
also, nach meiner Ansicht, sämmtliche Schlüsse, welche 
lediglich aus der Fruchtnatur der Präsentation gezogen sind, 
aufgegeben werden. Daher fällt in erster Reihe die Ansicht 
derer, welche den creditor pignoraticius von der Ausübung 
des Patronatrechtes ausschliessen. Man argumentirt nämlich 


857) Anm. 65—70. 
858) Vgl. Bracton p. 243., p. 246. 
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gemeinhin folgendermaassen ?°°). Der creditor pignoraticius 
habe nicht das Recht des Fruchtgenusses; sollte ihm aber 
durch ein pactum antichreseos dasselbe eingeräumt sein, so 
müsste ja nach kanonischem Rechte eine Einrechnung der 
Frucht, also der Präsentation, in das Kapital stattfinden; 
dadurch verfalle man aber in Simonie, indem man ein jüs 
spirituali annexum zu schätzen wage. Dagegen lässt sich 
erwiedern: 1. da hier nur vom Besitzstand die Rede sein 
kann, ist es falsch, wenn man den Bezug der Früchte von 
einem pactum antichreseos abhängig machen will, weil ein 
solches nach kanonischen Grundsätzen, die heute nicht mehr 
anwendbar sind, gar nicht zulässig ist ?°%), 2. liegt jener 
Ansicht die offenkundige petitio prineipii: Präsentation gleich 
Frucht, zum Grunde. Statt sich also durch die Unzuläs- 
sigkeit der Schätzung in Geld davon zu überzeugen, dass 
die Analogie der Früchte und Zinsen hier unpassend sei, 
stellt man die Sache geradezu auf den Kopf. Die Conse- 
quenz führt auch hier zur Absurdität. 

Glücklicherweise steht uns ein Gesetz zur Seite, wel- 
ches uns jeder weiteren Widerlegung jener Ansicht über- 
hebt: cap. XVII. X. de sent. et re jud. (IL., 27... Es 
wird hier vom Papste nur deshalb dem creditor pignora- 
ticius die Ausübung des Patronatrechtes nicht zugestanden, 
weil sich der debitor ausdrücklich dasselbe bei Constituirung 
des Pfandes vorbehalten hatte ®°). Der Cleriker T., als 
Kläger machte offenbar diesen Punkt gegen den instituirten 
Cleriker D. geltend, während letzterer, um seine Institution 


»°#) So fast die ganze hierher gehörige Literatur. Vgl. Lippert 
& &. OÖ. p. 171., Schilling a. a. O. p. 22. fgg. Schulte System 
tom. I. p. 692. Anm. 3. Kaim a. a. O. p. 90. fgg. theilt dieselbe An- 
sicht aus ebenso unhaltbaren Gründen. 

#0) Dieses geht aus cap. IV., cap. VI. X. De pignor. et al. caut. 
(III, 21.) klar hervor. Damit sind nur die, abgesehen von der Anti- 
chrese, geltenden römisch-rechtlichen Grundsätze anerkannt; vgl. Bach- 
ofen: das römische Pfandrecht tom. I. Basel 1847. p. 151. fgg. Merk- 
würdig ist es, dass dieser einfache Satz fast von allen Bearbeitern un- 
serer Frage verkannt wird. 

#1) Diese richtige Ansicht findet sich bereits bei Cujacius Re- 
citationes ad II. et IV. lib. Decret. ad cap. cum Bertholdus und J. HB. 
Böhmera.2O0. $. 112. 
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aufrecht zu erhalten, exzipirte, dass der Pfandgläubiger im 
Besitze des Patronatrechtes gewesen sei, als er präsentirt 
habe (vgl. cap. XIX. X. h. t.) ®2); doch konnte er den 
genügenden Beweis dieser Behauptung nicht erbringen. 
Freilich hat Raymund a Pennaforte den Passus „asserens, 
quod sibi retinuerit jus patronatus expresse, quum fundum 
obligaverat creditori“ gestrichen, sich aber damit ein böses 
testimonium paupertatis ausgestellt. Denn nur mit diesem 
Passus hat die Stelle Sinn; nur durch ihn gewinnen wir 
eine Einsicht, wie sich ein so langwieriger Prozess entspinnen 
konnte, welcher gänzlich zwecklos und malitiös gewesen 
wäre, wenn dem Pfandgläubiger unter keinen Umständen 
das Patronatrecht zugestanden hätte. In diesem Falle wäre 
jene Reservation überflüssig, das Urtheil des Bischofs contra 
jus in thesi clarum gesprochen also nichtig, die Argumen- 
tation des Papstes eine ungenaue, verkehrte gewesen, da 
sie gerade den Kernpunkt zu berühren verfehlt hätte. Wenn 
der Papst aber jenen Grundsatz des Nicht-Ueberganges ge- 
rade hier aufstellen und fixiren wollte, so hat er dazu, wie 
mir selbst meine heftigsten Gegner zugestehen werden, eine 
möglichst unpassende Form gewählt, eine Form, aus der 
seine Absicht durchaus nicht ersichtlich ist. — Wie aber 
können wir die Entscheidung des cap. XVIII. aus unseren 
Grundsätzen rechtfertigen? Es ist hier, wie erwähnt, nur 
vom Besitzpfande die Rede; es wird somit auf den Pfand- 
gläubiger kraft eigenen Rechtes der Besitz des Grundstückes 
und mit ihm das Recht der Besitzergreifung sämmtlicher 
Pertinenzen übertragen. Ebensogut wie er die anderen 
Berechtigungen, die am Grundstück haften, d. h. Servituten, 


62) Kaim a. a. O. p. 91. verkennt die Sachlage vollkommen. Er 
kehrt die Parteirollen in cap. XVII. X. geradezu um. Daher seine 
sonst unerklärliche Aeusserung: dem, welcher aus der Abhörung der 
Zeugen u. s. w. des Klägers auf den Uebergang des Patronatrechtes 
als Regel schliessen wolle, könne erwiedert werden, dann hätten ja 
nur die Zeugen des Beklagten »wegen der Ausflucht« abgehört werden 
sollen. Sind denn nicht gerade die einseitigen Beweise des Beklagten 
theilweise mit ein Grund, weshalb der Papst das Urtheil des Bischofs 
umstösst? Der Kläger war ja im peremtorischen Beweistermin nicht 
erschienen, und es erging darauf lediglich auf Grund der gegnerischen 
Beweisführung, die Sentenz in contumaciam. 
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Reallasten auszuüben befugt ist, mit demselben Rechte übt 
er das Präsentationsrecht, natürlich nur nomine alieno, aus. 
Den Eigenthümer schliesst er mit der Einrede: „quod nullam 
habet terram, in villa in qua ecclesia sita est, neque illam 
recuperare potest“ aus ®°°). Dieses erkennt auch das eng- 
lische Recht vollkommen an, welches dem creditor pigno- 
raticius zur Erlangung der quasi possessio advocationis ein 
breve quare permittit giebt ?°%). 

Aus der vorstehenden Ausführung geht aber ferner 
hervor, dass die Ansicht derjenigen Gelehrten, welche auf 
Grund des gestatteten Fruchtgenusses dem Pächter die Aus- 
übung des Patronats, oder wie sie grösstentheils sagen, das 
Patronatrecht selbst zugestehen, aus der von ihnen ange- 
führten ratio nicht gebilligt werden kann. Dass die Nutzung 
des Grundstücks dem Pachter in dem Umfang gestattet 
werden kann, dass dadurch die Ausübung des Patronat- 
rechtes ermöglicht wird, kann nicht bezweifelt werden; frag- 
lich ist nur, ob das einfache persönliche Recht, welches 
ohne Vorbehalt auf das Grundstück und seine Perti- 
nenzen ‘erstreckt ist, genügt, um den stillschweigenden Ueber- 
gang des Patronates zu rechtfertigen. Wir kommen somit 

3. zu der Frage, welche Stelle die Dinglichkeit 
des Rechts unter den Voraussetzungen für den genannten 
Uebergang einnimmt. Es wird schwer halten, eine genü- 
gende ratio für die Nothwendigkeit dieser Eigenschaft auf- 


88) Vgl. Bracton a. a. O. p. 243. 

864) Bracton a. a. O. p. 246b. Dass er gleichen Rechtsschutz 
wie der Firmar geniesst, unterliegt keinem Zweifel. — In anderem 
Sinne spricht sich der canon 27. einer Mainzer Synode v. 1233. (vgl. 
Mone Zeitschrift. £. d. Gesch. d. Oberrheins tom. II. p. 123. c. 27.) 
aus: >sij aliquis praedium suum cui attinet jus patronatus obligaverit, 
quia frequens super hoc emergerit dubitatio, quis habeat praesentare, 
dominus vel creditor sacro annuente concilio statuimus, ut non quidem 
creditor sed dominus habeat praesentare, etiam si non exceperit jus 
patronatus; hoc ita duximus statuendum, si contractus usurarius vel 
in fraudem usurarum ventus fuerit inter ipsos, indignum enim est 
quod creditori ex illicito contractu praesentatio beneficii ecclesiastici 
adquiratur, vel aliquid commodi ultra sortem.«e Diese Bestimmung 
finden wir wiederholt in einer späteren Mainzer Synode v. 1310., welche 
Boehmer a. a. O. $. 112. anführt. — 

21* 
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zufinden. Der Mangel einer gesetzlichen Bestimmung °*5) 
könnte nur dann in Betracht kommen, wenn die analoge 
Ausdehnung des cap. VII. auf den Pachter unseren übri- 
gen Rechtsgrundsätzen widerspräche. Dieses ist aber ent- 
schieden nicht der Fall. Wir müssen nur den Streitpunkt 
streng fixiren. Davon kann natürlich nicht die Rede sein, 
den Pachter mit dem dinglich Berechtigten auf vollkommen 
gleiche Stufe stellen zu wollen. Die gänzliche Verschieden- 
heit des prinzipalen Rechtes wird auch bei unserer Frage 
ihre Wirkung äussern. Der entscheidende Punkt aber liegt 
lediglich in der Frage: haben wir bei einer Verpachtung, 
ebenso wie bei der Verfirmung, aus der allgemeinen Fas- 
sung des Kontraktes, ohne jeden Vorbehalt des Patronates, 
einen zwingenden Schluss dahin zu machen, dass dem Pachter 
auch die Ausübung dieser Pertinenz gestattet sein solle ? 
Ich finde keinen Grund, die Frage zu verneinen. Aller- 
dings heisst es hier nicht: das Recht an der Hauptsache, 
ergreift auch die Pertinenz, sondern: der Anspruch auf 
volle Gebrauchsüberlassung ist auch auf die Nebensache 
auszudehnen. Die Präsumtion des Willens ist in” beiden 
Fällen dieselbe Zur Realisirung dieses Anspruches muss 
dem Pachter gegen den dominus selbst die exceptio pacti ?°®), 
Dritten gegenüber aber der Ausweg gestattet werden, seinen 
Auctor als Gewährsmann und Vertreter anzurufen. Hierbei 
kann auch ein so willkürlicher Einwand, wie der von 
Kaim 37), wo „ein Pachtschilling für die Erträgnisse der 
Früchte“ gezahlt werde, könne von einer Uebertragung des 
Patronatrechtes nicht die Rede sein, gar nicht in Betracht 
kommen, da er aus einer ganz verkehrten Auffassung der 
Firm entsprungen, und überdiess irrationell ist. Ebenso 
wenig bedarf der Einwand, dass dem Pachter nur der 
Fruchtgenuss zustehe, das Patronatrecht aber nicht unter 


865) Hierauf habe ich unter Anderem in mein. Diss. Gewicht ge- 
legt, in welcher ich die Ausschliessung des Pächters von der Ausübung 
des P. R. vertheidigt habe (vgl. 45. fgg. p. 69.), welche Ansicht ich, 
wenigstens in dem dort vertheidigten Umfang, nach reiflicher Ueber- 
legung aufgeben zu müssen glaube. 

se*) Bracton p. 242», p. 248, 

ser, A. a. O. p. 84. 
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die Früchte zu rechnen, ihm mithin zu versagen sei, keiner 
weiteren Widerlegung. Aber eine andere, nicht zu unter- 
schätzende Schwierigkeit liegt darin, dass der obligatorische 
Anspruch des Pachters ihm in vielen Fällen nicht das Ob- 
jekt selbst, sondern nur eine Entschädigung verschaffen 
wird, da es ja ganz in die Hand des Verpachters gegeben 
ist, ihm dasselbe zu entziehen. Da aber hier abermals der 
im Privatrecht so unbequeme Satz, dass die Präsentation 
nicht in Geld schätzbar ist ?°®), eintritt, so wäre damit die 
Berechtigung des Pachters den grössten Zufälligkeiten an- 
heimgegeben. Deshalb aber vom Prinzipe abzuweichen, 
halte ich für unmöglich. — 

Es wären somit die Prinzipien für die analoge Aus- 
dehnung gewonnen, nach welchen sich leicht das einzelne 
Rechtsverhältniss beurtheilen lassen wird °*°). Zweifelhaft 
kann nur noch der Fall des Sequester??P) erscheinen. 
Es muss hier nothwendig unterschieden werden, da die Be- 
fugnisse desselben je nach der Bestellung sehr verschiedene 
zu sein pflegen. Schwebt ein Rechtsstreit bezüglich des 
sequestrirten Objektes, so ist die Absicht der Sequestration, 
dieses jeder Verfügung des bisherigen Besitzers zu entziehen, 
um die Herausgabe der vollkommenen res integra an den 


868) In England hat man sich schon früh von dieser lästigen Be- 
stimmung befreit. Bracton lib. II. c. 34. p. 75b.: »apprecietur ad- 
vocatio simul cum aliis rebus hereditariis s. pro qualibet marca secun- 
dum valorem ecclesiae extendantur XII. denarii, ut si ecclesia secundum 
communem aestimationem valeat C. marcas apprecietur advocatio ad 
C. 5.«e; vgl. auch lib. II. c. 40. p. 96%. lib. V. tr. 4. p. 384®. n. 6., 
wo derselbe Schätzungsmodus angeführt wird. 

86?) So ist dem Ehegatten betrefis der Dotalgegenstände, dem Pre- 
karisten ganz zweifellos die Ausübung des Patronatrechtes gestattet. 
Es ist die erste Frage fast einstimmig von den ob. genannten Ju- 
risten beantwortet worden. Literaturangaben auch bei Kaim a. a. 
O0. p. 87. 

70) Die Ansichten unserer Gelehrten gehen auch hier sehr aus- 
einander, indem die einen durchweg dem Sequester die Ausübung ver- 
sagen, andere zwischen im und ausser dem Prozess bestelltem Sequester 
unterscheiden, andere ausnahmslos ihm jene gestatten. Der Streit selbst 
ist schon sehr alt. Literaturnachweise sind durch die oben ge- 
gebenen überflüssig gemacht, da man die ganze Lehre vom Uebergang 
des Patronates im Zusammenhang zu behandeln pflegte. 
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Sieger zu ermöglichen. Diesem Zwecke entsprechend kann 
dem bisherigen Besitzer keine Besitzhandlung, also auch 
nicht die Präsentation, gestattet werden. Dagegen darf 
aber auch der Sequester keine Handlung vornehmen, wo- . 
durch der Zustand der Sache geändert wird. Er darf also, 
gleichviel ob während oder vor der Vakanz sequestrirt 
wird, nicht präsentiren. Es bleibt vielmehr die Präsentation 
so lange unentschieden, bis die Sequestration beendigt, oder 
durch Ablauf der Zeit Devolution an den Bischof einge- 
treten ist, es sei denn, dass die Parteien sich über den 
Sequester geeinigt, und ihm die fraglichen Befugnisse man- 
dirt haben. — Wird aber zum Zwecke der Exekution das 
Grundstück sequestrirt, so unterliegt es keinem Zweifel, da 
diese sich nur auf die geldwerthen Objekte richten kann, 
dass dem Eigenthümer die Präsentation unbehindert freisteht. 
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Die neueren schweizerischen Kirchenverfassungen. 


Von 
Dr. Carl Burckhardt 


zu Basel. 


Die schweizerische Bundesverfassung vom Jahr 1848. enthält 
nur wenige Bestimmungen, welche das kirchliche Gebiet betreffen. 
Nach Artikel 41. haben alle Schweizer, welche einer der christ- 
lichen Confessionen angehören, das Recht der freien Niederlassung 
in der ganzen Schweiz; Art. 44. gewährleistet den anerkannten 
christlichen Confessionen die freie Ausübung des Gottesdienstes; 
und Art. 48. verpflichtet die Kantone, alle Schweizerbürger christ- 
licher Confession in der Gesetzgebung und im gerichtlichen Ver- 
fahren den Kantonsbürgern gleich zu halten. Hieran ist durch die 
letzte Verfassungsrevision (1865—1866.) nur das geändert worden, 
dass in den Art. 41.und 48. nicht mehr der christlichen Confession 
Erwähnung geschieht, d.h. dass die schweizerischen Israeliten die- 
selben Rechte geniessen, wie die Christen. Wenn nun im Uebrigen 
die Ordnung der kirchlichen Angelegenheiten vollständig Kantonal- 
sache ist, so hat sich doch mehrfach das Bedürfniss und das Be- 
streben nach einer engern Verbindung der evangelischen Kantone 
auch in dieser Beziehung gezeigt. Zwar sind die erzielten Resul- 
tate nicht eben sehr grosse, aber die Thatsache der Einigung ist 
an sich von Bedeutung. Das Organ derselben ist die evangelische 
Konferenz, eine freie Vereinigung von Abgeordneten der Kantone 
Zürich, Bern, Glarus, Freiburg, Baselstadt, Baselland, Schaffhausen, 
Appenzell A. Rh., St. Gallen, Graubünden, Aargau, Thurgau, Waadt, 
Neuenburg und Genf. Sie hat durchaus keine amtlichen Befugnisse, 
und beschränkt die Souveränität der Kantone in keiner Weise, 
sondern ihre Beschlüsse werden für jeden Kanton immer erst in 
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Folge ihrer Annahme durch die betreffenden Kantonalbehörden 
verbindlich. Ein i. J. 1859. aufgestelltes Reglement enthält die 
Bestimmungen über den Gang ihrer Berathungen. Ein Haupt- 
resultat ihrer bisherigen Thätigkeit ist die jetzt in allen Kantonen 
durchgeführte Erhebung des Charfreitags zu einem hohen Festtage. 
Ferner hat sie den Entwurf eines Konkordats betreffend Verein- 
fachung der Formalitäten bei Heiraten von Angehörigen verschie- 
dener Kantone ausgearbeitet und dem Bundesräth zur Anbahnung 
der nöthigen Verhandlungen zwischen den Kantonen übermittelt. 
Auch eine Feldliturgie und ein Gesangbuch für das eidgenössische 
Militär sind von ihr entworfen, aber bisher noch nicht in Anwen- 
dung gebracht worden; eine von ihr aufgestellte Kommission soll 
eine neue Bibelübersetzung besorgen. Das wichtigste Unternehmen, 
die sog. Freizügigkeit der Geistlichen, führte leider nicht einmal 
zu einer Einigung der deutschen Kantone, indem die einen eine 
einheitliche Prüfungskommission, welche über die Zulassung der 
Kandidaten zur Ordination und damit über ihre Wahlfähigkeit im 
Gebiete aller beitretenden Kantone entscheiden sollte, die andern 
nur eine erleichterte Zulassung der in andern Kantonen geprüften 
Theologen verlangten. Die beiden Ansichten führten zur Aufstel- 
lung von zwei Konkordaten, von denen das, welches die erste An- 
sicht vertritt, als Mehrheits-, das andere als Minderheitskonkordat 
bekannt ist. Das letztere trat aus verschiedenen Ursachen nicht 
in's Leben. Das erstere dagegen wurde namentlich durch die Be- 
mühungen Zürichs zu Stande gebracht, und umfasst bis jetzt die 
Kantone Zürich, Appenzell A. Rh., Aargau, Thurgau, Glarus, Schaff- 
hausen und St. Gallen; es besteht seit 19. Februar 1862. in Kraft 
(s. Amtliche Sammlung der Bundesgesetze, Bd VII. p. 175.). Ein 
besonderes Reglement setzt Umfang und Gang der Prüfungen fest. 
Im Jahr 1865. zeigten auch Baselstadt, Bern und Graubünden Nei- 
gung zum Beitritt, wenn gewisse Bestimmungen abgeändert würden; 
aber die dahin gehenden Anträge Berns wurden von den Konkor- 
datskantonen abgewiesen. In Baselland wurde der von der Regie- 
rung beschlossene Beitritt in der Volksabstimmung verworfen. 
Von den einzelnen reformirten Kantonen haben jetzt fast alle 
mehr oder weniger ausgearbeitete Synodalverfassungen. Nur Basel- 
stadt und Baselland machen eine Ausnahme. In Baselland ist ein 
Kultusdirektor die oberste Kirchenbehörde; die Verfassung vom 
6. März 1863. stellt ein Kirchengesetz in Aussicht. In Baselstadt 
ist der Kirchenrath, der früher eine mehr kirchliche Behörde war, 
durch das Kleinrathsreglement vom 8. Juni 1863., zu einem vom 
Kleinen Rath gewählten und ihm untergeordneten Regierungskol- 
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legium gemacht worden; danach besteht er aus dem Antistes als 
Präsident, zwei Kleinräthen, wovon einer Vizepräsident ist, zwei 
Professoren der Theologie, drei weitern weltlichen Mitgliedern und 
drei angestellten Geistlichen; von den geistlichen und den welt- 
lichen Mitgliedern muss je eines aus den vier Pfarrgemeinden der 
Stadt sein. Der Kirchenrath leitet die innern Kirchenangelegen- 
heiten, nimmt die Geistlichen in das Ministerium auf ,‚ wirkt bei 
den Pfarrwahlen und Pfarramtserledigungen mit, und unterhält die 
Verbindung mit den schweizerischen reformirten Kirchen. Bei den 
kleinen Verhältnissen und den ohnediess schon zahlreichen Behör- 
den und Instanzen in Baselstadt sind bisher die Bestrebungen nach 
einer Kirchenverfassung vergeblich gewesen. — Geistlichkeitssyno- 
den bestehen in Zürich, Schaffhausen, Appenzell A. Rh., Graubün- 
den, Aargau, Thurgau; gemischte Synoden mit geistlichen und 
weltlichen Mitgliedern in Glarus, Neuenburg, Freiburg, Waadt, 
Bern; eine ganz frei gewähte in St. Gallen; das Genfer Consisto- 
rium besteht ebenfalls aus geistlichen und weltlichen Mitgliedern. 
Die neuern Kirchenverfassungen, ausser der von Zürich, haben das 
Bestreben, die Kirche möglichst selbständig und frei von staatlicher 
Bevormundung sich bewegen zu lassen; sie geben alle der Kirch- 
gemeinde das Recht, ihre Gemeindevertretung selbst zu wählen, 
und überlassen ihr die Wahl ihres Pfarrers, oder doch einen maass- 
gebenden Einfluss auf dieselbe; sie haben alle als höchste Kirchen- 
behörde eine Synode, behalten aber der obersten Staatsbehörde auch 
in kirchlichen Dingen gewisse Rechte vor. In Bezug auf die Zu- 
sammensetzung der Synode zeigen sich, von Zürich abgesehen, zwei 
Verschiedenheiten. Einmal ist die Repräsentation der Gemeinden 
entweder eine direkte, so dass sie ihre Vertreter in die Synode 
selbst wählen, oder aber eine indirekte, indem die Mitglieder der 
Synode von einer aus Gemeindeabgeordneten bestehenden mittlern 
Behörde ernannt werden. Sodann kommt entweder den angestellten 
Geistlichen als solchen Sitz und Stimme in der Synode zu, oder 
aber nur, wenn sie vom Volke gewählt werden. Das letztere Sy- 
stem, welches dem geistlichen Amte kein Vorrecht giebt, stützt sich 
auf die Idee des allgemeinen Priesterthums, wonach zwischen Geist- 
lichen und Laien kein Unterschied sei; doch hat es seinen Grund 
wohl eher in politischen demokratischen, als in dogmatischen An- 
. schauungen. Es ist zuerst in Zürich durch den jetzigen Bundes- 
rath Dr. Dubs zur Sprache gebracht, dort aber nicht angenommen 
worden, und hat seither den Namen der Volkssynode, im Gegen- 
satz zu der gemischten, d.h. prinzipiell aus Geistlichen und Laien 
zusammengesetzten Synode, erhalten, Bis jetzt ist eg nur in 
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St. Gallen zur Geltung gekommen; Aargau ist eben jetzt mit 
seiner Einführung beschäftigt. 

Wir wollen im Folgenden die drei neuesten Kirchenverfas- 
sungen der Schweiz, welche auf drei verschiedenen Systemen be- 
ruhen, nämlich die von Zürich (1861), St. Gallen (1862) und Waadt 
(1863), sowie die Entwürfe für Aargau und Bern etwas näher be- 
trachten. 


1. Zürich. 


Das «Gesetz betreffend das Kirchenwesen des Kantons Zürich» 
vom 20. August 1861. (261. 88.) schliesst sich im Ganzen an das 
frühere Gesetz von 1831. an. Schon seine äussere Eintheilung be- 
weist, gegenüber den Gesetzen von St. Gallen und Waadt, welche 
die Kirchengemeinde als Grund der ganzen kirchlichen Verfassung 
ansehen und daher sie zuerst behandeln, seinen weniger demokra- 
tischen Charakter, indem es in seinen drei Theilen zuerst die 
kirchlichen Kantonal-, dann die Bezirks- und zuletzt die Gemeinde- 
behörden behandelt. In der That hält es die Kirche weit mehr 
als die andern neuen Gesetze in Abhängigkeit vom Staate, und 
giebt ihr nur eine beschränkte freie Bewegung. Nach 8. 5. ist die 
Zürcherische Landeskirche äusserlich dem Staate untergeordnet; 
sie steht daher in Betreff ihrer Organisation unter der Gesetz- 
gebung und in Betreff ihrer ganzen Verwaltung unter der Ober- 
aufsicht des Staats, und empfängt von demselben die Bildungs- 
anstalten für die Geistlichen und die Besoldung der Pfarrer. Nach 
$. 6. ist ihrem innern Wesen und Wirken nach die Kirche selbst- 
ständig. Aber nichtsdestoweniger ist die Befugniss des Grossen 
Raths, der nach $. 9. die Oberaufsicht über das ganze Kirchen- 
wesen hat, noch weiter als im frühern Gesetze ausgedehnt worden. 
Früher konnten nämlich Beschlüsse der Synode in rein kirchlichen 
Dingen vom Grossen Rathe nur unverändert angenommen oder 
zurückgewiesen werden. Jetzt dagegen steht dem Grossen Rath 
das Recht zu, auch in rein kirchlichen Fragen, welche nach Rück- 
weisung von seiner Seite zum zweiten Mal durch die Synode an 
ihn gebracht werden, endgültig zu entscheiden, sofern jene Fragen 
die öffentliche Gottesverehrung, den kirchlichen Religionsunterricht 
und die Seelsorge betreffen; in Bezug auf Bibelübersetzung, Liturgie, 
Gesangbuch und kirchliche Lehrbücher dagegen kann er auch jetzt 
die Vorlagen der Synode nur annehmen oder verwerfen ($. 22.). Es 
ist dieses Verfahren ein Kompromiss zwischen der frühern und 
einer noch weiter gehenden Ansicht, welche dem Grossen Rath das 
unbedingte Recht zu Modifikationen der Vorschläge der Synode 
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ertheilen wollte. Der grosse Rath kann aber auch selbst die Ini- 
tiative in rein kirchlichen Dingen ergreifen, und eine jährlich zur 
Prüfung des Rechenschaftsberichts über das Kirchenwesen aufge- 
stellte Grossrathskommission soll ihm Ucbelstände in den kirch- 
lichen Einrichtungen zur Kenntniss bringen: doch muss er zuerst. 
die Ansicht der Synode einholen, und kann, wenn er mit deren 
Beschluss nicht zufrieden ist, erst nach einer Rückweisung an sie 
bei zweiter Berathung endgültig entscheiden. 

Der Antistes ist der Vorsteher der Geistlichen des Kantons, 
und von Amts wegen Präsident der Synode und des Kirchenraths; 
er wird auf einen Dreiervorschlag der Synode von dem Grossen 
Rath für eine Amtsdauer von vier Jahren gewählt, und ist nach 
deren Abfluss wieder wählbar. — Die Synode ist eine Geistlich- 
keitssynode, und besteht aus den Mitgliedern des Zürcherischen 
Ministeriums und den übrigen im Kanton angestellten Pfarrern. 
Ausserdem wohnen ihr mit berathender Stimme bei der nicht im 
Amt stehende Regierungspräsident und die weltlichen Mitglieder 
des Kirchenraths, sowie die theologischen Professoren der Hoch- 
schule. Dem entgegen hatten die Synode und der Kirchenrath ver- 
gebens beantragt, dass der Grosse Rath der Synode sieben welt- 
liche Beisitzer geben möchte, um einen lebendigern Zusammenhang 
zwischen den beiden Behörden zu erhalten, was um so nothwen- 
diger sei, wenn der Grosse Rath die Initiative in rein kirchlichen 
Dingen habe. Die Befugnisse der Synode in rein kirchlichen 
Dingen sind oben genannt; über gemischt kirchliche kann sie beim 
Regierungsrath ihre Anträge stellen. Die Berathungsgegenstände 
werden entweder durch den Kirchenrath an sie gebracht, oder 
durch Motion eines Mitglieds; der Kirchenrath führt ihre Be- 
schlüsse aus. Ihre Geschäftsordnung wird in den $$. 28. bis 64. 
ausführlich behandelt: wir erwähnen daraus nur die Prosynode, 
welche sich am Tage vor jeder ordentlichen Synode versammelt 
zur Vorberathung der Kapitelsanträge; sie besteht aus dem Antistes, 
zwei Abgeordneten des Kirchenraths, den sämmtlichen Dekanen und 
je einem Abgeordneten der Kapitel. — Der Kirchenrath ist, unter 
Oberaufsicht des Regierungsraths, die kirchliche Aufsichts- und 
Verwaltungsbehörde des Kantons, und besteht aus dem Antistes 
und sechs Mitgliedern, von welchen vier durch den grossen Rath 
und zwei durch die Synode gewählt werden: letztere unterliegen 
aber noch der Bestätigung des Grossen Raths; eines der vier Mit- 
glieder des Grossen Raths muss Regierungsrath sein. Die Amts- 
dauer ist vier Jahre. Der Kirchenrath bringt seine Anträge an den 
Regierungsrath oder an die Synode, und besitzt eine Reihe, in 
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8. 75. aufgezählte Befugnisse, namentlich die Oberaufsicht über die 
kirchlichen Behörden und Beamten, Ordination der Kandidaten, 
Kenntnissnahme vom Religionsunterricht in den Schulen, und die 
Disciplinarbefugniss über die Geistlichen. Von seinen Beschlüssen 
besteht ein Rekurs an den Regierungsrath. Seinen Geschäftsgang 
behandeln die 88. 82. bis 114. 

Die kirchlichen Bezirksbehörden, die Mittelstufe zwischen den 
kantonalen und den Gemeindebehörden, sind die Bezirkskirchen- 
pflegen und die Kapitel. Die Bezirkskirchenpflegen haben die 
kirchliche Aufsicht und Verwaltung in den Bezirken; sie bestehen 
aus dem Dekan des Bezirks als Präsident von Amtswegen, und 
vier Mitgliedern, von welchen drei, und zwar wenigstens zwei 
weltliche, durch die Bezirksversammlung, und eines durch das 
Kapitel gewählt werden. Die Amtsdauer ist sechs Jahre. Sie üben 
die Inspektion über die Amtsführung der Geistlichen, und besorgen 
die kirchliche Visitation über die Geistlichen, die Gemeindekirchen- 
pfleger, die Gemeinden und die kirchlichen Gebäude; sie unter- 
suchen die Führung der pfarramtlichen Bücher, und haben bei 
Ehescheidungsklagen den letzten Sühnversuch zu machen. In letz- 
terer Beziehung stehen sie unter Aufsicht des Obergerichts, sonst 
unter der des Kirchenraths. — Das Kapitel ist die gesetzliche Ver- 
sammlung der in einem Bezirk wohnenden Synodalen. Sein Vor- 
steher ist der Dekan, welcher auf einen Dreiervorschlag des Kapi- 
tels aus den im Bezirk angestellten Geistlichen von der Synode 
gewählt wird. Es hat die gegenseitige Belehrung und Anregüng 
seiner Mitglieder zum Zweck, sowie die Berathung kirchlicher An- 
gelegenheiten, besonders die Vorberathung der Synodaltraktanden, 
speziell, die-Instruktion an den Abgeordneten zur Prosynode. Der 
Dekan hat die Diensteinsetzung der neugewählten Pfarrer, die 
Einführung der Pfarrverweser und Vikare, und die Aufsicht über 
die Kapitularen zu besorgen. 

Die kirchlichen Gemeindebehörden sind die Kirchgemeinds- 
versammlungen, die Gemeindskirchenpflegen, die Pfarrer und Helfer. 
Die Kirchgemeindsversammlung hat die Wahl der Mitglieder der 
Kirchenpflege, des Pfarrers und Helfers, und der niedern Kirchen- 
bediensteten, die Aufsicht über die Verwaltung des Kirchenguts, 
und die Festsetzung der gottesdienstlichen Einrichtungen; doch 
kann sie die letzteren Funktionen und die Wahl der niedern Kir- 
chenbediensteten der Kirchenpflege überlassen. Bei den Wahlen 
sind stimmberechtigt die Bürger und die seit mindestens einem 
Jahre in der Gemeinde niedergelassenen Schweizerbürger, welche 
der betreffenden Confession angehören, nach $. 22. des Gesetzes 
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betr. das Gemeindewesen vom 20. Brachmonat 1855.; bei Beschlüssen 
über grössere Bauten und dergl. ausser den Bürgern nur die mit 
Grundeigenthum angesessenen Niedergelassenen. — Die Gemeinds- 
kirchenpflege oder der Stillstand besteht aus dem Pfarrer als Prä- 
sident, den übrigen in der Gemeinde angestellten Geistlichen, dem 
‘oder den Gemeinderathspräsidenten, dem Gemeindeammann oder 
den Gemeindeammännern, und wenigstens vier durch die Kirch- 
gemeinde zu wählenden Mitgliedern; letztere sollen aus den ver- 
schiedenen Civilgemeinden oder Gemeindeabtheilungen genommen 
werden. Für die Kirchenpflegen der Stadt Zürich gelten besondere 
Bestimmungen, und es besteht neben ihnen für die Behandlung 
gemeinsamer Angelegenheiten eine Gesammtkirchenpflege für die 
ganze Stadt; eine Verordnung des Regierungsraths vom Jahr 1862. 
enthält die nähern Bestimmungen über die Organisation und Kom- 
petenz der letztern. Zur Wählbarkeit in die Kirchenpflege ist ein 
Alter von 25 Jahren erforderlich; die Amtsdauer beträgt vier Jahre, 
und jeder Gewählte muss für eine Amtsdauer annehmen. Die 
Kirchenpflege besorgt die kirchlichen Angelegenheiten der Gemeinde, 
handhabt die Ordnung und Stille während des Gottesdiensts, unter- 
stützt den Pfarrer bei den kirchlichen Handlungen, giebt bei der 
Visitation ihr Zeugniss über den Pfarrer und den Zustand der 
Gemeinde, beaufsichtigt die kirchlichen Gebäude und Gottesäcker; 
sie hat das Recht, kirchliche Fragen zu berathen und an die Be- 
zirkskirchenpflege zu weisen; sie schlägt der Gemeinde die niederen 
Kirchendiener vor, oder lässt sich deren Wahl von ihr übertragen. 
Sie führt die Sittenaufsicht in der Gemeinde, und hat mit dem 
Pfarramt in allen Ehe- und Paternitätsfällen die Einleitung und 
die Weisung an die zuständigen gerichtlichen Behörden. Sie ver- 
waltet das Kirchengut. 

Die Pfarrer und Helfer werden von der Gemeinde aus den 
wahlfähigen Geistlichen gewählt; jede Kirchgemeinde von mehr als 
5000 Seelen kann die Anstellung eines Helfers verlangen. Bei Er- 
ledigung einer Stelle kann die Gemeinde, auf Bericht und Antrag 
der Kirchenpflege beschliessen, ob sie einen Pfarrer berufen, oder 
die Stelle ausschreiben, oder ausnahmsweise eine Pfarrverweserei 
anordnen wolle; das letztere Begehren ist an den Kirchenrath zu 
stellen, und dieser ernennt den Pfarrverweser, doch darf dieses 
Provisorium höchstens zwei Jahre dauern. Im Fall der Berufung 
hat die Kirchenpflege, die zu dem Zweck bis auf die doppelte 
Zahl ihrer Mitglieder kann verstärkt werden, den zu Berufenden 
vorzuschlagen ; die Gemeinde kann diesen Vorschlag das erste Mal 
zurückweisen, das zweite Mal aber muss sie ihn annehmen, oder 
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aber die Ausschreibung oder eine Pfarrverweserei beschliessen, Die 
Ausschreibung wird vom Kirchenrath vorgenommen; dieser theilt 
die Liste der Angemeldeten, welcher er noch andere Namen bei- 
fügen kann, der Gemeinde mit, und die Gemeinde kann Einen 
daraus wählen oder die Wahl verweigern; im letztern Fall giebt 
der Kirchenrath ihr einen Verweser. Die Abberufung der Geist- 
lichen durch die Gemeinde, die zuerst projektirt war, wurde im 
Gesetz nicht aufgenommen. 

Schon im Jahr 1864., bei Anlass der Revision der Zürcher 
Staatsverfassung, wurde ein Versuch gemacht, auch die Kirchen- 
verfassung im Sinne grösserer Freiheit der Kirche zu ändern, und 
durch Einführung einer gemischten Synode mit erweiterten Befug- 
nissen eine einheitliche oberste Kirchenbehörde zu schaffen. Die 
Synode beschloss am 27. Oktober 1864., mit 74. gegen 53. Stim- 
men, dem Grossen Rath die Einführung der gemischten Synode zu 
empfehlen. Der Gedanke dabei war, dass in jedem Bezirk eine 
Bezirkssynode bestehen sollte, gebildet durch die angestellten Geist- 
lichen und eine Anzalıl nach der Volkszahl von den Kirchgemein- 
den gewählte weltliche Mitglieder; und dass die Kantonssynode 
aus Abgeordneten dieser Bezirkssynoden bestünde, und in allen 
rein kirchlichen Dingen unter Vorbehalt der Genehmigung des 
Grossen Raths Beschlüsse fassen könnte; die Bezirkssynoden und 
die von ihnen gewählten Bezirkskirchenpflegen hätten den Dekan 
als Präsidenten, der von dem Grossen Rath und der Kantonssynode 
gewählte Kirchenrath sowie die Kantonssynode den Antistes. 
Aber die für die Verfassungsrevision aufgestellte Grossrathskom- 
mission trat auf diesen Vorschlag nicht ein, und so blieb es beim 


Alten. 
2. St. Gallen. 


Im Kanton St. Gallen ist der in Zürich zuerst aufgetretene 
Gedanke einer Volkssynode und einer auf ganz demokratischer 
Grundlage aufgebauten Kirchenverfassung zuerst durchgeführt wor- 
den, und zwar bei Gelegenheit der Revision der Kantonalverfas- 
sung vom Jahr 1861.; dieser folgten das Gesetz über Organisation 
der evangelischen Kirche vom 11. März 1862., und die Evange- 
lische Kirchenordnung vom 23. Juni resp. 22. November 1864. 
Die frühere Staatsverfassung vom Jahr 1831. hatte (Art. 8.) die 
freie Ausübung des katholischen und evangelischen Glaubensbekennt- 
nisses und Gottesdienstes gesichert, und (Art. 22.) bestimmt, dass 
jede Religionsparthie gesondert ihre religiösen , matrimoniellen, 
kirchlichen und klösterlichen Verwaltungs- und Erziehungsangelegen- 
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heiten unter Aufsicht des Staats, besorge. Ein Gesetz vom Jahr 
1832. setzte die Grundsätze fest, wonach die Grossrathsmitglieder 
einer jeden Confession die kirchliche Organisation derselben fest- 
zustellen hatten. Danach gestaltete sie sich für die evangelische 
Kirche so: das evangelische Grossrathskollegium, bestehend aus 
den jeweiligen evangelischen Mitgliedern des Grossen Ratlıs, be- 
stellte den Kirchen- und den Erziehungsratli, erliess die Verord- 
nungen über das evangelische Kirchen- und Erziehungswesen, unter 
Sanktion des grossen Raths, und genehmigte die rein kirchlichen 
Beschlüsse der Synode oder wies sie zurück. Die Synode bestand 
aus den ordinirten Geistlichen, und sechs durch das evangelische 
Grossrathskollegium gewählten weltlichen Mitgliedern; sie versam- 
melte sich ordentlicherweise nur alle drei Jahre, und fasste Be- 
schlüsse über rein kirchliche Dinge zu Handen des Grossrathskol- 
legiums; dieses konnte sie annehmen oder motivirt zurückweisen; 
über gemischt kirchliche Gegenstände stellte sie bei ihm Anträge. 
Der Kirchenrath bestand aus sieben Mitgliedern und vier Supplean- 
ten; er hatte die Leitung und Aufsicht des Kirchenwesens, und 
behandelte die kirchlichen Streitigkeiten in erster, die matrimo- 
niellen in zweiter Instanz. Die Kirchenbezirke hatten ihre Kapitel, 
aus den Geistlichen bestehend, mit einem Dekan an der Spitze. 
Jede Kirchgemeinde wählte eine Kirchenvorsteherschaft, deren 
Mitglied der Pfarrer von Amtswegen war; diese hatte die Sitten- 
‚aufsicht und Kirchendiseiplin, und bildete die ehegerichtliche Be- 
hörde erster Instanz. Die Geistlichen wurden von der Kirchge- 
meinde gewählt. j 

Bei der Staatsverfassungsrevision im Jahr 1861. schlug die 
Synodalkommission der Synode vor, bei dem Verfassungsrath ausser 
der Gewährleistung der bestehenden Confessionen, der religiösen 
Freiheit und der freien Ausübung jedes Kultus, folgende Grund- 
sätze zur Aufnahme in die Verfassung zu empfehlen: 1) Jede Kirche 
wird durch ihre eigenen Organe verwaltet; die Verfassung der 
evangelischen Kirche wird durch einen Verfassungsrathi bestimmt, 
zu dem jede Kirchgemeinde ein Mitglied, und grössere auf je 1000 
Seelen ein weiteres wählen; 2) Das Schulwesen ist Sache des 
Staates; den Confessionen wird der ihnen gebührende Einfluss auf 
die religiöse Seite des Schulwesens gewährleistet. Bei der Be- 
rathung dieser Vorschläge in der Synode wurde namentlich die 
Frage diskutirt, ob der Besuch der Kirchgemeindeversammlungen, 
welche den Kirchenverfassungsrath zu wählen hatten, wie der von 
weltlichen Wahlversammlungen bei Strafe geboten werden solle oder 
nicht; die letztere Ansicht glaubte, man solle nur die wählen lassen, 
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welche ein wirkliches kirchliches Interesse haben und sich zur 
Kirche zählen; Andere fürchteten aber, es komme in diesem Fall 
zu pietistischen Wahlen, und in dieser Angst sprach sich die Mehr- 
heit der Synode für den Zwang aus. Auch der Antrag wegen des 
Schulwesens wurde bekämpft, indem mehrere Stimmen das Volks- 
schulwesen auch ferner als Sache der Konfessionen behalten, und 
nur das höhere Erziehungswesen als Staatssache erklären wollten; 
bei der Abstimmung wurde ein dem Kommissionsantrag ähnlicher 
angenommen. Diesen Wünschen entsprechen im Ganzen die Be- 
stimmungen der Staatsverfassung vom 17. November 1861. Ar- 
tikel 6. derselben, «Confessionelle Angelegenheiten,» gewährleistet 
die persönliche Glaubensfreiheit, die beiden Confessionen und die 
freie Ausübung ihres Gottesdienstes, und bestimmt, dass der Grosse 
Rath diese auch andern Religionsgenossenschaften gestatten kann; 
dann setzt er fest: 4) die religiösen und rein kirchlichen Ange- 
legenheiten beider Confessionen besorgen die kirchlichen Behörden 
derselben; 5) beide Confessionstheile geben sich ihre confessio- 
nellen Organisationen selbst unter Sanktion des Grossen Raths; 
der katholische Confessionstheil für Besorgung der katholischen 
confessionellen und klösterlichen Angelegenheiten, welche nicht rein 
kirchlicher Natur sind, sowie für Verwaltung der Fonde und Stif- 
tungsgüter der katholischen Confession; der evangelische Confes- 
sionstheil für Besorgung der rein kirchlichen, sowie der übrigen 
evangelischen konfessionellen Angelegenheiten und für Verwaltung 
der Fonde und Stiftungsgüter der evangelischen Confession; die 
von beiden Confessionstheilen aufzustellenden Behörden besorgen 
die confessionellen Angelegenheiten gemischter Natur, sowie die 
Verwaltung der Fonde und Stiftungsgüter der Confessionen, unter 
der Aufsicht und Sanktion des Staates; — 6) die matrimoniellen 
Angelegenheiten werden von den Confessionen besorgt wie bis an- 
hin; Abänderungen bestimmt das Gesetz, immerhin jedoch unter 
dem Vorbehalte, dass das Sakramentalische des Ehebandes der 
katholischen Glaubensgenossen anerkannt sein soll. Art. 7. «Er- 
ziehungswesen» erklärt dieses als Sache des Staates, überlässt aber 
die Ertheilung des Religionsunterrichtes den kirchlichen Behörden 
beider Confessionen, und gewährleistet den Fortbestand der katho- 
lischen und evangelischen Primarschulen in den Gemeinden, sowie 
die bestehenden Realschulen; der Erziehungsrath besteht aus 6 
Katholiken und 5 Evangelischen. Wie scharf geschieden die Con- 
fessionen in diesem Kanton sind, und mit welcher Eifersucht die 
Parität gewahrt wird, beweist Art. 89.; danach soll im Regierungs- 
rath die Confessionsgenossenschaft, welche die Mehrzahl der Be- 
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völkerung besitzt, ein Mitglied mehr erhalten als die andere; in 
den politischen und den Ortsgemeinden sollen die Gemeinderäthe 
und die Verwaltungsräthe im Verhältniss der gesammten resp. der 
ortsbürgerlichen Bevölkerung jeder Confession gewählt werden. 

Die Staatsverfassung nahm also den Vorschlag, dass die Organi- 
sation der Kirche durch einen vom Volk gewählten Kirchenver- 
fassungsrath solle festgesetzt werden, nicht an. Vielmehr hatte das 
evangelische Grossrathscollegium diese Arbeit zu übernehmen, und 
setzte dazu eine Kommission nieder. Die Ansichten der drei Ka- 
pitel, der Synodalkommission und des Kirchenraths, welche ihre 
Gutachten eingaben, waren in Bezug auf die Zusammensetzung 
der obersten kirchlichen Behörde sehr verschieden. Zwei Kapitel 
sprachen sich für eine gemischte Synode in der Art aus, dass alle 
angestellten Geistlichen von Amtswegen darin vertreten sein sollten, 
und dass daneben eine kleine Mehrzahl Laien durch die Gemein- 
den gewählt würden. Das dritte Kapitel wollte keine geistliche 
Vertretung als solche, sondern verlangte ganz freie Wahl der Ge- 
meinden nach der Seelenzahl. Der Kirchenrath schlug vor, drei 
Viertel der Synode aus Laien, wählbar durch die Gemeinden, und 
ein Viertel aus Geistlichen, wählbar durch die aufzustellende Geist- 
lichkeitssynode, bestehen zu lassen. Die Synodalkommission war 
für freie Wahl, aber so, dass jede Gemeinde wenigstens zwei Mit- 
glieder wählte, damit, auch wenn überall die angestellten Geist- 
lichen gewählt würden, doch eine weltliche Mehrheit bestünde. 
Das Gesetz wurde am 11. März 1862. vom evangelischen Gross- 
rathskollegium erlassen; auch in dieser Behörde war bei der Be- 
rathung die Hauptfrage die, ob der geistliche Stand als solcher 
eine Vertretung haben solle; für die Synode und den Kirchenrath 
wurde diese Frage verneint, dagegen mit 27 gegen 26 Stimmen 
beschlossen, dass der Pfarrer von Amtswegen Mitglied der Kirchen- 
vorsteherschaft sein solle. Die sog. Volkssynode fand um so leichter 
Eingang, als sie an die Stelle des bisherigen evangelischen Gross- 
rathskollegiums trat. Uebrigens ist bemerkenswerth, dass später 
bei den Wahlen zur Synode alle angestellten Geistlichen, ausser 
einem, von ihren Gemeinden gewählt wurden. 

Die Grundzüge der neuen Organisation sind nun folgende. 
Die gesammte Kirche beruht auf der Gemeinde; der erste Abschnitt 
sagt daher: «Die evangelische Kirche des Kantons St. Gallen be- . 
steht in der Gesammtheit der in dem Kanton befindlichen Kirch- 
gemeinden. Sie betrachtet sich als ein Glied der evangelisch re- 
formirten Kirche des schweizerischen Vaterlandes.» Die Kirchge- 


meinde, von welcher der zweite Abschnitt handelt, wird repräsentirt 
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durch die Kirchgemeindeversammlung; an dieser sind jedoch nur die 
evangelischen Orts- und niedergelassenen Kantonsbürger stimmbe- 
rechtigt, welche die politische Wahlfähigkeit gemäss der Verfassung 
besitzen, und die evangelischen Schweizerbürger, welche ausserdem 
noch ein Jahr im Kanton niedergelassen sind; nicht schweizerische 
Niedergelassene sind also ausgeschlossen. Die Kirchgemeindever- 
sammlung besorgt die Besoldung und Besetzung der kirchlichen 
Aemter und Stellen in der Gemeinde, die Herstellung und Unter- 
haltung der kirchlichen Gebäude und des Gottesackers, die Er- 
hebung der nöthigen Steuern, und die ökonomische Verwaltung; 
sie wählt und entlässt den Pfarrer, und wählt die Abgeordneten 
zur Synode, und die Kirchenvorsteherschaft, resp. den Kirchenver- 
waltungsrath. — Die Kirchenvorsteherschaft (Abschnitt 3.) jeder 
Gemeinde besteht aus 7—11 Mitgliedern, deren eines der Pfarrer 
von Amtswegen ist; ihr liegt die Besorgung des Kirchenwesens, 
die Sittenaufsicht und die erstinstanzliche Behandlung von Ehe- 
streitigkeiten ob. Der Kirchenverwaltungsrath besteht aus 3—5 
Mitgliedern und besorgt die ökonomische Verwaltung der Kirch- 
gemeinde; doch können seine Funktionen durch die Kirchgemeinde- 
versammlung der Kirchenvorsteherschaft übertragen werden. — 
Jeder der drei Kirchenbezirke (Abschnitt 4.) des Kantons hat 
einen Dekan und ein Kapitel; Bezirkssynoden und Bezirkskirchen- 
pflegen giebt es nicht. Das Kapitel besteht aus den Geistlichen 
des Bezirkg, beräth über theologische und kirchliche Fragen zum 
Zweck der Anregung und Fortbildung, und begutachtet die ihm 
von Kirchenrath und von der Synode zugewiesenen Gegenstände. 
Der Dekan ist für jeden Bezirk das Organ des Kirchenraths, und 
hat die Aufsicht über das Kirchenwesen. — Die Synode (Ab- 
schnitt 5.) überwacht als oberste kirchliche Behörde die kirchlichen 
Angelegenheiten; sie wählt auf vier Jahre einen Kirchenrath von 
7 Mitgliedern und vier Suppleanten, sowie die Dekane; sie ernennt 
ein Examinationskollegium zur Prüfung der Theologen, und den 
Abgeordneten für die Konkordatsprüfung; sie entscheidet, nach 
Anhörung der Kapitel, über Gegenstände der Lehre, der Seelsorge 
und des Kultus; sie urtheilt über Entlassung fehlbarer Geistlicher 
aus dem Amtsdienst und Ausschluss aus dem geistlichen Stand; sie 
beschliesst die nöthigen Centralsteuern. Nur bei Abänderungen 
der Kirchenorganisation behält sich die oberste Staatsbehörde die 
schliessliche Sanktion vor. Von den Gemeinden des Kantons wäh- 
len 34, welche unter 2000 Seelen zählen, je zwei Abgeordnete, 
7 (mit 2000 bis 3000 Seelen) je 3, eine 4, eine 5, und die Stadt 
St. Gallen 10. Ihre ordentlichen Versammiungen finden jährlich 
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statt und sind öffentlich; die Mitglieder beziehen Sitzungsgelder 
und Reisevergütungen. — Der Kirchenrath (Abschnitt 6.) bildet 
das vermittelnde Organ zwischen Kirche und Staat; er besteht aus 
7 Mitgliedern und 4 Suppleanten, welche die Synode auf 4 Jahre 
frei aus allen evangelischen Kantonsbewohnern wählt; er ist die 
kirchliche Vollziehungs-, Verwaltungs- und Aufsichtsbehörde, bildet 
die Rekursinstanz in kirchlichen Streitigkeiten und das Matrimo- 
nialgericht zweiter Instanz. 

Am 23. Juni 1864. erliess die Synode, in Ausführung des 
Organisationsgesetzes, eine «Evangelische Kirchenordnung»; sie er- 
hielt am 22. November die Sanktion des Grossen Raths. In ihr 
sind, ausser den Bestimmungen der Kirchenorganisation, die Vor- 
schriften über den geistlichen Amtsdienst, über Prüfung und Ordi- 
nation der Geistlichen, und über Amtsantritt und Pflichtgelübde 
der kirchlichen Beamten, in 8 Abschnitten und 248 Artikeln be- 
handelt. Wir wollen daraus nur die Bestimmungen über Wahl 
und Entlassung der Geistlichen (Art. 22. bis 42.) erwähnen, welche 
den schon früher geltenden entsprechen. Danach hat bei Erledi- 
gung einer Pfarrstelle die Gemeinde (wie in Zürich) zu entscheiden, 
ob sie dieselbe ausschreiben oder einen Geistlichen berufen wolle. 
Die Ausschreibung besorgt der Kirchenrath. Nach der ersten Aus- 
schreibung kann die Gemeinde entweder wählen oder eine zweite 
Ausschreibung beschliessen; nach dieser aber muss sie obne weitern 
Verzug die Wahl unter den Angemeldeten treffen oder sonst einen 
wahlfähigen Geistlichen berufen. Ebenso hat die Gemeinde das 
Recht, den Pfarrer oder den Dekan zu entlassen, jedoch nicht vor 
zweijährigem Amtsdienst und nicht nach zurückgelegtem 60. Lebens- 
jahre. Das Begehren kann von der Kirchenvorsteherschaft, oder 
von einem Sechstheil der stimmfähigen Kirchgenossen gestellt, und 
muss motivirt dem betreffenden Geistlichen und dem Dekan schrift- 
lich zugestellt werden. Der Dekan hat hierauf eine Verständigung 
zu versuchen. Missglückt diese, so darf der Antrag erst nach drei 
Monaten vor die Gemeinde gebracht werden; wird dann die Ent- 
lassung von der Mehrheit der sämmtlichen stimmfähigen Kirchge- 
nossen ausgesprochen, so ist sie gültig; geschieht diess nicht, so 
darf das Gesuch erst nach einem Jahre wieder vorgebracht werden. 


8. Waadt. 


Im Kanton Waadt herrschte in kirchlichen Dingen, bis zum 
Kirchengesetz von 1839., noch ungefähr derselbe Zustand wie unter 
der bernerischen Herrschaft. Auch nach jenem Gesetze blieb die 
Kirche ganz vom Staat abhängig: die Geistlichen eines jeden 
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Kirchenbezirks bildeten Klassen, welche die Aufsicht über die Ge- 
meinden des Bezirks führten und Abgeordnete zur Synode wählten. 
Die Synode versammelte sich nur auf Anordnung des Staatsraths, 
wenn es sich um Veränderungen des Gottesdienstes oder der kirch- 
lichen Feiertage handelte, und trat daher fast nie zusammen. Eine 
vom Staatsrath gewählte Kirchenkommission hatte die Vollziehung 
der kirchlichen Gesetze zu überwachen und die kirchlichen Ange- 
stellten zu beaufsichtigen. Die Stelle von Kirchenvorständen ver- 
traten die Gemeinderäthe. Die Pfarrer wurden vom Staatsrath 
aus einem doppelten Vorschlag der Kirchenkommission ernannt. 
Als im Jahr 1861. auch hier die Staatsverfassung revidirt 
wurde, veranlassten im Verfassungsrath die Anträge seiner Kom- 
mission, welche Kultusfreiheit, Revision des Kirchengesetzes und 
Organisation der Kirche auf Grundlage der Theilnahme der Laien 
an ihrer Vertretung und Verwaltung, und der Betheiligung der 
Gemeinden an der Pfarrwahl vorschlug, lebhafte Debatten. Nach 
fünftägigen Verhandlungen über die Kultusfreiheit wurde in Art. 10. 
der neuen Verfassung die Garantie der evangelischen Nationalkirche, 
sowie der Ausübung der katholischen Religion in einer bestimmten 
Anzabl Gemeinden aufgenommen, und in Art. 13. bestimmt, dass 
die übrigen Kulte frei seien.. Auch die Kirchenverfassung wurde 
während fünf Tagen diskutirt, ‘und zuletzt in Art. 10. die Be- 
stimmung aufgenommen: La loi regle les rapports de l’Etat avec 
l’Eglise. La loi ecclesiastique sera revue. L’eglise sera re&orga- 
nisee. Les paroisses participeront & son administration; elles inter- 
viendront dans la nomination des pasteurs. Für den bisherigen 
Zustand der Dinge wurde hauptsächlich geltend gemacht, dass eine 
freiere Stellung der Kirche zu ihrer Trennung vom Staat führen 
müsste. Wenn man bedenkt, welchen Verfolgungen noch andert- 
halb Jahrzehnte früher die freie Kirche im Waadtland ausgesetzt 
war, so kann man sich über die Wandelung der Ansichten in dieser 
Beziehung nur freuen. In Ausführung der Verfassung ernannte 
der Staatsrath eine Kommission von sechs Mitgliedern zur Aus- 
arbeitung eines Entwurfs des neuen Kirchengesetzes, und bestimmte, 
dass eine zweite Kommission von vierzig Mitgliedern, wovon vier- 
zehn durch die Klassen und sechsundzwanzig vom Staatsrath er- 
nannt, diesen Entwurf prüfen solle. Am 19. Mai 1863. nahm der 
Grosse Rath nach dreifacher Berathung das Gesetz (loi ecclesiastique 
du Canton de Vaud) an; am 1. Juli trat es in Kraft; es enthält 
156 Artikel in 4 Titeln. Seine Hauptbestimmungen sind folgende. 
Der erste Titel enthält die allgemeinen Bestimmungen. Der 
Staat garantirt der Kirche alle mit der Staatsordnung vereinbare 
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Freiheit; er unterhält die nöthigen Anstalten für Heranbildung der 
Geistlichen und sorgt für den Unterhalt der Pfarrer. Unter der 
Oberaufsicht des Staats nimmt die Kirche an ihrer eigenen Ver- 
waltung Theil durch eine aus ihrer Mitte gewählte Vertretung. Die 
rein kirchlichen Dinge werden von den Vertretern der Kirche be- 
sorgt, unter Vorbehalt der staatlichen Genehmigung. In gemischt 
kirchlichen Dingen haben die stellvertretenden Behörden der Kirche 
das Vorschlagsrecht. 

Die Verwaltung der Kirche (Titel 2.) geschieht 1) durch die 
Kirchgemeindeversammlungen, assemblöes de paroisse; 2) die Kirch- 
gemeinderäthe, conseils de paroisse; 3) die Bezirksräthe, conseils 
d’arrondissement ecclesiastique; 4) die Synode und Synodalkom- 
mission. Die Kirchgemeindeversammlung besteht aus den Männern 
über 21 Jahre, welche Glieder der Nationalkirche sind, ihre bürger- 
lichen Rechte geniessen und seit wenigstens drei Monaten in der 
Gemeinde wohnen. Sie wählt den Kirchgemeinderath, macht den 
Vorschlag für die Pfarrwahl, beräth über die bei der Kirchenvisi- 
tation zu gebenden Antworten und zu stellenden Wünsche, und 
antwortet auf die vom Staatsrath oder Grossen Rath an sie ge- 
richteten Fragen und Anträge. Der Kirchgemeinderath besteht 
aus dem oder den angestellten Geistlichen und 4 bis 14 Mitgliedern 
(conseillers), nach der Bevölkerung und der Zahl der zur Kirch- 
gemeinde gehörenden Civilgemeinden, und 3 bis 6 Suppleanten; 
die Mitglieder werden auf drei Jahre erwählt und sind dann wieder 
wählbar, müssen 25 Jahre alt sein und wenigstens ein Jahr in der 
Gemeinde wohnen. Der Kirchgemeinderath wählt seinen Präsi- 
denten; er sorgt für die Förderung der Frömmigkeit und guten 
Sitte, für Arme und Kranke, ernennt Delegirte zum Bezirksrath 
u.s. w. Der Bezirksrath wird gebildet aus Abgeordneten der 
Kirchgemeinderäthe des Bezirks, nämlich den Geistlichen der Ge- 
meinden und einer doppelten Anzahl conseillers, auf 3 Jahre ge- 
wählt. Er versammelt sich in der Regel jährlich und besorgt die 
Inspection der Kirchgemeinden, die Aufsicht über die Kirchgemeinde- 
räthe und Pfarrer, und wählt Abgeordnete zur Synode, 3 Pfarrer 
und 6 weltliche Bezirksräthe, auf 3 Jahre. — Die Synode besteht 
aus den Abgeordneten der Bezirke, den ordentlichen Professoren 
der theologischen Fakultät zu Lausanne, und drei Abgeordneten 
des Staatsraths. Sie versammelt sich jährlich, in der Regel für 
drei Tage; ausserordentlich kann sie durch den Staatsrath, die 
Synodalkommission, oder auf Antrag eines Viertheils ihrer Mit- 
glieder zusammenberufen werden. Ihre Sitzungen sind öffentlich, 
unter Leitung eines auf drei Jahre von ihr gewählten Präsidenten. 
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Sie beschäftigt sich mit den allgemeinen Interessen der Kirche, 
und berathet die ihr von den Bezirksräthen, der Synodalkommis- 
sion und dem Staatsrath zugewiesenen Gegenstände; sie erlässt 
Verordnungen über rein kirchliche Dinge, unter Vorbehalt der 
Genehmigung durch den Grossen Rath; in gemischt kirchlichen 
hat sie das Vorschlags- und Begutachtungsrecht. — Die Synodal- 
kommission vertritt die Synode zwischen ihren Sitzungen; sie be- 
steht aus dem Präsidenten derselben, und 5 Mitgliedern, im Ganzen 
aus 3 Geistlichen und 3 Laien; sie bereitet ihre Arbeiten vor und 
führt ihre Beschlüsse aus, führt die Correspondenz mit den Be- 
hörden, wacht mit dem Staatsrath und dem Kultusdepartement 
über Vollziehung der kirchlichen Gesetze und Verordnungen, über- 
wacht die angestellten Geistlichen und führt die Synodalkasse. 
Der dritte Titel (Art. 52.—109.) behandelt den Kirchendienst 
(service de l’Eglise), die Consecration der Geistlichen, die Stellung 
der Pfarrer, Vikare und Kandidaten, die Ausübung des Kultus 
und die unteren Kirchendiener. Die Pfarrwahl ist den Gemeinden 
nicht überlassen; bei Erledigung einer Pfarrstelle wird dieselbe 
durch das Kultusdepartement im Amtsblatt ausgeschrieben; aus 
den vier ältesten Bewerbern wählt die Gemeinde zwei, und aus 
diesen der Staatsrath den Pfarrer. — Der vierte Titel enthält die 
Disciplinarstrafbestimmungen in Bezug auf die Geistlichen, der 
fünfte die Kosten des Kultus und die Besoldung der Geistlichen, 
der siebente verschiedene und vorübergehende Bestimmungen. 
Die Kirchenverfassung von Waadt giebt so der Kirche ein ge- 
höriges Maass von Freiheit und Selbständigkeit. Wie in St. Gallen, 
wird auch hier die Gemeinde als Grundlage des Ganzen angenom- 
men; der weitere Bau geschieht aber nach presbyterialer Weise, 
indem die Gemeinderäthe die Bezirksräthe und diese die Synode 
ernennen; auf diese Weise kommen nur diejenigen in die oberen 
Behörden, welche auch die Lage und die Bedürfnisse der unteren 
kennen und in diesen mitarbeiten. Dem geistlichen Amte ist sein 
Einfluss durch das Gesetz gesichert, und derselbe nicht der Wahl 
überlassen; dass übrigens auch bei der Wahl dieser Einfluss ge- 
hörig berücksichtigt wird, beweist die Thatsache, dass von 131 
Kirchgemeinderäthen nur 25 Laien als Präsidenten wählten, und 
dass in sechs von diesen 25 die Pfarrer zu Sekretären ernannt 
wurden. Der in den meisten andern Kantonen bestehende oder 
projektirte Kirchenrath, oder eine ähnliche Behörde, fehlt. Im 
Widerspruch mit den sonstigen liberalen Bestimmungen ist die 
Wahlart der Pfarrer, bei welcher die Gemeinden unnöthig beschränkt 
sind; nur die volle Wahlfreiheit derselben scheint konsequent. 
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4, Aargau. 


Im Kanton Aargau ist bis jetzt die oberste kirchliche Behörde 
das Generalkapitel, bestehend aus den weltlichen Mitgliedern des 
Kirchenraths und sämmtlichen Mitgliedern des aargauischen Mini- 
steriums; es berathet und begutachtet kirchliche Angelegenheiten, 
und beschliesst, vorbehalten die staatliche Genehmigung, über 
liturgische Fragen. Der Kirchenrath besteht aus 7 Mitgliedern, 
einem Regierungsrath als Präsident, drei Geistlichen und drei Laien. 
Jeder Kirchensprengel hat ein Sittengericht, gebildet aus dem 
Pfarrer als Präsident und wenigstens fünf Gemeinderäthen; es übt 
hauptsächlich die Sittenpolizei aus. Die Wahl der Geistlichen, die 
nach dem Gesetz vom 15. März 1854. dem Regierungsrath zustand, 
welchem die Gemeinde einen dreifachen Vorschlag machen konnte, 
wurde durch die partielle Verfassungsrevision vom 6. April 1863. 
den Kirchgemeinden zugesichert, und durch Gesetz vom 31. August 
1864. wirklich ertheilt: Darnach wird jede erledigte Stelle durch 
den Kirchenrath ausgeschrieben, und die Gemeinde wählt aus der 
Zahl der Angemeldeten oder auch einen andern Geistlichen. Am 
1. Dezember 1864. behandelte der Grosse Rath einen Gesetzesent- 
wurf über Abberufung der Geistlichen, wies ihn aber an den Regie- 
rungsrath zurück mit dem Auftrag, auch bei den Pfarrstellen den 
Grundsatz der periodischen Wahlerneuerung aufzunehmen. 

Im Jahr 1862. sprach das Generalkapitel sich für Aufstellung 
einer Kirchenverfassung aus, und der Regierungsrath beschloss, ihm 
zur Aufstellung einer solchen 74 durch die Gemeinden zu wählende 
weltliche Mitglieder beizugeben; eine Kommission des so verstärkten 
Generalkapitels erhielt den Auftrag, einen Entwurf auszuarbeiten. 
Die Vorschläge der Mehrheit des Kirchenraths gingen auf eine 
gemischte Synode, deren weltliche Mitglieder von den Kirchge- 
meinden gewählt würden. Die Kommission entschied sich aber für 
die Volkssynode, und bestimmte, dass den Sitzungen derselben eine 
Abordnung des Generalkapitels mit berathender Stimme beiwohnen 
solle. Im Einzelnen enthält ihr Entwurf Folgendes. Die Synode 
erlässt Verordnungen in rein kirchlichen Dingen, führt die Auf- 
sicht über den kirchlichen Religionsunterricht, über die Geistlichen 
u.s.w. Ein Synodalausschuss von 7 Mitgliedern vollzieht ihre Be- 
schlüsse, wacht über die Pfarrer und Kirchenpfleger, und nimmt die 
kirchlichen Visitationen vor. Jede Gemeinde wählt eine Kirchen- 
pflege. Das aus den Mitgliedern des Ministeriums bestehende 
Generalkapitel sorgt für die Fortbildung der Geistlichen, berathet 
die Verhandlungen der Synode vor, und wählt die Delegirten in 
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diese. Am 13. Februar 1866. wurden diese Vorschläge im General- 
kapitel behandelt, und im Ganzen angenommen; beigefügt wurde, 
dass die Synode das Recht haben solle, versuchsweise Bezirkssyno- 
den einzuführen. Ueber die Organisation der Kirchgemeinden und 
die Verwaltung der Kirchengüter wurde Nichts bestimmt, weil die 
Staatsverfassung dafür beiden Confessionen gemeinsame Vorschriften 
fordre. Der Entwurf unterliegt nun noch einer zweimaligen Be- 
rathung des Grossen Raths, ehe er Gesetzeskraft erlangt. 


6. Bern. 


Im Kanton Bern besteht seit 1852., freilich immer nur provi- 
sorisch, eine Synodalordnung. Danach haben die Gemeinden eine 
Kirchenvorsteherschaft, bestehend aus den angestellten Geistlichen 
und 4—12 von der Kirchgemeinde auf 4 Jahre gewählten Kirchen- 
ältesten; wahlberechtigt sind die Gemeindebewohner, welche der 
reformirten Landeskirche angehören und in der Einwohnergemeinde 
Stimmrecht haben. Für jeden der 7 Kirchenbezirke des Kantons 
besteht eine Bezirkssynode; sie wird gebildet aus den angestellten 
Geistlichen des Bezirks, und aus Abgeordneten der Kirchgemeinden, 
welche, im Verhältniss zur Bevölkerung, von den Kirchenvorständen 
aus ihrer Mitte oder sonst aus der Gemeinde gewählt werden; 
sie hat über den kirchlichen Zustand des Bezirks zu wachen und 
an die Synode zu berichten, und die Berichte über die Kirchen- 
visitationen entgegen zu nehmen. Die Kantonssynode besteht aus 
den Abgeordneten der Bezirkssynoden und einem Abgeordneten der 
theologischen Fakultät der Hochschule; jene werden von den Be- 
zirkssynoden ernannt, und zwar so, dass auf je sechs geistliche 
Mitglieder der Bezirkssynoden ein geistlicher, und auf je sechs 
weltliche ein weltlicher Abgeordneter kommt. In rein kirchlichen 
Dingen entscheidet die Synode, vorbehalten die Staatsgenehmigung; 
in gemischt kirchlichen hat sie das Recht zu Anträgen und zur 
Vorberathung; in beiden Fällen haben auch die Bezirkssynoden 
und Kirchenvorstände das Recht zu Anträgen an die nächste über- 
geordnete Kirchenbehörde. Der Direktor des Kirchenwesens ist 
die höchste staatliche Behörde für kirchliche Gegenstände, soweit 
sie den Staat betreffen. 

In ihrer Sitzung vom 14. und 15. Juni 1864. beschloss die 
Synode, ein umfassendes Kirchengesetz zu bearbeiten, das die 
Kirchenverfassung auf der bisherigen Grundlage weiter ausbauen 
sollte, und ernannte eine Kommission hiezu. Der von dieser auf- 
gestellte Entwurf wurde von der Synode im Jahr 1865. berathen 
und im Ganzen genehmigt. Er enthält folgende Bestimmungen. 
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In den Kirchgemeindeversammlungen sollen die in der Gemeinde 
Niedergelassenen stimmberechtigt sein, welche es in politischen 
Dingen sind, also Bürger und schweizerische Niedergelassene; ihre 
Kompetenz soll dahin erweitert werden, dass Sie über Verwendung 
des örtlichen Kirchenguts entscheidet, die Abgeordneten zur Be- 
zirkssynode wählt, und die Pfarrwahl frei ausübt; bisher wählte 
der Regierungsrath die Pfarrer, wobei die Gemeinde einen doppelten 
Vorschlag machte, an welchen er aber nicht gebunden war. Die 
Bezirkssynoden erhalten eine ständige Kommission, den Bezirks- 
kirchenvorstand, welcher die Kirchenvisitation besorgt. Die Kan- 
tonssynode besteht, ausser den bisherigen Mitgliedern, noch aus 
den vom Grossen Rath gewählten Mitgliedern des Kirchenraths. 
Ein Kirchenrath wird als neue Behörde eingeführt, mit 7 Mitglie- 
dern, von denen drei vom Grossen Rath, und drei von der Synode 
ernannt werden; der Präsident, welcher Regierungsrath sein muss, 
wird gleichfalls vom Grossen Rath ernannt. 

Der Vorschlag stellt so das bisherige System durch Erweite- 
rung der Rechte der Gemeinde auf eine demokratischere Grundlage, 
und behält die amtliche Vertretung der Geistlichen in der Synode 
bei; durch die Aufstellung eines Kirchenrathes schliesst er sich 
den meisten übrigen deutschen Kantonen an. Ob er bei den 
Staatsbehörden günstige Aufnahme findet, wird die Zukunft lehren; 
die diessjährigen Neuwahlen des Grossen Raths stellen vielleicht 
eine oberste Staatsgewalt auf, die den freiheitlichen Bestrebungen 
der Kirche günstiger ist, als diess bisher der Fall war. 


Il. 


Die revidirte Kirchenverfassung der evangelischen Kirche 
in den deutsch-slavischen Kronländern Oesterreichs. 


Vorwort. 


In der von dem Unterzeichneten als Ergänzungsband der Zeitschrift 
für Kirchenrecht herausgegebenen „Sammlung der wichtigeren neuen Kirchen- 
ordnungen“ etc, ist S. 186. ff. auch die in der.Verordnung des Kaiser- 
lichen Staatsministeriams v. 9. April 1861. enthaltene provisorische Kirchen- 
verfassung für die Evangelischen beider Bekenntnisse in den deutsch-slavi- 
schen Kronländern Oesterreichs mitgetheilt worden. Dieselbe ist von der 
ersten Generalsynode der evangelischen Kirche A. und H. B. in den ge- 
nannten Kronländern (Mai bis Juni 1864.) revidirt worden. Die Revisions- 
beschlüsss der Synode haben nicht in vollem Umfange die Kaiserliche 
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Sanction erlangt; so weit diess nicht der Fall war, ist vielmehr Seitens der 
Kaiserlichen Regierung auf die Bestimmungen der provisorischen Kirchen- 
verfassung zurückgegriffen und demnächst in dieser Gestalt die Kirchen- 
verfassung sammt Anhang I. und II. von dem Kaiser mittels Allerhöchster 
Entschliessung vom 6. Jänner 1866. bestätigt und im Reichsgesetzblatt 
publicirt worden. Wir theilen hier zunächst die wichtigen Aktenstücke 
ihrem Wortlaut nach mit, woran sich später eine eingehende Besprechung 
derselben und des von der Kaiserlichen Regierung eingeschlagenen Weges 


schliessen soll, 
R. W. Dove. 


1. 


Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 23. Jänner 1866,., 


betreffend die Verfassung der evangelischen Kirche Augsburgischen 

und Helvetischen Bekenntnisses in jenen Ländern, für welche das 

kaiserliche Patent vom 8. April 1861. (Reichs-Gesetz-Blatt Nr. 41.) 

und die Verordnung des Staatsministeriums vom 9. April 1861. (Reichs- 
Gesetz-Blatt Nr. 42.) erlassen worden ist. 


(Aus dem Reichs-Gesetz-Blatt für das Kaiserthum Oesterreich, Jahr- 
gang 1866. Stück V. Ausgegeben am 5. Februar 1866. Nr. 15.) 


Seine k.k. Apostolische Majestät haben mit Allerhöchster Ent- 
schliessung vom 6. Jänner d. J. die von den evangelischen General- 
Synoden Augsburgischen und Helvetischen Bekenntnisses im Jahre 
1864. beschlossene Kirchenverfassung sammt Anhang I. und An- 
hang II. mit Ausnahme einiger Bestimmungen auf Grundlage des 
8. 9. des Allerhöchsten Patents vom 8. April 1861. (Reichs-Gesetz- 
“ Blatt Nr. 41.) zu bestätigen und das Staatsministerium allergnädigst 
zu ermächtigen geruht, diese Kirchenverfassung sofort in Wirksam- 
keit zu setzen. Bei Einführung und Handhabung derselben ist — 
nach dem ferneren Wortlaute der Allerböchsten Entschliessung — 
das landesfürstliche Oberaufsichtsrecht Seiner k. k. Apostolischen 
Majestät in Betreff aller Angelegenheiten der evangelischen Kirche 
sorgfältig zu wahren und darauf zu sehen, dass die allgemeisen 
Unterrichtsgesetze auf das evangelische Schulwesen correcte An- 
wendung finden. 

Diese Allerhöchste Entschliessung wird sammt dem Allerhöchst 
bestätigten Kirchengesetze mit dem Beifügen kundgemacht, dass 
die Verordnung des Staatsministeriums vom 9. April 1861. (Reichs- 
Gesetz-Blatt Nr. 42.) somit ausser Kraft tritt. 


Graf Belcredi m. p. 
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2. 


Verfassung der evangelischen Kirche Augsburgischen und Helveti- 
schen Bekenntnisses 


in dem Erzherzogthume Oesterreich ob und unter der Enns, dem Herzog- 
thume Salzburg, dem Herzogthume Steiermark, den Herzogthümern 
Kärnthen und Krain, der gefürsteten Grafschaft Görz und Gradiska, 
der Markgrafsch«it Istrien und der Stadt Triest mit ihrem Gebiete, 
in der gefürsteten Grafschaft Tirol und Vorarlberg, dem Königreiche 
Böhmen, der Markgrafschaft Mähren, dem Herzogthume Ober- und 
Niederschlesien, den Königreichen Galizien und Lodomerien mit den 
Herzogtbümern Auschwitz und Zator, dem Grossherzogthume Krakau 
und dem Herzogthume Bukowina. 


Inhalt. 


Allgemeine Bestimmungen. 


[0 j 


. Die evangelische Kirche A. und H. B. in den ‚Ländern, für 
welche die Kirchenverfassung giltig ist. 
. Gliederung ihrer Verwaltung. 
. Organe des Kirchenregiments. 
. Selbstverwaltung. 
. Instanzenzug. 
. Gerichtsbarkeit in Ehesachen. 
. Competenz der kirchlichen Gemeinden; Verbindung unter den- 
selben. 
8. Unzulässigkeit der Instructionen an Vertreter in kirchlichen 
Versammlungen. 
9. Gesetzlicher Abschluss der in Wahl für eine Zeitdauer begrün- 
deten Functionen. 
. 10. Pflichten des Vorsitzenden. 


Erster Abschnitt. 
Die Pfarrgemeinde. 


SI mr @ D 


I. Allgemeine Bestimmungen. 
11. Bisberiger Bestand der Kirchengemeinden. 
12. Gründung neuer Gemeinden. 
13. Schulgemeinden. 
14. Tochtergemeinden. 
15. Gemischte Kirchengemeinden. 
. Angehörigkeit zu einer Gemeinde. 
17. Pflichten und Rechte der Angehörigen. 
18. Stimmberechtigte Mitglieder. 
19. Wählbare Mitglieder. 
20. Organe der Kirchengemeinde, 
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8. 
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N. Der Pfarrer. 
A. Pflichten und Rechte des Pfarrers. 
81. Das Pfarramt. 


. 22. Pflichten und Rechte des Pfarrers im Allgemeinen, 
. 23. im Besonderen. 

. 24. Geschäftsvertheilung unter mehrere Pfarrer. 

. 25—27. Stellvertretung des Pfarrers. 


28. Amts-Functionen durch andere Pfarrer. 
29. Pfarrvicar. 
80. Pfarrer-Wittwen- und Waisenfonds. 


B. Wahl der Pfarrer. 
31. Wahl auf Lebensdauer. 
32. Erledigung der Pfarrstelle. 
33. Gnadenhalbjahr. 
34. Bedingungen der Wählbarkeit. 
35. Vorbereitung und Leitung der Wahl. 
36. Form der Wahlhandlung. 
37. Bestätigung der Wahl. 
88. Vocationsurkunde. 
99. Einführung des Gewählten. 


II. Das Presbyterium, die Gemeindevertretung und die demeinderersammlung. 
A. Pflichten und Rechte des Presbyteriums,. 


. 40. Zusammensetzung des Presbyteriums. 

. 41. Anzahl der weltlichen Presbyter. 

. 42. Wirkungskreis des Presbyteriums. 

. 43. Vertheilung der Geschäfte. Curator. 

. 44. Unentgeltlichkeit der Amtsführung. 

. 45—49. Geschäftsordnung für das Presbyterium. 

. 50. Protokollauszüge. 

. 51. Unterordnung des Prebyteriums unter den Senioratsausschuss. 


. Pflichten und Rechte der Gemeindeversammlung und der Gemeinde- 


vertretung. 


. 52. Gesammtheit der Stimmberechtigten, Gemeindeversammlung, Ge- 


meindevertretung. 


. 53. Berufung, Leitung, Beschlussfähigkeit. 
. 54. Wirkungskreis der Gemeindeversammlung und der Gemeinde- 


vertretung. 


O. Wahl des Presbyteriums und der Gemeindevertretung. 


. 55. Berechtigung zur Wahl. 

. 56—58. Form der Wahlhandlung. 

. 59. Functionsdauer und Erneuerung. 
. 60. Amtsantritt. 

. 61. Rücktritt aus dem Presbyterium. 
. 62. Localstatut. 
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Zweiter Abschnitt. 
Die Senioratsgemeinde. 


1. Allgemeine Bestimmungen. 


. 63. Definition der Seniorate. 
. 64. Bestand und Aenderung der Seniorate. 
. 65. Organe der Senioratsgemeinde. 


oO. Der Senior. 


. 66—67. Pflichten und Rechte des Seniors. 
. 63. Wählbarkeit. Functionsdauer. 


69—70. Wahl des Seniors. 


. 71. Einführung. 


II. Der Senioratsausschuss und die Senioratsrersammlung. 


. 72. Zusammensetzung des Senioratsausschusses. 
. 73. Wirkungskreis des Senioratsausschusses. 

. 74. Zusammensetzung der Senioratsversammlung. 
. 75. Wirkungskreis der Senioratsversammlung. 

. 76. Einberufung. 

. 7779. Geschäftsordnung. 

. 80. Protokoll der Senioratsversammlung. 


Dritter Abschnitt. 
Die Superintendentialgemeinde. 
I. Allgemeine Bestimmungen. 


. 81. Definition der Superintendenz. 
. 82. Bestand und Aenderung der Superintendenzen. 
. 83. Organe der Superintendentialgemeinde. 


oO. Der Superintendent. 


. 84—85. Pflichten und Rechte des Superintendenten. 
. 86. Wahl auf Lebensdauer. 

. 87. Form der Wahl. 

. 88. Wechselnde und feste Amtssitze. 

. 89. Bestätigung und Einführung. 


II. Der Superintendentialausschuss und die Superintendentialversammlung. 
90. Zusammensetzung des Superintendentialausschusses. 


91. Wirkungskreis des Superintendentialausschusses. 


92. Zusammensetzung der Superintendentialversammlung. 

93. Wirkungskreis der Superintendentialversammlung. 

94. Einberufung. 

95. Geschäftsordnung der Superintendentialversammlung. 

96. Entschädigung der Mitglieder der Superintendentialversamm- 
lung. 

97. Superintendenz ohne Seniorate. 
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Vierter Abschnitt. 
Die Gesammtgemeinde. 


‚ Verwaltung und Vertretung der Gesammtgemeinde. 


1. Der Oberkirchenrath. 


, Zusammensetzung des Oberkirchenrathes. 

, Der Oberkirchenrath im Verhältniss zu den beiden Confessionen, 
‚im Verhältniss zum Ministerium und zu den Landesstellen. 

. Wirkungskreis des Oberkirchenrathes. 

. Kirchenfonds. 

. Publication kirchlicher Anordnungen. Schematismus. 

. Pflichtexemplar von Druckschriften an den Oberkirchenrath. 

, Ernennung des Oberkirchenrathes. 

. Personalstand. Functionspauschale. 

‚ Geschäftsordnung des Oberkirchenrathes. 


Il. Die Generalsynoden und die Synodalausschüsse. 


. Einberufung der Generalsynoden. 

. Zusammensetzung der Generalsynoden. 

, Verkehr der beiden Generalsynoden mit einander, 

. mit dem Oberkirchenrath. 

. Zutritt zu den Versammlungen. 

. Landesfürstlicher Commissär. 

. Vorsitzender und Schriftführer. 

. Angelobung der Mitglieder der Synoden. 

. Wirkungskreis der Generalsynoden. 

. Beschlussfähigkeit der Synoden, Giltigkeit der Beschlüsse. 
119. 


Competenz der Synoden. 


. 120-121. Vollzugsberechtigung der Beschlüsse der Synoden. 


. 122. 
. 123. 
. 124. 
. 125. 


[ 
u 
I 


129 


. 126. 
127. 
128. 


130, 
131. 
. 132. 


Taggelder der Synodalmitglieder. 

Wahl der Synodalausschüsse. 
Wirkungskreis der Synodalausschüsse. 
Commission zur Revision der Rechnungen. 


Fünfter Abschnitt. 


Won den Schul- und Unterrichts- Angelegenheiten, 


Allgemeine Rechte der Evangelischen. 

Oeffentlichkeitsrecht evangelischer Lehranstalten. 

Approbation von Lehrbüchern. 

Volksschulen. 

Schullehrer-Seminar. 

Theologische Facultät. Candidaten-Prüfungen. 

Anstellung von Ausländern, Giltigkeit ausländischer Zeugnisse. 


Sechster Abschnitt. 


Von der jährlichen Unterstützung der Gemeinden, Seniorate 


8. 138. 
8. 184. 


und Superintendenzen aus dem Staatsschatze. 
Verleihung des Staatspauschale. 
Verwendung des Staatspauschale. 
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8. 185. Intercalarien. 
8. 136. Präliminar des Staatspauschale. 


Schluss. 
8. 137. Aenderungen der Kirchenverfassung. 
Anhang I. Geschäftsordnung für die Generalsynoden. 
Anhang Il. Gegenwärtiger Bestand der Pfarrgemeinden, Seniorate und 
Superintendenzen. 


Allgemeine Bestimmungen. 


$. 1. Die evangelisch -christliche Kirche augsburgischen und 
helvetischen Bekenntnisses in jenen Ländern, für welche diese 
Kirchenverfassung giltig ist, umfasst alle evangelischen Glaubens- 
genossen beider Bekenntnisse in denselben und bildet einen Theil 
der evangelischen Kirche des österreichischen Kaiserstaates. 

Auf dem Grunde des Evangeliums beharrend, baut sie sich 
auch in ihren kirchlichen Ordnungen nach den Lehren und Vor- 
bildern der heiligen Schrift. 

8. 2. Die Vertretung und Verwaltung der evangelischen Kirche 
des augsburgischen und des helvetischen Bekenntnisses in den be- 
zeichneten Ländern ($.1.) gliedert sich nach den vier Abstufungen: 
der Pfarrgemeinde (Pfarrsprengel), des Seniorates, der Superinten- 
denz (Diöcese), der Gesammtgemeinde aller evangelischen Glaubens- 
genossen des einen und des anderen Bekenntnisses. 

$. 3. Die gesetzmässigen Organe, durch welche die evange- 
lische Kirche des einen und des anderen Bekenntnisses ihre Pflichten 
und Rechte ausübt, sind: 

1. für die Pfarrgemeinde: der Pfarrer oder die Pfarrer 
der Gemeinde, das Presbyterium, die Gemeindevertretung oder die 
Gemeindeversammlung ($. 11—62.); 

2. für die Senioratsgemeinde: der Senior, der Seniorats- 
ausschuss, die Senioratsversammlung ($. 63—80.) ; 

3. für die Superintendentialgemeinde: der Superin- 
tendent, der Superintendentialausschuss, die Superintendentialver- 
sammlung ($. 81—97.) 

4 für die Gesammtgemeinde: der k. k. evangelische 
Oberkirchenrath, der Synodalausschuss, die Generalsynode ($. 98. 
—125.). 

8&. 4. Jede kirchliche Gemeinde (die der Pfarre, des Seniorates, 
der Superintendenz, sowie der Gesammtgemeinde) ordnet und ver- 
waltet ihre besonderen Kirchen-, Unterrichts- und Wohlthätigkeits- 
angelegenheiten und die dazu bestimmten Anstalten, Stiftungen 


| 
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und Fonde durch ihre gesetzmässigen Vertreter, insoferne dadurch 
nicht den allgemeinen Gesetzen, den Vorschriften der Kirchenord- 
nung oder den gesetzmässigen Anordnungen der ihr vorgesetzten 
Behörden entgegengehandelt wird. 

8. 5. Jede kirchliche Gemeinde (Pfarre, Seniorat, Superinten- 
denz) ist für ihre Verwaltung und für ihre Disciplinarangelegen- | 
heiten unmittelbar der nächst höheren, und weiter durch deren 
Vermittlung den oberen Stufen des Kirchenregiments untergeordnet. 

8. 6. Die Gerichtsbarkeit über die Ehen unter evangelischen 
Glaubensgenossen üben fortan noch die weltlichen Gerichte nach 
dem allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuche, bis das materielle und 
formelle protestantische Eherecht wird festgestellt sein. 

Der evangelischen Kirche bleibt bei der Ehegerichtsbarkeit 
ausser dem Sühneversuch jedenfalls das Recht gewahrt, dass sie | 
vor dem Schlusse der Gerichtsverhandlung gehört werde. 

8.7. 1) Jede kirchliche Gemeinde (Pfarre, Seniorat, Super- | 
intendenz) ist berechtigt, Wünsche und Vorschläge, welche die 
evangelische Gesammtkirche ihres Bekenntnisses betreffen, der 
nächst höheren Gemeinde, deren Theil sie ist, zur weiteren ord- 
nungsmässigen Verhandlung vorzulegen. 

2) Ortsgemeinden desselben oder der beiden Bekenntnisse 
können sich im Wege ihrer gesetzmässigen Vertretung zu dem Be- 
hufe vereinigen, um über die Befriedigung gemeinsamer Bedürfnisse 
ihres kirchlichen Gemeindelebens zu berathen und zu beschliessen. 
Solche Beschlüsse bedürfen, ehe sie zur Vollziehung gelangen, der 
Zustimmung der nächst übergeordneten Stufe des Kirchenregiments. 

$. 8. Wer in irgend einer kirchenregimentlichen Versammlung 
stimmberechtigt ist, ist innerhalb derselben an keine Instruction 
zu binden; er hat bei allen Aeusserungen und Abstimmungen nur 
seiner Ueberzeugung nach bestem Wissen und Gewissen zu folgen. 

8. 9. Wer auf irgend einer Stufe des Kirchenregiments eine 
in der Wahl für eine bestimmte Zeitdauer begründete Function 
übernommen hat, ist von derselben gesetzlich erst von dem Zeit- 
puncte an enthoben, wenn die ordnungsmässige Neuwahl zur ge- 
setzlichen Gültigkeit gelangt ist. 

8. 10. Wer berufen ist, einer kirchenregimentlichen Versamm- 
lung vorzusitzen, ist persönlich dafür verantwortlich, dass die ge- 
setzliche Ordnung aufrechterhalten und dass kein Beschluss gefasst 
werde, welcher die gesetzlichen Befugnisse der Versammlung über- 
schreiten würde. Der Vorsitzende hat in solchen Fällen das Recht 
und die Pflicht, die Verhandlung zu sistiren und die Gründe davon 
zu Protokoll zu geben. Dem Vorsitzenden wie der Versammlung 


Miscellen. 845 


steht das Recht zu, die etwa darüber zu erhebende Beschwerde 
der zunächst übergeordneten Kirchenbehörde zur Entscheidung 
vorzulegen. 


Erster Abschnitt. 
Die Pfarrgemeinde. 
L Allgemeine Bestimmungen. 


8. 11. Die gegenwärtig bestehenden evangelischen Pfarr- 
gemeinden (Pfarreien, Kirchengemeinden) A. und H.B. sind in 
ihrer durch Herkommen oder urkundlich bestimmten örtlichen Ab- 
gränzung als zu Recht bestehend anerkannt (s. Anhang II). 

Aenderungen in dieser Abgränzung (Aus- und Einpfarrung 
einzelner Personen oder Ortschaften) können nur auf Antrag der 
Betreffenden beim Senioratsausschusse durch den Superintendential- 
ausschuss getroffen -werden und sind der betreffenden politischen 
Behörde anzuzeigen. 

8. 12. 1) Zur Bildung einer neuen Kirchengemeinde, 
sei diess eine selbstständige Pfarrgemeinde oder Tochtergemeinde, 
ist die Nachweisung der ausreichenden Mittel für den Kirchendienst 
und der Fürsorge für den Unterricht der Jugend mindestens in 
der Religion erforderlich. Diejenigen evangelischen Glaubensge- 
nossen, welche eine Gemeinde zu bilden beabsichtigen, haben diese 
Nachweisung durch Vermittlung des Senioratsausschusses und des 
Superintendentialausschusses dem Oberkirchenrathe zu geben. Dieser 
hat im Einverständnisse mit der betreffenden Landesstelle die 
Gründung der neuen Gemeinde zu genehmigen oder unter Angabe 
der Gründe zu verweigern. 

2) Dieselben Bestimmungen gelten auch, wenn bisherige Toch- 
tergemeinden oder Theile einer Gemeinde selbstständige Pfarrgemein- 
den zu werden beabsichtigen. Rechtsansprüche hat die die Selbst- 
ständigkeit anstrebende Gemeinde nur auf das Eigenthum der 
ausdrücklich ihr gemachten Stiftungen, nicht auf einen Theil des 
bisher für den Kirchen- und Schuldienst und die Wohlthätigkeits- 
anstalten mitbenützten gemeinsamen Vermögens. 

3) Schwierigkeiten, welche in dieser Hinsicht entstehen, sind, 
wenn die beiden betheiligten Seiten sich nicht einigen können, vor 
dem Nachsuchen um Selbstständigkeit vom Senioratsausschusse (be- 
ziehungsweise, wo die Unterabtheilung in Seniorate nicht besteht, 
vom Superintendentialausschusse) zu verhandeln. 

4) Das Streben bisheriger Tochtergemeinden oder bisheriger 
Theile von Gemeinden, selbstständige Pfarrgemeinden zu werden, 


darf nicht gehindert werden; doch ist darauf zu sehen, dass nicht 
Zeitschr, f. Kirchenrecht. VI. 3. 93 
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durch Abtrennung von Tochtergemeinden oder von Theilen einer 
Gemeinde der Bestand der bisherigen Gemeinden gefährdet werde. 

8. 13. 1) Die Abgränzung der Schulgemeinden, d. h. 
derjenigen Gemeinschaften evangelischer Glaubensgenossen, welche 
eine eigene evangelische Schule aus ihren Mitteln erhalten, fällt 
nicht nothwendig mit der Abgränzung der Kirchengemeinden zu- 
sammen; es kann ein blosser Theil einer Kirchengemeinde eine 
selbstständige Schulgemeinde bilden, es können mehrere Kirchen- 
gemeinden oder Theile derselben zu einer einzigen Schulgemeinde 
vereinigt sein. 

2) Die Gründung neuer Schulgemeinden erfolgt unter 
Nachweisung der zur Erhaltung einer Schule erforderlichen Mittel 
auf dem in $. 12. für Kirchengemeinden bezeichneten Wege. 

3) Diejenigen Rechte und Pflichten, welche in Betreff der 
Schule der Gemeinde überhaupt in der Kirchenordnung zugesprochen 
sind, haben da, wo die Schulgemeinde von der Kirchengemeinde 
unterschieden ist, ihre Geltung für die Schulgemeinde, und es hat 
sich diese durch Erwählung eines dem Presbyterium entsprechenden 
Vorstandes (Schulvorstand, Schulpresbyterium, Localpresbyterium) 
und falls sie mehr als 500 Seelen zählt, einer Gemeindevertretung 
in gleichartiger Weise einzurichten, wie diess für die Kirchenge- 
meinde vorgezeichnet ist. 

8. 14. Jede Tochtergemeinde (Filiale) hat für die 
Verwaltung ihrer besonderen Angelegenheiten ein selbstständiges 
Presbyterium und, falls sie mehr als 500 Seelen zählt, eine Ge- 
meindevertretung zu bestellen. 

&. 15. Gemeinden, welche aus Angehörigen beider evan- 
gelischen Schwesterkirchen bestehen, stehen unter dem 
Kirchenregimente desjenigen Bekenntnisses, dem sie bei ihrer 
Gründung, unter Berücksichtigung des Bekenntnisses der Mehrheit 
der Gemeindeglieder, vom Oberkirchenrathe unterstellt sind. Aende- 
rungen darin können nur auf dem $. 64. bezeichneten Wege ein- 
geleitet werden. Zur Vermittelung der confessionellen Interessen 
in Beziehung auf die Pflege des kirchlichen Lebens und die reli- 
giöse Erziehung der Jugend ist in solchen Gemeinden ein eigenes 
Statut aufzustellen und dessen Genehmigung bei dem Oberkirchen- 
rathe augsburgischer und helvetischer Confession nachzusuchen. 

8. 16. Jeder evangelische Glaubensgenosse gehört der Pfarr- 
gemeinde, in deren Sprengel er seinen Wohnsitz hat, oder, falls 
über den Sprengel ein Zweifel wäre, der nächsten Pfarrgemeinde 
an, und hat in derselben die mit der Angehörigkeit verbun- 
denen Rechte und Pflichten. 
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8. 17. 1) Jede Kirchengemeinde gewährt allen ihren An- 
gehörigen Antheil an den kirchlichen Gnadenmitteln, Anspruch 
auf den Dienst der Pfarrer, Theilnahme an den Anstalten und 
Gerechtsamen der Gemeinde. 

2) Sie erwartet von allen ihren Angehörigen ohne Unterschied 
des Standes und Geschlechtes einen ehrbaren, christlichen Lebens- 
wandel (1. Petr. 1., 15. 2., 12. 3., 15.—16. Hebr. 13., 18. 
Col. 1., 10.), insbesondere Theilnahme an dem öffentlichen Gottes- 
dienste (Luc. 11., 28. Hebr. 10.,25.) und der Feier des h. Abend- 
mahles (Luc. 22.,19. 1. Cor. 11., 23.—26.), Friede unter einander 
(Mare. 9., 50.), Friede mit Andersgläubigen (Röm. 12.,18. Hebr. 12., 
14.—15.); Gehorsam gegen die Gesetze des Staates (Röm. 13., 1.—7.) 
und Treue dem Kaiser (Matth. 22., 21. Luc. 20., 25); Unterord- 
nung unter die Bestimmung der Kirchenordnung (Col. 2., 6.—7. 
1. Cor. 14., 33., 40.), Achtung vor den geistlichen und weltlichen 
Vertretern der Gemeinde und deren Beschlüssen (1. Tim. 5., 17. 
1. Thess. 5., 12.—13. Hebr. 13., 17.) und Annahme der übertra- 
genen Gemeindeämter (1. Cor. 12., 4—31. 1. Petr. 4., 10.). 

3) Sie hat überdiess das Anrecht, die Leistung von Beiträgen 
zur Unterstützung ihrer Kirche, ihrer Schul- und Wohlthätigkeits- 
anstalten zu fordern (Gal. 6., 10.). 

8. 18. Stimmberechtigte Mitglieder der Gemeinde 
sind alle ihre männlichen Angehörigen ($. 16.), welche das 24. Le- 
bensjahr zurückgelegt und ihre Unterstützungsbeiträge wenigstens 
für das letztabgelaufene Jahr geleistet haben. Die Pfarrer, Pfarr- 
Vicare (Pfarrgehilfen) und Schullehrer sind vermöge ihres Amtes 
stimmberechtigt. 

8. 19. 1) Wählbar in die Gemeindevertretung sind alle 
stimmberechtigten Mitglieder ($. 18.), welche ihre Unterstützungs- 
beiträge wenigstens für die beiden letztabgelaufenen Jahre geleistet 
haben. 

2) Wählbar in das Presbyterium sind alle in die Gemeinde- 
vertretung wählbaren Mitglieder, sofern sie das 30. Lebensjahr 
zurückgelegt haben. Doch dürfen Vater und Sohn, Brüder, Schwie- 
gervater und Eidam nicht gleichzeitig Mitglieder des Presbyteriums 
sein. In einzelnen Fällen kann über Einschreiten der Gemeinde 
der Oberkirchenrath aus besonders rücksichtswürdigen, vom Super- 
intendential-Ausschuss anerkannten Gründen hievon Dispensation 
ertheilen. 

3) Die Schullehrer sind, vermöge ihres Amtes wählbar in die 
Gemeindevertretung und in das Presbyterium. 

4) Es ist Aufgabe der Gemeinde, in die Gemeindevertretung 

23 * 
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und in das Presbyterium nur solche Männer zu wählen, welche 
durch ihren ehrbaren Lebenswandel und durch die Bethätigung 
ihres kirchlichen Sinnes sich eines guten Rufes in der Gemeinde 
erfreuen. 

8. 20. Die gesetzmässigen Organe, durch welche die Pfarr- 
gemeinde ihre Pflichten und Rechte ausübt, sind: der Pfarrer oder 
die Pfarrer der Gemeinde, das Presbyterium, die Gemeindevertre- . 
tung oder die Gemeindeversammlung ($. 52.). 


IL Der Pfarrer. 
A. Pflichten und Rechte des Pfarrers. 


$. 21. Zur Pflege des evangelisch christlichen Lebens besteht 
in der Kirche das evangelische Pfarramt, dessen durch die Ge- 
Meinde berufener Träger Pfarrer, dessen Gehilfe Pfarrgehilfe 
(Hilfsprediger, Vicar) heisst. Alle geistlichen Amtsträger 
(Hilfsprediger, Pfarrer, Senioren und Superintendenten) stehen in 
Folge ihrer Ordination als Geistliche einander gleich und üben 
ihre besonderen Befugnisse im Namen und Auftrage der 
Kirche, jeder innerhalb seines besonderen gesetzlichen Wirkungs- 
kreises. 

&. 22. 1) Die Kirche fordert von dem Geistlichen, dass er 
die Lehre der heiligen Schrift in Uebereinstimmung mit dem 
kirchlichen Bekenntnisse verkünde, in einem musterhaften christlichen 
Lebenswandel, in Gehorsam gegen die Obrigkeit und in der Treue 
gegen Gott und gegen den Kaiser (Math. 22., 21.) der ihm an- 
vertrauten Gemeinde vorleuchte, und in dem Allem seine Pfarr- 
angehörigen durch Wort und That bestärke und den Ernst und 
die Würde seines Amtes bewahre. 

2) Sie macht es ihm zur Pflicht, die ihm dargebotenen Mittel 
und Anregungen zu seiner wissenschaftlichen und praktischen Fort- 
bildung gewissenhaft zu benützen, dagegen aller Nebengeschäfte, 
welche wider die Würde des Amtes streiten oder Versäumnisse 
und Störungen im Amte mit sich führen, sich zu enthalten. 

8. 23. Der Pfarrer ist der geistliche Vorsteher der Gemeinde 
und hat zunächst ($. 42., 1.) in ihr die kirchliche Ordnung zu 
wahren. Ihm liegt ob: 

1) Die Verwaltung des Gottesdienstes nach der bestehenden 
kirchlichen Ordnung, insbesondere die Predigt des göttlichen 
Wortes, die Spendung der heiligen Sacramente, die Verrichtung 
aller übrigen geistlichen Amtshandlungen, der Unterricht der Con- 
firmanden, die kirchliche Kinderlehre (Christenlehre) und, wo es 
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üblich oder vocationsmässig ist, auch der Religionsunterricht in der 
Schule, die Seelsorge, die Betheiligung an der Armenpflege. 

2) Als unmittelbarem kirchlichem Vorgesetzten des Schul- 
lehrers liegt ihm die Aufsicht über die Schule ob unter Mitwirkung 
des Presbyteriums ($. 42., 3.), insbesondere über den Religions- 
unterricht in der Schule, wo er diesen nicht selbst ertheilt. 

3) Die Führung der Kirchenbücher. Diese Kirchenbücher, 
nämlich die Tauf-, Confirmations-, Uebertritts-, Trauungs- und 
Sterberegister führen die Pfarrer selbstständig nach den gesetzlichen 
Bestimmungen, und die Auszüge, welche sie daraus in gesetzlicher 
Form ausstellen, haben die Geltung rechtskräftiger Urkunden. 

Ueber die Rechte und Pflichten des Pfarrers als ständigen 
Mitgliedes des Presbyteriums gelten die im $. 40. ff. enthaltenen 
Bestimmungen. 

In Betreff seiner gesammten Amtsthätigkeit ist der Pfarrer 
der Aufsicht des Seniors (beziehungsweise des Superintendenten) und 
durch diesen der höheren Kirchenbehörden unterstellt. 

$. 24. Wo mehrere Pfarrer bei einer Gemeinde angestellt 
sind, findet die Vertheilung der Geschäfte, so weit sie nicht durch 
diese Vorschrift bestimmt ist, nach dem Herkommen, dem gegen- 
seitigen Einverständnisse mit dem Presbyterium oder erforderlichen 
Falles nach den besonderen Anordnungen der vorgesetzten Kirchen- 
behörde statt. 

8. 25. Jeder Pfarrer kann sich rücksichtlich einzelner Amts- 
handlungen durch gesetzlich dazu befähigte Personen in einzelnen 
Fällen vertreten lassen, ist jedoch für die ordnungsmässige Vor- 
nahme dieser Handlungen verantwortlich. 

8. 26. Der Pfarrer hat nach vorgängiger Anzeige an das 
Presbyterium während eines Urlaubes ($. 67, 1. 85, 1. a. 102., 3.) 
für seine Vertretung Sorge zu tragen. Während seiner Erkrankung 
oder bei seinem Tode, sowie bei einer längeren Abwesenheit des- 
‚selben aus amtlicher Veranlassung sorgt das Presbyterium dafür 
im Einverständnisse mit dem Senior. 

$. 27. Neben der Erfüllung der pfarramtlichen Pflichten in 
der eigenen Gemeinde liegt dem Pfarrer auch ob, auf Anordnung 
des Seniors andere Pfarrer in ihren geistlichen Amtshandlungen zu 
vertreten. 

$. 28. Der Angehörige einer Gemeinde kann eine kirchliche 
Amtshandlung ausnahmsweise von einem anderen Geistlichen, als 
dem ordentlichen Pfarrer der Gemeinde vornehmen lassen, wenn 
er vorher die Zustimmung des letzteren eingeholt hat und dem- 
selben die Stolgebühren entrichtet. Der fungirende Geistliche ist 
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verpflichtet, dem ordentlichen Pfarrer der Gemeinde die erforder- 
lichen Ausweise zur Einfügung in die Matrikeln vorzulegen. 

8. 29. 1) Pfarrer, welche dienstunfähig geworden oder nicht 
mehr die Gesammtheit der Pflichten ihres Amtes zu erfüllen im 
Stande sind, können, wenn sie nicht in den Pensionsstand treten, 
im Einverständnisse mit ihrer Gemeinde ihr Amt -ganz oder zum 
Theil durch Vicare verwalten lassen. 

2) Wenn der Pfarrer die Besoldung des Vicars vollständig 
bestreitet, so steht die Wahl desselben dem Presbyterium im Ein- 
vernehmen mit dem Pfarrer zu; wenn die Gemeinde die Besoldung 
des Vicars ganz oder theilweise bestreitet, so übt sie auch das 
Wahlrecht aus, wie bei dem Pfarramt selbst. ($. 35. fi.) 

3) Vicare, welche das Pfarramt vollständig verwalten, führen 
dieses Amt unter eigener Verantwortlichkeit und treten in die 
Rechte des Pfarrers im Presbyterium; wenn dagegen Vicare nur 
einen Theil der pfarramtlichen Geschäfte übernehmen, so tragen 
sie die Verantwortlichkeit nur für diesen ihnen zugewiesenen Theil, 
und über ihre Stellung im Presbyterium hat dieses zu entscheiden. 
In keinem von beiden Fällen erwirbt der Vicar einen Rechts- 
anspruch auf die Nachfolge im Pfarramte. 

4) Unterschieden von diesen für die einzelne Person bestimmten 
Vicaren sind ständige Pfarrvicare (Pfarrgehilfen, Diakonen), 
welche die Gemeinden bestellen, um dem Bedürfnisse einer Ver- 
mehrung der pfarramtlichen Kräfte zu entsprechen. Ständige 
Pfarrvicare werden in jedem Falle von der Gemeinde in gleicher 
Weise, wie der Pfarrer ($. 35. ff.), gewählt. Ueber ihre Stellung 
im Presbyterium gelten die $. 40. ff. enthaltenen Bestimmungen. 

5) Die Vicare bedürfen der Bestätigung des Oberkirchenrathes, 
die auf demselben Wege, wie bei dem Pfarrer ($. 37.), nachzu- 
suchen ist, 

$. 80. Jeder Pfarrer ist verpflichtet, dem Pfarrer-Wittwen- 
und Waisenfonds seiner Diöcese beizutreten. 


B. Wahl der Pfarrer. 


$. 31. Die Pfarrer werden auf Lebensdauer gewählt. 

$. 32. Die erfolgte Erledigung der Stelle eines Pfarrers oder 
ständigen Pfarrgehilfen (Vicars) hat das Presbyterium dem Senior 
sofort zu berichten und zugleich seine Vorschläge für die durch 
den Senior anzuordnende zeitweilige Vertretung der erledigten 
Stelle zu machen. 

$. 33. Wenn ein mit Tode abgegangener Pfarrer eine Wittwe 
oder Kinder hinterlässt, so bleibt diesen der Genuss des Gehaltes, 
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der sonstigen Einkünfte, Stolgebühren und Naturalwohnung des 
Pfarramtes für sechs Monate vom Todestage des Pfarrers an. 

Auf pensionirte Pfarrer findet diese Bestimmung in Betreff des 
Gnadenhalbjahres keine Anwendung. 

8. 34. Wählbar zu einem Pfarramte sind unter der Voraus- 
setzung der sittlichen Würdigkeit: 

1) alle dem Bekenntnisse zugethanen Pfarrer und zu einem 
selbstständigen Pfarramte gesetzlich für befähigt erklärten Pfarrge- 
hilfen und Candidaten der Theologie, die das 24. Lebensjahr zu- 
rückgelegt haben; 

2) alle dem Bekenntnisse zugethanen Doctoren, Professoren 
und Docenten der Theologie, welche das 24. Lebensjahr zurück- 
gelegt haben. 

$. 35. Die Wahlhandlung vorzubereiten und zu leiten liegt 
dem Presbyterium ob. 

Das Presbyterium hat demnach in geeigneter Weise dafür zu 
sorgen, dass die Erledigung der Stelle bekannt werde, hat sich 
über die Männer, welche zur Uebernahme der Stelle geeignet und 
geneigt sein sollten, Kenntniss zu verschaffen und hat denselben 
über die gesammten zu übernehmenden Verpflichtungen und über 
die von der Gemeinde zugesicherten Gegenleistungen schriftlich 
genaue Mittheilung zu machen. Das Presbyterium hat hierauf von 
der Gemeindeversammlung (bezüglich Gemeindevertretung) die 
Frage entscheiden zu lassen, ob Bewerber zu Probepredigten ein- 
zuladen seien oder nicht, und im Falle der Bejahung dieser Frage, 
die Auswahl der Einzuladenden und die Reihenfolge der Probe- 
predigten der Gemeindeversammlung (bezüglich Gemeindevertretung) 
vorzuschlagen und mit ihr zu vereinbaren. 

Nach beendigter Abhaltung der Probepredigten hat das Pres- 
byterium die Zeit der Wahl anzusetzen, dieselbe in ordnungs- 
mässiger Weise, wozu jedenfalls die Verkündigung von der Kanzel 
erforderlich ist, bekannt zu geben, und die Stimmzettel in Empfang 
zu nehmen. Wo es möglich ist, die Wahlhandlung in einer Ver- 
sammlung aller stimmberechtigten Mitglieder vorzunehmen, hat 
dieselbe in der Kirche nach vorausgegangenem Gottesdienste im 
Beisein eines bei der Bewerbung um die Stelle nicht betheiligten 
Pfarrers stattzufinden; jedenfalls ist das Ergebniss des Scrutiniums 
öffentlich in der Kirche nach vorausgegangenem Gottesdienste zu 
verkünden und unter Beilegung der darauf bezüglichen Protokolle 
dem Senior (beziehungsweise Superintendenten) anzuzeigen. 

Das Presbyterium hat dafür Sorge zu tragen, dass von Er- 
ledigung der Stelle bis zur Beendigung der Wahlhandlung nicht 
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mehr als ein halbes Jahr vergehe, und hat gewissenhaft darüber 
zu wachen, dass in der Gemeinde keinerlei Wahlumtriebe vor- 
kommen. Sollte dieser Fall eintreten, so hat das Presbyterium die 
Hilfe des Seniors nachzusuchen. 

8. 36. Die Abstimmung ist geheim und geschieht durch ge- 
schriebene Stimmzettel; jeder Wähler hat seinen Stimmzettel per- 
sönlich abzugeben. 

Zur Giltigkeit der Wahlhandlung ist erforderlich, dass die 
Aufforderung zur Wahl an alle stimmberechtigten Gemeindemit- 
glieder ($. 8., $. 52.) ordnungsmässig geschehen sei und dass die 
Majorität der Stimmberechtigten ihre Stimmen abgegeben habe. 

Gewählt ist unter diesen Voraussetzungen derjenige Geistliche, 
auf den die absolute Majorität der abgegebenen Stimmen fällt. 

Hat sich für keinen der zur Wahl gekommenen Geistlichen 
eine absolute Majorität ergeben, so findet unter den für die ur- 
sprängliche Wahlhandlung bestehenden Formen eine engere Wahl 
statt, in welche nur die beiden Namen einbezogen werden dürfen, 
auf welche die grössten relativen Majoritäten gefallen waren. Sollte 
der Fall eintreten, dass mehr als zwei Bewerber mit einer gleichen 
Anzahl von Stimmen die relative Majorität erhalten, so ist zu- 
nächst unter dieser grösseren Zahl der Bewerber die engere Wahl 
vorzunehmen. 

Wenn schliesslich, d. h. bei einer auf zwei Bewerber be- 
schränkten Wall, Stimmengleichheit eintritt, so entscheidet das 
Loos, 

$. 37. Von der erfolgten Wahl bat das Presbyterium den 
Gewählten durch Zusendung des Berufungsbriefes (der Vocations- 
urkuhde) sofort in Kenntniss zu setzen und nach Empfang der 
schriftlichen Erklärung der Annahme desselben durch Vermittlung 
des Seniors die Bestätigung nachzusuchen. Die Bestätigung ge- 
schieht durch den Oberkirchenrath im Einvernehmen mit der poli- 
tischen Behörde. 

Der Oberkirchenrath hat zu prüfen, ob in der Person des 
Gewählten und in dem Vorgange bei der Wahlhandlung die Be- 
stimmungen der Kirchenordnung eingehalten sind, und hiernach 
die Bestätigung zu gewähren oder unter Angabe der Gründe zu 
verweigern. 

In politischer Hinsicht ist die Genehmigung der Wahl für In- 
länder bei der betreffenden Landesstelle, für Ausländer bei dem 
zuständigen Ministerium nachzusuchen. Wenn bei der Wahl von 
Inländern innerhalb dreissig Tagen vom Empfange der Anzeige an 
gerechnet die politische Landesstelle keine Einsprache gegen die 
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Wahl erhebt, so ist dieselbe von dieser Seite als bestätigt zu be- 
trachten. 

8. 38. Der Berufungsbrief hat einerseits alle speciellen (d. h. 
durch $. 23. nicht bezeichneten) Verpflichtungen, andererseits den 
fixen Gehalt und die etwaigen sonstigen Emolumente und Bezüge 
des Pfarrers bestimmt auszusprechen. Auf das gesammte Einkom- 
men erwächst hierdurch dem Pfarrer ein unbedingter Anspruch. 

Zur Giltigkeit eines Berufungsbriefes ist erforderlich, dass die 
in ihm enthaltenen Einkommenstipulationen nicht niedriger seien, 
als die in dem nächst vorausgegangenen derselben Gemeinde. 

8. 39. Die feierliche Einführung des Gewählten steht, inso- 
fern nicht die Gemeinde die Vollziehung derselben durch den 
Superintendenten verlangt, dem Senior zu. 


UI. Das Presbyterium, die Gemeindevertretung und die Gemeinde 
versammlung. 


A. Pflichten und Rechte des Presbyteriums. 


8. 40. Das Presbyterium besteht aus dem Pfarrer oder den 


Pfarrern der Gemeinde und dem von der Gemeinde selbst beru- 
fenen ständigen Pfarrvicar (Pfarrgehilfen $. 29., 4.) und aus einer 
Anzahl gewählter Gemeindeglieder ($. 19.) weltlichen Standes. 

$. 41. Die Anzahl der weltlichen Presbyter (Kirchenälteste) 
richtet sich nach der Grösse der Gemeinde, doch sollen deren 
wenigstens 6 und können höchstens 32 sein. Innerhalb dieser 
Gränzen setzt jede einzelne Gemeinde durch ihre Gemeindever- 
sammlung (beziehungsweise Gemeindevertretung $. 52.) die Zahl 
ihrer Presbyter fest und hat für ihren Beschluss die Genehmigung 
des Superintendenten einzuholen. 

Als ungefähre Norm für die Anzahl der weltlichen Mitglieder 
des Presbyteriums ist zu betrachten, dass die Zahl von sechs Pres- 
bytern vermehrt werden kann: in Gemeinden von mehr als fünf- 
hundert bis tausend Seelen um vier; in Gemeinden von tausend 
bis tausend fünfhundert Seelen um acht; in Gemeinden von tau- 
send fünfhundert bis zweitausend fünfhundert Seelen um zwölf; 
in Gemeinden von zweitausend fünfhundert bis dreitausend fünf- 
hundert Seelen um sechzehn; in Gemeinden von mehr als drei- 
tausend fünfhundert Seelen um sechsundzwanzig Presbyter. 

$. 42. Das Presbyterium ist der Gemeindevorstand, welcher 
die Gemeinde nach aussen zu vertreten und die unmittelbare Ver- 
waltung der Gemeindeangelegenheiten zu besorgen hat, mit 
Ausnahme derer, welche dem Pfarrmte als solchem ($. 23.) ob- 
liegen. | 
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In seinen Wirkungskreis gehört daher insbesondere: 

1) die Unterstützung des Pfarramtes in der Pflege des christ- 
lichen Lebens in der Gemeinde; 

2) die Aufrechthaltung der kirchlichen Ordnung, namentlich 
der Gottesdienstordnung und der Sonntagsfeier; 

3) die Sorge für die Einrichtung und Erhaltung der Schule, 
sowie die Mitwirkung bei der Aufsicht über dieselbe, insbesondere 
zur Wahrung des kirchlichen Einflusses auf die christliche Er- 
ziehung der Jugend; 

4) die christliche Sorge für die Armen und Kranken, insbe- 
sondere die Wittwen und Waisen, ferner für Verwahrloste und 
bürgerlich Bestrafte; 

5) die Führung des Gemeindebuches; die Anlegung und Fort- 
führung der Wahllisten, nebst endgiltiger Entscheidung der da- 
gegen erhobenen Einsprachen, und die Einleitung der Wahlen 
(88. 35., 55. ff.); die Berufung und Leitung der Gemeindeversamm- 
lung oder Gemeindevertretung ($. 52.) und die Ausführung ihrer 
Beschlüsse, so wie die Vollziehung der höheren kirchlichen An- 
ordnungen in der Gemeinde; 

6) die Anstellung, Beaufsichtigung und Entlassung der Orga- 
nisten, Kirchendiener u. s. w. 

7) die Verwaltung und Wahrung des Gemeindevermögens und 
der Stiftungen, und die ordnungsmässige Rechnungslegung darüber 
($. 54., 5.), die Sorge für die Erhaltung der Kirchen-, Pfarr- und 
Schulgebäude und des Friedhofes ; 

8) die Sorge für die genaue Zahlung der Besoldungen, zu denen 
die Gemeinde sich verpflichtet hat; 

9) das Presbyterium hat in den ersten Monaten eines jeden 
Jahres der Gemeindeversammlung, beziehungsweise Gemeindever- 
tretung ($. 52), über alles das Bericht zu erstatten, was im letzt- 
verflossenen Jahre Wichtiges und zur Mittheilung Geeignetes in 
seinem Wirkungskreise vorgekommen ist; 

10) Wünsche und Beschwerden in Betreff der Dienstführung 
oder des Lebenswandels der Geistlichen haben die Kirchenältesten 
diesen als ihren Mitältesten mit brüderlicher Liebe vorzutragen, 
und, wenn solches ohne Erfolg bleibt, den höheren Kirchenbehörden 
anzuzeigen; 

11) das Presbyterium hat das Recht, Vorschläge, welche die 
evangelische Kirche betreffen, den höheren Kirchenbehörden vor- 
zulegen; 

12) das Presbyterium wählt zur Seniorats-Versammlung aus 
seiner Mitte die Abgeordneten, und übt bei Besetzung des Se- 
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niorates und der Superintendentur das Wahlrecht im Namen der 
Gemeinde aus. : 

8. 43. Das Presbyterium vertheilt unter seine Mitglieder die 
verschiedenen Geschäftszweige, ist aber der Gemeinde und den 
höheren kirchlichen Behörden als Gesammtheit verantwortlich. 

Das Presbyterium hat eines seiner Mitglieder zum weltlichen 
Vorsteher (Curator) zu wählen und die Gränzen zu bestimmen, 
innerhalb welcher es demselben überlässt, unter Aufrechthaltung 
der Verantwortlichkeit des Gesammtpresbyteriums in dessen Namen 
zu handeln. 

&. 44. Das Amt der Presbyter wird als ein Ehrenamt unent- 
geltlich versehen. 

$. 45. Damit das Presbyterium einen giltigen Beschluss fas- 
sen könne, müssen alle Mitglieder desselben ordnungsmässig ein- 
geladen und mehr als die Hälfte ihrer Anzahl gegenwärtig sein. 

8. 46. Den Vorsitz im Presbyterium führt in der Regel der 
Pfarrer, wo mehrere Pfarrer sind, der erste Pfarrer. 

Der Vorsitzende beruft die Versammlung des Presbyteriums, 
leitet die Verhandlungen und ist für die Ausführung der Beschlüsse 
verantwortlich. 

Wenn ein Drittel der Mitglieder es wünscht, so hat der Vor- 
sitzende eine Versammlung des Presbyteriums zu berufen. 

8. 47. Das Presbyterium beschliesst über die zur Berathung 
vorgelegten Gegenstände durch Stimmenmehrheit. Die zur Be- 
schlussfassung gelangenden Fragen sind so zu formuliren, dass 
darauf die Antwort mit Ja oder Nein zu geben ist. 

Abstimmung durch Namensruf findet statt, wenn dieselbe von 
dem dritten Theil der anwesenden Mitglieder beantragt wird. 

Geheime Abstimmung hat bei Wahlen statt zu finden und bei 
Fragen, welche das persönliche Interesse einzelner Mitglieder be- 
treffen. 

Der Vorsitzende hat Stimmrecht gleich den übrigen Mitglie- 
dern und giebt im Falle der Stimmengleichheit den Ausschlag. 

Wenn ein Mitglied glaubt, sich der Abstimmung enthalten 
zu müssen, so hat es den Grund hievon zu Protokoll zu geben. 

8. 48. Ueber jede Sitzung des Presbyteriums ist ein Proto- 
koll zu führen, welches nach ordnungsmässiger Verlesung zu seiner 
Beglaubigung von dem Vorsitzenden und dem Schriftführer oder 
einem anderen Mitgliede unterzeichnet wird. 

Das Protokoll hat zu enthalten: 

1) die Namen des Vorsitzenden und der anwesenden Mit- 
glieder des Presbyteriums; 
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2) die zur Kenntnissnahme oder zur Berathung vorgelegten 
Gegenstände; 

3) die Fragen, über welche abgestimmt wurde; 

4) das Ergebniss der Abstimmung, und zwar bei Abstimmung 
durch Namensaufruf unter Anführung der Namen, bei jeder an- 
deren Abstimmung unter Angabe der Anzahl der Stimmen für 
und wider. 

Protestationen und Seperatvota dürfen nur in dem Falle dem 
Protokolle beigelegt werden, wenn in der Sitzung selbst die Ab- 
sicht, sie beizulegen, ausgesprochen und ihr Inhalt genau angege- 
ben ist; übrigens ist denselben keine weitere Folge zu geben. 

6. 49. Bei den Kirchenvisitationen hat das Presbyterium dem 
Visitator (Senior oder Superintendent) die Protokolle vorzulegen, 
damit sich dieser von der ordnungsmässigen Führung überzeugen 
könne. Auch sind die Protokolle den höheren Kirchenbehörden 
auf deren Verlangen in Urschrift oder in beglanbigter Abschrift 
(8. 50.) einzusenden. 

8. 50. Auszüge aus dem Protokolle des Presbyteriums, von 
dem Vorsitzenden und dem Schriftführer oder einem anderen Mit- 
gliede unter Beidrückung des Gemeindesiegels unterfertigt, haben 
die Geltung des Originals. 

8. 51. Sollte ein Presbyterium sich der Vernachlässigung 
seiner Pflichten oder eines gesetzwidrigen Verfahrens schuldig 
machen, so liegt es dem Senioratsausschusse und weiter den höhe- 
ren Kirchenbehörden ob, diess abzustellen. Dem Superintendential- 
ausschuss steht es zu, selbst ein Presbyterium aufzulösen unter 
Anordnung einer sofortigen Neuwahl. | 


B. Pflichten und Rechte der Gemeindeversammlung 
und der Gemeindevertretung. 


8. 52. 1) Das Recht, die Pfarrer und (in den $.29. bezeich- 
neten Fällen) die ständigen Vicare (Pfarrgehilfen) zu wählen, steht 
in jeder Gemeinde der Gesammtheit aller stimmberechtigten Mit- 
glieder zu. 

2) Alle übrigen der ganzen Gemeinde zukommenden Rechte 
übt in kleineren Gemeinden, d. h. in Gemeinden unter 500. Seelen, 
ebenfalls die Gesammtheit aller stimmberechtigten Mitglieder aus, 
in grösseren Gemeinden dagegen übt die Gesammtheit aller stimm- 
berechtigten Mitglieder nur noch das Recht aus, die Gemeinde- 
vertretung zu wählen; alle übrigen Rechte der ganzen Gemeinde 
übt in ihrem Namen die Gemeindevertretung aus. 

3) Die Anzahl der Mitglieder der Gemeindevertretung richtet 
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sich nach der Grösse der Gemeinde, darf jedoch die Höhe von 
zweihundert nicht überschreiten. Aenderungen in der bestehenden 
Anzahl der Gemeindevertreter können nur durch einen Beschluss 
der Gemeindevertretung mit einer Majorität von zwei Dritteln der 
Anwesenden eintreten unter Zustimmung des Superintendenten. 


$. 53. 1) Die Gemeindeversammlung, bezüglich in grösseren 
Gemeinden die Gemeindevertretung, wird von dem Presbyterium 
unter Bekanntgebung der zu verhandelnden Gegenstände einberufen. 
Den Vorsitz in derselben führt der Pfarrer oder der Curator. 


2) Um einen giltigen Beschluss fassen zu können, müssen zu 
jeder Versammlung sämmtliche Mitglieder der Körperschaft ord- 
nungsmässig eingeladen und mehr als die Hälfte derselben an- 
wesend sein. 

Für solche Gemeinden, deren örtliche Verhältnisse die Er- 
füllung dieser Bedingung in hohem Grade erschweren, steht es 
dem Superintendentialausschusse zu, das Erforderniss der Beschluss- 
fähigkeit auf ein Drittheil der ordnungsmässigen Mitglieder herab- 
zumindern. 

3) Ueber den Geschäftsgang in der Gemeindeversammlung 
(Gemeindevertretung) gelten die $$. 46., 47., 48. für das Presby- 
terium gegebenen Vorschriften. 


$. 54. Zum Wirkungskreise der Gesammtheit aller stimm- 
berechtigten Gemeindeglieder in kleineren Gemeinden ($. 52.) 
gehört, ausser der in $. 52. bezeichneten Wahl der Pfarrer, Pfarr- 
gehilfen und Vicare Folgendes: 

1) Die Wahl der Mitglieder des Presbyteriums; 

2) die Wahl der Schullehrer ($. 129., 2.); wenn jedoch durch 
Beschluss der Gemeindeversammlung (Gemeindevertretung) eine 
besondere aus geistlichen und weltlichen Mitgliedern zusammen- 
gesetzte Commission für die Angelegenheiten der Schule bestehen 
sollte, so kann dieser die Wahl und die Gehaltsbestimmung ($. 54., 3.) 
der Lehrer übertragen werden. 

3) Die Bestimmung der Gehalte der Pfarrer, der ständigen 
Pfarrgehilfen und der Schullehrer (vgl. $. 54., 2.) und die Be- 
willigung von Personalzulagen und von zeitweisen Theuerungs- 
zuschüssen an dieselben; Naturalquartiere, Benützung von Grund- 
stücken, vocationsmässige Gebühren und Naturalleistungen haben 
auch fortan zu bestehen, und es können weder diese noch die 
Gehalte bei Neubesetzungen herabgemindert werden. 


4) Die Herbeischaffung der zu den Gemeindebedürfnissen nö- 
tbigen Mittel, wo es erforderlich ist durch Umlagen auf die Ge- 
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meindeglieder und auch durch Anleihen, und die Bestimmung über 
die Art der Anlegung der Capitalien. 

Veräusserungen des Eigenthums der Gemeinde und Verän- 
derungen in der Substanz des Gemeindevermögens, sowie Anleihen, 
welche die Hälfte der Jahreseinnahmen der Gemeinde übersteigen, 
bedürfen der Genehmigung des Oberkirchenrathes. 

5) Die Prüfung der jährlichen Gemeinderechnung. 

Die unter diesen fünf Rubriken bezeichneten Gegenstände 
bilden in grösseren Gemeinden ($. 52.) den Wirkungskreis der 
Gemeindevertretung. 


C. Wahl des Presbyteriums und der Gemeinde- 
vertretung. 


$. 55. Die Gemeindevertretung ($. 52.) wird durch die Ge- 
sammtheit aller stimmberechtigten Gemeindeglieder (8. 18.), das 
Presbyterium in kleineren Gemeinden ($. 52.) durch die Gesamnt- 
heit aller stimmberechtigten Gemeindeglieder, in grösseren durch 
die Gemeindevertretung und aus ihrer Mitte gewählt. Die Presbyter 
bleiben Mitglieder der Gemeindevertretung. 

&. 56. In beiden Fällen ist die Abstimmung geheim und 
müssen die Stimmzettel von den Stimmberechtigten persönlich ab- 
gegeben werden. 

8. 57. Zur Giltigkeit der Wahlhandlung ist erforderlich, dass 
alle Wahlberechtigten ordnungsmässig aufgefordert seien und dass 
bei der Wahl der Gemeindevertretung durch die sämmtlichen 
stimmberechtigten Gemeindeglieder in Gemeinden bis 4000 Seelen 
mehr als die Hälfte, in Gemeinden über 4000 Seelen mindestens 
ein Drittel der Stimmberechtigten, bei der Wahl der Presbyter 
jedenfalls mehr als die Hälfte der Wahlberechtigten ihre Stimme 
abgegeben habe. 

Gewählt sind unter den gesetzlich wählbaren ($. 19.) Mitglie- 
dern der Gemeinde jene, welche die relative Majorität unter den 
abgegebenen Stimmen haben. 

8. 58. Die Leitung der Wahlhandlung ($. 42., 5.) und die 
Prüfung der Giltigkeit der Wahlen ist in beiden Fällen Sache des 
Presbyteriums. 

8. 59. Die Gemeindevertreter sowie die Mitglieder des Pres- 
byteriums werden auf sechs Jahre gewählt. Die Wahl des Pres- 
byteriums findet unmittelbar nach Abschluss der Wahl der Ge- 
meindevertretung Statt. Beide Körperschaften werden nach je drei 
Jahren zur Hälfte erneuert. Die Ausscheidung der ersten Hälfte 
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nach den ersten drei Jahren geschieht durch das Loos. Die Aus- 
scheidenden sind stets wieder wählbar. 

$. 60. Die Namen der neugewählten Gemeindevertreter wer- 
den am Schlusse eines sonntäglichen Gottesdienstes vom Pfarrer 
der Gemeinde bekannt gegeben. 

Die neugewählten Presbyter haben am erwähnten Sonntage 
nach Beendigung des Gottesdienstes in die Hand des Pfarrers das 
Gelöbniss abzulegen: 

«Ich gelobe vor Gott, bei meinem Wirken als Presbyter die 
innere und äussere Wohlfahrt dieser evangelischen Gemeinde nach 
bestem Wissen und Gewissen zu wahren und darauf zu achten, 
dass die Kirche in allen Stücken wachse an dem, der das Haupt 
ist, Christus.» 

8. 61. Sollte ein Presbyter die zu seiner Wählbarkeit er- 
forderlichen Eigenschaften ($. 19.) verlieren oder sein Amt an- 
dauernd vernachlässigen, oder sich eines Missbrauches desselben 
schuldig machen, so ist es Aufgabe des Presbyteriums, im Interesse 
der Gemeinde dessen Rücktritt zu veranlassen. 

8. 62. Jeder Gemeinde steht es frei, innerhalb der Gränzen 
der Kirchenverfassung ein aus ihren besonderen Verhältnissen und 
ihren bisherigen Gepflogenheiten hervorgehendes Localstatut auf- 
zustellen. Solche Statuten bedürfen vor ihrer Einführung der Ge- 


nehmigung des Oberkirchenrathes. 
(Schluss folgt im nächsten Heft.) 


Il. 


Königl. Preussisches Gesetz, betreffend die Regulirung der 
Schlesischen Zehntverfassung. Vom 10. April 1865. *) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc. ver- 
ordnen, mit Zustimmung beider Häuser des Landtages Uuserer 


Monarchie, was folgt: 5 
. 


Die Bestimmungen der Kabinets-Order vom 16. Juni 1831. wegen 
Wiederherstellung der Schlesischen Zehntverfassung, wie sie nach der 
Order vom 3. März 1758. bis zum 6. Februar 1812. bestanden hatte 
(Gesetz-Samml. von 1831. S. 169.), werden, wie folgt, abgeändert. 

8. 2. 

Die Reallasten, welche den Bestimmungen der Order vom 16. 
Juni 1831. unterliegen, werden hiermit für ablösbar nach den Vor- 
schriften des gegenwärtigen Gesetzes erklärt. 


. *) Das nächste Heft bringt eine Abhandlung über die Schlesische Zehntver- 
fassung. Die Redastion. 
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Die Ablösung derselben erfolgt ohne besonderen Antrag der Be- 
theiligten von Amtswegen. 

Sofern es dabei auf den Tag der Provokation ankommt, ist der 
Tag dafür anzusehen, an welchem das gegenwärtige Gesetz in 
Kraft tritt. 

8. 4. 

Die Ermittelung des Jahreswerthes der Reallasten erfolgt nach 
den Vorschriften des Gesetzes vom 2. März 1850. , betreffend die Ab- 
lösung der Reallasten etc. (Gesetz-Samml. von 1850. S. 77. ff.). Dabei 
findet jedoch weder der im $. 26. a. a. O. vorgeschriebene Abzug von 
fünf Prozent wegen der geringeren Beschaffenheit des Zinsgetreides, 
nochfeine Kürzung der Rente bis auf zwei Drittel des Reinertrages 
der pflichtigen Stelle statt ($. 63. a. a. 0. und $. 6. des Gesetzes vom 
11. März 1850., betreffend die auf Müblengrundstücken haftenden 
Reallasten). 

8. 5. 
Der nach $. 4. festgestellte Geldbetrag wird 

a) bei denjenigen Reallasten, welche an dem Tage, an welchem 
das gegenwärtige Gesetz in Kraft tritt, gesetzlich gangbar sind, 
zum 22?/sfachen Betrage, und 

b) bei denjenigen Reallasten, welche an dem Tage, an welchem 
das gegenwärtige Gesetz in Kraft tritt, gesetzlich ruhen, zum 
2?/pfachen Betrage 

durch Kapital abgelöst. 

Die Abfindung erfolgt durch die Vermittelung der Rentenbanken. 
Dem Verpflichteten steht jedoch frei, baar zum 22°/%fachen,, bezie- 
hungsweise dem 2?/ofachen Betrage abzulösen. 

8. 6. 

Für die Vermittelung der Rentenbank ist das Gesetz vom 2. März 
1850. (Gesetz-Samml. von 1850. S. 112. ff.) maassgebend. Dabei bleiben 
aber diejenigen Bestimmungen, welche eine Tilgungsperiode von 41!/ıs 
Jahren voraussetzen, ausser Betracht und überdies treten nachstehende 
Abänderungen des Rentenbank-Gesetzes ein: 

a) die berechtigte Anstalt erhält den nach $. 5. berechneten 
Betrag in Rentenbriefen nach deren Nennwerth und, soweit 
dies durch solche nicht vollständig geschehen kann, im baaren 
Gelde; 

b) der Besitzer des pflichtigen Grundstücks hat ohne Rücksicht 
auf seine Konfession von dem Zeitpunkte der Rentenübernahme 
und während der Tilgungsperiode von 56’/Js Jahren an die 
Rentenbank eine Jahresrente zu entrichten, welche 4!/ vom 
Hundert der an die Berechtigte zu gewährenden Abfindung be- 
trägt; Rententheile unter einem vollen Silbergroschen werden 
von der Rentenbank nicht übernommen, vielmehr wird der 222% 
oder 2*%/%fache Betrag derselben, je nachdem die Abfindung: 
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gemäss $8$. 5. a. oder 5. b. erfolgt, von dem Besitzer des verpflich- 
teten Grundstücks unmittelbar an die berechtigte Anstalt gezahlt; 

c) die Ueberweisung von Abgabenrückständen auf die Rentenbank 

nach Vorschrift des $. 99. des Ablösungsgesetzes vom 2. März 
1850. ist unzulässig. 
8. 7. 

Wenn ein zur Konfession der berechtigten Anstalt nicht gehöriger 
Besitzer eines pflichtigen Grundstücks an dem Tage, an welchem das 
gegenwärtige Gesetz in Kraft tritt, die Reallasten lediglich um des- 
willen entrichten muss, weil eine vor Erlass der Order vom 16. Juni 
1831. empfangsberechtigt gewesene Person bei dem Eintritt der Rechts- 
kraft dieses Gesetzes noch im Amte ist, so ist dieser Fall in Betreff 
der endgültigen Regulirung ebenso zu behandeln, als ob die Real- 
lasten an dem Tage, an welchem das gegenwärtige Gesetz in Kraft 
tritt, geruht hätten. 

Während der Amtsdauer des Berechtigten müssen demselben aber 
von dem Besitzer des pflichtigen Grundstücks die Reallasten bis zum 
Tage der Uebernahme der Rente auf die Rentenbank unverkürzt, von 
dem gedachten Tage an, zu neun Zehnteln fortentrichtet werden. 

8. 8. 

Die Ausführung der Bestimmungen der $$. 2. bis 7. des gegen- 
wärtigen Gesetzes erfolgt durch die zuständigen Auseinandersetzungs- 
behörden und Rentenbanken. 

8. 9. 

Wenn Rezesse oder Verträge von den vorstehenden Bestimmungen 
abweichende Festsetzungen enthalten, so sind diese bei der Ablösung 
maassgebend. 

8. 10. 

Der $. 8. des Gesetzes vom 15. April 1857., betreffend die Ab- 
lösung der den geistlichen Instituten zustehenden Reallasten (Gesetz- 
Samml. von 1857. S. 363.), wird aufgehoben. | 

Die nach dem Gesetze vom 26. April 1858. (Gesetz-Samml. S. 273.) 
erfolgte Schliessung der Rentenbanken steht der Ausführung des gegen- 
wärtigen Gesetzes nicht im Wege. 

8. 11. 

Die Kosten des Verfahrens über die Ablösung der Reallasten nach 
dem gegenwärtigen Gesetze übernimmt der Staat. 

Nur die Prozesskosten haben die Parteien zu entrichten. | 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und 
beigedrucktem Königlichem Insiegel. 

Gegeben Berlin, den 10, April 1865. 

& (L. 8.) Wilhelm. 
v. Bismarck-Schönhausen. v. Bodelschwingh. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 
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IV. 


Nachricht über die Vereidigung des Erzbischofs von Gnesen- 

Posen, Grafen Miecislaus von Ledochowski und des Erzbischofs 

von Cöln, Dr. Paulus Melchers im königlichen Palais zu 
Berlin am 14. April 1866. 


Heut Nachmittags 2 Uhr geruhten Se. Majestät der König 
von den neu ernannten beiden Erzbischöfen von Gnesen-Posen und von 
Cöln, Grafen Ledochowski und Dr. Melchers, in Allerhöchstihrem Palais 
den Huldigungseid entgegen zu nehmen. Die Erzbischöfe wurden zu 
diesem Behufe durch Königliche Equipagen nach dem Palais abgeholt, 
dort von dem Ober-Ceremonienmeister Grafen Stillfried de Alcantara 
und dem Ober-Hofmarschall Grafen Pückler empfangen und mit ihren 
Begleitern in das Malachitzimmer geleitet, woselbst der Minister der 
geistlichen Angelegenheiten Dr. von Mühler und der Dirigent für die 
katholischen Kirchen-Angelegenheiten in seinem Ministerium, Geheime 
Regierungs-Rath Dr. Kraetzig sich eingefunden hatten. 

Nachdem Se. Majestät der König von der Ankunft der Erzbischöfe 
durch den dienstthuenden Flügel-Adjutanten unterrichtet worden waren, 
begaben Allerhöchstdieselben sich, begleitet von Sr. Königlichen Hoheit 
dem Kronprinzen, in den zum Audienzzimmer bestimmten blauen Saal, 
woselbst sich vorher schon der Oberst-Kämmerer, die Minister der Justiz 
und des Innern, der General-Adjutant und die Flügel-Adjutanten vom 
Dienst und der Kabinets-Rath Sr. Majestät versammelt hatten. Der 
Minister der auswärtigen Angelegenheiten und Präsident des Staats- 
Ministeriums Graf von Bismarck war durch Krankheit am Erscheinen 
behindert. Ä 

Der Minister der geistlichen Angelegenheiten, die beiden Erzbischöfe, 
der obengenannte Ministerial-Rath und die beiden Begleiter der Erz- 
bischöfe traten nunmehr auf Einladung der empfangenden Ober-Hof- 
beamten in den blauen Saal ein. Der Minister stellte die Erzbischöfe 
Sr. Majestät dem Könige vor und richtete an Allerhöchstdieselben 
nachstehende Worte: 

Nachdem durch Gottes gnädige Fügung die beiden gleichzeitig 
verwaisten erzbischöflichen Diöcesen in Ew. Königlichen Majestät 
Staaten wiederum Hirten und Vorsteher erhalten haben, welche zu 
solchem hohen Amte würdig befunden und Ew. Königlichen Ma- 
jestät allergnädigsten Vertrauens theilhaftig geworden sind, so haben 
Allerhöchstdieselben, als ein besonderes Zeichen landesväterlicher 
Huld, die persönliche Entgegennahme des Ew. Königlichen Majestät 
und Allerhöchstdero rechtmässigen Nachfolgern in der Regierung 
zu leistenden Huldigungseides, in Gegenwart Sr. Königlichen Hoheit 
des Kronprinzen und im Beisein der dazu verordneten Zeugen, 
allergnädigst zu gewähren geruht. 
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Zu diesem Zwecke sind die beiden Herren Erzbischöfe hier 
vor Ew. Königlichen Majestät erschienen und harren Ew. König- 
lichen Majestät Winkes, um die treue Erfüllung der von ihnen 
gegen Ew. Königliche Majestät übernommenen Pflichten nunmehr 
eidlich zu geloben. 

Den Akt der Eidesleistung selbst leitete hierauf der in der erz- 
bischöflichen Würde ältere Erzbischof von Gnesen-Posen, Graf Ledo- 
chowski, Namens beider Erzbischöfe durch eine, an Se. Majestät den 
König gerichtete, allerunterthänigste Ansprache ein, welche also lautete: 

Unter Zustimmung Ew. Königlichen Majestät, durch das Ver- 
trauen des heiligen Vaters, zur geistlichen Oberleitung der beiden 
Metropolen des Königreichs berufen, haben wir, Erzbischöfe von 
Cöln und Gnesen und Posen, die sehr grosse Ehre, Ew. Majestät 
uns heute vorzustellen, um Allerhöchstdenselben den Tribut unserer 
Ehrfurcht zu Füssen zu legen und unsere pflichtschuldige Treue 
zu geloben. Dieser feierliche und wichtige Akt, wodurch wir uns 
verpflichten, Ew. Majestät gegenüber heilige Verbindlichkeiten zu 
erfüllen, wird verherrlicht durch die Grossmuth, womit Allerhöchst- 
dieselben würdigen, Selbst aus unserem Munde die aufrichtigen 
Gelöbnisse entgegenzunehmen, welche wir im Begriffe stehen Ew. 
Majestät zu geben. Dankend für diese Gunst, worin wir einen 
neuen Beweis der wohlwollenden Gesinnungen zu erkennen uns 
freuen, welche Ew. Majestät gegen die Kirche hegen, deren un- 
würdige Diener wir sind, wagen wir am Fusse des Thrones die 
inständige Bitte niederzulegen, dass Ew. Majestät geruhen wolle, 
das allerhöchste Wohlwollen der heiligen katholischen Kirche und 
den religiösen Interessen der Ihrem Königlichen Scepter unter- 
worfenen Gläubigen stets zu erhalten, auf dass wir immer die 
Vorsehung preisen können, für die Wohlthaten, welche sie durch 
den mächtigen Schutz des Königs über uns zu verbreiten wür- 
digen wird. 

Sodann leisteten die beiden Erzbischöfe einer nach dem anderen den 
Huldigungseid nach der ihnen durch den Geheimen Regierungs-Rath 
Dr. Kraetzig übergebenen schriftlichen Norm, unter Berührung des 
Evangeliums, welches ihnen von den sie begleitenden Geistlichen ge- 
halten wurde, körperlich wie folgt ab: 

Ich, Graf Miecislaus Ledochowski, erwählter und bestätigter 
Erzbischof von Gnesen-Posen, 

Ich, Paulus Melchers, ernannter und bestätigter Erzbischof 
von Cöln, schwöre einen Eid zu Gott dem Allmächtigen und All- 
issonden und auf das heilige Evangelium, dass, nachdem ich auf 
den erzbischöflichen Stuhl von Gnesen-Posen (Cöln) erhoben worden 
bin, ich Sr. Königlichen Majestät von Preussen Wilhelm und Aller- 
höchstdessen rechtmässigem Nachfolger in der Regierung, als mei- 
nem Allergnädigsten Könige und Landesherrn, unterthänig, treu, 
gehorsam und ergeben sein, Allerhöchstdero Bestes nach meinem 
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Vermögen befördern, Schaden und Nachtheil aber verhüten und 
besonders dahin streben will, dass in den Gemüthern der meiner 
erzbischöflichen Leitung anvertrauten Geistlichen und Gemeinden 
die Gesinnungen der Ehrfurcht und der Treue gegen den König, 
die Liebe zum Vaterlande, der Gehorsam gegen die Gesetze, und 
alle jene Tugenden, die in dem Christen den guten Unterthan be- 
zeichnen, mit Sorgfalt gepflegt werden; und dass ich nicht dulden 
will, dass von der mir untergebenen Geistlichkeit in entgegen- 
gesetztem Sinne gelehrt oder gehandelt werde. | 
Insbesondere gelobe ich, dass ich keine Gemeinschaft oder 
Verbindung, sei es innerhalb oder ausserhalb Landes, unterhalten 
will, welche der öffentlichen Sicherheit gefährlich sein könnten, und 
will ich, wenn ich erfahren sollte, dass in meiner Diöcese oder 
anderswo, Anschläge gemacht werden, die zum Nachtheile des Staats 
gereichen könnten, hiervon Sr. Königlichen Majestät Anzeige ma- 
chen. Ich verspreche dieses Alles um so unverbrüchlicher zu hal- 
ten, als ich gewiss bin, dass ich mich durch den Eid, welchen ich 
Seiner päpstlichen Heiligkeit und der Kirche geleistet habe, zu 


Nichts verpflichte, was dem Eide der Treue und Unterthänigkeit 


gegen Se. Königliche Majestät entgegen sein kann. 


Alles dieses schwöre ich, so wahr mir Gott helfe und sein 


heiliges Evangelium; Amen. 
Nach der Eidesleistung gab der Erzbischof von Cöln Namens beider 


Erzbischöfe den Gefühlen des Dankes gegen Se. Majestät den König 
Ausdruck, indem er mit Wärme folgende Worte an Allerhöchstdiesel- 


ben 


richtete: 

Ew. Königlichen Majestät sprechen wir unterthänigsten Dank 
aus für die Allerhöchste Gegenwart, womit sie den heiligen Akt 
unserer Eidesleistung zu beehren geruht haben. Wir erkennen 
darin einen neuen Beweis der grossen Hochachtung und Wohl- 
gewogenheit Ew. Majestät gegen die heilige Kirche, deren Diener 
zu sein wir die Ehre haben. 

Wir sind durch diese Eidesleistung heut eingetreten in den 
Unterthanenverband des Königreiches und haben diesen Schritt 
gethan mit dem ernsten Willen und Vorsatz, in treuester Erfüllung 
der Unterthanenpflichten allen unserer Obsorge anvertrauten Gläu- 
bigen mit einem guten Vorbilde voranzuleuchten und zugleich 


unseren amtlichen Einfluss immer dahin zu verwenden, dass die- 


selben als gute Christen nicht nur in Glauben und Gehorsam Gott 
treu dienen, sondern auch als gute Unterthanen von den Ge- 
sinnungen der Ehrfurcht, Treue und Liebe gegen ihren König 
immer mehr durchdrungen werden und schuldigen Gehorsam den 
Gesetzen erweisen. 

Ueberzeugt, dass die Verhältnisse von Staat und Kirche nur 
dann segensreich und gedeihlich sich entwickeln, wenn die beider- 
seitigen Organe in Frieden und Eintracht nach dem gemeinschaft- 
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lichen Ziele zusammenwirken, werden wir stets — wir geloben es 

gern — uns angelegen sein lassen, soweit es in unseren Kräften 

steht, diesen Frieden und diese Eintracht aufrecht zu erhalten. 

Ew. Königliche Majestät bitten wir um den Allerhöchsten 
Schutz in der Ausübung unseres wahrlich nicht leichten Amtes 
und verbinden damit gern die Versicherung, dass es uns stets eine 
heilige und angenehme Pflicht sein wird, durch heisse Gebete den 
‘Schutz des Allerhöchsten und die reichsten Segnungen des Himmels 
auf das theure Haupt Ew. Majestät und auf das Allerhöchstdero 
Königlichem Scepter unterworfene Vaterland herabzuflehen. 

Se. Majestät der König geruhten *hierauf den feierlichen Akt mit 
folgenden, an die beiden Erzbischöfe gerichteten huldvollen Worten 
zu schliessen: | 

Es ist mir angenehm gewesen, Sie, Hochwürdige Herren, beim 
Antritt Ihres erzbischöflichen Amtes persönlich zu empfangen und 
das feierliche Gelöbniss, welcheg Sie so eben abgelegt und mit 
Ihrem Eide bekräftigt haben, als Unterpfand Ihrer Gesinnungen 
gegen Mich und Mein Königliches Haus von Ihnen entgegen- 
zunehmen. 

Die Verhältnisse der katholischen Kirche im Bereiche Meines 
ganzen Landes finden sich durch geschichtliche Entwickelung, 
Recht und Verfassung in wohlgeordnetem Zustande. Unter dem 
Schutze gerechter und wohlwollender Gesetze darf sie auf ihrem 
Gebiete frei und ungehindert ihre Thätigkeit entfalten. Es ge- 
reicht Mir zur Genugthuung, dass diese Thatsache, wie sie in dem 
Munde des sichtbaren Oberhauptes Ihrer Kirche mehrfach eine 
gerechte Würdigung erfahren hat, so auch in den Herzen Meiner 
getreuen Unterthanen dankbare Anerkennung findet. Die katho- 
lische Kirche in Meinen Staaten darf der Fortdauer Meines landes- 
väterlichen Schutzes versichert sein. Insbesondere mögen auch Sie, 
Hochwürdige Herren, auf Meine Unterstützung in der Erfüllung 
Ihrer Aufgabe rechnen, deren Schwierigkeit Ich nieht verkenne. 

Mit um so grösserer Zuversicht hege Ich aber auch zu Ihnen 
die Erwartung, dass Sie, wie Sie soeben. durch einen feierlichen 
Eid vor Gott gelobt haben, in den Ihrer bischöflichen Obhut an- 
vertrauten Diöcesanen den Geist der Ehrfurcht und Treue gegen 
Mich und mein Königliches Haus und des Gehorsams gegen die 

' von Gott geordnete Obrigkeit, sowie die Achtung vor den Gesetzen 
des Staates pflegen und nähren und Frieden und Eintracht unter 
den Staatsangehörigen nach Kräften fördern werden. 

In diesem Vertrauen heisse Ich Sie in Meinem Lande will- 
kommen, welches, wie es Ihnen eine heimathliche Stätte und ein 
reiches Feld der Wirksamkeit bietet, mit gleicher Zuversicht 

‘auf Ihre Hingebung für seine hohen und heiligen Interessen 
rechnet. 

Die beiden Erzbischöfe vollzogen nunmehr, nachdem sie von 
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der Eidesleistung aufgenommene Protokoll durch ihre Unterschrift. 
Der Akt, bei welchem die Erzbischöfe in der Kleidung der Legati 
nati des Papstes, die fungirenden Beamten und Solennitätszeugen aber 
in Uniform erschienen waren, hatte in seinem ganzen Arrangement 
und Verlaufe etwas ungemein Würdevolles und Feierliches. Nach 
Beendigung der Eidesfeierlichkeit geruhten Ihre Majestät die Königin | 


Sr. Majestät huldvollst entlassen worden, das über den Hergang bei | 


die Erzbischöfe zu empfangen. 
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VI. 


Die Schlesische Zehntverfassung und das Gesetz 
vom 10, April 1865. 


Von 
Emil Friedberg. 


Der Ursprung der schlesischen Zehnten !) entzieht sich 
der historischen Untersuchung. Nur die Analogie der übrigen 
slavischen Bisthümer ?) lässt den Rückschluss zu, dass auch 
in der Diöcese Breslau der Bischof von der weltlichen 
Macht mit Zehnten dotirt, und diese bei Bildung der Bene- 
ficialverfassung auf die einzelnen Geistlichen als wesentliche 
Bestandtheile ihres Einkommens übergegangen seien. Die 
Urkunden welche für das Mittelalter die Existenz des 
Zehntens in Schlesien darthun sind zahlreich 3). Sie ergeben 
zugleich, dass derselbe den kirchlichen Anschauungen ge- 
mäss von der Hufe entrichtet, also als Reallast betrachtet 


!) Die Güte des Herrn Ministers Dr. v. Mühler Exc. hat mich 
in die Lage gesetzt, die Akten des Geh. Staatsarchivs, sowie des Cultus- 
Ministeriums zu benutzen, so dass auch ungedrucktes Material mitgetheilt 
werden konnte. 

?) Vgl. z.B. die Stiftungsurkunde des Bisth. Ratzeburg v. J. 1154. 
bei Lappenberg, Hamburg. Urkundenb. (Hamburg 1842.) 1, 189. 
Für Brandenburg, Urk. v. J. 949. bei Hasselbach und 
 Kosegarten. Codex Pommeraniae dipl. (Greifswald 1862.) 1, 19. 
Für Havelberg v. J. 946. ebendas. 19. — Ueber das ältere Zehntwesen 
inPommern, siehe ebendas. 311. 

®) Vgl. Stenzel, Urk. z. Gesch. d. Bisth. Breslau im Mittelalt. 
1—4. Wattenbach, das Formelbuch des Domherrn Arnold v. Protzan 
(Breslau 1862.) 26. ff. und die Register des Cod. dipl. Silesiae., 

Zeitschr. £. Kirchenrecht. VI. «4 25 
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wurde *#). Dennoch sind sie nicht im Stande den Beweis 
zu führen, dass der Zehnt unterschiedslos in ganz Schlesien 
als allgemein übliche Grundlast aufgetreten sei 5), und der 
namentlich für diese Behauptung angeführte s. g. K.o- 
lowrat’sche Vertrag v. 3. Februar 1504. *) welcher die 
zwischen den schlesischen Fürsten und Ständen einerseits 
und dem Bischofe von Breslau andererseits entstandenen 
Zwistigkeiten beseitigen sollte, bestimmt zwar genau über 
die Art der Zehntentrichtung ohne jedoch deren allgemeine 
Geltung irgendwie auszusprechen ?). 

Die Reformation änderte an den hier dargelegten Ver- 
hältnissen zunächst das, dass jetzt auch die protestantischen 
Pfarrkirchen zehntberechtigt wurden. 

Der protestantische Glauben hatte in Schlesien schnellen 


4 Vgl. auch Simon, Kirchenrecht von Schlesien (1847.) S. 115. 


5) In älterer Zeit wurde den Bischöfen besonders das Zehntrecht 
über neu ausgerodete und urbar gemachte Landesstriche streitig ge- 
macht. Tzschoppe und Stenzel Urkundensamml. zur Gesch. des 
Ursprungs d. Städte etc; (Hamburg 1842.) 33. 


6) Bei Suarez, Samml. alter u. neuer schles. Provinzialgesetze 
(Breslau 1771.) Thl. 1. 8.6. f.: »etc. zum Vierten, was anbetrifft das 
Stück des Zehendes, so von den Inwohnern der Fürstenthümer und 
Landen den Geistlichen.zu geben gebühren, soll ohne alle Widerredung 
und Fürhaltung .... den Geistlichen gereichet werden .... 

Auch um den Zehenden der wüsten Güter sollen die Geistlichen 
an den Enden, wo ihnen der Zehende von den wüsten Gütern in den 
vergangenen Jahren gegeben, noch also nehmen; so lange bis die Güter 
besetzt und ihre Freiheit ausgehe, alsdann nach Ausgang der Freiheit, 
sollen sie, die Geistlichen, was ihnen rechtlich gebühret und zustehet, 
nehmen. Item, als die Geistlichkeit etwa vor Alters Geld von den be- 
sessenen Gütern von den Getreide Zehende und anders genommen, 
sollen sich die Geistlichen hinfürder in denen also verhalten, wo Ge- 
treide gegeben, noch Getreide nehmen, dergleichen auch wo Geld von 
ihnen genommen, nochmals nehmen .... Item, wo Bischofs Vierding oder 
Malder sein, sollen die, wie vor Alters gegeben werden, es wäre denn, 
dass die Personen- und Bauerschaft verwüstet und arm, nichts geben 
könnten .... Wo aber die Güter besäet, und sich die Leute darvon 
nähren, dann aber nach Gebühr davon nehmen, damit sich die Leute 
darvon erhalten und bessern, und nicht zu Grunde verderbet wer- 
den etc.« 

”) Vgl. auch Erk. des Obertrib. bei Altmann, Praxis d. Preuss. 
‘Ger. in Kirchen-, Schul- und Ehesachen, S. 549. ff. 
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Eingang gefunden ®). Von 1518. an traten die bedeu- 
tendsten Städte wie Breslau ‚ Goldberg, Haynau, 
Bunzlau,Schweidnitz, Reichenbach, Striegau zur 
evangelischen Confession über und ein grosser Theil der 
Dörfer folgte ihnen nach. In den Fürstenthümern Lieg- 
nitz, Brieg, Oels, Münsterberg, Glatz, Sagan, 
Glogau und Jauer ebenso wie in Jägerndorf wurde 
der Protestantismus ungehindert gepredigt und erwuchs hier 
früher, dort später zur herrschenden Confession. 

Damit fielen die alten Kirchen und Pfarreien dem neuen 
Kirchensysteme zu °) und zahlreiche neue wurden begründet. 

Zwar sah die katholische Geistlichkeit nicht müssig der 
Einbusse zu, die sie in so hohem Maasse erlitt, Sie er- 
wirkte mehrere energisch gehaltene kaiserliche Befehle, 
welche die Neuerungen abgestellt und alle den Geistlichen 
entzogenen Beneficien und Einkünfte diesen zurückgegeben 
wissen wollten 1°), Allein einmal stiessen derartige Anord- 
nungen auf den heftigsten Widerstand der protestantischen 
Schlesier und andererseits machte die beständige Gefahr 
der Türkenkriege den Kaiser den factischen Verhältnissen 
gegenüber fügsam. So kam es denn, dass das Edict des 
Kaisers Ferdinand I. vom 20. Dezember 1540. geradezu 
den gemischten Pfarrnexus in Schlesien einführte, mithin 
den Protestantismus vollständig anerkannte. | 

Der Passauer Vertrag, sowie der Augsburgische 
Religionsfriede trugen auch dazu bei, die Verhältnisse der 
Protestanten zu befestigen, und wenn auch i. J. 1604. Ru- 
dolf II. Schlesien als von den genannten Verträgen aus- 
geschlossen hinstellte, so gewährte doch der Ma jestäts- 
brief des Kaiser Rudolf v. 20. Aug. 1609. !1), nachdem 


.%) Vgl. über das Folgende Hensel, Protestant. Gesch. d. Ge- 
meinden in Schlesien (Leipzig und Liegnitz 1768); Anders histor. 
Atlas d. evangel. Kirchen in Schlesien (Gr. Glogau 1845.). 

°) Im J. 1525 verlangt der Rath der Stadt Breslau, dass »die alten 
Dezimen und Kirchenzinsen den neuberufenen Lehrern gegeben werden.« 
Hensela.a. O0. 145. 

) Ebendas. 170. 174. etc. Vgl. auch Worbs, die Rechte d. 
evangel. Gemeinden in Schlesien an den ihnen im 17: Jahrh. ... ge- 
nommenen Kirchen (Sorau 1825.), 12. £. i 

1) Abgedruckt bei Worbs a. a. O. 287. £. 

25° 
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‚die Stände mit seiner Genehmigung die Union mit Böhmen 
geschlossen hatten, den Augsburger Confessions-Verwandten 
die freie Ausübung ihres Glaubens, die Erlaubniss neue 
Kirchen und Schulen einzurichten und die alten in Besitz 
genommenen zu behalten. 

Aber der Majestätsbrief entsprach in seinen Bestim- 
mungen den Bestrebungen der immer heftiger gegen die 
protestantische Kirche auftretenden katholischen Geistlich- 
keit sehr wenig. Schon einige Jahre vorher waren den 
Protestanten die Stadtkirchen zu Troppau und Ratibor 
genommen worden und auch in den Fürstenthümern Op- 
peln, Neisse und Teschen begann eine Gegenrefor- 
mation, welche allen kaiserlichen Verheissungen zum Hohne 
mit der Wegnahme sämmtlicher evangelischer Kirchen und 
der Vertreibung der protestantischen Geistlichen und Ein- 
wohner endete. Erklärte doch der Bischof von Bres- 
lau !?), dass der Majestätsbrief als „nulliter und übel im- 
petriret angesehen werden müsse und unter die sub et 
obreptitie impetrata instrumenta“ gehöre. 

Freilich wurden die Zusagen Rudolf’s auch von 
Matthias II. und Ferdinand II. wiederholt !?), aber 
eben so wenig gehalten, wie vorher. 

Noch schlimmer wurde der Zustand der Evangelischen 
als die Schlesischen Deputirten sich 1619. bei dem Böh- 
mischen Aufstande und der Königswahl Friedrich’s V. 
von der Pfalz betheiligt hatten. 

Die Schlacht am weissen Berge unterwarf Schlesien 
der kaiserlichen Herrschaft und die Protestanten wussten 
noch von Glück zu sagen, dass ihnen auf Vermittlung des 
Kurfürsten von Sachsen im Dresdner Akkord "%) Ver- 
zeihung zugesichert und die Beibehaltung des Majestäts- 
briefes und der darin verheissenen Rechte versprochen 
wurde. Nur Markgraf Johann Georg von Bran- 
denburg, der zugleich Herzog von Jägerndorf war, 
wurde von dem Pardon ausgeschlossen, so dass denn auch 


4, Worbsa.a 0. 22. 
15) Ebendas. 
14) Abgedruckt bei Worbs a. a. O. 302. ff. 
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sämmtliche evangelische Kirchen dieses Fürstenthums fort- 
genommen und katholisirt wurden. 

Aber auch sonst war der Pardon von geringer Wirkung. 
Der Versuch des Grafen Mansfeld, einen Theil des ge- 
schlagenen protestantischen Heeres von Böhmen durch Schle- 
sien zu führen, genügte, die Wegnahme sämmtlicher evan- 
gelischer Kirchen in Oberschlesien zu veranlassen 13), und 
auch in Niederschlesien wurde unter dem Schutze des 
Liechtenstein’schen Regiments auf das Eifrigste mit der 
Gegenreformation vorgegangen. So wurden die evangelischen 
Kirchen in Glogau, Schweidnitz, Jauer, Lands- 
hut, Hirschberg, Striegau,Löwenb erg,Bunz 
lau, Frankenstein, Wartenburg, Münster- 
berg und Neustadt in katholische umgewandelt. 

Zwar athmete dann das bedrängte protestantische Land 
unter den mannigfachen Wechselfällen des endlosen Krieges, 
namentlich in der schwedischen Periode zuweilen auf, und 
einzelne Kirchen wurden wieder protestantisch, aber jeder 
neue kaiserliche Sieg oder Streifzug, jedes kleine kaiser- 
liche Truppenkommando stellte mit sicherer Regelmässigkeit 
den früheren traurigen Zustand wieder her. 

Der Westfälische Friede endlich besiegelte das 
Unglück der Protestanten !). 


) Hensel a. a. O. 324. 

16) Art. 5., $. 38.—41. lauten: 

»8. 38. Die Schlesischen Fürsten Augsburgischer Confession, näm- 
lich die Herzoge zu Liegnitz, Brieg, Münsterberg und Oels, wie auch 
die Stadt Breslau sollen bei ihren vor dem Kriege erhaltenen Rechten 
und Privilegien und der Ausübung der evangelischen Religion erhalten 
werden. 

$. 389. Was die Grafen, Freiherrn, Edelleute und ihre Unterthanen 
in den übrigen Schlesischen Fürstenthümern, die unmittelbar zur Könjg- 
lichen Kammer gehören, als auch die gegenwärtig in Nieder-Oestreich 
lebenden Grafen, Freiherrn und Edelleute betrifft, so steht zwar dem 
Kaiser, so wie andern Königen und Fürsten das jus reformandi zu, 
dessen ohngeachtet sollen sie nicht in Kraft gewisser Verträge, sondern 
auf Vorbitten der Königin von Schweden, nicht gezwungen werden, der 
Religion halber ihre Güter zu verlassen und zu emigriren, sie sollen 
auch nicht abgehalten werden, in der Nachbarschaft ausserhalb des 
Landes ihren Gottesdienst abzuwarten, wofern sie sich sonst nur ruhig 
und friedlich verhalten. Wenn sie aber das Land freiwillig verlassen 
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Den Herzogen von Brieg, Liegnitz, Münster- 
berg und Oels so wie der Stadt Breslau wurde frei- 
lich die freie Ausübung der evangelischen Religion sowie 
der Genuss der früheren Privilegien zugesichert, hinsicht- 
lich der übrigen Landestheile jedoch dem Kaiser das un- 
umschränkte jus reformandi gewährt, nur dass den Pro- 
testanten die Aussicht auf drei Gnadenkirchen vor den 
Städten Schweidnitz, Jauer und Glogau eröffnet 
wurde. 

Im Oktober 1654. erliess demgemäss der Kaiser den 
Befehl, sämmtliche evangelische Kirchen zu katholischen 
zu machen, die evangelischen Geistlichen auszuweisen und 
ihre gesammten Einkünfte auf die katholischen Pfarrer zu 
übertragen. 

Mit äusserster Schonungslosigkeit kamen die Behörden 
dem 'unerhört harten Befehle nach. Ohne auch nur irgend- 
wie zu prüfen, ob die betreffenden Kirchen früher den. 
Katholiken gehört, ohne die Eigenthumsnachweise der Pro- 
testanten in irgend einer Art zu berücksichtigen, wurden 
die Kirchen den Evangelischen entrissen !7); der evan- 
gelische Schulunterricht wurde unterdrückt. 


wollen und sie ihre Güter etwa nicht verkaufen können oder wollen, 
so haben sie immer Freiheit, dieselben zu besuchen und zu verwalten. 

$. 40. Ausser dem, was eben den Schlesischen Fürstexthümern, 
die unmittelbar zur Königlichen Kammer gehören, festgesetzt worden 
ist, verspricht der Kaiser den Evangelischen in denselben zur Ausübung 
ihrer Religion zu erlauben, drei Kirchen auf ihre Kosten ausserhalb 
der Mauer der Städte Schweidnitz, Jauer und Glogau an Orten, die 
derselbe wird anweisen lassen, zu erbauen, so bald sie sich deshalb bei 
ihm melden werden. 

8. 41. Und da man im gegenwärtigen Frieden viele Unterhand- 
lungen wegen mehrerer Religionsfreiheit theils in diesen, theils in den 
andern Kaiserlichen Staaten gepflogen, allein wegen des Widerspruchs 
der Kaiserlichen Gesandten sich zuf nicht mehr hat vereinigen können, 
so behält sich die Königin von Schweden und die evangelischen Stände 
vor, entweder auf dem nächsten Reichstage oder sonst, jedoch friedlich 
und ohne alle Gewalt und Feindseligkeit, deshalb bei dem Kaiser Vor- 
bitten einzulegen.« 

ı7) So wurden in der Diöcese Münsterberg von den 36 evan- 
gelischen Kirchen 85 fortgenommen (eine war eingegangen); Anders 
histor. Diöcesantabellen (Glogau 1855.) 13. f.; in Sagan sämmtliche 
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Aber auch die kargen Zugeständnisse des Friedens 
wurden in der Ausführung erst verzögert und dann ver- 
kümmert '°). Die Protestanten wurden gezwungen, ihre 
Ministerialhandlungen vor katholischen Geistlichen vorzuneh- 
men, und erst mehrere kaiserliche Befehle waren erforderlich, 
um ihnen einen Anspruch auf Dispensation zu verschaffen, 
natürlich mit Zahlung hoher Stolgebühren. 

Im den mittelbaren Fürstenthümern versuchte die ka- 
tholische Partei die Zugeständnisse des westphälischen Frie- 
dens vor allen Dingen dadurch einzuschränken, dass die 
dort gestattete freie Religionsübung sich nur auf die Re- 
sidenzstädte der Fürsten beziehen sollte — was durch die 
kaiserlichen Deklarationen vom 7. Mai 1654. und 18. No- 
vember 1658. beseitigt wurde —, dann aber, als Lieg- 
nitz, Brieg und Wohlau nach dem Tode des letzten 
Herzogs an den Kaiser gefallen waren, untersagte er, aller 
den Ständen gemachten Zusicherungen ungeachtet, den 
Protestanten die öffentliche Religionsübung, besetzte die 
Pfarrstellen in den Stifts- und Kammergütern nur noch mit 
katholischen Geistlichen, schloss mehrere evangelische Kir- 
chen !?), ja verhehlte seine Absicht nicht, das jus reformandi 
auch hier zur Ausübung zu bringen ?°),. Erst die krie- 
gerischen Erfolge König Karl’s XII. von Schweden 


45, in Teschen63, in Glatz79, in Jägerndorf 27, in Pless 
35, inBeuthen 18, in Wartenberg 24, in Trachenbergll, 
in Militsch 8, im Fürstenthum Breslau 129, darunter 8 von den 
Protestanten begründete, ebendas. 24. ff. im Fürstenthum Glogau 
195, darunter 24 neu begründete; im Fürstenthum Jauer 134, darunter 
34 neu begründete; im Fürstenthum Schweidnitz 165, darunter 
42 neu begründete; in Oppeln und Ratibor 68, in Troppau 
34 etc. Anders verzeichnet 1105 fortgenommene Kirchen. — Vgl. 
. auch Worbs.a.a. O. 87. fi. Dagegen hatten die Katholiken in Folge 
dessen Kirchen im Ueberfluss, wie denn beispielsweise die 140 Katho- 
liken in Glogau 7 besassen. Worbsa.a. 0. 112. 

8) Vgl. auch Berg, Gesch. der gewaltsamen Wegnahme der evan- 
gel. Kirchen und Kirchengüter in den Fürstenthümern (Schweidnitz 
und Jauer 1854.), S. 62. Worbsa.a. O. 139. fi. 

1%) In Brieg gingen den Protestanten 53 Kirchen verloren. An- 
ders .a.0. 39. £; in Liegnitz 82; in Wohlau 14 — Vgl. 
auch Worbs.a.a. O. 162. fi. 

%) Hensela.a. 0. 
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waren im Stande, einige Aenderungen in der Rechtslage der 
schlesischen Protestanten herbeizuführen, welche die Bitten 
der Stände und die Vgermittlungen der Kurfürsten von 
Sachsen und Brandenburg vergebens erstrebt hatten. 
Am 11.—21. August 1707. wurde die Konvention zu Altran- 
städt abgeschlossen ?'). 


s1) Hensel. a. O. 563: 
»Von Seiten Ihro Kaiserlichen Majestät wird versprochen: 
Art. 

Dass das freie Religions-Exerzitium, welches denen Schlesischen 
Fürsten, Grafen, Freiherren, vom Adel und ihren Unterthanen, sowie 
auch denen der Augsburger Konfession zugethanen Städten, Vorstädten 
und Dörfern in dem Osnabrücker Frieden erlaubet worden, nicht allein 
ungehindert verbleibe, sondern auch dasjenige, was wider den wahren 
Verstand des Osnabrücker Friedensschlusses neuerlich anzutreffen, oder 
eingeführt worden, auf gesetzliche Weise korrigirt und verbessert wer- 
den soll. 

1) Die Kirchen und Schulen in den Fürstenthümern Liegnitz, Mün- 
sterberg und Oels, wie auch in der Stadt Breslau und den übrigen 
Städten, Vorstädten und Dörfern, welche nach dem Westphä- 
lischen Frieden weggenommen worden, sie mögen entweder schon 
den Katholischen eingeräumt, oder nur gesperrt sein, sollen in den 
Stand, wie sie zur Zeit des jetzt gedachten Friedensschlusses 
gewesen, wieder gesetzt und den Augsburger Konfessionsver- 
wandten mit den dazu gehörigen Rechten, Freiheiten, Einkünften, 
Abgaben, Gründen und andern Gütern binnen 6 Monaten auf 
das längste, oder noch ehender wiederum eingeräumt werden. 

2) Denen Gemeinden, welche ihre Kirchen bei den Städten Schweid- 
nitz, Jauer und Glogeu haben, soll nicht allein freistehen, so 
viele Geistliche anzunehmen, wie sie zur Verrichtung ihres 
Gottesdienstes nothwendig haben, sondern auch zur Auferziehung 
ihrer Kinder bei Kirchen und Schulen nur gebrauchen würden. 

3) In denen Orten aber, wo das öffentliche Religions-Exerzitium 
der Augsburger Konfession verboten ist, soll Niemanden verwehrt 
werden, den Gottesdienst friedlich und bescheiden in seinem 
Hause für sich, seine Kinder und Hausgenossen zu verrichten, 
auch die Kinder in auswärtigen Schulen seiner Konfession, oder 
durch Lebrer zu Hause zu unterweisen. Es soll auch kein 
Augsburgischer Religions-Verwandter in Schlesien gezwungen 
werden, dem katholischen Gottesdienst beizuwohnen, in ihre 
Schulen zu gehen, katholisch zu werden, oder katholische Pfarrer 
zu Ministerial-Actibus, als Trauen, Taufen, Begraben, das heilige 
Abendmal zu halten oder dergl. zu brauchen, sondern es soll 
Jedermann freistehen, zur Vollziehung genannter Actuum in die ‘ 
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Danach sollten alle Kirchen, welche seit d. J. 1648. 
in Breslau und den mittelbaren Fürstenthümern weg- 
genommen waren, innerhalb sechs Monaten mit allen Rechten, 
Einkünften, Abgaben und Grundstücken zurückgegeben wer- 
den; den Gemeinden der drei Gnadenkirchen zu Schweid- 
nitz, Jauer und Glogau sollte gestattet sein, die Zahl 
der Geistlichen dem kirchlichen Bedürfnisse anzupassen, und 
endlich — um von den vielen andern Bestimmungen nur 
die hier uns angehenden anzuführen — sollten die Katho- 
liken, die in evangelischen Parochien wohnten, dem Pfarrer 
zu Zehnt- und Stolabgaben verpflichtet sein. | 

In Ausführung der Konvention erhielten die Evan- 
gelischen der vormals mittelbaren Fürstenthümer 129 Kirchen 
zurück. 

Aber wenn auch der Executionsrecess vom 8. Februar 
1709. den Protestanten noch weitere Begünstigungen ge- 
währte, und Erbauung von Thürmen an den Gnadenkirchen, 
Gebrauch der Glocken, Erbauung von noch sechs Gnaden- 
Kirchen vor den Städten Sagan, Freistadt,Hirschberg, 
‚Landshut, Militsch und Teschen gestattete, so wurden 
einmal alle diese Bestimmungen nicht ganz striet und nicht 
für Katholiken und Protestanten gleichmässig durchgeführt ??), 
und andererseits liegt es auf der Hand, wie sie die Ver- 
hältnisse der früher unmittelbaren Fürstenthümer fast gar 
nicht berührten, für die der mittelbaren nicht ausreichende 
Sorge trugen. 


benachbarten Oerter innen oder ausser Schlesien sich zu begeben, 
wo nämlich das Augsburgische Religions-Exerzitium getrieben 
wird, jedoch dass dem ordentlichen Pfarrer des Orts dasjenige 
entrichtet werde, was ihm dessentwegen dem alten Gebrauche 
nach zukommt. | 
4) Die von Adel und andere Katholische, welche unter Augs- 
burgischen Konfessionskirchen oder Pfarrern wohnen, oder auch 
ihre Güter haben, sollen dem Pfarrer der Augsburgischen Kon- 
fession die Dezimen, so von Alters darauf verordnet sind und 
andere Einkünfte, so unter die taxam stolae gehören, entrichten.« 
22) Vgl. Hensel.a. a. 0. 656. Worbsaa. O. 2ll. fi. 
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So waren die Verhältnisse der evangelischen Kirche 
Schlesiens beschaffen, als der grösste deutsche protestan- 
tische Staat in Beziehungen zu der gedrückten Confession 
trat ?°). 

Bisher hatten alle politischen Ereignisse in Schlesien 
unmittelbar und beständig eine Rückwirkung auf die kirch- 
lichen ausgeübt, und so hätte denn Friedrich Il. die 
Sympathieen der protestantischen Schlesier gründlich ver- 
scherzt, wenn er ihnen nicht ihr verkümmertes Recht ge- 
kräftigt, den unerträglichen Rechtsstand in einen billigen 
verwandelt hätte. Dass aber mit einer bloss moralischen 
Unterstützung und Hebung der protestantischen Kirche nicht 
allein geholfen sein konnte, musste sich von vorne herein 
ergeben. Es war eben nothwendig, ihr auch materiell zu 
helfen, sie durch materielle Mittel in den Stand zu setzen, 
sich dem Drängen und der Wucht der übermächtigen ka- 
tholischen Gegnerin entgegenzustemmen. 

Schon i. J. 1746. ordnete daher der König an ?*), dass 

genaue Erhebungen veranstaltet werden sollten über "die 
Zahl der evangelischen Kirchen und das Verhältniss der - 
evangelischen Pfarreingesessenen zu den katholischen. Aber 
die immer forttobenden Kriegsstürme gestatteten derartige 
Untersuchungen nicht, und erst nach Abschluss des Hu- 
bertsburger Friedens konnten sie wieder aufgenommen 
werden. | 

Ihr Ergebniss war merkwürdig genug. Allein in den 
Kreisen Schweidnitz, Reichenbach und Lands- 
huth 2°) fanden sich 20 katholische Parochieen mit 60 Ort- 


2) Im J. 1741. gab es 352 evangelische Kirchen in Schlesien. — 
Anders a.a.0.57. Die Zahl der katholischen Kirchen belief sich auf 
über 2000. Vgl. Von Schlesien vor und seit dem Jahr 1740 
(Freiburg 1788.), 2, 597. 

24) Akten des Geh, Staatsarchives. 


35) Vgl. die General-Designation wie viel in denen 
Gebirgskreysen Schweidnitz, Reichenbach und Lan- 
deshuth sich katholische Parochieen und Pfarrer 
befinden, welche gar keine Zuhörer von ihrer Re- 
ligion im Dorffe haben — Akten des Geh. Staats- 
archives —:c 
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schaften, in welchen wohl katholische Pfarrer, aber ‚kein 
einziges katholisches Gemeindemitglied vorhanden war, 
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wo die Protestanten den katholischen Geistlichen hohe 
Zehnten und Stolgebühren zu zahlen hatten und ihr Zu- 
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stand wohl mit den Worten eines späteren königlichen Re- 
scriptes als ein „ruineuser“ 2°) bezeichnet werden konnte. 

Noch 1764. schreibt Schlaberndorff ?”), „dass an 
vielen Orten, wo katholische Kirchen existiren, auch nicht 
eine lebendige Seele befindlich ist, die sich zu sogethaner 
Religion bekennet, wesshalb denn die Geistlichen, zu deren 
Pfarren diese Kirchen gehören, und die in solchen höchstens 
an denen hohen Festtagen Gottesdienst halten, obligiret sind, 
sich auch aus andern Dörfern einige Zuhörer mitzubringen, 
damit sie doch nicht denen leeren Stühlen etwas vorreden 
dürfen“ — und die in demselben Jahre veranstaltete. Ge- 
neraldesignation der Glogauischen Oberamtsregierung ?°) 
zählte 113 Dörfer auf, „worinnen keine Feuer Statt mit 
einem Römisch-catholischen Einwohner besetzet ist, und 
dennoch Römisch-catholische Kirchen- und Schul-Bediente 
vorhanden sind.* 

Freilich hatten die Protestanten die ihnen durch die 
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2°) Siehe unten S. 389. 
27) Akten des Geh. Staatsarchives. 
22) Ebendas. 
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Preussischen Friedensschlüsse ?°?) zugestandene Religions- 
freiheit zu benutzen versucht — bis zum Jahre 1750. waren 
nicht weniger als 206 neue evangelische Kirchen erbaut und 
“mit Geistlichen besetzt worden °°) — aber da in Gemäss- 
heit derselben Friedensschlüsse das frühere Parochialsystem 
unverändert fortbestand, da die Protestanten nach wie vor 
den Katholiken zahnt- und stolgebührenpflichtig °!) blieben, 


:2) Friedenspräliminarien vom 11. Juni 1742., Art. 6: 

»Die katholische Religion wollen Ihre K. Maj. in Preussen, in Schle- 
sien in statu quo, auch alle und jede Einwohner solchen Landes bei dem 
ruhigen Besitz des ihrigen und bei dem völligen Genuss ihrer wohl- 
erworbenen Freiheiten und Privilegien ohngekränkt lassen, gestalt sie 
solches bei Einrückung ihrer Armee in die Schlesien bereits declariret, 
jedoch mit gänzlichem Vorbehalt der denen dahiesigen Protestanten zu 
verstattenden obnumschränkten Gewissensfreiheit und des dem Souverain 
des Landes competirenden Gerechtsame.« 

Ebenso Friedenstractat d. d. Berlin 28. Juli 1742., 8.6. mit 
dem Zusatze: 

»Jedoch der völligen Gewissens-Freiheit der protestantischen Ein- 
gesessenen und denen Ihre Maj. als Souverain des Landes zustehenden 
höchsten Gerechtsamen ohnbeschadet und ohne Nachtheil. Indessen 
sind des Königes von Preussen Maj. auch nicht gemeint, sich solcher 
Dero Gerechtsame zu bedienen, um in Anschauung des status quo der 
Römisch-Catholischen Religion in den Schlesien eine Abänderung zu 
treffen.« 

Dresdner Frieden vom 25. Dezember 1745. Art. 2. 

s0) Vgl. Hensel a. a. O. 8. 750. | 

si) Eine neue Stoltaxe war von dem Breslauer Bischof mit der Re- 
gierung vereinbart und am 8. August 1750. publicirt worden. Suarez 
a. a. O. 2, 432. ff. In den beigefügten Generalien hiess es: 

imo »>Es versteht sich übrigens von selbsten, dass die Decimae, 
Tischgroschen pro Parocho, Wettergarben, Walpurgis-Brodte und andere 
zu den Steuern gezogene resp. Pfarrliche und der Kirchbedienten Re- 
ditus, in so weit ein Jeder solche zu erheben befugt, noch weiterhin 
von den Parochianis unweigerlich zur Verfallzeit entrichtet werden 
müssen. 

4mo Weder ein Evangelischer noch katholischer Pfarrer, Prediger 
oder anderer Seelsorger, soll einen actum ministeriealem, wovon eine taxa 
stolae zu erlegen, vornehmen, bevor er nicht das schriftliche Zeugniss 
erhalten, dass der ordentliche Pfarrer und Parochus deshalb contentiret 
worden sei, der Parochus aber’muss, wenn ihm die ausgesetzte taxa 
Stolae erlegt wird, dieses Zeugniss de soluta taxa ohne Difficultät er- 
theilen oder gewärtigen, dass sothanes Quantum in denen Gerichten 
deponirt und demnächst mit dem actu ministeriali verfahren werde.« 
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so waren die neuen Kirchen in pekuniärer Hinsicht auf den 
guten Willen ihrer Glaubensangehörigen angewiesen, die 
Geistlichen auf das kümmerlichste Einkommen beschränkt. 

Wenn so einerseits die Billigkeit erforderte, die be- 
drückte Lage der Protestanten zu verbessern, so musste 
andererseits eine Schwächung des katholischen Clerus dem 
Könige auch politisch rathsam erscheinen. 

Während des ganzen Krieges war der katholische Clerus 
als getreuer Bundesgenosse Oesterreichs aufgetreten, und 
die verschiedenen Friedensschlüsse, die ihn der preussischen 
Herrschaft unterworfen hatten, waren ihm nur kurze Ruhe- 
punkte gewesen, um immer wieder aufs Neue gegen den 
protestantischen Fürsten den Kampf aufzunehmen ; — „indem 
aus der katholischen Geistlichkeit bei aller Gelegenheit 
geäusserten Betragen, schreibt Schlaberndorff im 
J. 1758. #2), sich sonnenklahr zu Tage geleget, wie eyfrig 
selbe wünsche, dass durch Fortsetzung des Krieges hiesige 
Lande dem königlichen Scepter wieder entrissen und sie 
mit solchen einem Oberhaupte von ihrer Religion von neuen 
unterwürfig gemacht werden möchten.“ 

So war es denn einer der ersten Acte der durch die 
Schlacht bei Leuthen aufs Neue befestigten preussischen 
Herrschaft, die Schlesischen Protestanten von der Zahlung 
der Stolgebühren an die katholischen Geistlichen zu ent- 
binden und die Entfernung katholischer Pfarrer und Schul- 
lehrer aus den Ortschaften anzuordnen, in denen sie keine 
Confessionsverwandte besässen. ; 

Der König erklärte, dazu durch das „flehentliche An- 
suchen“ der Schlesischen Landstände veranlasst worden zu 
sein; möglich, dass auch in der Ordre die Antwort erfolgen 
sollte auf die Maassregel des österreichischen Heerführers 
Prinzen Carlvon Lothringen, der nach der Schlacht 
bei Collin die wenigen Katholiken in den Herzogthümern 
Liegnitz, Brieg, Wohlau, Münsterberg und 
Oels von der Zehntpflicht an die protestantischen Pfarrer 
entbunden hatte 3), 


83) Akten des Geh. Staatsarchives. 
ss) Ob dieser Befehl in der That erlassen worden ist, erscheint 
freilich zweifelhaft. 
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Die königliche Ordre vom 31. Dezember 1757. ist 
wichtig genug, um dem Wortlaut nach hier mitgetheilt zu 
- werden °*). Sie lautet: 

„Nachdem S. Kgl. Maj. in Preussen Unserer etc. von 
Dero getreuen Schlesischen Landes Ständen allerunterthänigst 
vorgestellet worden, wie dass in denen respective Kreysen 
Dero Provintz Schlesien sich viele Dörfer und Orthe be- 
fänden, worin sämtliche Unterthanen der Evangelisch Lu- 
therischen Religion zugethan wären, dennoch aber geschehen 
sey, dass wenn in solchen Dörffern vormahls Römisch-Ca- 
tholische Geistliche, Schulmeister oder Priester angesetzet 
und denen Gemeinden aufgedrungen worden, sie denen- 
selben auch noch bis jetzo zu bey oftmaligen actibus mi- 
nisterialibus die Taxa stolae erlegen müssen, wodurch denn 
mehrermeldete Unterthanen ganz besonders beschwert würden. 
Als haben höchstgedachte Sr. Königl. Maj. auf flehentliches 
Ansuchen ermeldeter Dero getreuer Landesstände auch sonst 
aus anderen bewegenden Ursachen und aus landesherrlicher 
souverainer Macht und Gewalt resolvirt, ordnen auch und 
setzen hierdurch ein vor allemahl feste, dass von nun an 
und forthin zu beständigen Zeiten alle Dero Evangelische 
Unterthanen in dem Herzogthum Schlesien von der weiteren 
Erlegung derer Jurium stolae an die Römisch-COatholische 
Geistlichkeit schlechterdings und sonder ausnahme dispensirt 
seyn und solches überall in gedachten Herzogthum Schle- 
sien, wo solches bisher üblich gewesen und erleget werden 
Müssen, gäntzlich aufgehoben werden, seyn und blei- 
ben soll. 

Gestalten denn auch Se. Königl. Maj. hierdurch ordnen 
und wollen, dass in denenjenigen Dörffern, worin sämtliche 
Unterthanen der Evangelisch-Lutherischen Religion zugethan 


84) Akten des Geh. Staatsarchives. Gedruckt war bisher 
' nur bei Suarez a. a. O. 2, 826. die Breslauische Ober-Amts-Currende 
v. 11. Jan. 1758. an die Mediatregierungen. Voran war schon die Ordre 
v. 25. November 1754. gegangen, Suareza. a. O. 2, 691. ff., wonach 
die Königlichen Beamten von dem Parochialverbande und der Zahlung 
der Stolgebühren an andere, als diejenigen Pfarrer, welche die geist- 
lichen Handlungen verrichten, entbunden sein sollten. Vgl. auch Simon, 
Schles. Kirchenrecht, S. 87. 
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seynd, denen aber vormahls Römisch-Catholische Pfarrer, 
Schulmeister und dergleichen aufgedrungen und zeither bey- 
behalten worden, alle dergleichen Pfarrer und Schulmeister . 
nicht weiter geduldet, sondern vielmehr als Leuthe die 
vorerwehnten Unterthanen nur zur grossen Last und Be- 
schwerde, in keinem Stücke aber von einigem Nutzen seynd, 
sofort weggeschaffet und nicht weiter gestattet noch gehalten 
werden sollen. 


Mehrhöchstgedachte Sr. Königl. Maj. machen demnach 
solches Dero etc. Ober-Amts-Regierung und Consistorio hier- 
durch in Gnaden bekandt mit Befehl, das erforderliche hiernach 
überall bekannt zu machen, auch dahin zu sehen, dass 
hierüber fest und unverbrüchlich gehalten werden müsse. 


Breslau, d. 31. Dec. 1757. Friedrich, 
An die Breslau’sche 
Glogow und 
Ober-Schlesische Ober-Amts-Regierung und 
Consistoria.“ 


Das Begleitschreiben an den Staatsminister von Schla- 
berndorff °°) befahl, „der königlichen Willensmeinung 
überall gehöriges Genüge geschehen zu lassen“, aber den- 
noch war die Ausführung der Behörden zuerst nur eine 
zögernde. Ja, die Breslauische Regierung beschloss 
sogar eine Remonstration. „Es ist eine Sache, die in und 
ausser Schlesien gross Geschrey und Aufsehen verursachet“, 


8) Akten des Geh. Staatsarchives: 


»Mein lieber Etats-Minister v. Schlabrendorff. Zu Eurer Nachricht 
lasse Ich Euch vermittelst der abschriftlichen Anlage bekandt machen, 
was Ich unter den heutigen dato an die Schlesische Ober-Amts-Regie- 
rungen und Consistoria wegen gäntzlicher Aufhebung der Jurium stolae, 
go bisher an Orthen, wo lediglich Evangelisch-Lutherische Unterthanen 
wohnen, der Römisch-Catholischen Geistlichkeit bezahlt werden müssen, 
ingleichen dass an solchen Orthen, die vormahls und. bisher erwehnten 
Evangelischen Unterthanen aufgedrungene Römisch-Catholische Pfarrer 
und Schulmeister als unnütze und denen Unterthanen nur bloss be- 
schwerliche Persohnen sofort weggeschaffet werden sollen, ergehen 
lassen, damit Ihr auch Eures Orthes Euch darnach achten und dahin 
sehen müsset, dass dieser Meiner Willensmeinung überall ein gehöriges 
Genüge geschebe. Ich bin Euer wohl affectionirter König Fr.« 

Zeitschr. f. Kirchenrecht. VI. 4. 26 
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schrieb Münchhausen am 3. Jannar 1758. °°) und in 
der That wurde auch aus Wien berichtet, in welche Auf- 
. regung die Maassregel den Össtörreichischen Hof versetzt 
habe 37). 

Das Breslauer Collegium wies darauf hin, dass beim 
bevorstehenden Friedensschluss entweder den Catholiken das 
ius quo ante restituirt würde — wodurch dann den Evan- 
gelischen die alten, jetzt doppelt unangenehmen Lasten er- 
wüchsen — oder nicht, so dass man dann viel besser, „auf 
einem weit solideren Fuss“ „die königliche Intention ein- 
zurichten im Stande sei.“ 

Erst solle man provisorisch während der Dauer des 
Krieges beide Religionsparteien von der Entrichtung dop- 
pelter Stolgebühren befreien. 

Der König liess es indessen bei seinem früheren Be- 
fehle bewenden, der denn auch überall publicirt wurde. 

In der Ausführung aber gab die Ordre vom 31. De- 
zember noch zu mannigfachen Bedenken Anlass. Es konnte 
zweifelhaft erscheinen, ob ein katholischer Pfarrer in seiner 
Stellung zu belassen sei, falls er nur einen Confessions- 
verwandten am Orte besitze, oder .ob dazu eine bestimmte 
Zahl derselben gefordert werden müsse, und ganz besonders 
wie es Seitens der Protestanten mit der Entrichtung der 
Zehnten theils an die vertriebenen katholischen Geistlichen, 
theils an die beibehaltenen gehalten werden solle. 

„Euer Majestät höchste Cabinets-Ordre vom 31. De- 
zember 1757.“, berichtete die Glogauische Ober-Amts- 
Regierung unter dem 22. Februar 1758. ®®) 

0.0. „wegen Aufhebung der bisher von denen Evan- 
gelischen an die Catholische Geistlichkeit entrichteten Taxae 
stolae und wegen Abschaffung dieser Geistlichkeit in denen 
. Orten wo lauter Evangelische Unterthanen wohnen, haben 


86), Ebendas. 

”, Ebendas. 

»Die in Schlesien roulirende Currende in puncto der Kirchen,.... 
machet in Wien viel bruit, und seynd dieserhalb bereits Courriers an 
diesem Hofe mit gewöhnlichen Anecdoten nach Rom, Paris und Madritt 
expediret worden.e (Gesandschaftsbericht.) 

®, Ebendas. 
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wir sofort zur Execution gebracht und solche Geistlichkeit 
nur da beybehalten, wo possessionirte Catholische Wirthe 
“ vorhanden sind. 

Wir unterstehen uns hierbei über folgende uns vor: 
kommende zweifelhafte Fälle nähere allergnädigste Instruction 
zu bitten. 

lmo Wie es an denen Orten, wo nur einige oder gar 
nur ein Cath. Wirth befindlich ist ‘mit der Geistlichkeit zu 
halten sey, und wie hoch Ew. Kgl. Maj. allenfalls die An- 
zahl der Cath. Wirthe zu bestimmen geruhen wollen, inn 
Betracht deren ihre Geistlichkeit auch an denen Orten, wo 
fast alles Evangelisch ist, dennoch beybehalten werden soll? 


2do Ob, wann an dem Orte, wo der Cathol. Pfarrer 
die Kirche oder auch seine Wohnung und Wiedemuth hat, 
gar keine Catholische Wirthe sich befinden, jedoch der- 
gleichen in denen zu ihm eingepfarten Dörffern vorhanden 
sind, er nicht an dem Ort seiner bisherigen Wohnung blei- 
ben könne? 


3) Ob da die Kirchsprengel derer Catholischen Pfarrer 
noch nicht aufgehoben sind, sie und ihre Geistliche bediente, 
in so fern sie nicht abzeschöffet werden, ihre an eingepfarr- 
ten ganz evangelischen Orten hie und da habenden Wiede- 
muthen und Wohnungen behalten, die Evangelischen Ein- 
gepfarrten ihnen auch die zeitherigen Zehenden, Garben, 
Brodte u. dgl. andere Abgaben fernerhin entrichten sollen ? 
oder was in Ansehung alles dieses zu veranstalten sei? 
desgleichen wie wir uns wegen solcherlei von der bereits 
abgeschafften Geistlichkeit bisher erhobenen Nutzungen ver- 
halten sollen.“ 

Darauf erging dann die Kabinets-Ordre vom 3. März 
desselben Jahres, welche für die weitere Gestaltung der 
Schlesischen Zehntverfassung maassgebend geworden ist. 

Dieselbe lautet ?°): 

„Seine K. Maj. ertheilt dem ka Ober-Con- 
a auf dessen allerunterthänigste Anfrage v. 22. v. M. 
wegen einigen bei Abschaffung der Catholischen Geistlich- 


s, Ebendas. 
26 * 


14 
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keit vorkommenden zweifelhaften Fällen hierdurch in Gnaden 
zur Resolution: wie sie 

ad lmum 
zwar wohl geschehen lassen wollen, dass in denen Orten, 
wo nur einige, oder gar nur ein Catholischer Wirth befind- 
lich ist, die Catholische Geistlichkeit dennoch beibehalten, 
selbigen auch 

ad 2dum 
die bisher in denen Evangelischen Orten gehabte Wohnungen 
fernerhin gelassen werden können und dass die Evange- 
lischen an die Catholische Geistlichkeit keine jura stolae 
weiter bezahlen, auch 

ad 3tium 
von denen Evangelischen Eingepfarrten an Zehenden, Gar- 
ben, Brooten u. dgl. bisher bekommen haben zum Nutzen 
und Besten der Unterthanen gänzlich cessiren und wegfallen 
müssen. 

Wonach also das Glogauische Ober-Consistorium sich 
allerunterthänigst zu achten und das Nöthige weiter zu re- 
guliren hat.“ 

Breslau, den 3. Martii 1758. Friedrich. 
An das Glogauische Ober-Consistorium.“ 


Durch Erlass von demselben Tage wurde diese Ordre 
dem Breslauischen Ober-Amts-Regierungs-Präsidenten von 
Münchhausen speciell zugefertigt: „Damit Ihr Euch bei 
dem hiesigen Ober-Consistorio gleichfalls darnach achten 
und wenn dergleichen casus vorfallen, solche nach dieser 
Meiner Resolution decidiren könnet etc.“ *%), und schon am 
10. März konnte Münchhausen an Schlaberndorff 
berichten, „dass die Publikation durch die Ober-Amts-Re- 
gierung vermöge derer gewöhnlichen Currende veranstaltet 
worden“ *!), 


4) Ebendas, 

41) Dieselbe lautete: 

»Von Gottes Gnaden Friedrich etc. Da Wir vermittelst einer an 
Unser Glogauisches Ober-Konsistorium sub dato Breslau, den 3 Mar- 
tii 1758. erlassenen Allerhöchsten Kabinets-Ordre, allergnädigst vor- 
geschrieben: »dass diejenigen Abgaben an Zehnten, Garben, Brooten 
und dergleichen, so die evangelischen Eingepfarrten denen katholischen 
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Dennoch wurde die neue Maassregel, wie ein gleich- 
zeitiges Schreiben sich ausdrückt *?), zuerst sehr „kaltsinnig“ 
ausgeführt, da österreichische "Einfälle häufig vorkamen, 
und noch mehr befürchtet wurden, und da vielleicht auch 
noch ein Regierungswechsel erwartet werden konnte. 

In Folge dessen erging unter dem 26. Dezember 1758. 
eine Verfügung, worin diese Furcht als ein „ungegründetes 
Misstrauen in des Königs gerechte Sache“ bezeichnet, und 
allen Contravenienten die poena dupli angedroht wurde *°), 
und schon am folgenden Tage erliess Schlaberndorff. 
eine neue Verfügung an die Glogauische Kriegs- und 
Domainenkammer, worin er auf den von dieser Behörde 
ausgesprochenen Wunsch (vom 22. Dezember) die en 
achtung der Ordre aufs Neue einschärfte. — — 

Fragen wir, welche Aufnahme die neue so einschnei- 
dende Maassregel erfuhr, so verhielt sich der katholische 
Clerus vor allen Dingen ruhig und zuwartend. Mochte er, 
der, wie eine spätere Ordre **) sich ausdrückte, „sein ohn- 
leidliches Betragen während des Krieges mehr als zur Ge- 
nüge bethätigt hatte,“ den königlichen Unwillen nicht noch 
mehr reizen wollen, mochte er es für rathsam erachten, erst 
geordnete, friedensmässige Zustände wieder’ eintreten zu 
lassen: Genug, erst nach Abschluss des Hubertsburger 
Friedens der im Artikel 14. *°) den Katholiken den Besitz- 


Pfarrern zeithero entrichten müssen, zum Nutzen und Besten der Unter- . 
thanen gänzlich cessiren und wegfallen sollen,“ und diese Unsere Ka- 
binets-Ordre an Unsere allhiesige Ober-Amts-Regierung gleichfalls un- 
mittelbar sub dato eodem pro Cynosura insinuiren lassen, als wird euch 
diese Unsere Willens-Meinung durch gegenwärtige Kurrende, welche ihr 
bei ihrer Behändigung Recepisse loco gehörig zu unterzeichnen habet, 
zu eurer Nachricht und Nachachtung bekannt gemacht. Hieran geschieht 
Unser Wille. Sind euch mit Gnaden gewogen. Gegeben Breslau, 
den 8. Martii 1768. Fürst von Carolath. von Münchhausen.« 

42) Akten d. Geh. Staatsarchivs. 

“) Ebendas. . 

“) Ebendas. 

#5) „Ihre Maj. d. König in Preussen wollen die Kath. Religion in 
Schlesien in dem Zustande worinnen selbige zur Zeit der Präliminarien 
zu Breslau und des Friedensschlusses zu Berlin gewesen, wie auch die 
sämmtlichen Einwohner dieses Landes bei dem ruhigen Besitz des 
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stand der Jahre 1742 und 1745 verhiess, wandte er sich 
beschwerdeführend an den König. 

Es mag der geistlichen Beschwerdeschriften und der 
königlichen Antworten schon deswegen hier ausführlicher 
gedacht werden, weil ihre Kenntniss uns das Urtheil über 
das Gesetz selbst wesentlich erleichtern wird. 

Besonders scharf war die Schrift des Domkapitels zu 
Breslau *°%), welche vier Gravamina aufstelltee Nämlich 
erstens die Aufhebung der Stoltaxe und zweitens die der 
Zehnten. Die Pfarrer würden entweder ihre Pfarreien ver- 
lassen müssen oder den wenigen Katholiken zur Last fallen. 
„Es sind diess, so hiess es, keine ungegründete Besorgnisse. 
Wir werden schon täglich von solchen Personen behelliget, 
welche nach den ihnen entzogenen Einkünften diesen Schritt 
zu thun im Begriffe stehen.“ Drittens rügte das Capitel 
die Sperrung der katholischen Kirchen, welche bereits bei 
neunzehn erfolgt sei, und viertens, dass der König alle Bene- 
ficien conferire. 

Die Antwort des Königs vom 30. Dezember 1766. über- 
traf an Schärfe die Petition noch bei Weitem *°). 

In Bezug auf das erste Gravamen sagte er: 

„Maassen wohl nichts billigeres seyn kan als dass jede 
der Religions-Verwandten auch seine Geistlichen selbst 
unterhalten und durch ohnförmliche Abgaben nicht in das 
Ohnvermögen gesetzt werden müssen, seine eigenen Geist- 
lichen nicht unterhalten zu können. Und wie es allerdings 
wider Recht und Billigkeit anlaufen würde, wenn man die 
der Römisch-Katholischen Religion zugethanen Unterthanen 
. anhalten wolte zu der Unterhaltung derer Geistlichen von 
Evangelischen Gemeinden zu contribuiren, so würde es 
gegen alle Billigkeit und ungeschickt seyn, diese zur Unter- 
haltung jener obligiren zu wollen. 


Ihrigen und bei ihren woblerworben Rechten und Freiheiten ohn- 
beträchtigt lassen, jedoch der völligen Gewissensfreiheit derer Pro- 
testantischen Eingesessenen und dero Ihrer Maj. als Landesherrn zu- 
stehenden höchsten Gerechtsame unbeschadet und ohne Nachtheil.e Bei 
Korn, Edict. Samml. 7, 186. 

“) Akten d. Geh, Staatsarchivs. 

“) Ebendas. 
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Eine gleiche Bewandniss hat es mit dem angeführten 
vermeindlichen 2ten Gravamine mehr gedachtes Cleri als 
welches aus nur angezogenen Gründen von selbsten weg- 
fälle. Die desshalb angeführte Besorgnisse seynd von keiner 
Erhebligkeit und fallen aus nur angezeigten Momenten von 
selbsten hinweg, und die Umstände davon seynd hingegen 
denen Evangelischen Religions-Verwandten dergestalt be- 
schwerlich und ruineuse gewesen, dass Se. Kgl. Maj. aus 
Landesväterlicher Milde und Krafft dero Souverainen lan- 
dersherrlichen Macht Sich nicht entbrechen können, die 
General-Verfassung von anno 1758. zu machen, bey welcher 
Sie es auch nach allen Rechten und selbstredender Billig- 
keit bewenden lassen müssen.“ 

Nachdem dann noch das dritte Gravamen wie das vierte 
eine herbe Zurückweisung erfahren — der König habe nicht 
gesperrt, sondern nur die Kirchen schliessen lassen, wo 
keine Katholiken seien. Brächte das Domkapitel wieder 
solche dahin, so würden sie wieder geöffnet werden — 
schloss die Resolution *®): 

„Durch alles obstehende wird also in keiner wege, 
weder der Römisch-Catholischen Religion noch sonsten dem 
statu quo derselben, im geringsten prejudiciret, so nach 
Einhalt dessen denselben alle Uebungen der Religion sowohl 
als die Religion selbst frey bleibet, im übrigen aber und 
soviel das gemeine beste, auch die Landes-Verfassungen an- 
betrifft, Sr. Kgl. Majestät wohl Niemand die Befugniss 
streitig machen wird, nach Dero Souverainen Rechten in 
Schlesien dergleichen Verfassungen zu machen, welche Sie 


4) Eine an den Minister v. Schlaberndorff erlassene Orde v. 29. De- 
zember, mit welcher ihm dieser Erlass abschriftlich mitgetheilt wird, 
erklärt: 

»Da Ich aus den angeführten Ursachen nicht anders kann, als zur 
Sicherheit Meines Staates und zur Erhaltung mehrerer Ruhe in dortiger 
Provintz gegen alles weitere Tramiren derjenigen Katholischen Geist- 
lichen, so ihre üble intention gegen Mich und gegen dortige Lande vor- 
hin genugsam bezeugt haben, den Eyd der Treue gegen Mich von dem 
sämmtlichen Schlesischen Katholischen Clero und allen Parochis und 
Schulbedienten zu fordern und ihnen solchen gewöhnlichermassen ab- 
nehmen zu lassen.« ... . 

Akten d. Geh. Staatsarchivs, 
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zu dem allgemeinen Landesbesten vor nothwendig finden. 
Da im übrigen Sie dem Dohmkapitul gerne frey lassen, in 
Sachen so das innere und eigentliche der Catholischen Re- 
ligion betrifft, ihre geistliche Einrichtung zu machen und 
auf gutte Ordnung zu halten. In erwegung dass ihr Reich 
darunter nicht so zu sagen vor dieser Welt ist, sondern 
nur sich bloss auf die geistliche Fonctions erstrecket. 

Aus welchen Ursachen dann auch es Sr. K. Maj. an- 
genehm seyn wird, wann so wenig mehrgedachtes Dohm- 
kapitel als der Catholische Clerus sich forthin nicht weiter 
mit Sachen, so die sonstigen Landes-Verfassungen eigentlich 
concerniren abgeben oder meliren, sondern sich darunter 
als treue gehorsame Unterthanen betragen werden.“ 

Eine Beschwerde des Fürstbischofs von Olmütz blieb 
ganz ohne Antwort. 

Das Domkapitel beruhigte sich übrigens bei dem könig- 
lichen Bescheide nicht, sondern reichte schon am 10. Februar 
1764. eine neue Klageschrift ein, über welche der König 
sich diesmal eingehenden juristischen Rath erholte. 

Das Gutachten des General Fiscals Schultes ist uns 
erhalten *°); so strenge es auf katholischem Boden steht, so 
wenig ist es doch geneigt, den Ausführungen des Domkapitels 
beizupflichten. 

Wenn diese sich auf die Friedensschlüsse ünd die dort 
verheissene Aufrechthaltung des status quo berufen, so ent- 
gegnet Schultes, dass nach der Meinung des Capitels 
dieser status quo sich freilich auf die Interna und Externa 
der katholischen Religion beziehe, während der König in 
seiner Resolution ihn „nicht undeutlich“ auf die erstere be- 
schränke; „so viel ist unläugbar, sagt er, dass wenn die 
interpretation des Catholischen Kleri statt haben sollte, nach 
welchen derselbe in allen äusserlichen Umständen einen 
statum quo appliciren wollen, die in allen Friedensschlüssen 
paciscirten höchsten Königlichen Gerechtsame ohne Würckung 
seyn würden, welches doch ebenfalls wider die Tabulas 
pacis streiten würde.“ 

So erfuhr denn auch diese Beschwerde unter dem 


“, Ebendas. 
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5. März 1764. eine einfache Zurückweisung. . Die Parochial- 
rechte hängen von der landesherrlichen Gewalt ab, erklärte 
der König: „mithin es der Landesherrschaft lediglich zu- 
stehe darunter dasjenige zu verordnen, was selbige vor das 
allgemeine Wohl. des Landes zuträglich zu seyn erachtet.“ 


Die Ordre Friedrichs II. hat die verschiedenste 
Beurtheilung erfahren. Lob und Tadel sind gleich frei- 
gebig gespendet worden. Noch neuerdings hat ein Kom- 
missionsbericht des preussischen Abgeordneten-Hauses °°) 
vom streng katholischen Standpunkt aus schonungslos den 
Stab über sie gebrochen, und sie als allein durch politische 
Motive zu erklären, nach Rechtsgrundsätzen nicht zu recht- 
fertigen hingestellt. 

Das erstere müssen’ wir als- übertrieben, das letztere 
als geradezu unrichtig bezeichnen. 

So viel soll nicht geläugnet werden, dass politische 
- Gesichtspunkte auf den Erlass der Ordre mit eingewirkt 
haben. Schon oben haben wir darauf hingewiesen, wie die 
mehr als zweideutige Haltung der katholischen Geistlichkeit 
während der Schlesischen Kriege den König zu harten 
Maassnahmen gegen sie reizen, und wie andererseits der 
protestantische Fürst seiner konfessionsverwandten Kirche 
zu Hülfe kommen musste. Das ist in den oben ange- 
führten Resolutionen an das Breslauer Domkapitel theils 
mit nackten Worten ausgesprochen, theils zwischen den 
Zeilen zu lesen. 

Wenn aber so der Geschichtschreiber das Gesetz wegen 
der ganz anomalen, in Schlesien herrschenden Zustände für 
_ eine historische Nothwendigkeit erklären darf, so kann auch 
der Jurist seine Vertheidigung übernehmen °!). Freilich nicht 
der streng katholische Canonist, der mit eiserner Consequenz 
an den katholischen Grundsätzen festhält. Denn danach 
ist die katholische Kirche die allein zu Recht bestehende 


.80) Berichterstatter v. Mallinckrodt, IV. Legislatur Per. 
I. Sess. Nr. 220: So auch Schuppe im Archiv f. kath. Kirchenr. 
14, 86. 

s Vgl. Kommissionsbericht des Abg. Ambronn, 
IV. Legislatur Per. II. Sess., Nr. 154. 
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und wo sonst noch religiöse Gemeinschaften vorkommen, 
kann ihre rechtliche Absonderung von der katholischen 
Kirche nicht anerkannt werden. Die Dissidenten sind — 
wenn auch strafbare — Mitglieder der katholischen Kirche; 
sie haben ihre Ehen und Taufen rechtsgültig vor dem katho- 
lischen Pfarrer zu feiern, diesem die Gebühren zu zahlen 
und die Abgaben zu entrichten. 

- Wenn der Staat die rechtliche Einheit der katholischen 
Kirche nicht factisch zusammenhält und falls sie auseinander- 
fällt, wiederherstellt, so macht er sich selbst eines grossen 
rügenswerthen Verbrechens schuldig. Niemals kann er jedoch 
der katholischen Kirche die Rechte nehmen, welche sie aus 
dieser Alleinberechtigung ihrer Existenz sich ableitet und 
über alle Menschen kraft göttlicher Verordnung geltend 
machen zu dürfen prätendirt. 

Die Thatsachen sind aber über diese immerhin con- 
sequenten Theorien hinfortgeschritten. Die protestantische 
Kirche hat sich aller Anfeindungen der katholischen un- 
geachtet stätig fortentwickelt und wenn auch die katholisthe 
Kirche sie als zu Recht bestehend nicht anerkennen mag, 
so hat sie sich doch an der starken Hand des Staates em- 
porgerichtet zu einer juristischen, rechtlichen Existenz. Da- 
mit müssen denn auch alle Consequenzen aus jenen factisch 
so durchlöcherten katholischen Grundsätzen für beseitigt 
angesehen werden. Wenn der Protestant nach staatlichem 
Willen gültig bei seinem Geistlichen taufen und trauen lassen 
kann, so muss er auch diesem die Gebühren dafür zahlen, 
und wenn er in einem Pfarrverhältniss zu seinem kon- 
fessionsangehörigen Pfarrer gedacht wird, so muss nicht 
eines verjährten und verrotteten Rechtes wegen das Paro- 
chialverhältniss zum katholischen Pfarrer aufrecht erhalten 
und er in Folge desselben zu Abgaben an denselben 
angehalten werden. Die Worte, welche Friedrich der 
Grosse dem Domkapitel zur Antwort gab, sind ächt pro- 
testantisch, sind gerecht und billig — wie sie denn auch die 
Gesetzgebung des Allgemeinen Landrechts beein- 
flusst haben 52) — sind endlich nur von denen anzufechten, 


52) 8. 260. 261. 872., Th. IL, Tit. 11. 
Der Entwurf d. Allg. Gesetzb. Th. I., Abth. 2, Tit. 6. lautete: 
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welche auch die in protestantischen Ländern erfolgte Auf- 
hebung der alten katholischen Bisthimer noch heute zu 


»8. 215: Wer innerhalb eines Kirchspiels seinen ordentlichen Wohn- 
sitz aufgeschlagen hat, ist zu der Parochialkircke des Bezirkes ein- 
gepfarrt (Lib. I. Prt. IV. Tit. II. $. 5. 6.). 

$. 216: Doch muss diese Kirche dem Gottesdienst derjenigen 
Religionspartei, zu welcher er sich bekennet, gewidmet seyn. 

$. 632: Durch die dem Besitzer eines an eich zehntbaren Grund- 
stückes wegen Verschiedenheit seines Religionsbekenntnisses oder sonst 
zukommende persönliche Befreiung, geht das Zehntrecht selbst, in An- 
_ sehung des Grundstückes, bey künftig vorfallender Besitzveränderung 


nicht verlohren.« 


Der Extractus monitorum Bd. 76., fol. 475. und 568. giebt dazu 
folgende Ausstellungen und Abfertigungen derselben an: 


»$. 216. Mon. I. 
1. Dieses ist schon in dem $. 215. 
und 216. enthalten. 


ad 2. Dass der nicht einge- 
pfarrte keine Personallasten trage, 
ist billig. Dass aber sein Grund- 
stück auch von Reallasten frei werde, 
ist unbillig. Diese Reallasten ha- 
ben mit der Religion des Besitzers 
nichts zu thun, sie gehen nach der 
allgem. Regel mit dem Grundstück 
auf jeden Besitzer über. Wenn 
z. Ex. ein Protestant von einem Ka- 
tholiken ein Grundstück kaufet, wie 
unbillig ist es, wenn er nun den 
katholischen Pfarrer um seinen De- 
cem bringen will? Auf der Art 
dürften in einer vermischten Stadt 
oder Dorfe, Protestanten und Ka- 
tholiken ihre Besitzungen nur gegen- 
einander vertauschen; so wären 
beide Prediger um ihre Einkünfte 
gebracht. Die Ausmittlung, ob eine 
Reallast ihren Grund in der Pa- 
rochialverbindung habe oder nicht, 


8. 216. Mon. I. 

1. Nr. 26. fol. 140. 1. Es ist 
besonders festzusetzen, dass Per- 
sonen, welche sich zu einer Reli- 
gionspartei bekennen, die von der- 
jenigen verschieden ist, zu der die 
Pfarrkirche gehöret, von aller Pa- 
rochial-Verbindung mit selbiger frei 
sind. 

2. Dieses geht auch auf die- 
jenigen Parochiallasten, welche den 
Grundstücken ankleben. Jedoch sind 
hierunter nicht nur alle wirkliche 
Abgaben, sondern auch alle übrige 
Societäts-Beschwerden und Oblie- 
genheiten, wenn der Grund die Pa- 
rochialverbindung ist, zu verstehen. 
Dagegen alle Abgaben, so nicht aus 
dieser Verbindung herrühren, wenn 
sie gleich der Kirche oder dem 
Pfarrer geleistet werden, unverän- 
dert bleiben. 
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Tage nicht anerkennen, und von sedes impeditae fabeln, 
welche zur Eheschliessung der Protestanten die Consens- 


ist äusserst schwer, und muss zu 
unauflöslichen Prozessen Anlass ge- 
ben. 

ad 3. Dieser Satz ist für die 
Pfarrer noch härter. 


ad. 4. Auf der Art wird die 
Veränderung der Religion ein Mo- 
dus acquirendi. Um mein Gut von 
Reallasten zu befreien, brauche ich 
nur die Religion zu ändern. Dies 
soll aber nie der Deckmantel des 
Eigennutzes sein. 


ad 5. Die Grundsätze sind nicht 


gut, sie mögen stehen, an welchem 
Orte sie wollen. 


8. 632., Mon. I. 


ist erheblich. Das Zehentrecht haftet 
auf dem Grundstück und hat mit 
den Religionsbegriffen des Besitzers 
nichts gemein. Muss doch der 
Zehent einer weltlichen Person ent- 
richtet werden, warum nicht einem 
Geistlichen von einer anderen Re- 
ligion ? 


Marginal-Bemerkungen gleichfalls 
von Suarez Hand. 

Doch soll Niemand zu den oneri- 

. bus parochialibus bei einer Pfarr- 

kirche von einer anderen Religion, 


8. Derjenige, welcher die Lei- 
stung einer Abgabe oder sonstigen 
Beschwerde verlangt, muss die 
Verbindlichkeit desjenigen von dem 
er sie verlangt, oder den titulum 
nachweisen: 


4. Die Befreiung von den in 
der ehemaligen Parochialverbindung 
gegründeten Lasten gereicht allein 
dem davon befreiten Besitzer zum 
Vortheil und es kann weder die- 
jenige Kirche, zu welcher er seines 
Glaubensbekenntnisses wegen ge- 
höret, noch auch deren Pfarrer auf 
deren Entrichtung Anspruch ma- 
chen. 


5. Auch wird anheimgestellt, 
ob diese Grundsätze nicht schick- 
licher nach $. 229. des 11. Ab- 
schnitts folgen kann? 


8. 632., Mon. I. 


Nr. 7. p. 41., Nr. 15. p. 26., Nr. 16. 
p. 20., Nr. 25. p. 60., Nr. 30. p. 66., 
Nr. 64. fol. 62. 

Hienach scheint es, als wenn 
die Zehntpflichtigkeit ruhe, wenn 
der Besitzer ein anderes Religions- 
bekenntniss annimmt. Dies würde 
zu Religions-Veränderungen Anlass 
geben und überdies ist das Zehent- 
recht ein jus reale und Pfarr- oder 
Kirchen-Einnahmen würden bei der 
Verordnung des $. sehr leiden. 


Revisio monitorum. 
Bd. 80. fol. 148°. 156. 
(Von der Hand von Suarez.) 
1. ad $. 216. Hieraus folgt, 
dass Niemand angehalten werden 


i 
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erklärung vor dem katholischen Pfarrer verlangen, welche 
mit einem Worte eine Entwicklung von drei Jahrhunderten 
als nicht vorhanden ansehen und mit verschlossenen Augen 
statt in der Welt der Thatsachen in der unpraktischer Ideen 
umherwandeln. 

Da aber die katholische Kirche freiwillig ihren ver- 
meintlichen Rechten nicht zu entsagen pflegt und nur ge- 
zwungen den einmal besessenen Boden aufgiebt, so muss 
es als Pflicht des Staates betrachtet werden, das Recht den 
factischen Verhältnissen anzupassen und nicht nur die 


als zu welcher er sich bekennet,|könne, onera parochialia tam per- 

als Eingepfarrter gezogen werden. |sonalia quam realia, zu einer Pfarr- 
kirche von verschiedener Religion 
zu prästiren. Dies wird deutlich 
zu sagen sein, da in der Folge so 
viel einzelne Vorschriften auf die- 
sem Principio beruhen. Zwar eifert 
Herr v. Grolmann sehr gegen das 
bekannte Edict, wodurch der nexus 
parochialis unter die ersten Re- 
ligions-Verwandten aufgehoben wer- 
de, so weit nämlich das Gesetz auch 
auf praestationes reales z. Ex. De- 
cimas sich erstrecket. Allein so 
bedenklich es mir gewesen sein 
würde, auf ein solches Gesetz anzu- 
tragen, so und noch mehr bedenk- 
lich finde ich es, dies nun schon 
seit länger als 20.Jahren bestehende 
Gesetz wieder aufzuheben. Eines- 
theils hat dasselbe 'ex principiis 
immer sehr viel für sich, andern- 
theils sind nun schon alle Einrich- 
tungen jetzt danach gemacht und 
die gegenwärtigen possessores von 
Grundstücken haben bei ihrer Ac- 
quisition gewiss schon darauf re- 
flectirt. 

etc. etc. 

5. ad 8. 632. Die Einwendungen, welche verschiedene Monenten 
auch Collegia dagegen machen, dass die Decimae an Kirch und Pfarrer 
von verschiedener Religion nicht entrichtet werden dürfe, sind schon 
oben vorgekommen und verworfen.« 

Akten des Justiz-Ministeriums. 
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Auffassung vom Staate, wie sie zur Zeit Friedrichs II. 
‘'herrschend war, und wie sie in kirchlichen und politischen 
Dingen eine Art staatlicher Omnipotenz annahm, die sich 
in dem Regenten verkörperte, sondern auch unsere heutige 
Anschauung wird diese Aufgabe dem Staate zuertheilen. 

So kann die von Friedrich dem Grossen vor- 
genommene Aufhebung des katholischen Parochialverbandes 
der Protestanten und die Befreiung von den persönlichen 
Abgaben in keiner Weise angefochten werden. Wohl aber 
entsteht die Frage, ob auch die Unterdrückung der ding- 
lichen, der Zehntpflicht vertheidigt werden kann. 

Eine Reallast war die Zehntpflicht in Schlesien seit 
langen Jahren gewesen. Das wird durch alle oben an- 
geführten Urkunden bewiesen. Aber wenn auch ursprüng- 
lich gewiss ohne Beziehung zum Parochialverhältniss, war 
sie seit Bildung des Beneficialwesens in engste Verbindung 
zu demselben getreten. Der Grundbesitzer zehntete seinem 
Pfarrer, das war die gemeinrechtliche, gesetzlich vorge- 
schriebene Präsumption °°), die auch in Schlesien, so weit 
sich sehen lässt, fast ausnahmslos zur Geltung kam. 

Die Reallast war eine unbedingte, von der Person des 
Grundbesitzers unabhängige. Das war eine Folge der von 
der Kirche behaupteten Natur des Zehntrechtes. Denn ein 
göttliches Recht konnte nicht von menschlichen Besonder- 
heiten abhängig sein, und am Allerwenigsten konnte die 
Confession des Besitzers nach kirchlicher Anschauung einen 
Einfluss ausüben, da die Kirche ja eben — wie schon oben 
ausgeführt — andere Confessionen als zu Recht bestehend 
nicht kannte. | 

Freilich mag auch schon in früherer Zeit die Kirche 
die Starrheit dieser Sätze manchesmal zu beugen für gut 
befunden haben; das lässt sich aus zahlreichen Urkunden 
zweifellos entnehmen °*). Friedrich der Grosse be- 


58) Cf. c. 29. X. de decim. (3., 30.) 

6) Im Mittelalter genoss der Adel für die von ihm besessenen 
Grundstücke in Bezug auf das Zehntrecht manigfache Vortheile. Er 
war von jeder sechsten Hufe Neubaues zehntfrei und konnte den Zehn- 
ten an jede Kirche nach seiner Wahl entrichten (libere .solvere). ‘Da 
dies Vorrecht (jus militale) auch auf die Bauernhufen überging, sobald 
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seitigte sie fast gänzlich. Zwar hob er die dingliche Eigen- 
schaft der Zehntpflicht nicht auf, wohl aber verwandelte er 
sie in eine bedingte, je nach der Confession des Grund- 
besitzers zu erfüllende. Eine göttliche Qualität des Zehnt- - 
rechtes konnte er nicht annehmen. Er sah mit Fug und 
Recht darin weiter nichts als einen Beitrag der Parochianen 
zu dem Gehalte des Pfarrers, der zur grösseren: Sicherheit 
des letzteren radieirt war, und da er die Unterhaltungspflicht 
des Geistlichen allein dessen Confessionsverwandten zu- 
gesprochen wissen wollte, so verwandelte er das Zehntrecht 
in der angegebenen Weise °°). 

Es war das eine unmittelbare Folge der Grundsätze, 
welche wir oben entwickelt und vertheidigt haben, deren 
Ausführung aber in Schlesien noch mehr gerechtfertigt 
war. Denn eine grosse Zahl der zehntberechtigten katho- 
lischen Kirchen war ja geradezu durch Rechtsverletzung 
und durch Bruch der zum Schutz der Protestanten ab- 
geschlossenen Verträge in den Besitz jenes Rechtes gekom- 
men. Es wurde eben zum grossen Theil nur altes unerträg- 
liches Unrecht abgestellt. 

Auch .die Friedensschlüsse konnten den König unmöglich 
von seinem Vorhaben abhalten. 

Die Grundsätze des Westfälischen Friedens, die der 
Clerus beständig für sich anführte, waren von ihm am 
flagrantesten verletzt worden — die trostlose Lage der 
evangelischen schlesischen Kirche war ja eine leidige Folge 
davon — und die Schlesischen Friedensschlüsse hatten durch 
den darauf folgenden siebenjährigen Krieg ihre Beseitigung 
gefunden. Der Hubertsburger Frieden wollte dann freilich 


sie in den Besitz eines Adligen kamen, so liegt hier eine Modification 
der Reallast nach der Person des Verpflichteten vor, welche vielfache 
Analogieen zu dem durch Friedrich den Grossen herbeigeführten Zu- 
stand darbietet. Vgl. Tzschoppe und Stenzela.a. 0. 5b.f. 

66) Dass es consequenter gewesen wäre und mit der Auffassung der 
Zehnten als Parochiallast mehr übereinstimmend, wenn die Zehnten 
der protestantischen Grundbesitzer auf die protestantischen Pfarrer 
übertragen worden wären, soll nicht bestritten werden; aber es erscheint 
doch verfehlt, aus dem Umstande, dass der König diese Consequenz. 
nicht gezogen hat, den Schluss ziehen zu wollen, er habe die Zehnten 
gar nicht als Parochiallasten betrachtet. 
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"zu Gunsten der Katholiken den status quo zur Zeit des 
Dresdner und Berliner Friedens wieder hergestellt wissen, 
aber, wie der König selbst interpretirte, und wie diese Aus- 
legung von rechtschaffenen, der katholischen Kirche zu- 
“ geneigten zeitgenössischen Juristen gebilligt wurde, sollte 
sich das nur auf die Interna der Religion beziehen. Sonst 
hätte der König auch wohl ausdrücklich das Gesetz vom 
J. 1758. für beseitigt erklärt, und die im Friedensinstrument 
ausgesprochene Wahrung seiner souverainen Gewalt auch 


über die katholische Kirche wäre eine inhaltslose Phrase 


gewesen. 


Das Recht der Kabinetsordre des Jahres 1758. wurde 
durch mehrfache Erlasse weiter ausgebildet °°). Schon die 
Resolution der Kammer vom 11. Mai 1758. erkannte an, 
dass die Hebungen der katholischen Pfarrer aus den Käm- 
mereien der Städte zu den aufgehobenen Abgaben nicht 
gehören sollten, und ebensowenig — nach dem Rescripte 
des Justiz-Departements vom 9. Februar 1775. — die Ab- 
gaben und Schuldigkeiten aus speziellen Rechtstiteln. End- 
lich verordnete die Kabinets-Ordre vom 11. Februar 1781., 
„dass diejenigen Kirchen und milden Stiftungen, welche 
sich zur Zeit der aufgehobenen Parochialverbindung der 
verschiedenen Religionen gegen einander in dem unstreitigen 
Besitz eines auf Grundstücken haftenden Zinses befunden, 
bei demselben so lange zu mainteniren seien, bis der Zins- 
pflichtige dargethan, dass gedachter Zins ein Pfarrdecem 
oder eine sonstige, durch ne Kabinetsordre auf- 
gehobene Parochial-Abgabe sei.“ 

Ganz besonders wichtig war aber die Kabinets-Ordre 
vom 30. September 1769., welche auch die katholischen 
Pfarreingesessenen von e Zehntung an den eraage lachen 
Pfarrer befreite °”?). 


66, Vgl. dieselben bei Simona. a. O. 52. fi. 

67) Dazu noch das Rescript des Justiz-Departements v. 9. Febr. 1775. 
Auf die Juden ist die Befreiung von der Zehntzahlung nicht ausgedehnt 
worden — Erk. d. Obertrib. v. 1. Juli 1847. bei Altmann 
a. a. OÖ. 564. — sondern nur auf die Mitglieder der in Preussen an- 
erkannten protestantischen Konfessionen einerseits — so der evange- 
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Eine weitere Opposition gegen das neue Recht wurde 
fürs Erste nicht laut. Der katholische Clerus mochte ein- 
sehen, dass die königliche Willensmeinung unabänderlich 
feststehe — durch die Kammer-Verordnungen vom 28. No- 
vember und 10. Dezember 1777. wurde sogar die freiwillige 
Leistung des Zehnts Seitens der Grundbesitzer bei Strafe 
verboten 5°) — die protestantische Geistlichkeit konnte aus 
der veränderten Gestaltung der Dinge, die für grosse 
Strecken Landes ein evangelisches Pfarrsystem erst schuf, 
nur Gewinn ziehen. : 

Dennoch machten sich bald einzelne Folgen der Ordre 
geltend, welche beide Confessionen gleich schwer trafen, 
und eine Abänderung zu erfordern schienen. 

Die kirchlichen Zehnirechte waren häufig durch cen- 
sitische und emphyteuticarische Uebertragungen, durch In- 
feudationen, Erwerbung von Laienzehnten auf allerlei auch 
onerose Titel hin entstanden, besonders auch durch stiftungs- 
mässige Ausstattung mit 'landesherrlichen Gefällen; diese 
alle waren aber vom Pfarrzehnten in keiner Weise zu 
unterscheiden, und so musste denn beim besten Willen der 
ausführenden Behörden eine Schmälerung wirklicher, von 
der Kabinets-Ordre gar nicht gemeinter Rechte und grosse 
Verwirrung unausbleiblich sein. Die letztere wurde aber 
noch dadurch wesentlich gesteigert, dass der Natural- und 
Zugzehnte häufig in einen Sackzehnten übergegangen war, 
also von anderen Reallasten, die als Zinsgetreide vorkamen 
und deren Bezug oft den Pfarrern zustand, gar nicht 
unterschieden werden konnte, und endlich war das Schlimmste, 
dass der Schlesische Sprachgebrauch fast alle an Pfarrer 
und Küster etc. zu zahlenden Realabgaben mit dem Aus- 
druck „Zehnte“ bezeichnete, so dass schliesslich eine Ver- 
dunklung des Rechtsverhältnisses und eine Beeinträchtigung 
der berechtigten Pfarrer als unausbleibliche Folge eintreten 
musste. 

So wandte sich denn schon im J. "1798 die Liegnitzer 


lischen Brüder-Unität, Erk. d. Obertrib. v. 6. Septemb. 1854., 
Altmanna.a. O. 561. — und der katholischen andererseits. Erk. 
d. Obertrib. v. 26. April 1852, Altmann a. a. O. 559. 
6) Korns Edictensammlung Bd. 15. S. 406. 
Zeitschr. £. Kirchenrecht. VI. 4 ’ 27 
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Geistlichkeit an den König, um die Aufhebung der Ordre 
v. 1758. zu erbitten °°). Sie wurde indessen nach Anhörung 
des Konsistoriums abschläglich beschieden, weil eine solche 
Maassregel den Grundbesitz zu hart betroffen haben würde. 

Am 3. Januar 1808. ging eine neue Petition desselben 
Inhalts ein, „weil viele Pfarrer (die kein Salär haben, son- 
dern statt dessen auf Wiedemuthen und Decimen angewiesen 
sind) schon bis auf 169. Rthlr. Gehalt herabgesunken sind.“ 
Sie wurde wieder abgewiesen. Der König befahl unter 
dem 30. April 1808. %): „Die Supplicanten dahin zu beschei- 
den, dass die Wiederherstellung des vor so vielen Jahren 
aufgehobenen Parochial Nexus in Schlesien wegen der nun 
daraus entstandenen rechtlichen Verhältnisse, die ohne grosse 
Beeinträchtigung des Eigenthums nicht abgestellt werden 
könnten, jetzt ganz unthunlich sey, und es der Wieder- 
herstellung der Ordnung der Dinge vorbehalten werden 
müsse, diese Angelegenheit, mit Abwägung der Vortheile 
und Nachtheile dieser Einrichtung in die sorgfältigste Ueber- 
legung zu nehmen und Vorsehung zu thun, dass die Pfarr- 
Einkünfte weder dem blossen Zufall überlassen bleiben, 
noch so geschmälert würden, dass die Pfarrer nicht mehr 
dabey bestehen könnten.“ | 

Dennoch aber wurde schon hier eine Neureglung des 
Zehntrechts in Aussicht genommen, die durch die Ordre 
. vom 9. August 1809. speciell dem Staatsminister Grafen 
‘zu Dohna und dem Grosskanzler Beyme aufgetragen 
wurde. | 

„Ihr erhaltet hierbei“, hiess es *!), „einen Auszug aus 
einem Bericht der Regierung zu Liegnitz v. 7. v. M., so weit 
solcher die Beschwerden des Superintendenten Carstädt zu 
Gr. Kirchen bei Lüben betrifft, 
dass die katholischen Besitzer zehntpflichtiger Grundstücke 
den evangelischen Geistlichen ihrer Parochie keinen Decem 
entrichten. 

Nachdem das die Regierung darüber bemerkt, hat es 
in dem Sinne, worin die Vorschrift gegen die katholische 


— 


6%, Akten d. Geh. Staatsarchives. 
6%), Ebendas. 
61) Ebendas, | / 
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Geistlichkeit gegeben wurde, wohl nie die Absicht sein 
können, solche gleichsam retorsionsweise auch auf die 
Evangelische Geistlichkeit anzuwenden, und ihr, die zu solcher 
Vorschrift keine Veranlassung gab, die Einkünfte von den 
katholischen Glaubensgenossen zu nehmen. 

Auch hätte wohl die Kabinets-Ordre v. 31. Dezember 
1757., welche nur von Stolgebühren als Personalabgaben 
spricht, auf Grundlasten, namentlich den Decem, nicht aus- 
gedehnt werden sollen. 

Ich ertheile Euch indessen den Auftrag, diese An- 
gelegenheit mit Rücksicht auf die jetzt in Absicht der Re- 
ligion angenommenen Grundsätze, nach welchem die ungleiche, 
wenn gleich in einem früheren Vergehen der katholischen 
Geistlichkeit gegründete Behandlung beider Religionsver- 
wandten und die Wiederherstellung der Zehentpflicht der 
katholischen’ Grundbesitzer, von welchem sie gegen die 
Evangelischen Prediger nun einmal befreit sind, einer In- 
toleranz ähnlich sehen würde, und mit.Rücksicht auf den 
Unterschied zwischen persönlichen und Realleistungen näher 
zu erörtern, und mir Eure Ueberzeugung darüber vor- 
zulegen.“ 

Die Ordre verräth kein grosses Verständniss der Fri- 
dericianischen Maassregel, am allerwenigsten aber konnte 
sie der Aussicht Raum geben, dass den Forderungen der 
Petenten würde Genüge geleistet werden. Dennoch geschah 
dies Letztere. Die Kabinets-Ordre vom 6. Februar 1812. €?) 
stellte das Zehntrecht, wie es vor dem J. 1758. bestanden 
hatte, für Schlesien wieder her. 

„Um in Meinem Herzogthum Schlesien die Einkünfte 
der Pfarr-Geistlichen sicher zu stellen, und um bei der 
Entwerfung des Etats für solche Kirchen, wobei dem Pfarrer 
der Zehnten als ein Theil seines Dienst-Einkommens an- 


e2) Ges.-S. 1813. S. 42. — Sie ist erst im Jahre 1813. publicirt 
“ worden, weil Zweifel entstanden, ob sie auch auf die Inhalts des Edictes 
vom 28. October 1810. säcularisirten und eingezogenen geistlichen Güter 
mitgerichtet sei, ein Zweifel, den die Ordre vom 11. März 1812, 
(Ges.-$S, S. 28.) affirmativ entschied. Erst als die spätere Ordre in 
der Gesetzsammlung erschien, wurde auch die frühere auf den Antrag 
von Kircheisen publicirt. 
78. 
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gerechnet wird, diese Etats ohne eine Belästigung des Staats 
mit der Deckung der künftigen Ausfälle des Zehnt-Ertrages 
zuverlässig zu machen, will ich hiermit, auf Ihren Antrag, 
die von meinem Gross-Oheim des Königs Friedrichs des 
Zweiten Majestät vom 3. März 1758. zu Breslau 'erlassene 
Kabinets-Ordre, und die darauf sich gründenden späteren 
Verfügungen in dem Maasse aufheben, dass die von den 
gegenwärtigen Besitzern der den Pfarren pflichtigen Grund- 
stücke, zu entrichtende Zehnten und andere Parochial-Ab- 
gaben auch bei der Veräusserung dieser Grundstücke an 
Personen eines anderen Glaubens-Bekenntnisses der Pfarre 
unveränderlich verbleiben, und dass die gegenwärtig wegen 
der Verschiedenheit des Glaubens-Bekenntnisses des Grund- 
besitzers ruhenden Zehnt-Abgaben-Verpflichtungen wieder in 
volle Wirksamkeit treten, auch in derselben unabänder- 
lich bleiben sollen, sobald ein Besitzer von dem Glaubens- 
Bekenntniss des Pfarrers, dessen Pfarre der Zehnten ur- 
sprünglich gebühret, wieder eintritt. Ich überlasse es 
Ihnen, in Gemässheit dessen das Erforderliche zu verfügen, 
und diesen Meinen Befehl durch die Gesetz-Sammlung be- 
kannt machen zu lassen.“ — 

Danach sollten also alle zur Zeit der Emanation der 
Ordre wachenden Zehnten auf alle Zeiten — unabhängig 
‘von etwaigen künftigen Besitzänderungen und der Con- 
fession des Besitzers — fortentrichtet werden, die ruhenden 
aber wachend werden, sobald ein der Confession des be- 
rechtigten Pfarrers Angehöriger in den Besitz des pflichtigen 
Grundstückes trete. j 

Was den König zu einer so gewaltsamen Reform, seinen 
eignen, erst wenige Jahre vorher ausgesprochenen Grund- 
sätzen zuwider veranlasst haben mag, lässt sich aus den 
vorhandenen Acten nicht mehr ermitteln. Möglich, dass 
damit die Folgen des Säcularisations-Edictes vom 30. Oc- 
tober 1810. ausgeglichen werden sollten, vielleicht um, wie 
Osterrath vermuthet, der Staatskasse die ruhenden Zehn- 
ten der säkularisirten Stifter und der evangelischen Geist- 
lichkeit die ruhenden Zehnten aus katholischen Stiftsgütern 
wieder zuzuwenden, oder um die Regierung von Regress- 
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ansprüchen denjenigen Pfarreien gegenüber zu befreien, 
deren Dotirung ihr in Folge der Säcularisation oblag. 

Die Folgen der Ordre waren namentlich für die pro- 
testantische Kirche ungemein hart. Denn die Reciprocität, 
nach welcher Katholiken wie Protestanten mit gleichem 
Maasse bemessen werden sollten, war in Wahrheit gar nicht 
vorhanden. 

„In den Erbfürstenthümern der Regierungsbezirke Lieg- 
nitz und Breslau, berichtete Altenstein an das Staats- 
ministerium °%), sind nämlich ungefähr *s aller Grund- 
besitzungen in den Händen der Evangelischen. Dabei 
existiren hier über 200. Bethausgemeinden, deren kirchliche 
Anstalten, da dieselben nicht mit nutzbaren Grundbesitzungen 
‘ausgestattet sind, auch die Kirchen selbst fast nirgends er- 
werbendes Kapital- Vermögen besitzen, lediglich von den 
Mitgliedern der Kirchen-Gemeinde erhalten werden müssen. 
In den protestantischen Fürstenthümern Liegnitz, 
Wohlau, Brieg, Münsterberg und Oels hingegen 
befinden sich nur eine sehr geringe Zahl katholischer Grund- 
besitzer und die 15. katholischen Curatial-Kirchen, die diese 
besitzen, kosten ihnen gar nichts, weil der Landesherr 
als Patron vermöge specieller Observanz die kirchlichen 
Gebäude allein unterhalten muss, ausserdem die Curaten 
grösstentheils allein besoldet und diese den Rest ihres Unter- 
haltes theils aus Privatstiftungen, theils aus Stiftungen der 
vormaligen Landesherrn Oesterreichischen Stammes beziehen. 
Diese Gegensätze der Proportion und der Verpflichtung 
heben nun alle Reciprocität auf, denn wenn einmal alle 
Grundstücke wieder zehntpflichtig geworden sein werden, 
so werden in den Erbfürstenthümern vielleicht 50 bis 60 mal 
mehr Evangelische den katholischen Pfarrern zu zehnten 
haben, als Katholische an evangelische Geistliche in den 
protestantischen Fürstenthümern.*“ 

Noch deutlicher ergaben die von dem Ober-Präsidenten 
angestellten statistischen Ermittlungen das Missverhältniss, 
in welches die evangelische Kirche gerathen war. 

Die im Jahr 1827. aufgestellte „Hauptnachweisung der 


6) Akten des Geh. Staats-Archivs. 
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im Regierungs-Departement Breslau seit 1812. vorgekom- 
menen Fälle, wo evangelische Grundbesitzer in Folge der 
Ordre von 1812. wieder katholischen Pfarrern decempflichtig 
geworden waren“ °%4), wies nach, dass dies bei 229. Grund- 
stücken der Fall gewesen, während das umgekehrte Ver- 
hältniss nur bei 65. eingetreten war. Die den Evangelischen 
dadurch erwachsene Zehntpflicht an katholische Kirchen 
betrug 55 Scheffel Weizen, 1156 Roggen, 20 Gerste, 1155 Ha- 
fer, die der Katholiken an evangelische Kirchen nur 8 Scheffel 
Weizen, 330 Roggen, 5 Gerste, 339-Hafer. Für den Re- 
gierungsbezirk Oppeln ergab eine gleichzeitige Zusam- 
menstellung eine von 18 Dominial- und 221 Rustical-Grund- 
stücken in Geld berechnete Gesammtsumme von 702 Rthir. 
19 Sgr. von Zehnten der Evangelischen an Katholiken, 
während umgekehrt nur 2 Dominial und 43 Rustical-Grund- 
stücke von Katholiken 175 Rthlr. 19 Sgr. 11'/ Pf. an 
Evangelische zu zehnten hatten. | 

Nicht mit Unrecht bezeichnete der Oberpräsident der 
Provinz, v. Merckel, die Ordre geradezu als „schädlich“ 
und erklärte ein dem Könige erstatteter Bericht, „dass 
manche evangelische Kirchspiele, deren Gemeindeglieder 
itzt an katholische Pfarrer schwere Zehnten entrichten 
müssen, dadurch unfähig werden, ihrer eignen Kirche Unter- 
stützung zu leisten.“ 

Der Wunsch nach Abhülfe des immer mehr sich stei- 
gernden Nothstandes der evangelischen Kirche wurde von 
allen Seiten laut, und fand auch in einem Gesuch des dritten 
Schlesischen Provinzial-Landtages an den König einen drin- 
genden Ausdruck. 

Ueber die Art, wie aber die Gesetzgebung einschreiten 
solle, gingen die Ansichten weit auseinander, und fanden 
‚eingehende Berathungen im Staatsrathe statt 9). ; 

Die Stände schlugen vor: „einen terminum decretorium 
zu bestimmen, indem die Ordre v. 6. Februar 1812. dahin 
declariret würde, dass die Reviviscirung der Decemabgabe 


s) Ebendas. 
65) Ebendas, 
ee, Ebendas. 
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an die Pfarrer beider Confessionen nur bis zu dem Tage 
der zu erlassenden declaratorischen Bestimmung zu gestatten 
und den Besitzstand dieses Tages in Hinsicht der Decem- 
abgaben-Verpflichtungen als unabänderliche Norm zu be- 
stimmen.“ 

Sie motivirten ihre Proposition einmal damit, dass 
die Zehntpflicht, weil sie als provinzielle Grundlast nach 
8. 48. Tit. I. der Hypotheken-OÖrdnung im Hypo- 
thekenbuche niemals eingetragen werde, beim Kaufe leicht 
übersehen werden könne, und dann, dass beim Verkauf 
von Grundstücken deren Zehnten ruhen, der Verkäufer ver- 
liere, wenn der Käufer der Confession der zehntberechtigten 
Kirchenanstalt zugethan sei. 

Beide Gründe konnten unmöglich als stichhaltig befun- 
den werden. Denn was den ersteren anbelangte, so fand 
ja die Nichteintragung in die Hypothekenbücher bei allen 
. Steuern und provinziellen Grundlasten statt, ohne dass man 
doch deswegen deren Beseitigung hätte befürworten können, 
und in Bezug auf den zweiten lag die Erwägung nahe, dass 
ja kein Grundbesitzer überhaupt oder in der gedachten Art 
zu verkaufen gezwungen sei, mithin der angeführte Nach- 
theil als ein unvermeidlicher in keiner Weise angesehen. 
werden könne °”). 

Die Vorschläge des Ober-Präsidenten von Merckel 
gingen dahin: 


m 


67) Die Stände erhielten daher folgenden Bescheid: »Auf den An- 
trag wegen Erlassung abändernder Bestimmungen in Beziehung auf die 
Dezempflichtigkeit der Grundbesitzer an die Geistlichkeit, eröffnen wir 
Unseren getreuen Ständen, dass, soweit derselbe die Modification der 
Schlesischen Zehntverfassung im Allgemeinen betrifft, Uns aus anderer 
Veranlassung über diesen Gegenstand Bericht erstattet worden ist, 
worauf Wir Unsere Allerh. Entschliessung bereits gefasst und zur 
öffentlichen Kenntniss gebracht haben. Dass Wir dagegen den Antrag, 
dass alle in Gemässheit der Kabinets-Ordre v. 3. März 1758. jetzt 
ruhenden Zehentrechte sofort erlöschen sollen, nicht gewähren können, 
weil solches mit den $$. 516. und 517. Tit. 9. Thl. 1. und $. 872. Tit. 11, 
Thl. 2. des Allg. L.-R. enthaltenen gesetzlichen Vorschriften und den 
dadurch gesicherten Privatrechten der Kirchen und Pfarren nicht zu 
vereinigen sein würde.« — Vgl. Rumpf Landtags-Verhandlungen 8. 
Folge, S. 174. 
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Diejenigen Decimen, welche dadurch, dass die ver- 
pflichteten Grundstücke seit Emanation der Kabinets-Ordre 
v. 6. Febr. 1812. in den Besitz von der Religion des De- 
cemberechtigten Pfarrers nicht zugethanen Eigenthümern 
gelangt seien, den Charakter der Unveränderlichkeit an- 
genommen haben, olıne Ausnahme und unter allen Um- 
ständen fortbestehen zu lassen. Dagegen aber sei die durch 
vieljährige Erfahrung als angemessen bewährte Bestimmung 
des Erlasses v. 3. März 1758. wiederherzustellen, hinsichtlich 
aller derjenigen Decemberechtigungen, bei denen der in der 
Kabinets-Ordre v. 6. Februar 1812. vorausgesetzte Ueber- 
gang des belasteten Grundstückes an einen dem Glaubens- 
bekenntniss des decemberechtigten Pfarrers fremden Eigen- 
thümer noch nicht eingetreten. 

Der Staatsrath verwarf indessen auch diese Ansicht 
aus mehreren Gründen. | 

„Der letzte Vorschlag, erklärte er, hat wider sich, dass 
itzt noch weit mehr Zehnt-Abgaben ruhen, als seit dem 
6. Februar 1812. gangbar waren und geworden sind, mithin 
der auf Beseitigung der Schwankungen im Einkommen der 
Kirchenbeamten gehende eigentliche Zweck der Kabinets- 
Ordre v. 6. Februar 1812. doch immer nur in sehr ge- 
ringem Grade erreicht werden würde; ferner, dass da der 
zur Confession der zehendberechtigten Kirchenanstalt nicht 
gehörende, an diese aber zur Zehntleistung verpflichtete 
Grundbesitzer daneben aber auch Beiträge zur Unterhaltung 
der eigenen Kirchenanstalt zu leisten hat, durch die Kab.- 
Ordre eine doppelte Belastung entsteht, die, nachdem durch 
Zurücknahme der Kabinets-Ordre zu erkennen gegeben wird, 
dass sie dem allgemeinen Interesse nicht zusagt, man auch 
nicht theilweise fortbestehen lassen kann, ohne den Unmuth 
der davon Betroffenen aufzuregen .... endlich, dass zuweilen 
ganz verschiedene, sich direct widersprechende Verfassungen 
neben einander bestehen, und es sehr umständliche Vor- 
kehrungen erfordern würde, um der Verdunklung vorzubeu- 
gen, die leicht darüber entstehen könnte, ob ein Grund- 
stück hinsichtlich der Zehntpflicht nach der Kabinets-Ordre 
v. 6. Februar 1812. zu behandeln bleibt oder nicht.“ 

So war denn schliesslich nur der vom Staatsminister 
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von Altenstein vorgeschlagene Ausweg übrig, einfach 
zu dem Recht der Ordre v. J. 1758. zurückzukehren, und 
auf die Empfehlung des Staatsrathes wurde er vom Könige 
in seiner Ordre vom 16. Juni 1831. beliebt. 

Die angeführte Ordre lautet 6%): | 

„In meiner Ordre vom 6. Februar 1812. (Nr. 167. G. S.) 
habe ich mit Abänderung der Ordre vom 3. März 1758. 
bestimmt, dass die zu damaliger Zeit gangbaren, oder auf 
spätere Erwerbung eines zur Confession der zehntberechtigten 
Kirchen-Anstalt gehörigen Eigenthümers gangbar werdenden 
Zehnt-Abgaben in Schlesien nie wieder ruhen sollen, wenn 
auch weiterhin die zehntpflichtigen Grundstücke in die Hände 
eines Nicht-Confessionsverwandten der zehntberechtigten 
Kirchen-Anstalt zurückgelangen würden. Die Erfahrung 
hat ergeben, dass die hierbei beabsichtigten Zwecke nicht 
ohne Neben-Einwirkungen, deren Nachtheile überwiegend 
. sind, haben erreicht werden können. Ich setze daher auf 
Veranlassung einer die Modification der gegenwärtigen Ein- 
richtung bevorwortenden Petition des Schlesischen Pro- 
vinzial-Landtages, ünd in Berücksichtigung der Gründe, 
welche das Staats-Ministerium im Berichte vom 21. April 
d. J. anderweit entwickelt hat, nach dem Antrage desselben 
hierdurch fest: dass die Schlesische Zehnt-Verfassung ganz 
so, wie sie nach der Ordre vom 3. März 1758. bis zum 
6. Februar 1812. bestanden hatte, allgemein wieder her- 
gestellt werden soll. Dabei versteht es sich von selbst, dass 
diejenigen Kirchen-Beamten, die im Verfolg meiner Ordre 
vom 6. Februar 1812. bereits in den Besitz solcher Zehnt- 
Abgaben gelangt sind, die ein zur Confession der berech- 
tigten Kirchen-Anstalt nicht gehöriger Grund-Besitzer ent- 
richten muss, während der Dauer ihres Amtes dieses 
Besitzes nicht verlustig gehen, vielmehr die Verpflichtung 
des nicht zur Confession der berechtigten Kirchen-Anstalt 
gehörigen Grundbesitzers zur Entrichtung der Zehnten erst 
mit dem Wechsel der empfangenden Beamten aufhört, indem 
nur auf die Nachfolger das Recht zum Genusse nicht über- 


66), Ges.-Samml. 1831. S. 169. 
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gehen soll. Dergleichen Beamte müssen jedoch, wenn es 
rathsam gefunden werden sollte, ihnen dafür eine nach den 
Grundsätzen der Ablösungsordnung vom 7. Juni 1821. zu 
ermittelnde Entschädigung anzuweisen, sich gefallen lassen, 
diese dafür anzunehmen. Das Staats-Ministerium hat gegen- 
wärtige Anordnung durch die Gesetzszammlung bekannt zu 
machen.“ 


So war man denn nach langem Zögern zu dem Rechte 
des Jahres 1758. zurückgekommen. 

Natürlich hatte man auch bald dieselben üblen Folgen 
zu verspüren, die i. J. 1812. zur Abänderung desselben 
geführt hatten, nur jetzt in viel bedeutenderem Maasse, 
denn die Beweglichkeit des Grundbesitzes hatte beständig 
zugenommen; Grundstücke gingen mit Leichtigkeit aus einer 
Hand in die andere ®°), und man mochte wohl wo möglich 
immer darauf Rücksicht nehmen, dass die Confession des 
Neubesitzers nicht zu einem Wiederaufwachen der ruhenden 
Zehnten Veranlassung gebe °°). 


Während die i. J. 1827. angestellten Untersuchungen 
dargethan hatten, dass seit 1812. jedes Jahr durchschnittlich 
Zehnten im Werthe von 230 Rthir. wachend geworden waren?!), 


°®) In der Kommission des Abgeordnetenhauses III. Le- 
gislatur-Per., III. Session, Nr. 186. S. 2. wurde Beispielsweise 
ein conkreter Fall angeführt, in welchem in einer Parochie bei 8 ein- 
‚gepfarrten Dominien in einem Zeitraum von 22 Jahren 40 Besitzverän- 
derungen vorgekommen seien. 


70%) Die Motive zu dem Antrage des Abg. Osterrath (Haus d. 
Abg. IV. Legislatur-Periode, I. Sess. Nr. 132. S. 5.) malen 
wohl mit etwas zu grellen Farben, wenn sie behaupten: »Es kommt 
vor, dass Glaubensverwandte des decemberechtigten Pfarrers ihren 
väterlichen Glauben verlassen oder ihn bis auf die Sterbestunde ver- 
heimlichen, um sich der Entrichtung dieser Realabgabe zu entziehen.« 


‚ % »Zusammenstellung der Fälle in denen in Folge der Ordre vom 
6. Februar 1812. evangelische Grundbesitzer katholischen Pfarreien 
und katholische Grundbesitzer evangelischen Pfarreien in der Zeit bis 
zum Schluss 1826. decempflichtig geworden sind. 
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wies die Breslauer Regierung nach ?2), dass von dem 
16. Juni 1831. bis zum 31. December 1837. nur in ihrem 
Departement folgende Zehnten fortgefallen waren: Bei den 
katholischen Kirchen: Roggen 415 Scheffel 6 Metzen, Gerste 
5 Scheffel 2 Metzen, Hafer 352 Scheffel 10 Metzen, baares Geld 
13 Rthir. 29 Sgr. 10 Pf., — bei den protestantischen Kirchen : 
Roggen 390 Scheffel 12 Metzen, Gerste 5 Schefiel 2 Metzen, 
Hafer 524 Scheffel und baares Geld 15 Rthlr. 2 Sgr. 10 Pf. 

Und nicht allein dass der Umfang der Zelhnten in 
dieser Besorgniss erregenden Weise abnahm, auch die 'vor- 
handenen wurden, da sie bald wachend bald ruhend waren, 
verdunkelt und zweifelhaft, und die Existenz der auf die 
Zehnten durchaus angewiesenen Geistlichen eine prekäre, 
von dem zufälligen Umstande der Confession des zehnt- 
pflichtigen Grundbesitzers abhängige. 


I. Reg.-Bez. Liegnitz 294 Fälle und zwar: 


1. Bei kathol. Pfarreien. 2. Bei evangel. Pfarreien. 
a) Dominien 18 a) Dominien 2 
b) Rusticalstellen 231 b) Rusticalstellen 48 

Summa: 249 Summa: 45 


Summa: 294 Fälle mit Jahreswerth als Zehnten von 


821 Rthir. 25 Sgr. 
I. Breslau. 


1. Kath. Pfarreien 229. Evangel. 65. 
Summa: 294. 
Dabei folgende Naturalleistungen: 


1) 55'% Sch. Waizen ä& 1 Rthir. 10 Sgr. = 74 Rithlr. 
2) 1486 „ Roggen 1 „ — „ =1486 „ 
9) 25% „ Geste d— „ 2, = 18 „ 218gr. 


4) 1494 „ Bier — „ 18, 836 „ 72 ,„ 
Summa: 2475 Rthir. 3 Sgr. 
IH. Oppeln. 
Im Ganzen 62 Fälle. | 
Gegenstand der Zehnten ist im Ganzen gering und erreicht im 
Durchschnitt kaum die im Reg.-Bez. Liegnitz üblichen Beträge. Nimmt 
man danach den Werth von 2 Rthir. 20 Sgr. pro Fall an, so würde 


sich ein Jahreswerth von . . . a  (:};) Rthir. 10 Sgr. 
ergeben, dazu der Liegnitz’sche Jahreswerth mit 21 „ 2 „ 
Breslau. 3... 0 a eu en AT 


giebt 3462 Rthlr. 8 Sgr. 
Danach während 15 Jahren durchschnittlich jährlich 230 Rthlr. 
wachend geworden. — Akten des Geistl. Ministeriums, 
'3) Ebendas. 
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Besonders dringlich musste aber eine. Reform erscheinen, 
als die Auseinandersetzungsbehörden den Grundsatz an- 
nahmen, dass auch ein ruhender Zehnt auf Antrag des 
Berechtigten abgelöst werden könne. Die praktische Durch- 
führung dieser Bestimmung bereitete den Behörden grosse 
Schwierigkeiten, da die Gesetze keinerlei Anhalt boten. Sie 
halfen sich dadurch, dass sie nach $. 29. 30. Th. 1. Tit. 13. 
A.G.O. das Streitobject theilten und den Decem zu 50°% seines 
Jahreswerthes ablösen liessen. Zwar wurde der Wiederkehr 
solcher Entscheidungen durch $. 8. des Gesetzes vom 
15. April 1857. (G.S. S. 365.) vorgebeugt; die anderen 
Uebelstände blieben aber bis in die neuste Zeit unverändert 
bestehen. M 

Zahlreiche Petitionen von evangelischen und katho- 
lischen Geistlichen ausgehend, baten das Abgeordnetenhaus 
um Abhülfe 7°), und dieses beschäftigte sich in mehrfachen 


78) Auch tauchten die verschiedensten Reformvorschläge auf. 

Die im Jahre 1844. versammelte Schlesische Provinzial- 
Synode trug in ihrem Promemoria, die Schlesische Zehnt-Verfassung 
betreffend, vor: 1) In Oberschlesien, wo der katholischen Kirche die 
Bevölkerung fast ausschliesslich zugehört, und sie demnach in einem 
naturgemässen und unangefochtenen Besitze der Kirchen und des Kir- 
chenguts ist, und wo das Einkommen der Pfarrgeistlichkeit besonders 
auch auf dem Dezem beruht, soll der katholische Clerus den Zehnten 
ungefährdet behalten, wenn auch ein decempflichtiges Grundstück auf 
einen Protestanten übergeht. 2) Dasselbe soll vice versa in den bei 
dem westfälischen Frieden in ihren kirchlichen Rechten gelassenen 
Fürstenthümern Liegnitz, Wohlau, Brieg, Oels und Münsterberg statt- 
finden. Dort gehört die Bevölkerung überwiegend, das immobile Kir- 
chengut ganz der evangelischen Kirche, und das Einkommen der Pfarr- 
geistlichkeit basirt vorzugsweise auf dem Decem. Auch hier müssen 
demnach einzelne Grundbesitzer einer anderen Confession dem evan- 
gelischen Pfarrer den Zehnten geben. 3) In den Fürstenthümern resp. 
Standesherrschaften Schlesiens aber, wo die Protestanten nach dem 
westfälischen Frieden ihre kirchlichen Rechte und Güter verloren, 
wo sie jedoch i.J. 1758. von der Abführung des Decems an die bei ihren 
Kirchen eingesetzten Pfarrer einer anderen Confession befreit wurden, 
soll fortan der Decem von jedem Grundbesitzer an den Pfarrer seiner 
Confession, also von den Evangelischen an ihren Geistlichen, von den 
Katholiken an den ihren abgeführt werden. 

Succow machtin seinem ABC evangelischer Kirchen-Verfassung, 
Jahrgang 1846., folgenden Vorschlag: 1) der Zehnte darf niemals auf- 
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Commissionsberathungen auf das Eingehendste mit der Ma- 
terie '*). Zwei principiell sich entgegenstehende Anträge 


hören oder ruhen, aber er werde allezeit dem Pfarrer der Confession 
des Zehntpflichtigen zugewiesen; 2) der Natural-Zehnt muss überall 
fixirt, aber in eine Steuer unter dem Namen: Allgemeiner Kirchen- und 
Schul-Zehnt verwandelt, und nicht an den Pfarrer, sondern an die 
Kirchen-Kasse abgeführt werden; 3) jeder Zehnt-Pfiichtige erhält für 
die Zehnt-Steuer: einen freien Kirchensitz, Erleichterung in den Stol- 
gebühren und Befreiung vom Schulgelde. 

Im evangelischen Kirchen- und Schulblatt, zunächst für Schlesien 
und das Grossherzogthum Posen, Jahrgang 1850., rieth Berg Nach- 
stehendes an: 1) jeder Decem-Pflichtige ist nur dem Pfarrer seiner 
Confession und zwar in dem Kirchspiel, dem er ordnungsmässig an- 
gehört, abgabenpflichtig; 2) mit dem nächsten Besitzwechsel erwacht 
das Recht auf den bis dahin rubenden Decem für den Pfarrer der Con- 
fession des neuen Besitzers. 


74) Die Geschichte der legislativen Vorlagen hat eine passende 
Darstellung gefunden in dem I. Bericht der Kommiss. f. Agrar- 
verhältn. 8 Legislatur-Per., 1. Session 1863—4., Nr. 109. 
8. 7. £. Ä 

Auf den Antrag des Abgeordneten Rahn in der Sitzungs-Periode 
von 1855., beschloss die zur Berathung dieses Antrages wegen Regelung 
der Decemverhältnisse in Schlesien besonders erwählte Kommission: 
»Ueberweisung an die Regierung mit dem Ersuchen, baldmöglichst 
einen Gesetz-Entwurf zur Abhülfe der aus der Kabinets-Ordre von 1831. 
den evangelischen wie den katholischen Kirchen und Pfarreien drohen- 
den Nachtheile vorzulegen ; das Plenum der zweiten Kammer jedoch 
(siehe 41. Sitzung vom 18. April 1855. nach dem Amendement des 
Abgeordneten Wenzel »den Antrag Rahn sammt Petitionen der 
Staats-Regierung zur Erwägung bei dem Beheben der bestehenden 
Uebelstände zu überweisen.«e In der folgenden Session des Jahres 1856. 
lagen dem Hause 78 Petitionen von Geistlichen verschiedener Confession, 
und dazu ein Gesetz-Entwurf der Abgeordneten Osterrath und Ge- 
nossen vor, wonach die betreffende Abgabe an Zehnten, Garben, Brod 
‘und dergleichen an die Pfarrer und Kirchendiener als dingliche von 
jedem Besitzer des verpflichteten Gutes, ohne Rücksicht auf dessen 
Glaubensbekenntniss entrichtet werden solle, unter Aufhebung aller dem 
entgegenstehender Bestimmungen.e Zwar lehnte die dafür bestellte 
besondere Kommission laut Bericht vom 2. April 1856. diesen Gesetz- 
Entwurf ab, schlug dagegen aber ein provisorisches Gesetz dahin vor: 
Dass die qu. Abgaben, welche nach der bisherigen Gesetzgebung bei 
Erlass des gegenwärtigen Gesetzes zu entrichten sind, mit 
einstweiliger Sistirung der abweichenden Bestimmung der Kabinets- 
Ordre vom 16. Juni 1831. bis zum Erlass eines die Decempflicht in den‘ . 
bezeichneten Landestheilen ordnenden anderweitigen Gesetzes fort- 


- 


- 
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lagen vor. Der eine des Abgeordneten Rahn befürwortete 
die Wiedereinführung der Ordre d. J. 1812; er erfreute 


entrichtet werden sollen, ohne dass fortan eine Veränderung in der 
Person oder Confession des Besitzers des verpflichteten Grundstücks das 
Ruhen des Zehnten herbeiführe. 

Das Plenum nahm im Wesentlichen diesen Vorschlag seiner Kom- 
mission an, jedoch mit dem Zusatz: »Dass andererseits auch die bei 
Publikation des Gesetzes, zufolge der Kabinets-Ordre vom 16. Juni 1831. 
ruhenden Abgaben den Bestimmungen dieses neuen Gesetzes auch dann 
nicht unterliegen sollen, wenn sie durch eine Veränderung der Person 
oder Confession des Besitzers wieder zu entrichten sein würden.«e 

(Vergleiche 61. Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 22. April 
1856.) Dabei beschloss indess das Haus: Die Regierung um Beschleu- 
nigung der definitiven Ordnung der Schlesischen Zehntverhältnisse zu 
ersuchen. 

Die Berathung dieses damals im Abgeordnetenhause genehmigten 
Gesetzvorschlages erfolgte jedoch im Herrenhause wegen des Schlusses 
der Sitzungen nicht mehr. — In Veranlassung desselben vom AbgeoruJ- 
neten Osterrath in der folgenden Session wieder eingebrachten 
Gesetz-Entwurfs, bearbeitete die Kommission des Hauses laut Bericht 
vom 7. März 1857. (Referent Abgeordneter-Ambronn) einen vollstän- 
digen Gesetz-Entwurf wegen definitiver Ablösung der in Rede 
stehenden Reallasten. Derselbe schlug unter Berücksichtigung der Ab- 
gaben als zeitweise ruhender, verschiedene zum Theil sehr mässige 
Abfindungs-Grundsätze vor, je nachdem die Abgaben seit 1758. geruht 
hatten oder nicht, oder resp. nach oder vor dem 6. Februar 1812. noch 
einmal zu entrichten gewesen. Ohne Entschädigung sollten aber die 
Reallasten an solche Parochien definitiv aufhören, welche bereits für 
aufgelöst erklärt oder als erloschen anzusehen sind. Die Ablösung sollte 
durch die Rentenbank erfolgen. Ungeachtet der unverkennbaren Schwie- 
rigkeiten einer Regelung dieser Zehntverhältnisse erklärte doch damals 
die Staats-Regierung: »dass sie den Weg einer definitiven Lösung bei 
Weitem dem eines Interimistikums vorziehe. Grade die interimistische 
Lösung enthalte einen Eingriff in die Privatrechte der Pflichtigen (Steno- 
graphische Berichte der 43. Sitzung vom 1. April 1857... Das Plenum 
des Hauses verwarf den Osterrath’schen Vorschlag und im Verfolg 
dieses Beschlusses wurde auch der Entwurf der Kommission als beseitigt 
angesehen. | 

Anderweit wurde während der Sitzungs-Periode des Jahres 1859. 
in 17 Petitionen katholischer Geistlichen die Aufhebung der Ka- 
binets-Ordre vom 16. Juni 1831. und die Wiederanerken- 
nung des Dezems als einer auf Grund und Boden haftenden dauern- 
den Reallast beantragt, wogegen das Haus nach dem Antrage der 
Agrar-Kommission (48. Sitzung vom 4. Mai 1859.) beschloss: 
süber diese Petitionen zwar zur Tages-Ordnung überzugehen, jedoch die 
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sich des Beifalls der Schlesischen evangelischen Geistlich- 
keit, welche die trüben Erfahrungen der J ahre 1812. bis | 
1831. gänzlich vergessen zu haben schien. 

Er würde, wie der Evangelische Oberkirchenrath mit 
Recht hervorhob, zum Gesetz.erhoben, der Schlesischen 
evangelischen Kirche „unabsehbaren Schaden“ zugefügt 
haben °°). 

Der andere Antrag des Abgeordneten Osterrath 
wollte den Zustand vor der Ordre des Jahres 1758. wie- 
derhergestellt wissen. 

Er sah vom streng katholischen Standpunkt aus in der. 

Maassregel Friedrichs des Grossen nur einen beklagens- 
werthen völkerrechtswidrigen Rechtsbruch, er wollte hundert 
Jahre in der Entwicklung des Schlesischen Zehntrechtes 
einfach gestrichen W#sen. 
" Seit dem Jahre 1855. wurden der Regierung die Pe- 
titionen zur Berücksichtigung überwiesen, und es fanden 
in den verschiedenen Fachministerien Verhandlungen statt, 
die in der Nothwendigkeit der vorzunehmenden Reform 
übereinstimmten, sonst aber weit auseinandergingen. 

Eigentlich waren hier hauptsächlich drei Ansichten 
vertreten. 

Der eine vom _ Minister für landwirthschaftliche An- 
gelegenheiten ausgehende Gesetzentwurf wollte unterschieden _ 


dringende Erwartung auszusprechen, dass die Staats-Regierung bald 
thunlichst den Häusern des Landtages eine Vorlage »wegen anderwei- 
tiger Regelung der Schlesischen Zehntverhältnisse resp. wegen Ablösung 
dieser Verhältnissee machen werde.e — Man hiclt die Verwandlung der 
bedingten Zehntlast in-eine unbedingte für eine Rechtsverletzung und 
Bedrückung der Besitzer der verpflichteten, — weil inzwischen unter 
dem Regime der Verordnungen von 1758. und 1831. vielfach veräusserten 
und vererbten — Grundstücke. — Endlich empfahl wiederum während 
der Sitzungs-Periode von 1860. (24. Plenar-Sitzung vom 9. März 1860.) 
das Haus nach dem Antrage der Agrar-Kommission die Petition eines 
Rittergutsbesitzers: »der Königlichen Staats-Regierung zur Berück- 
sichtigung, ebenfalls mit der dringenden Erwartung, dass die Re- 
gierung in der nächsten Session dem Landtage einen Gesetz-Ent- 
wurf wegen anderweitiger Regelung der Schlesischen Decemverhältnisse 
resp. wegen Ablösung der Decem-Abgaben zur Beschlussnahme vorlegen 
werde.« 
65) Akten des Geistl. Minist. 
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wissen zwischen wachendem und rubendem Zehnten, je 
nachdem er das eine oder das andere am 1. Januar 1857. 
gewesen sei. Der wachende Zehnte solle, wenn er seit 
der Ordre vom 6. Februar 1812. ununterbrochen wachend 
gewesen sei, voll, wenn er aber inzwischen zeitweise ge- 
ruht habe, mit 90°%0, ohne Rücksicht auf die Confession 
des Verpflichteten, fortentrichtet werden und nach dem Ge- 
setz vom 15. April 1857. facultativ ablösbar sein. Der 
ruhende Decem dagegen solle, wenn er seit der Ordre von 
1812. ununterbrochen geruht habe, zu 4°o, wenn er aber 
inzwischen zeitweise wachend gewesen sei, zu 25° seines 
Jahreswerthes mit dem fünf und zwanzigsten Betrage zwangs- 
weise und kostenfrei abgelöst werden. 

Dem Gesetzentwurf mussten sich mehrfache und ge- 
wichtige Bedenken entgegenstellen. ® 

Einmal wurde das grosse, durch Friedrich II. durch- 
geführte Princip, dass jede Confession für ihre Geistlichen 
allein zu sorgen habe, auf’s Neue in Frage gestellt, und 
dann doch keine Gleichheit beider erzielt, vielmehr eine 
erhebliche Benachtheiligung der protestantischen Kirche zu 
Wege gebracht. 

Denn die Evangelischen sind nur in den ehemals mittel- 
baren Fürstenthümern Liegnitz, Brieg, Wohlau, Oels 
zum Theil auch in Münsterberg und der Stadt Bres- 
lau im Besitz von alten zehntberechtigten Kirchen, haben 
dagegen in allen übrigen Fürstenthümern und Standesherr- 
schaften jetzt gar keine decemberechtigten Pfarrkirchen, 
so dass hier überall, wenn rücksichtlich der wachenden 
Zehnten das vorgeschlagene Princip durchgeführt worden 
wäre, bei künftiger Ansiedlung oder bei Gütertauschen von 
Evangelischen diese den katholischen Pfarrern zehntpflichtig 
gemacht worden wären, und dadurch behindert, ihren eigenen 
Kirchensystemen die so nothwendige Beihülfe zu gewähren. 

Noch grössere Nachtheile hätte das Project in Bezug 
auf die ruhenden Zehnten gehabt. Ein jahrhundertelanger 
Rechtszustand wäre umgestürzt und der durch die Gewalt- 
thaten des dreissigjährigen Krieges hervorgebrachte ohne 
Weiteres restituirt worden. Die Evangelischen würden den 
Katholiken eine Jahresrente von 6476 Rthlr. für ruhende 
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Zehnten zu entrichten gehabt haben, also zum Fünf 
undzwanzigfachen Betrage kapitalisirt eine Summe von 
161,675 Rthlr., während die evangelische Kirche nur ein 
Kapital von 10,100 Rithlr. erhalten haben würde. 

Aller dieser Bedenken ungeachtet beschloss das Staats- 
ministerium, den Gesetzentwurf den Kammern gleichzeitig 
mit einer Novelle zum Ablösungsgesetz v. 15. April 1857. 
zur Berathung vorzulegen, da aber der Landtag diese ab- 
‘ lehnte, so wurde auch jener Vorschlag beseitigt. 

Der andere Gesetzentwurf des geistlichen Ministers ver- 
ordnete, dass jeder den- auf seinem Grundstücke haftenden 
Zehnten an den Pfarrer seiner Confession entrichten solle, 
die ruhenden aber erst bei der nächsten Besitzveränderung 
gangbar würden. 

Die Vorzüge dieses Vorschlages lagen auf der Hand. 

Einmal wurde keiner der beiden Kirchen etwas ent- 
zogen, worauf sie ein Recht hatte. Denn ob von einem 
der evangelischen Kirche zehntpflichtigen Grundstücke der 
Zehnte während der Besitzzeit eines Katholiken ruhe, oder 
‚aber an den katholischen Pfarrer entrichtet wird, muss dem 
evangelischen Pfarrer vollständig gleichgültig sein, und ebenso 
umgekehrt. 

Ferner wurden die Hauptprincipien der Gesetzgebung 
v. J. 1758. unverändert beibehalten, und endlich nicht nur 
beiden Kirchen grosser materieller Vortheil gewährt, sondern 
auch bewirkt, dass die Erwerbung decempflichtiger Grund- 
stücke durch Angehörige der’anderen Confession aufhöre, 
Gegenstand der Speculation zu sein. 

Andererseits musste es viel Bedenkliches haben, das 
Eigenthumsrecht des Decems von einer Kirche, der es zu- 
steht auf eine andere nicht berechtigte zu übertragen; es 
musste für eine nicht geringe Beeinträchtigung der Grund- 
besitzer angesehen werden, dass ihre bedingte Zehntpflicht, 
wenn auch erst bei der nächsten Besitzesänderung ohne 
jede Entschädigung in eine unbedingte verwandelt werden 
sollte, und endlich war eine erhebliche Mehrbelastung der 
Provinz die unausbleibliche Folge. So hätte auch dieser 
Gesetzentwurf, falls er zur Ausführung gelangt wäre, viele 
Schwierigkeiten geschaffen, ganz abgesehen davon, dass eine 
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neue Circumscription der Pfarrsprengel nöthig gewesen wäre, 
schon um in Gegenden, wo Angehörige einer Confession 
nur sporadisch vorkamen, für diese einen berechtigten 
Pfarrer zu schaffen. 

Der Gesetzentwurf erlangte die RER des Staats- 
ministeriums nicht, und eben so wenig konnte das bei 
einem anderen Vorschlags der Fall sein, der von katho- 
lischer Seite ausging. 

Dieser verlangte, der Staat solle bei dem ruhenden 
Zehnten, der eine Zeit lang wachend gewesen sei, dem Be- 
rechtigten eine Entschädigung gewähren, während doch eine 
derartige Verpflichtung Seitens des Staates keineswegs zu 
erweisen war, sondern höchstens eine höhere Belastung des 
Verpflichteten gerechtfertigt gewesen wäre. Und auch zu 
dieser lag kein Grund vor. Denn wenn man den Werth 
der Möglichkeit des Wiederauflebens der ruhenden Zehnten 
höher arbitriren wollte, so hätte umgekehrt in gleichem Ver- 
hältniss der Werth des wachenden niedriger festgestellt 
werden müssen. 

Der Vorschlag verlangte ferner, dass gewisse rechtliche 
Präsumptionen aufgestellt werden sollten, um den Nach- 
weis des rechtmässigen Bestandes der Zehnten und ihres . 
Betrages zu erleichtern, und dass namentlich der durch 
Patent vom 10. September 1748. .aufgestellte Schlesische 
Grundsteuerkataster Beweis liefern sollte 7°), während dieser 
letztere so beschaffen war, dass die Regierung einen andern 
hätte anfertigen lassen müssen, wenn nicht inzwischen die 
neue Regelung der Grundsteuerverhältnisse eingetreten ge- 
wesen wäre. 


Erst am 10. April 1865. st von der Regierung das fol- 
‚gende Gesetz erlassen worden, welches die einmüthige Zu- 
stimmung ‘der Schlesischen und Brandenburgischen Provin- 
zialstände und die Genehmigung beider Häuser des Land- . 
tages erhalten hat. 
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9%) :80 auch 'Schuppe.a. a. O0. 40. 
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„Wir Wilhelm, von Gottes Ginaden König von 
Preussen etc. 7). 
verordnen, mit Zustimmung beider Häuser des Landtages 
Unserer Monarchie, was folgt: 
8.1. 

Die Bestimmungen der Kabinets-Ordre vom 16. Juni 
1831., wegen Wiederherstellung der Schlesischen Zehntver- 
Fassung, wie sie nach der Ordre vom 3. März 1758. bis 
zum 6. Februar 1812. bestanden hatte (Gesetz-Sammlung 
1831. Seite 169.) werden, wie folgt, abgeändert. 


8. 2. 

Die Reallasten, welche den Bestimmungen der Ordre 
vom 16. Juni 1831. unterliegen, werden hiermit für ablös- 
bar nach den Vorschriften des gegenwärtigen Gesetzes erklärt. 

8. 3. 

Die Ablösung derselben erfolgt ohne besonderen An- 
trag der Betheiligten von Amts wegen. 

Sofern es dabei auf den Tag der Provokation ankommt, 


ist der Tag dafür anzusehen, an welchem das ‚gegenwärtige 
Gesetz in Kraft tritt. 


8. 4. | 
Die Ermittelung des Jahreswerths der Reallasten erfolgt 
nach den Vorschriften des Gesetzes vom 2. März 1850., 
betreffend die Ablösung der Reallasten etc. (Gesetz-Samm- 
lung 1850. Seite 77. fig). Dabei findet jedoch weder der 
im $. 26. a. a. O. vorgeschriebene Abzug von fünf Prozent 
wegen der geringeren Beschaffenheit des Zinsgetreides, noch 
eine Kürzung der Rente bis auf zwei Drittel des Reinertrages 
der pflichtigen Stelle statt ($. 63. a. a. O. und $. 6. des 
Gesetzes vom 11. März 1850., betreffend die auf Mühlen- 
grundstücken haftenden Reallasten). 
8. 5. 
Der nach 8. 4. ‚festgestellte Geldbetrag wird 
a) bei denjenigen Reallasten, welche an dem Tage, an 
welchem das gegenwärtige Gesetz in Kraft tritt, gang- 
bar ‚sind, zum 22°/sfachen -Betrage und 
7%) Biehe auch oben 8. 859. f£ Um den Zusammenhang nicht zu 
unterbrechen, hier.noch einmal abgedruekt. | 
28% 
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b) bei denjenigen Reallasten, welche an dem Tage, an 
welchem das gegenwärtige Gesetz in Kraft tritt, ge- 
setzlich ruhen, zum 2?,sfachen Betrage durch Kapital 
abgelöst. 

Die Abfindung erfolgt durch die Vermittelung der 
Rentenbanken. Dem Verpflichteten steht jedoch frei, baar 
zum 22®;sfachen beziehungsweise dem 2? sfachen Betrage 
abzulösen. 

8. 6. 

Für die Vermittlung der Rentenbank ist das Gesetz 
vom 2. März 1850. (Gesetz-Sammlung 1850. Seite 112. flg.) 
maassgebend. Dabei bleiben aber diejenigen Bestimmungen, 
welche eine Tilgungs-Periode von 41!ıs Jahren voraus- 
setzen, ausser Betracht und überdies treten nachstehende 
Abänderungen des Rentenbank-Gesetzes ein: 

a) die berechtigte Anstalt erhält den nach $. 5. berech- 
neten Betrag in Rentenbriefen nach deren Nenn- 
werth und, soweit dies durch solche nicht voll- 
ständig geschehen kann, im baaren Gelde; 

b) der Besitzer des pflichtigen Grundstücks hat ohne 
Rücksicht auf seine Confession von dem Zeitpunkte 
der Rentenübernahme und während der Tilgungs- 
Periode von 56'!jız2 Jahren an die Rentenbank eine 
Jahresrente zu entrichten, welche 4!/s vom Hundert 
der an die Berechtigte zu gewährenden Abfindung 
beträgt; Rententheile unter einem vollen Silbergroschen 
werden von der Rentenbank nicht übernommen, viel- 
mehr wird der 22? oder 2?/sfache Betrag derselben, 
je nachdem die Abfindung gemäss $. 5a. oder 8. 5b. 
erfolgt, von dem Besitzer des verpflichteten Grund- 
stücks unmittelbar an die berechtigte Anstalt gezahlt; 

c) die Ueberweisung von Abgaben-Rückständen auf die 
Rentenbank nach Vorschrift des $. 99. des Ablösungs- 
Gesetzes vom 2. März 1850. ist unzulässig. 


| 8.7. 

Wenn ein zur Confession der berechtigten Anstalt nicht 
gehöriger Besitzer eines pflichtigen Grundstücks an dem. 
Tage, an welchem das gegenwärtige Gesetz in Kraft tritt, 
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die Reallasten lediglich um deswillen entrichten muss, weil 
eine vor Erlass der Ordre vom 16. Juni 1831. empfangs- 
berechtigt gewesene Person bei dem Eintritt der ‚Rechts- 
kraft dieses Gesetzes noch im Amte ist, so ist dieser Fall 
in Betreff der endgültigen Regulirung ebenso zu. behandeln, 
als ob die Reallasten an dem Tage, an welchem das gegen- 
wärtige Gesetz in Kraft tritt, geruht hätten. 

Während der Amtsdauer des Berechtigten müssen dem- 
selben aber von dem Besitzer des pflichtigen Grundstücks 
die Reallasten bis zum Tage der Usbernahme der Rente 
auf die Rentenbank unverkürzt, von dem gedachten Tage 
an, zu neun Zehnteln fortentrichtet werden. 


8. 8. 
Die Ausführung der Bestimmungen der 88. 2. bis 7. 
des gegenwärtigen Gesetzes erfolgt durch die zuständigen 
Auseinandersetzungs-Behörden und Rentenbanken. 


8. 9. 
Wenn Rezesse oder Verträge von den vorstehenden 
Bestimmungen abweichende Festsetzungen enthalten, so sind 
diese bei der Ablösung maassgebend. 


8. 10. 


Der $. 8. des Gesetzes vom 15. April 1857, betreffend 
die Ablösung der den geistlichen Instituten zustehenden 
Reallasten (Gesetz-Sammlung 1857. Seite 363.), wird auf- 
gehoben. | 

Die nach dem Gesetze vom 26. April 1858. (Gtesetz- 
Sammlung, Seite 273.) erfolgte Schliessung der Renten- 
banken steht der Ausführung des gegenwärtigen Gesetzes 
nicht im Wege. | 

8. 11. 

Die Kosten des Verfahrens über die Ablösung der 
Reallasten nach dem gegenwärtigen Gesetze übernimmt der 
Staat. | ! 
Nur die Prozesskosten haben die Parteien zu entrichten.“ 


‚Das neue Gesetz, wie es einem unzweifelhaftem Be- 
dürfnisse entgegenkam, muss auch in allen seinen Anord- 
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nungen als billig und beiden Confessionen gerecht bezeichnet 
werden. | : 

Es unterscheidet zwischen wachenden und ruhenden 
Zehnten, wie das durch die ganze geschichtliche Entwick- 
lung der Schlesischen Zehntverfassung geboten erscheint. 
Dagegen ist der in früheren Gesetzesvorschlägen angenom- 
mene Unterschied zwischen Zehnten, welche die ganze Zeit 
seit 1758. wachend, beziehentlich ruhend gewesen sind und 
solchen, bei denen dieser Zustand Unterbrechung erfahren 
oder mehrfach gewechselt hat, nicht aufgestellt worden. 

Die Ermittlungen darüber, erklären die Motive der 
Regierungsvorlage,, ob diese Fälle vorliegen, würden mit 
grossen Weiterungen verknüpft sein, und das Ablösungs- 
Verfahren hierdurch und durch die verschiedenartige Fest- 
stellung des Jahreswerths der Zehnten mit Rücksicht auf- 
das zeitweise Wachen und Ruhen, sowie die ebenfalls hier- 
nach zu bemessenden verschiedenen Ablösungs-Modalitäten 
erschwert werden. Hierzu fehlt es aber an einer zwingen- 
. den rechtlichen Nothwendigkeit, weil der wachende Zehnt 
ohne Rücksicht auf die bisherige Dauer des Wachens jeden 
Augenblick in einen ruhenden, und umgekehrt der ruhende 
in einen wachenden sich verwandeln kann, und somit der 
gegenwärtige Zustand für die Werthsbestimmung der ab- 
zulösenden Abgaben wesentlich den Ausschlag giebt. 

Die wachenden Zehnten werden zum 22?/s fachen Be- 
trage des Jahreswerthes, die ruhenden zum 2?/jsfachen in 
mit 4 vom Hundert verzinslichen, der Ausloosung unter- 
‘ liegenden Rentenbriefen abgelöst. 

Die Fixirung dieses Betrages muss als die glücklich 
beseitigte Hauptschwierigkeit des Gesetzes angesehen werden. 

Wäre das Zehntrecht ein undingtes gewesen, so würde 
sich der 25fache Betrag des Jahreswerthes als allein rich- 
tiger Ablösungsmodus empfohlen haben; da aber der wa- 
chende Zehnte sich ohne Weiteres in einen ruhenden ver- 
wandeln konnte, so musste dieser Betrag gekürzt werden ’®). 


"es, Es muss als durchaus verfehlt bezeichnet werden, wenn 
Schuppe a. a. O. S. 36. behauptet, der Gesetzgeber hätte bei seinen 
Erwägutigen von den in Schlesien bestehenden Zuständen gänzlich ab-. 
‚sehen müssen, da dieselben sich weder »auf das strenge Recht«, noch 
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Um nun diesen Abzug im Interesse der geistlichen Institute 
möglichst gering eintreten zu lassen, ist man von der An- 
nahme ausgegangen, dass der gegenwärtige Zustand des 
Wachens der Zehnten möglichst lange dauern werde, und 
hat daher !ıo Verminderung eintreten lassen, was den 
22!/sfachen Betrag des Jahreswerthes ergeben würde, Nun 
stimmt aber die von dem Pflichtigen an die Rentenbank zu 
entrichtende Amortisationsrente von 4!s jo des Rentenbrief- 
capitals genau mit dem vollen Jahreswerthe des Zehnten überein, 
wenn die Abfindung nicht auf den 22!/sfachen, sondem auf den 
22®/ofachen Betrag des Jahreswerthes fixirt wird, und da die 
unveränderte Beibehaltung des Jahneswerthes der jetzigen 
Leistungen das Ablösungsgeschäft wesentlich erleichtern 
musste, so entschloss man sich zu der unbedeytenden Er- 
mässigung der Abfindung vom 22!/s auf den 22”Jsfachen 
Betrag des Jahreswerthes. 

Dieselben Gesichtspunkte mussten bei der Festsetzung 
der Ablösungsbeträge für ruhende Zehnten maassgebend 
sein. Man betraehtete den Zustand des Ruhens als einen 
lange anhaltenden, und das Erwachen des Zehntens als in 
der Ferne liegend und erachtete daher eine Rente für aus- 
reichend, die Yıo des Jahreswerthes des vollen Zehnten be- 
trägt. Die Kapitalisirung dieser Rente mit dem 2ßfachen 
Betrage entspricht aber dem 2!/sfachen Betrage des vollen 
Jahreswerthes, der auch hier aus den für die wachenden 
Zehnten maassgebenden Gründen auf den 2?/sfachen redu- 
eirt worden ist. | 
“ Es springt in die Augen, dass diese Ablösung der 
rubenden Zehnten der Kirche bedeutend vortheilhafter ist, 
als die Vorschriften der Ordre v. 1812. 

Aus den oben mitgetheilten Zusammenstellungen 7°) 
ergiebt sich, dass vom 1. Februar 1812. bis zum Schluss 
1826. durchschnittlich jährlich Zehnten im Werthe von 
230. Rthlr. wachend geworden sind. | 

Wenn man auf Grund dieser Summe für die gegen- 
wärtigen Verhältnisse einen Anhalt sucht, se wird man den 


auf »Billigkeit stützen«. Es hängt das mit der oben besprochenen und 
gerügten Auffassung der Fridericianischen Ordre FUSSBODEN. 
°) Siehe oben S. 408, en Tl 
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Werth um is höher annehmen müssen, denn um so viel 
übersteigen die der Berechnung vom 1. Januar 1857. ®°) 
zu Grunde gelegten Preise mindestens die aus dem Jahre 1826. 
Der Gesammtwerth der wachend gewordenen Zehnten be- 
trüge demnach 4616 Rihlr., also pro Jahr 307 Rthlr. 

Am 1. Januar 1857. ruhten aber Zehnten im Jahres- 
werthe von 91,205 Rthir. Würden davon jährlich 307 Rthlr. 
wachend, so gehörten 297 Jahre dazu, damit sämmtliche 
Zehnten gangbar wären. Wird dagegen der 2?/sfache Be- 
‚trag des Jahreswerthes der ruhenden Zehnten sofort gewährt, 
so wird das Abfindungskapital zu 4° Zinsen, Zins auf 
Zins capitalisirt, genau berechnet in 63 Jahren den vollen 
Werth erreicht haben. | 

Als Termin, der wegen des Wache- oder Ruhestandes der 
Zehnten maassgebend sein sollte, hatte der Entwurf der Regie- 
rung den 1.Oktober 1864. aufgestellt, an welchem Tage den 
Schlesischen Provinzialständen der Gesetzentwurf vorgelegt, 
und somit zur Kenntniss des grösseren Publikums gelangt war. 
Man hatte dabei die Absicht, zu hindern, dass nicht in Aussicht 
auf das zu erlassende Gesetz, inzwischen durch Besitzwechsel 
Veränderungen vorgenommen würden, welche den kirchlichen 


°) Die statistichen Ermittelungen des Jahres 1857. ergaben: 
A. Evangelische Parochien, 
wachende Zehinten im Jahreswerthe v. 54,608 Rthir. 3 Sgr. 1 Pf. 
ruhende A A 5 R 3,263 a 28: 8, 
B. Katholische Parochien, 
wachende Zehnten im Jahreswerthe v. 139,374 Rthlr. 3 Sgr. 6 Pf. 
ruhende ; „ 8722 „13, 7, 
Der jährliche Gesammtwerth aller Zehntprästationen der ganzen 
Provinz beträgt 285,187 Rthir. 18 Sgr. 5 Pf. 
zum 25fachen Betrage ein Kapital von p. p. 7'/s Mill. Rthir. 
Von dem jährlichen Geldwerth stehen zu _ 
den evangel. Parochien 57,871 Rthir. 1 Sgr. 4 Pf. 
„ kathol. 5 227,36 „ 17 „1, 
Von diesen Beträgen waren am 1. Jan. 1857. überhaupt 
gangbar 193,982 Rthlr. 6 Sgr. 7 Pf. 
ruhend 91205 „ 4 „ 10,„ 
es ruhten mithin 82° der gesammten Summe, 
51/2’ des Gesammtbetrags der evangel. Parochien, 
381/'o „ n „ kathol. m 
Akten des Geistl, Minister. 
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Instituten nachtheilig wären. Das Herrenhaus substituirte dafür 
den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Gesetzes in missver- 
ständlicher Anwendung der Rechtsregel: lex nova ad prae- 
terita trahi nequit, während doch, wie der Kommissions- 
bericht des Abgeordnetenhauses richtig anführt, Beispielsweise 
die Allgemeine Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845. 
im $. 4. aus denselben Motiven bei der Aufhebung von 
Zwangs- und Bannrechten der Kommunen etc. den Ter- 
min für Entschädigungsansprüche von Privaterwerbern sogar 
9 Jahre antedatirt hat. — Nur um nicht das Zustande- 
kommen des ganzen Gesetzes zu hintertreiben, hat die Re- 
gierung und das Abgeordnetenhaus jene Veränderung des 
Herrenhauses genehmigt. 


So ist denn durch dies Gesetz eine lange Zeit offene 
Wunde der Provinz Schlesien endlich geschlossen worden. 
| Die Zeit seit der Publikation ist zu kurz, als dass schon 

Erfahrungen über den Erfolg des Gesetzes hätten verlauten 
können. | 

Die ausführenden Behörden haben indessen die Wahr- 
nehmung gemacht, dass beide Confessionen das Gesetz mit 
Bereitwilligkeit aufnehmen, wie es denn auch den An- 
sprüchen beider im vollsten Maasse gerecht wird. 
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IX. 


Ueber das k, bayrische Gesetz vom 10. November 

1861. betr. die Aufbringung des Bedarfs für die 

deutschen Schulen, und dessen Verhältniss zum 
konfessionellen Charakter der Schulen. 


Von 


Julius Schumann, 
Königl. Bayrischem Consistorialrath zu Bayreuth, 


Das obenbezeichnete Gesetz, welches freilich nur die 
in Bayern im allgemeinen und wesentlichen längst zu prak- 
tischer Geltung gekommenen Grundsätze zur ausdrücklichen 
gesetzlichen Anerkennung, sowie zur näheren Gestaltung 
und weitern Entwicklung bringen sollte!), bietet bekanntlich, 
so einfach und klar seine Bestimmungen auf den ersten 
Anblick erscheinen mögen, manche nicht geringe theo- 
retische und praktische Schwierigkeiten dar. 

Auf eine umfassende Erörterung dieser Schwierigkeiten 
im allgemeinen hier einzugehen, ist nicht beabsichtigt, es 
soll vielmehr nur ein spezieller Punkt Gegenstand der nä- 
heren Betrachtung sein, nämlich die Frage, was hinsichtlich 
der Aufbringung des Bedarfs konfessioneller Schulen an 
konfessionell gemischten Orten?) Rechtens ist. 


1) Vgl. die Motive zum Entwurf, Verh. d. K. d. Abg. 1861., Beil. 
Band 6. S. 18. | 

2) Der Ausdruck »gemischter Ort« wird hier nicht in dem Sinn 
genommen, welchen der oberste Gerichtshof einem Erkenntnisse vom 
2. Dezember 1864. (Min. Blatt f. K. u. Sch. 1865. Nr. 1.) zu Grunde 
gelegt hat, sondern in dem nächstliegenden, natürlichen Sinn, wonach 
er jeden Ort bezeichnet, dessen Einwohner nicht alle einer und der- 
gelben Konfession angehören. 
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Die Wichtigkeit dieser Frage wird von Niemanden in 
Abrede gestellt werden ; dass die genauere Beschäftigung 
mit derselben nicht von Ueberfluss ist, wird sich im Ver- 
laufe der Untersuchung gleichfalls herausstellen. Zwar ist 
eine Umarbeitung des Gesetzes bereits von höchster Stelle 
als nothwendig erkannt, und für den nächsten Landtag eine 
Vorlage hierüber in Aussicht gestellt, allen darum wird 
eine auf die obersten Grundsätze zurückgehende Kritik des 
Gesetzes vom Jahre 1861. nicht weniger Interesse darbieten. 

Der Grundgedanke des Gesetzes ist im ersten Artikel 
ausgesprochen mit den Worten: 

„Die deutschen Schulen sind Gemeindeanstalten, 
„und es liegt deshalb die Verpflichtung zur Bestrei- 
„tung des gesammten Aufwands für die Errichtung 
„und für den Unterhalt derselben, vorbehaltlich der 
„Bestimmungen der Art. 6. und 7., den politischen 
„Gemeinden insoweit ob, als nicht dieser Aufwand 
„von Dritten vermöge privatrechtlicher Verpflichtung 
„geleistet werden muss, oder aus den für Schul- 
„zwecke bestehenden örtlichen Stiftungen gedeckt ist.“ 

Die nachfolgende Erörterung wird sich hauptsächlich 
um 4. Fragen zu bewegen haben, und daher in 4. Theile 
zerfallen. Diese Fragen lauten: 

I. Welche Folgerungen ergeben sich im allgemeinen 
hinsichtlich der Aufbringung des Bedarfs konfessioneller 
Schulen aus dem Grundgedanken des Gesetzes ? 

Ist insbesondere die Aufrechthaltung des Art. V. des 
Gemeinde-Umlagen-Gesetzes vom 22. Juli 1819.°) mit diesem 
Grundgedatiken vereinbar ? 

II. Ist dieser Grundgedanke im Gesetze selbst konse- 
quent durchgeführt, und besteht insbesondere der erwähnte 
Art. V. noch fort oder nicht? 

II. Unter welchen Voraussetzungen kann eine poli- 


®) Dieser Artikel lautet: Kein Staatsbürger ist verbunden, zur 
Befriedigung der Bedürfnisse von Kirchen und’ Schulen einer Religi- 
onspartei, zu Welcher er nicht gehört, mittelst Umlagen beizutragen, 
wenn zieht ein gemeinschaftlicher Gemuss, oder ein besonderes Pechts- 
verhältniss besteht. 
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tische Gemeinde genöthigt werden, eine neue Schule für 
die konfessionelle Minderheit zu errichten ? 

IV. Unter welchen Voraussetzungen ist dieselbe ver- 
pflichtet, die Unterhaltung einer solchen von einer Kirchen- 
gemeinde aus ihren Mitteln gegründeten Schule zu über- 
nehmen ? 


I. 


Prinzip des Schulbedarf-Gesetzes, und dessen 
Verhältniss zu Art. V. des Umlagengesetzes. 


Der Artikel 1. des Gesetzes stellt den Satz, „die deut- 
schen Schulen sind Gemeinde-Anstalten“ ohne irgend eine 
Einschränkung an die Spitze. 

Unter Gemeinde ist hier, obenser“ wie im Nachsatze, 
nur die politische Gemeinde zu verstehen, nicht aber nach 
Umständen auch die kirchliche Gemeinde 4). 

Aus diesem ersten Satz wird dann im Art. 1. sofort 
gefolgert, dass die Aufbringung des Bedarfs der Schule, 
soweit er nicht durch andere Mittel gedeckt ist, den politi- 
schen Gemeinden obliegt, rorbehaltich der Bestimmungen 
der Art. 6. und 7. 

Hiermit ist nun zweierlei ausgesprochen: 

1. dass die Schule in Bayern eine politische, dass sie mit- 
hin keine kirchliche Anstalt ist. 

2. dass die Erhaltung der Volksschule nicht der politischen 
Gesammtheit, dem Staat, und auch nicht primär der 
Distrikts- oder Kreisgemeinde, sondern der Einzel- 
Gemeinde obliegt, welche man politische Gemeinde 


schlechthin zu nennen pflegt, welche jedoch im Bedürf- 


*) Die sog. Distriktsgemeinden und Kreisgemeinden sind politische 
Verbände höherer Ordnung zu speziell bestimmten Zwecken, die ihnen 
vom Staat vorgezeichnet sind, und unterscheiden sich in wesentlichen 
Stücken von der auf Nachbarschaft beruhenden eigentlichen Gemeinde. 
Da sie aber den gleichen Namen- tragen, so sind wir genöthigt, einen 
engeren und einen weiteren Begriff der politischen Gemeinde anzuneh- 
men. Die politische Gemeinde im engern Sinne des Worts, dann die 
Distrikts- und die Kreisgemeinde bilden zusammen a politische Ge- 
meinde im weiteren Sinne, 


. 
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nissfalle aus Kreisfonds, eventuell von der Kreisgemeinde 
zu unterstützen ist. 

Diese beiden Sätze bilden den Ausgangspunkt für unsere 
Untersuchung. 

Was insbesondere den ersten Satz anlangt, so müssen 
wir auf dessen unbedingte Anerkennung das grösste Gewicht 
legen, denn er bildet den Schlüssel zu der von uns ver- 
suchten Lösung der obigen Fragen, die al un- 
serer Schlussfolgerungen. 

Man könnte nun dem Art. 1. des Gesetzes nach seinem 
Wortlaut eine andere Deutung zu geben versuchen, näm- 
lich folgende: Die Volksschulen seien Anstalten der Ein- 
zelgemeinde; ob aber der politischen oder der kirch- 
lichen Gemeinde, das hängt von den Umständen ab. Da, 
wo die Schule lediglich für die Mitglieder einer politischen 
Gemeinde bestimmt sei, so dass nur Mitglieder und alle 
Mitglieder dieser Gemeinde zum Schulsprengel gehören, da 
sei diese Schule eine Anstalt dieser politischen Gemeinde, 
da liege der letzteren also die Unterhaltung derselben ob; 
wo dagegen in einer politischen Gemeinde verschiedene 
Schulen für die Angehörigen der verschiedenen Kirchen 
bestehen, da seien diese Schulen nicht Anstalten der po- 
litischen Gemeinde, sondern der betreffenden Kirchengemein- 
den, welchen auch daher deren Unterhaltung obliege. 

Diese Deutung wurde dem Gesetz-Entwurfe wirklich 
von dem Referenten der Kammer der Reichsräthe gegeben, 
welcher nur unter ausdrücklicher entschiedener Verwahrung 
gegen jede andere Auffassung die Zustimmung dieser hohen 
Kammer zu der von der Kammer der Abgeordneten be- 
schlossenen Redaktion des Art. 1. beantragte, weil er der 
Meinung war, dass durch Anerkennung der Schule als einer 
Anstalt der politischen Gemeinde der bisherige Rechtszu- 
stand alterirt, und namentlich der Kirche der ihr gebüh- 
rende und bisher auch zugestandene Einfluss auf die Schule 
entzogen oder geschmälert werde. | 

Allein diese Deutung ist nach unserer Ueberzeugung 
dem Gesetze fremd; sie findet weder im Wortlaute des Ent- 
wurfs noch in den Motiven, noch in der geschichtlichen 
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Entwicklung der rechtlichen Verhältnisse der Schule in 
Bayern ihre Begründung. 

Seit dem vorigen Jahrhundert wurde in Bayern, bei 
aller Anerkennung der Nothwendigkeit einer christlich reli- 
giösen Grundlage der Volksschule und demzufolge einer 
engen Verbindung derselben mit der ‚Kirche, die :Sorge für 
die Schule als Aufgabe der Staatsegewalt, sonach als welt- 
licher Gegenstand betrachtet. Nur die Einrichtung des 
religiösen Volksunterrichts bildet nach $ 38 Hit. d ‚der 
II. Verf. Beilage eine innere Kirchenangelegenbeit ?). 

Aus den Aeusserungen, durch welche der damalige Mi- 
nister, Herr von Zwehl, im Ausschusse und in der Kammer 
der Reichsräthe selbst die vom Herm Reichsrath Bischof 
Dinkel unterstützten Bedenken ihres Referenten zu :be- 
schwichtigen suchte, lässt sich nicht entnehmen, dass der 
Entwurf unter Gemeinde im Eingang des Art. 1. etwas 
anderes als die politische Gemeinde verstanden habe. 

Die K. d. Reichsräthe ihrerseits gab diesen Bedenken 
im Laufe der Berathung keine weitere Folge, sie beschloss 
ohne weitere Verhandlung die Zustimmung zu dem Be- 
schluss der K: d. Abgeordneten; man weiss daher offenbar 
nicht einmal gewiss, ob sie die erwähnten Bedenken nur 
theilte, dieselben erscheinen vielmehr lediglich als Motiv .zu 
dem Antrag ihres Referenten, nicht als Gegenstand eines 
Kammerbeschlusses. 

Es wird sich daher nur noch fragen, ob die erwähnte 
Deutung in den: Verhandlungen .der zweiten Kammer einen 


$) ‚Allerdings ‚reicht ‚bei uns gegenwärtig der ‚Einfluss der Kirehe 
scheinbar noch weiter, als er prinzipiell reichen sollte, indem der 
Staat die sachverständigen Aufseher und Leiter der Volksschule grund- 
. sätzlich aus den Trägern des geistlichen Amtes nimmt; allein diese 
Einrichtung steht mit dem proklamirten politischen Charakter nicht in 
wirklichem Widerspruch, denn erstlich ist sie nur fakultativ und be- 
ruht hauptsächlich auf.praktischen Gründen, und dann ist:in.der That 
der geistliche Schulinspektor für ‚seine Amtsführung als solcher, ‚ab- 
geselien vom Religionsunterrichte, nieht seinen kirchliehen Obern, son- 
dern der Staatsgewalt allein verantwortlich, er ist daher nicht Organ 
der Kirche, sondern des Staats. Vergl. 2. Anhang zur II. Verf. Bei- 
Es j 14. Min..Entschl. vom 29. Juni 1844. Döllinger V.-8. Bd. 24. 

. 814. 
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Halt findet. Diese Frage ist entschieden zu verneinen. Die 
Kammer der Abgeordneten nahm allerdings nach dem Vor- 
schlag ihres Referenten mehrfache Aenderungen m der Re- 
‚daktion des Gesetzentwurfs vor; der zweite Absatz des Art. 
1. wurde gestrichen, und dafür eine Hinweisung auf die 
Art. 6. und 7. in den ersten Absatz mittelst des beliebten, 
. etwas üunbestimmten Ausdrucks „vorbehaltlich“ eingefügt. 

‘Diese Aenderung beruhte aber mehr auf formalen 
Gründen, und ‚soweit sie eine materielle Bedeutung hat, 
ging sie gerade aus der ausgesprochenen Besorgmiss hervor, 
dass ‘durch die Fassung des Entwurfs der Grundgedanke 
ıdes Gesetzes „die ‚Schule eine Anstalt der politischen Ge- 
meinde* verdunkelt werden könnte. 

Der Ausschuss sprach sich sogar bei der Berathung des 
Art. 7. einstimmig dahin :aus, dass der Chharakter auch 
der kombinirten Schule als einer Anstalt der 
politischen Gemeinde :aufreeht zu erhalten, 
und deswegen eine solche Schule als Anstalt 
derjenigen politischen 'Gemeinde zu behan- 
deln sei, in welcher die Schule ihren Sitz hat—. 
welcher ‚Ausspruch übrigens nach ‘unserem Dafürhalten das 
' aufgestellte Prinzip in unnöthiger und unpraktischer Weise 
auf die Spitze treibt. In diesem Sinne ist: daher das Ge- 
setz zu verstehen ®;). 

Da nun aber die Bildung:der Schulsprengel.nach ganz 
anderen Rücksichten als die Bildung der politischen Ge- 
: meinden geschehen muss, indem hier neben dem Interesse 
der betheiligten Gemeinden in -erster Linie das Interesse 
des Unterrichts selbst, welchea von der Sprengel-Einthei- 
lung wesentlich ‚berührt wird, und das Interesse der chul- 
kinder maassgebend sein muss, welche im zarten Alter 
täglich bei jeder Jahreszeit den Weg zur Schule 1—2mal 
machen .müssen, da hienach die ‚grössere Mehrzahl der 
Schulsprengel mit .dem Bezirk einer politischen Gemeinde 
nicht ‘zusammenfällt, so ist es von vornherein klar, dass 
‚die Durchführung des aufgestellten Princips im einzelnen 
sehr schwierig sein muss, dass jedenfalls besondere Ein- 


 _—— 


°) Verh. d. K. d. Abg. 18%. Beil. Bd. VII 8.207.209. 
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richtungen getroffen werden müssen, um die Verwaltung 

der Angelegenheiten solcher kombinirter Schulen, beson- 

ders in ökonomischer Beziehung, mit Beachtung des ein- 

mal anerkannten Selbstverwaltungs-Rechts der Gemeinden . 

zu organisiren, wie die der nicht-kombinirten Schulen or- 

ganisirt sind. Diese Schwierigkeiten wären, obschon in ge- 
ringerem Grade, auch vorhanden, wenn die konfessionelle 

Trennung der Schulen gar nicht bestünde, sie werden aber 

durch die letztere qualitativ und quantitativ vermehrt’). 

Wir wollen nunmehr mit Rücksicht auf unser Thema 
die Frage zu beantworten suchen, welche nähere Bestim- 
mungen das Schulbedarfs-Gesetz haben müsste, wenn in 
demselben der in Art. 1. aufgestellte Grundgedanke in sei- 
nen beiden oben entwickelten Bestandtheilen möglichst kon- 
sequent festgehalten und durchgeführt werden sollte. 

Hiebei sind nach unserer Ansicht zwei wesentlich ver- 
schiedene Verhältnisse zu unterscheiden, und jedes geson- 
dert zu betrachten: 

1) der Fall, wenn innerhalb einer politischen Gemeinde aus 
konfessionellen Gründen mehrere Schulen bestehen; 

2) der Fall, wenn mehrere politische Gemeinden, oder eine 
politische Gemeinde und einzelne Bestandtheile anderer 
politischer Gemeinden, oder endlich bloss einzelne Be- 
standtheile verschiedener politischer Gemeinden zu einem 
Schulsprengel vereinigt sind. 


”) Wären die Schulen als Staatsanstalten anerkannt, so würden 
diese Schwierigkeiten grossentheils wegfallen. Die Schulsprengel wä- 
ren dann einfach Verwaltungsbezirke des Staats, nichts weiter, vom 
politischen, wie vom kirchlichen Gemeindeverband unabhängig, wobei 
aber die Staatsgewalt immerhin die Bezirksangehörigen zur beliebigen 
Mitwirkung bei dem Vollzug seiner Anordnungen beziehen könnte; der 
Aufwand für die Schulen würde, soweit er nicht durch besondere Schul- 
fonds und durch das Schulgeld gedeckt ist, vom Staat bestritten. Ob es 
vom Standpunkt des heutigen Kulturstaats nicht richtiger wäre, die 
Schule als Staatsanstalt zu behandeln, ist bekanntlich eine bestrittene 
Frage, für deren Bejahung es nicht an erheblichen Gründen fehlt, und 
die auch vielfach schon bejaht wurde, z. B. bei den Landtagsverhand- 
lungen über den Art. 6. desGemeinde-Umlage-Gesetzes im Jahre 1819. 
sowie 1825. und 1831. auch bei der Berathung über das Schuldotations- 
Gesetz im Jahr 1861. 
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a) 


Zum 1. Fall. 


Zunächst könnte man versucht sein, zu sagen: das 
Fortbestehen konfessioneller Schulen ist überhaupt mit dem 
Grundprincip des Gesetzes nicht vereinbar. Wenn die 
Schule eine politische Anstalt ist, sei es nun der Ge- 
meinde oder des Staats oder eines Mittelglieds von beiden, 
so sollte es eigentlich gar keine nach Konfessionen ge- 
trennten öffentlichen Schulen geben, sondern der Staat 
sollte es den einzelnen Kirchengemeinschaften überlassen, 
solche konfessionelle Schulanstalten zu errichten, wenn sie 
es für nothwendig erachten. Diese Folgerung ginge aber 
zu weit, und ist selbst von der badischen Regierung, welche 
bis jetzt in der Geltendmachung der politischen Natur 
der Schule am weitesten geht, entschieden zurückgewiesen 
worden. | 

Auch diejenigen, welche die unbedingte Richtigkeit 
der obigen ersten Prämisse — „die Schule ist eine poli- 
tische Anstalt“ — annehmen, können doch je nach ihrem 
religiösen, kirchlichen oder politischen Standpunkt, bei der 
Einrichtung des Schulwesens zwei verschiedene Wege mit 
gleicher Folgerichtigkeit einschlagen. Der eine Weg ist 
der, dass man die öffentlichen Schulen ohne Rücksicht auf 
die Konfession der Schüler errichtet, bei Eintheilung der 
Schulsprengel und Schulklassen sonach bloss auf die Zahl 
der Schüler und die räumlichen Entfernungen vom Schul- 
sitz Rücksicht nimmt, bei der Anstellung der Lehrer die 
Konfession gleichfalls nicht beachtet, die Sorge für den 
konfessionellen Religionsunterricht aber der Kirche 
überlässt. i 

Der zweite Weg ist der, dass die politische Gemeinde 
(oder der Staat) die Kinder, soweit es ausführbar ist, nach 
der Konfession ihrer Eltern ausscheidet, so dass jede Schule 
wo möglich einen bestimmten konfessionellen Charakter hat, 
der die Aufnahme einzelner Schüler von anderer Konfes- 
sion zwar nicht ausschliesst, aber doch unbedingt die Kon- 
fession des Lehrers, die Wahl der Schulbücher für die nicht 

Zeitschr. £. Kirchenrecht. VI. 4. 29 
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religiös indifferenten Lehrgegenstände, die kirchliche Auf- 
sicht über die Schule u: s. w. bestimmt. 

Die Begünstigung der konfessionellen Trennung der 
Schulen und die möglichste Einschränkung der Zahl der 
gemeinschaftlichen Schulen, welche bisher bei uns Verwal- 
tungsgrundsatz war, steht daher mit dem Princip des Ge- 
setzes nicht in wirklichem Widerspruch, sondern kann 
nach wie vor beibehalten werden ®). 

Aber eine andere Folgerung ergiebt sich nach unserer 
Ueberzeugung aus dem Princip, dass die Schule zu den 
politischen Anstalten gehört, welche Folgerung keineswegs 
allenthalben die gebührende Anerkennung findet, es ist diess 
der Satz: dass dieUnterhaltungder konfessionel- 
lenSchule unbedingtder politischen Gemeinde 
obliegt, also nicht bloss da, wo die politische und die kirch- 
liche Gemeinde zufällig zusammenfallen, sondern auch da, 
wo Schulen verschiedener Konfessionen mit annähernd 
gleicher oder auch mit sehr ungleicher Schülerzahl neben- 
einander bestehen. Denn die Trennung der Schulen nach 
Konfessionen geschieht nicht im Interesse der Kirchen, der 
Staat handelt dabei in seinem eigenen Interesse, es sind 
seine eigenen Zwecke die er verfolgt, d. h. Zwecke des 
zeitlichen diesseitigen irdischen Lebens, welches ja auch 
dem göttlichen Willen gemäss geordnet werden soll, nicht 
aber kirchliche Zwecke, deren Schwerpunkt im jenseitigen 
Leben liegt. Weil der Staat seine Zwecke nur 
erreichen kann mit einem religiös-sittlich ge- 
bildeten Volk, und weil die religiös-sittliche 
Bildung in konfessionell geschiedenen Schu- 
len besser und mit geringeren Schwierigkei- 
ten gepflegt werdenkann, alsingemeinschaft- 
lichen Schulen), darum will der Staat konfes- 


°%) Das Nähere über die in Bezug auf die konfessionelle Trennung 
der Schulen in Bayern diess. des Rheines geltenden Normen siehe un- 
ten Frage III. 

*) Vergl. die im Amtshandbuch für die prot. Geistlichen diess, 


d. Rheins Bd. II. 8. 861. abgedruckte Ministerial - Entschl. vom 7. 
März 1826. 
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sionelle Schulen, die aber dabei immer politi- 
sche Anstalten bleiben. 

Ueberall, wo im konfessionslosen oder paritätischen 
Staat bei politischen Anstalten und Anordnungen aus Zweck- 
mässigkeitsgründen, d. h. weil die politische Gemeinschaft 
ihren eigenen Zweck dadurch am besten zu erreichen 
glaubt, ausnahmsweise auf die Konfession Rücksicht ge- 
nommen wird, bleibt die treffende Anstalt oder Anordnung 
eine politische. 

Dadurch dass eine Wohlthätigkeitsstiftung für die An- 
gehörigen einer bestimmten Konfession ausschliessend be- 
stimmt ist, tritt nach dem in Bayern geltenden öffentlichen 
Recht anerkanntermassen keine Aenderung in ihrer Ver-. 
waltung ein, sie bleibt eine weltliche und wird nicht eine 
kirchliche. Warum sollte es bei Unterrichtsanstalten an- 
ders sein 1%)? Ar 

Da es nun ein allgemeiner Grundsatz der sittlichen 
wie der politischen und juristischen Gerechtigkeit ist, dass 
auf allen Gebieten des Lebens Rechte und Lasten einan- 
der entsprechen, so folgt aus dem mehrerwähnten Satze: 
„die Schule ist eine politische Anstalt“ nothwendig die 
Pflicht der betreffenden politischen Gemeinschaft, den Bedarf 
der Schule aus ihren Mitteln zu decken, so weit diess nö- 
thig ist, d. h. so weit er nicht von Dritten in Folge privat- 
rechtlicher Verbindlichkeit geleistet werden muss, oder aus 
den für den Schulzweck bestehenden besonderen Stiftungen, 
dann durch das eingeführte Schulgeld ‚gedeckt ist. 


10) Damit soll übrigens keineswegs anerkannt sein, dass es in Bay- 
ern der Kirche gesetzlich verwehrt wäre, mit ihrem Vermögen andere 
als blosse Cultuszwecke zu verfolgen, namentlich Wohlthätigkeits- 
und Unterrichtsanstalten zu unterhalten. Nur die gesetzliche Vermu- 
thung spricht nach dem revidirten Gemeinde - Edikt für die weltliche 
Natur dieser Anstalten; diess kann aber nicht hindern, dass eine Stif- 
tung zu Wohlthätigkeits- oder Unterrichtszwecken, welche heutzutage 
mit der ausdrücklichen Bestimmung kirchlicher Verwaltung errichtet 
oder ausdrücklich einer kirchlichen Anstalt als Eigenthum zugewendet 
wird, in Bayern gesetzlich unzulässig wäre. Vielmehr theilen wir auch 
für Bayern die Anschauung, zu welcher sich der badische Oberkirchen- 
rath in seinem Erlass v. 23. Februar 1866. — Allgem. Kirchenblatt. 


1866. S. 59. — in diesem Punkte bekennt. 5 
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Diese Verpflichtung hat also die politische Gemeinde 
in Bezug auf alle ihre öffentlichen Schulen ohne Unter- 
schied, mögen sie gemeinsam für alle Konfessionen oder 
einer bestimmten Konfession gewidmet sein. 

Es kann daher bei konsequenter Entwicklung des ge- 
setzliichen Grundsatzes keinen Unterschied machen, ob die 
Schule für die Kinder aller Gemeindeglieder oder nur für 
einen Theil derselben bestimmt ist. Bestehen innerhalb einer 
politischen Gemeinde mehrere Schulen, sei es aus räumli- 
chen Gründen, oder weil die Bevölkerung konfessionell 
getheilt ist, so sollte es nach dem Princip des Art. 1. des 
Gesetzes nur einen Schulsprengel, nur eine Schulge- 
meinde geben, die Schulverwaltung sollte eine gemein- 
same sein, wenn auch verschiedene Schulinspektionen 
bestehen. Der Begriff „Schulsprengel“ wird ja gleich 
wie die äquivalenten Begriffe „Schulverband“, „Schul- 
gemeinde“ nicht durch die Schulkinder bestimmt, welche 
eine und dieselbe Schule besuchen; wäre diess der Fall, so 
müsste es allerdings in einer Gemeinde so viele Schul- 
sprengel geben, als Schulen; sondern jener Begriff bezieht 
sich auf einen Kreis von Staatsangehörigen, denen die 
Unterhaltung einer Schule obliegt. Bildet dieser Kreis 
eine politische Gemeinde, so kann der Umstand, dass er 
statt einer Schule mehrere Schulen zu unterhalten hat, 
sei es aus räumlichen oder aus konfessionellen Rücksich- 
ten, nach unserer Ansicht keinen genügenden Grund ab- 
geben, mehr als einen Schulsprengel in dieser Gemeinde 
anzunehmen. | 

Der Bedarf der Schule ist demnach zunächst aus den 
Renten des Vermögens dieser politischen Gemeinde, sub- 
sidiär durch Umlagen zu decken. 

Die Konsequenz des gesetzlichen Princips 
fordert unerbittlich, dass bei diesen Umlagen 
von der Konfession ganz abgesehen werde. 

Die primärei Haftung des Kommunalvermögens ist 
auch, soviel wir wissen, in der Praxis allgemein aner- 
kannt, und war bereits vor Erlassung des Gesetzes von 
1861. feststehender Verwaltungsgrundsatz. Es ist uns mehr 
als ein Fall bekannt, wo dieser Grundsatz entweder von 
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den Gemeinde-Behörden freiwillig anerkannt, oder im Fall 
ihres Widerspruchs durch Entscheidung der Verwaltungs- 
stelle zur Geltung gebracht wurde. Warum sollte nun der 
zufällige Umstand, dass eine Gemeinde das hiezu nöthige 
Vermögen nicht besitzt, die Wirkung äussern, dass auf ein- 
mal diese Verpflichtung von der politischen auf die kirchli- 
che Gemeinde gewälzt wird? Es lässt sich nach unserem 
Dafürhalten kein genügender Grund dafür anführen, wes- 
halb hier eine Ausnahme von der allgemeinen Regel ge- 
macht werden sollte, dass wenn eine politische Gemeinde 
ihre Anstalten nicht aus dem Ertrag ihres Vermögens be- 
streiten kann, sie es durch Besteuerung ihrer Mitglieder zu 
thun hat. 

Man wird uns nicht einwenden wollen, dass der zu- 
reichende Grund hiefür eben in der Bestimmung des Um- 
lagengesetzes Art. V liege. Dass dieser Art. V bis zum 
Gesetz von 1861. giltiges Recht war, wissen wir; hier han- 
delt es sich ja aber nicht darum, ob für den Schulbedarf 
der Art. V. wirklich noch fortbesteht, sondern darum, ob er 
.fortbestehen sollte, ob seine Aufrechthaltung mit der po- 
litischen Logik vereinbar ist; und diese Frage ist zu ver- 
neinen. Man darf nur nicht vergessen, dass die konfes- 
sionelle Sonderung der Schulen nicht im Interesse der 
Kirche, sondern im Interesse der Schule selbst erfolgt, 
dass sie auf politischen Gründen und auf dem Wunsche 
und Willen der Betheiligten und auf der hierauf Rücksicht 
nehmenden Anordnung der Staatsgewalt beruht. 

Warum soll nun ein anderes Rechtssubjekt, die Kir- 
chengemeinde, die Kosten einer Einrichtung tragen, die 
keineswegs einen specifisch-kirchlichen Zweck hat? 

Die Bestimmung des Art. V. des Gemeindeumlagenge- 
setzes ist, so weit sie sich auf die Kosten der kirchlichen 
Anstalten einer Religionspartei bezieht, nicht bloss wohlbe- 
gründet und gerecht, sondern geradezu unentbehrlich, da- 
her auch nicht neu; sie ist das künstliche Mittel, durch 
welches die nachtheiligen Wirkungen des bei uns noch zur 
Stunde bestehenden Mangels an einer vollständigen recht- 
lichen Organisation der Kirchengemeinden, als selbstständi- 
ger von der politischen Gemeinde verschiedener Kor- 
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porationen, theilweise beseitigt werden !!). Bestünde eine 
solche Organisation, wie sie in vielen anderen deutschen 
Ländern wenigstens für die protestantischen Kirchenge- 
meinden besteht, so wäre der Art V. überflüssig, denn dann 
verstünde es sich von selbst, dass zu kirchlichen Gemein- 
deumlagen nur die Mitglieder der Kirchengemeinden bei- 
gezogen werden können. 

In Bezug auf die Kosten der Schule aber ist die Be- 
stimmung dieses Art. V. mit dem Grundgedanken des Ge- 
setzes unvereinbar. 

Unsere Schulen sind nicht Schulen einer Reli- 
gionspartei, sondern konfessionelle Schulen der _ 
politischen Gemeinde. Wenn der Staat eine Er- 
höhung seiner Subvention für die Kultusbedürfnisse der 
öffentlich aufgenommenen Kirchen bewilligt, und zu diesem 
Behufe die Steuern erhöht werden, denkt Niemand daran, 
den Antheil der katholischen Kirchen auf die Katholiken, 
den der protestantischen Kirche auf die Protestanten zu 
repartiren. 

Was für Leistungen der politischen Gesammtheit nicht 
angemessen wäre, warum soll das für Leistungen des po- 
litischen Glieds, der Gemeinde, nothwendig sein ? 

Nun ist freilich diese Bestimmung des Art. V., resp. 
die gleichlautende der Vdg. vom 6. Februar 1812., zu einer 
Zeit entstanden, in welcher der Grundsatz „die Schule ist 
eine Anstalt der politischen Gemeinde“ in Bayern bereits 
anerkannter Verwaltungsgrundsatz, wenn auch noch nicht 
durch ein Gesetz festgestellt war; allein daraus folgt weiter 
nichts, als dass man sich zu jener Zeit der Konsequenzen 
dieses Verwaltungsgrundsatzes noch nicht klar bewusst war, 
dass man konfessionelle und kirchliche Anstalten 
noch nicht gehörig unterschied. 

Es folgt daraus aber nicht, dass es bei dieser mangel- 
haften Einrichtung nothwendig für immer verbleiben muss, 
dass die konsequente Durchführung des Princips und der 
in ihm liegenden Unterscheidung zwischen konfessionellen 
und kirchlichen Schulen nicht nöthig sei. 


ı1) Vergl. Band 3, dieser Zeitschrift S. 209. 
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Man wende uns nicht etwa ein, dass das Volksbe- 
wusstsein bei uns die Aufrechthaltung des Art. V. fordere, 
dass die Erhebung von Umlagen für die Schule einer an- 
dern Konfession grosse Unzufriedenheit in den Gemeinden 
erregen würde. Das Volk nimmt die Ergebnisse folgerich- 
tigen Denkens leicht an, oft leichter als der Mann von 
Fach, weil es in diesen Dingen von überlieferten Theorien 
freier ist, und alles mehr mit dem sogenannten gesunden 
Menschenverstand beurtheilt. 

Wir können daher auch mit der Ausführung in Band 
XII. S. 413. der Blätter f. administ. Pr. von A. Luthardt 
(begründet. von K. Brater) in so ferne nicht einverstanden 
sein, als darin nachzuweisen gesucht wird, dass durch das 
Gesetz vom 10. November 1861. die Bestimmung des Art. 
V. des Umlagegesetzes gar nicht berührt werde, dass diese 
vielmehr in ihrem ganzen Umfange fortbestehen müsse, 
wenn nicht der konfessionelle Friede in den Gemeinden ge- 
stört und wenn nicht die Vorschrift des 8 9. Tit. IV. der 
Verf.-Urkunde verletzt werden sollte 2). Wir können uns 
hbievon nicht überzeugen, und nur soviel anerkennen, dass 
es dem Herrn Verfasser gelungen ist, die von Frhr. v. 
Pechmann in seinem Werke „Wirkungskreis der k. Be- 
zirksämter* S. 91. aufgestellte Ansicht theilweise zu 
widerlegen: dass da, wo in einer Gemeinde Schulen für 
Kinder verschiedener Konfession nebeneinander bestehen, 
von Konfessionsschulen fürderhin keine Rede mehr sein 
könne, und die gesammte Schulexigenz eine gemeinschaft- 
liche sein müsse. 

Abgesehen nämlich davon, dass Schulen, welche für 
Kinder einer Konfession ausschliessend bestimmt sind, immer 
Konfessionsschulen blieben, auch wenn ihre gesammte Exi- 
genz eine gemeinsame wäre, nur eben keine kirchlichen 
Schulen, steht dieser verlangten. Gemeinschaft der Exigenz 
zum Theil, aber nur zum Theil, die oben angeführte Zu- 
sicherung der Verfassungsurkunde entgegen. Wenn also 


19) Allen Religionstheilen ohne Ausnahme ist das Eigenthum der 
Stiftungen . ı... sie seien für den Kultus, den Unterricht oder die 
Wohlthätigkeit bestimmt, vollständig gesichert. 
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. B. in einer katholischen Stadt neben den katholischen 
Schulen eine protestantische und zwar eine bloss für Prote- 
stanten dieser Stadt bestimmte Schule besteht, so können 
allerdings die Renten solcher Stiftungen, weiche ausdrück- 
lich bloss für katholische Unterrichtsanstalten bestimmt sind !?), 
auch nur für die katholischen Schulen verwendet werden, die 
protestantische Schule kann keinen Antheil daran erlangen. 

Daraus folgt aber noch lange nicht, dass nun auch 
der erwähnte Artikel V. aufrecht erhalten bleiben muss !*) 
das Princip des Gesetzes verlangt vielmehr, dass der Be- 
darf der protestantischen Schule nöthigenfalls durch 
Umlagen auf alle Gemeindeglieder ohne Unterschied der 
Konfession gedeckt werde. 

Man könnte hingegen allenfalls in wenden, dass es im 
Erfolg auf Eins hinauskommt, ob man nach der Ansicht 
des Freiherrn von Pechmann die völlige Gemeinsamkeit 
der Exigenz solcher Konfessionsschulen in einer Gemeinde 
verlange, oder nach unserer Ansicht bloss die theilweise 
Gemeinschaftlichkeit zulasse, da ja im letzteren Falle die- 
jenige Konfessionsschule, welche an den örtlichen Stiftun- 
gen keinen Antheil habe, desto mehr aus den übrigen vor- 
handenen Mitteln erhalten müsse; allein diese Einwendung 
vermöchte unsere Ansicht nicht zu erschüttern. Erstlich 
wäre derselben, wenn auch ihre thatsächlichen Voraus- 
setzungen richtig wären, entgegenzuhalten, dass der Pflicht 
gegen den Stifter schon dann genügt wird, wenn die Ren- 
ten der Stiftung ausschliesslich nach dem Willen des Stif- - 
ters verwendet werden, dass aber dieser Wille nicht soweit 
wirken kann, dass die betreffende Gemeinde genöthigt wäre, 


18) Der Umstand, dass zur Zeit der Entstehung der Stiftung in 
dieser Stadt nur katholische Schulen bestanden, genügt aber keines- 
wegs, um der bloss im allgemeinen für Schulzwecke errichteten Stiftung 
den Charakter einer ausschliesslich katholischen zu verleihen. 

14) Auch folgt daraus nicht die Unrichtigkeit der oben aufgestell- 
ten Behauptung, dass diese Stadt nur einen einzigen Schulsprengel 
bilde, denn nichts steht im Wege, dass eine und dieselbe Behörde die 
Fonds mehrerer Schulen gesondert verwalte, besondere Rechnurg für 
jede von ihnen führe, und dass in der einen Rechnung Einnahmsposten 
vorkommen, an denen die andere Schule keinen Antheil hat. 
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auch. über ihre anderweitigen Mittel nur im Sinne des Stif- - 
ters zu verfügen. Hievon abgesehen aber, ist nicht einmal 
die thatsächliche Voraussetzung des Einwands richtig, denn 
aus unserer Ansicht folgt ja nicht, dass jede Schule im 
gleichen Maasse bedacht werden muss. Der Lehrer einer 
katholischen Schule z. B., welcher eine bedeutende Stiftung 
ausschliessend zu Gute kommt, kann dadurch vielleicht einen 
reichlichen Gehalt beziehen, während der Lehrer der pro- 
testantischen Schule desselben Orts auf die Kongrua be- 
schränkt bleibt. Die Kinder jener Schule können vom 
Schulgeld befreit sein, welches die Kinder der protestanti- 
schen Schule bezahlen müssen. Darin liegt doch gewiss 
eine erhebliche praktische Verschiedenheit zwischen unserer 
und der gegentheiligen Ansicht! 


Zum 2. Fall. ®, 


Weit schwieriger gestaltet sich die Sache da, wo be- 
hufs der Durchführung des Grundsatzes der konfessionellen 
Sonderung der Schulen Bestandtheile verschiedener politi- 
scher Gemeinden zu einem Schulverband zusammengesetzt 
werden müssen. Dass in diesem Falle, wie überhaupt bei 
kombinirten Schulsprengeln, verschiedene Einrichtungen auf 
Grund des angenommenen gesetzlichen Princips möglich 
sind, ist in den Motiven zum Gesetzentwurf ausdrücklich 
anerkannt, und wird sich auch nicht in Abrede stellen 
lassen. Zwar können über die obersten Grundsätze, nach 
welchen auch in diesem Falle die Verhältnisse geregelt 
werden müssen, kaum Zweifel obwalten, wenigstens dann 
nicht, wenn man sich auf den Standpunkt des Ausschusses 
der Kammer der Abgeordneten stellt, welcher ausdrücklich 
ausgesprochen hat, dass der Grundgedanke des Gesetzes 
möglichst in seiner vollen Reinheit und Klarheit aufrech 
zu halten sei >). | 

Man wird nämlich, so lange es irgend möglich ist, 


15) Verh.d. K. d.-Abg. 1861. Beil. Bd. VII. S. 207. Diesem Stand- 
punkte ist der Ausschuss freilich, wie wir später zeigen werden, keines- 
wegs ganz treu geblieben. 


\ 
440 Julius Schumann: 


daran festhalten müssen, dass die Schule eine Anstalt der 
politischen d. h. der weltlichen Gemeinde ist, und wird 
darauf verzichten müssen, an die Stelle der politischen Ge- 
meinde die kirchliche zu setzen. Demnach wird zugegeben 
werden müssen, dass bei Schulsprengeln, die aus konfes- 
‘ sionellen Rücksichten aus Theilen verschiedener Gemeinden 
kombinirt sind, keine andere Behandlung eintreten darf, als 
bei Schulsprengeln, deren Kombination bloss auf räumlichen 
Rücksichten beruht. 

° Allein damit sind wir noch nicht am Ziel; denn das 
rechtliche Verhältniss der kombinirten Schulen überhaupt 
lässt sich, wie oben bemerkt, auch bei konsequenter Fest- 
haltung des Grundgedankens doch verschieden konstruiren. 
Vor allem scheinen sich uns zwei Hauptgegensätze in der 
möglichen Behandlung darzubieten, nämlich: 

1) die kombinirten Schulen können als Anstalten der- 
jeigen politischen Gemeinde betrachtet werden, in welcher 
sie ihren Sitz haben, und die übrigen betheiligten Gemein- 
den können nach dem Verhältnisse ihrer Betheiligung zur 
Deckung des Aufwands der Schule beigezogen werden ; 

2) es kann anerkannt werden, dass die kombinirten 
Schulen keiner bestimmten politischen Gemeinde ausschliessend 
angehören, dass für sie ein selbstständiges Subjekt gesucht 
werden muss, welchem sie angehören, dass eine Abweichung 
von der an die Spitze des Gesetzes gestellten Regel, die 
Schule als Anstalt einer bestimmten politischen Einzelge- 
meinde zu betrachten, nothwendig ist. 

Die erste Behandlung werden wir sofort als eine ver- 
fehlte ablehnen müssen ; sie mag als die nächstliegende und 
 bequemste erscheinen, um das gesetzliche Princip. theoretisch 
festzuhalten, und in vielen Fällen mag auch die praktische 
Durchführung auf keine besonderen Schwierigkeiten stossen, 
®ber in anderen Fällen, wo vielleicht die Gemeinde des 
Schulsitzes nur mit einem verschwindend kleinen Bruch- 
theile zu einer solchen Schule gehört, erscheint diese Be- 
handlung abnorm, unnatürlich und als eine blosse Fiktion. 
An die volle Durchführung ihrer Konsequenzen wird wohl 
Niemand ernstlich denken. 

Wir werden uns sonach der zweiten Behandlungsweise 
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zuwenden müssen, mit welcher freilich ein gewisser Dua- 
lismus unvermeidlich in das Gesetz kommt. 

Bei den kombinirten Schulen, bei welchen der Ver- 
band der politischen Gemeinde durchkreuzt wird von einem 
nach anderen Rücksichten als dieser gebildeten Verband, 
reichen die einfachen Schlussfolgerungen, welche oben für 
den ersten Fall aus dem Grundgedanken des Gesetzes für 
die verschiedenen innerhalb der nämlichen politischen Ge- 
meinde bestehenden öffentlichen Schulen gezogen wurden, 
nicht aus. Für diese kombinirten Schulen ergiebt sich 
vielmehr aus dem Princip des Gesetzes zunächst das nega- 
tive Resultat, dass auch sie nicht unmittelbare Staatsan- 
stalten, und ebensowenig ganz oder zum Theil kirchliche 
Anstalten, sondern eben politische Anstalten eines lokalen 
korporativen Verbandes sind. Hiezu muss aber ein weite- 
res positives Princip kommen, welches die näheren Ver- 
hältnisse der Bestandtheile dieses Verbandes unter sich und 
zum Ganzen regelt. 

Dieses Princip wird aber verschieden sein müssen, je 
nachdem man es darauf anlegt, dass die Verbindung der 
Bestandtheile mehr eine äusserliche oder mehr eine in- 
nerliche, wir möchten sagen: mehr eine mechanische 
oder mehr eine dynamische sein soll. 

A. Im ersten Fall wird man den Schulverband 
betrachten müssen als eine Verbindung mehrerer Ortsge- 
meinden für einen bestimmten Zweck, der nur einem Theil 
von ihnen zu Gut kommt, dessen Kosten aber gleichwohl 
von der Gesammtheit zu tragen sind. 

Wir können nicht einsehen, warum das Verhältniss 
nicht in dieser Weise geregelt werden dürfte, warum nicht auch 
hiefür der allgemeine Grundsatz mit der erforderlichen Mo- 
difikation Anwendung finden sollte, dass der Bedarf einer 
Anstalt der politischen Gemeinde von allen Gliedern ge- 
meinsam zu decken ist, ohne Rücksicht darauf, ob der ein- 
zelne Pflichtige einen Vortheil von der Anstalt habe. 

Die erforderliche Modifikation bestünde darin, dass 
die einzelnen pölitischen Gemeinden, die nicht in ihrer 
Gesammtheit, sondern nur mit einem Theil ihrer Angehöri- 
gen einer kombinirten Schule zugewiesen sind, eben nur 
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nach dem Verhältniss der von diesem Theile zu entrichten- 
den Steuern zu dieser Schule beizutragen haben. 

Hienach hätte das kombinirte Schulverwaltungsgremium 
den verhältnissmässigen Beitrag, welcher auf jede einzelne 
bei der Schule betheiligte politische Gemeinde nach dem 
gesetzlich angenommenen Maassstab träfe, zu bestimmen, für 
die Aufbringung dieses Beitrags hätte die Gemeinde dann 
in derselben Weise, wie für alle anderen Gemeindebedürf- 
nisse zu sorgen. Eine Unbilligkeit kann hierin nicht ge- 
funden werden. Wenn auch die einzelne politische Ge- 
meinde vielleicht noch bei einer oder mehreren anderen 
Schulen betheiligt ist, so ist doch zu bedenken, dass sie für 
jede von diesen Schulen nur nach Verhältniss der Anzahl der 
dieser Schule zugewiesenen Gemeindeglieder konkurrirt, 
dass die Last, wenn sie sich auf Mehrere vertheilt, leichter 
getragen wird, und dass ja diejenigen Mitglieder der politi- 
schen Gemeinde, für welche auf diese Art die ganze Ge- 
mceinde einzustehen hat, nicht Schuld daran sind, dass sie 
zu einer andern Schule als der übrige Theil der politischen - 
Gemeinde gehören, dass der Grund hievon vielleicht nur 
in ihrer grossen Entfernung vom Mittelpunkt der politischen 
Gemeinde mit dem Schulsitze liegt, und dass sie vielleicht 
für andere Gemeindeanstalten ebensoviel wie die übrigen 
Gemeindeglieder beitragen, ohne den gleichen Vortheil da- 
ran zu haben. In diesem Fall ist daher, wie sich von 
selbst ergiebt, gar kein Raum für die Anwendung des 
Art. V. des Umlagengesetzes vorhanden. Wir müssen ge- 
stehen, dass wir geneigt wären, diesem System den Vorzug 
zu geben. 

B. Im zweiten Fall dagegen, wenn man nämlich eine 
engere Verbindung der Bestandtheile der Schulgemeinde 
unter sich herstellen zu müssen glaubt, wird sich das ganze 
Verhältniss wesentlich anders gestalten, wenn es folgerich- 
tig geordnet wird. Alsdann werden nämlich die Bestand- 
theile der Schulgemeinde ein homogenes Ganzes zu bilden 
haben, mit einer eigenen Verwaltung, deren nähere Zusam- 
mensetzung gleichgültig ist und daher hier ausser Betracht 
bleiben muss; der Bedarf der Schule ist dann, soweit die 
Schule nicht ein eigenes Vermögen besitzt, oder dieses nicht 
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zureicht, nicht von den einzelnen politischen Gemeinden zu 
tragen, sondern fällt sofort unmittelbar auf die einzelnen 
Gemeindeglieder, welche ihn durch Umlagen nach dem ge- 
setzlichen Maassstab aufzubringen haben. Die Erhebung der 
repartirten Umlagen von den Angehörigen der verschiedenen 
politischen Gemeinden können immerhin die betreffenden 
Gemeindebehörden besorgen, und dieselben an die Schulver- 
waltung abliefern. 

In diesem Fall tritt freilich bei kombinirten Schulge- 
meinden, die aus konfessionellen Rücksichten gebildet sind, 
dieselbe Wirkung ein, als ob der Art. V. des Umlagenge- 
setzes angewendet würde, denn die Umlagen treffen nur 
Angehörige der Konfession, für welche die Schule bestimmt 
ist; aber es leuchtet ein, dass diess keine Wirkung des 
Princips ist, auf welchem der Art. V. des Umlagengesetzes 
beruht, da ja auch bei solchen kombinirten Schulgemeinden, 
welche nicht wegen der Konfessionsverschiedenheit, son- 
dern aus räumlichen Rücksichten gebildet wurden, ganz 
dieselbe Behandlung stattfindet, und demnach nur die Mit- 
glieder der Schulgemeinde, nicht die Mitglieder der bethei- 
ligten politischen Gemeinden, zu der Umlage beigezogen wer- 
den. Der Einzelne zahlt die ihn treffende Umlage nicht 
als Angehöriger einer kirchlichen Gemeinde, sondern als 
Mitglied einer Schulgemeinde, die der Staat aus Zweck- 
mässigkeitsgründen aus Angehörigen einer Konfession ge- 
bildet hat. 

Wenn man konsequent verfährt, darf man bei diesem 
System keinen Unterschied machen, ob mehrere politische 
Gemeinden im ganzen zu einer Schulgemeinde vereinigt 
sind, oder ob eine politische Gemeinde mit Theilen anderer 
politischer Gemeinden, oder bloss Theile verschiedener poli- 
tischer Gemeinden eine Schulgemeinde bilden. 

Das Ergebniss dieser Untersuchung ist daher der Satz: 
die Aufrechthaltung des Art. V. des Umlagergesetzes, 
dieses künstlichen Mittels, um eine Last von der po- 
litischen auf die kirchliche Gemeinde zu wälzen, so- 
nach aus einer politischen Anstalt eine kirchliche zu 
machen, ist logisch nicht vereinbar mit der von der 
Kammer der Abgeordneten so entschieden prokla- 
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mirten Aufrechthaltung des Princips, dass die Schule 
eine weltliche Gemeindeanstalt ist. 

Wir stimmen sonach im wesentlichen vollkommen über- 
ein mit Frh. von Pechmann, . sofern derselbe bei solchen 
Schulen, die bloss für Angehörige einer einzigen politischen 
Gemeinde bestimmt sind, den Art. V. mit dem Grundge- 
danken des Gesetzes unverträglich findet; wir gehen aber 
in unseren Folgerungen noch einen Schritt weiter, indem 
wir behaupten, dass man, wenn man nicht ohne Noth die- 
sem Grundgedanken untreu werden will, auch bei kombi- 
nirten Schulen diesem Artikel keinerlei Wirksamkeit mehr 

zugestehen darf. 


I. 


Unvollständige Durchführung des aufgestell- 
ten Princips im Gesetze. 


Wenn wir nun aber fragen, ob das im Art. 1. aufge- 
stellte Princip im Verlaufe des Gesetzes auch folgerichtig 
durchgeführt, ob insbesondere der Art. V. des Umlagen- 
gesetzes in seiner Anwendung auf die Schule beseitigt ist, 
wie es nach unserer Erörterung unter I. die Konsequenz 
verlangt, so können wir hierauf nur eine verneinende Ant- 
wort geben. 

Der Art. 1. des Gesetzentwurfes lautet: die deutschen 
Schulen sind Gemeindeanstalten, und es liegt desshalb die 
Verpflichtung zur Bestreitung des gesammten Aufwandes... 
den politischen Gemeinden ob. 

Wo der Schulsprengel mit dem Bezirk der politischen 
Gemeinde nicht zusammenfällt, obliegt diese Verpflichtung 
dem Schulsprengel. 

Der Art. 2. spricht die subsidiäre Natur der Ver- 
pflichtung der Gemeinden und Schulsprengel aus, welche nur 
eintritt, so weit der Bedarf nicht durch Leistungen aus pri- 
vatrechtlichen Verpflichtungen Dritter, aus örtlichen Stiftun- 
gen oder besonderen Einnahmen u. s. w. gedeckt ist. 

Der. Art. 3. lautet wörtlich: Der hienach ungedeckte 
Bedarf ist durch Umlagen nach den für diese geltenden 
gesetzlichen Bestimmungen aufzubringen. Fällt der Schul- 
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sprengel mit dem politischen Gemeinde-Verband nicht zu- 
sammen, so geschieht die Ermittlung und Feststellung, dann 
die Vertheilung des mittelst Umlagen zu deckenden Auf- 
wandes auf die einzelnen Bestandtheile des Schulsprengels 
nach dem Verhältnisse der gesammten direkten Steuern 
durch die am Orte der Schule bestehende Lokalschulinspektion 
oder Lokalschulkommission, welche durch je 2. der höchst- 
besteuerten Schulgemeindeglieder der übrigen Bestandtheile 
des Schulsprengels zu verstärken ist. 

Diese Bestimmungen des Entwurfs geben zu mehreren 
gegründeten Ausstellungen Anlass. 

1) Es war ein formeller Mangel des Entwurfs, dass 
die Vorschriften für die beiden von uns oben unter I. unter- 
schiedenen Fälle nicht auseinander gehalten wurden, wo- 
durch nicht bloss die Uebersichtlichkeit des Gesetzes litt, 
sondern auch das Verständniss desselben erschwert wurde. 

2) Als einen materiellen Mangel müssen wir es be- 
trachten, das die aufgestellte Regel: „die Aufbringung des 
Bedarfs der Schulen liegt der politischen Gemeinde ob“ 
nach dem Entwurf auf den Fall eingeschränkt werden soll, 
wo der politische Gemeindeverband mit dem Schulverband 
identisch ist, wo daher alle Bewohner eines politischen 
Gemeindebezirks dem Schulverbande angehören und um- 
gekehrt !°). 


16) Die Fassung des Satzes: »wo der Schulsprengel mit dem Be- 
zirk der politischen Gemeinde nicht zusammenfällt etc.« ist freilich 
keineswegs deutlich, ja sie drückt etwas anderes aus, als ausgedrückt 
werden wollte. Sprengel und Bezirk sind beides räumliche Begriffe. 
Wo in einer Stadt mehrere Schulen für verschiedene Stadttheile be- 
stehen, da ist der Sprengel der einzelnen Schulen offenbar kleiner als 
der Bezirk der politischen Gemeinde, fällt daher mit diesem nicht zu- 
sammen, es wäre somit der Ausnahmsfall des Art. 1. Abs. 2. gegeben. 
Wie aber, wenn in einem Orte zwei Schulen verschiedener Konfes- 
sion bestehen, die beide für die treffenden Bewohner des ganzen Orts 
bestimmt sind? Hier fällt für jede der beiden Schulen der Sprengel 
mit dem politischen Gemeindebezirk zusammen, man sollte daher glau- 
ben, dass es hier bei der Regel bleibe. So ist es aber natürlich nicht 
gemeint. 

Der Absatz 2. ist vielmehr so zu verstehen, wie er von uns aufge- 
fasst wurde. Diess erhellt schon daraus, dass durchaus kein Grund 
denkbar ist, weshalb der Fall, wo das Bestehen mehrerer Schulen in 
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Diese Einschränkung der Regel ist nicht genügend 
motivirt, sie bringt einen unnöthigen Dualismus in das 
Gesetz. 

Wenn in einer politischen Gemeinde mehrere Schulen, 
sei es aus räumlichen oder konfessionellen Gründen beste- 
hen, deren Sprengel nicht über den Bezirk der politischen 
Gemeinde hinausgehen, so besteht, wie wir oben im I. 
Abschnitt nachgewiesen haben, kein theoretischer oder 
praktischer Grund, von der Regel abzuweichen, wonach die 
Aufbringung des Bedarfs aller dieser Schulen der politi- 
schen Gemeinde obliegt. 

3) Unklar ist es ferner nach dem Entwurf, ob in Er- 
manglung oder bei Unzulänglichkeit der in Art. 2. aufge- 
führten primären Deckungsmittel der Bedarf der Schulen 
‘zunächst aus den Kommunaleinnahmen der betheiligten po- 
litischen Gemeinden und nur eventuell durch Umlagen 
zu decken, oder ob unbedingt sofort zu Umlagen zu grei- 
fen ist. | 

Nach den Worten des Entwurfs müsste man das Letz- 
tere annehmen, denn sie lauten ganz bestimmt und disposi- 
tiv, ohne nur einen Unterschied zwischen kombinirten und 
nichtkombinirten Schulen zu machen, Aber in den Motiven 
heisst es: 

Selbstverständlich bleiben die Bestimmungen des Art. 
1. lit. a, b und d des Umlagengesetzes in Wirksam- 
keit, und können die Gemeinden die Schulkosten aus 
ihrem Gemeindevermögen oder durch freiwillige Bei- 
träge der Einzelnen bestreiten. 

Wir können nun zwar nicht einsehen, dass sich diess 
von selbst verstehe, denn es giebt ja auch andere Fälle, in 
welchen nach ausdrücklicher gesetzlicher Vorschrift gewisse 
Ausgaben der Gemeinde primär durch Umlagen zu decken 
"sind, ohne dass das Kommunalvermögen dazu angewendet 
werden darf, und auch der Abs. 1. des Art. 3. stellt sich 


einer politischen Gemeinde seinen Grund in der Konfessionsverschie- 
denheit der Gemeindeglieder hat, nach der Regel behandelt werden, 
in dem Falle aber, wo der Grund ein räumlicher ist, von der Regel 
abgewichen werden sollte; weit eher liesse sich das Gegentheil recht- 
fertigen. 
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nach seinem Wortlaut als eine solche Vorschrift dar. Da 
aber in den Motiven ausdrücklich gesagt ist, dass diese 
Vorschrift, so unbedingt sie lautet, doch ch unbedingt 
zu nehmen sei, so müssen wir uns wohl bequemen, sie in 
diesem Sinn zu verstehen. 

4) Endlich ist aus dem Gesetz nicht deutlich zu erse- 
hen, ob und inwieweit der Art. V. des Umlagen-Gesetzes 
ferneshin Anwendung finden soll. 

Aus den Worten „durch Umlagen nach den für diese 
geltenden gesetzlichen Bestimmungen“ geht die fortdauernde 
Gültigkeit des Art. V. nicht hervor, da ja diese höchst all- 
gemeine Hinweisung nicht nothwendig auf solche Bestim- 
mungen sich erstrecken muss, die mit dem neuen Gesetz 
unvereinbar sind. 

Dem Ausschusse der Kammer der Abgeordneten, wel- 
chem das sanktionirte Gesetz seine Fassung verdankt, ent- 
gingen diese Mängel des Entwurfs nicht, und er war be- 
müht, denselben abzuhelfen. | 

Mit dem an die Spitze des Gesetzes gestellten Prineip 
war der Ausschuss vollkommen einverstanden, er hielt es 
aber für nöthig, dass dieses Princip konsequenter durchge- 
führt werde, dass insbesondere der unnöthige Dualismus be- 
seitigt werde, welchem der Entwurf huldigt !?). | 

Sehen wir zu, ob und inwieweit er dieses Ziel erreichte. 

Zunächst wurde der obenerwähnte formelle Mangel, 
dessen Zusammenhang mit den materiellen Mängeln der 
Ausschuss wohl erkannte, beseitigt, indem der Abs. 2. des 
Art. 1., sowie der Art. 3. gestrichen und die Verhältnisse 
der kombinirten Schulsprengel in einem besonderen Artikel 
(m geregelt wurden !?). 


) Verh. d. K. d. Abg. 18°®eı. Beil. Ba. Vo. 8. 200. 

18) Dass der Art. 7. des Gesetzes sich nur auf kombinirte Schul- 
sprengel bezieht und sich daher wesentlich von dem Absatz 2. Art. 1. 
des Entwurfs unterscheidet, ist nicht zu bezweifeln. Zwar können wir 
diess durch die Worte: »fällt der Schulsprengel mit dem Umfang der 
politischen Gemeinde nicht zusammen«, keineswegs mit der wünschens- 
werthen Deutlichkeit ausgedrückt finden. Denn das Wort Umfang 
ist eben auch zweideutig, es hat eine sinnlichräumliche und eine geistige 
Bedeutung, letztere z. B. wenn man von dem Umfang eines Begriffs, 
einer Wissenschaft u. s. w. spricht, es kann sich daher sowohl auf den 

Zeitschr. £. Kirchenrecht. VI. 4. 30 


448 - Julius Schumann: 


Hierin liegt augenscheinlich eine formelle und mate- 
rielle Verbesserung des Entwurfs, denn es ist dadurch der 
erwähnte Dualismus beseitigt. Es ist keinem Zweifel unter- 
worfen, dass hienach alle Schulen, die bloss für eine einzige 
politische Gemeinde bestimmt sind, nach der Regel des 

Art. 1. behandelt werden müssen, dass daher die Auf- 
bringung des Bedarfs dieser Schulen der politischen Ge- 
meinde obliegt. Aber auch für die kombinirten Schulspren- 
gel, für welche besondere Bestimmungen nothwendig sind, 
ist das Princip des Art. 1. beibehalten; denn nach dem 
letzten Absatz des Art. 7. finden bezüglich der Aufbringung 
der auf die einzelnen - Bestandtheile des Schulsprengels re- 
partirten Beiträge die Bestimmungen des Art. 6. Anwen- 
dung; im Abs. 1. des Art. 6. ist aber ausdrücklich ver- 
ordnet, dass zu Umlägen nur dann gegriffen werden darf, 
wenn nicht andere Kommunaleinnahmen die Deckungsmit- 
lel bieten. 

Hienach scheint das Gesetz, welches in der von d. K. 
d. Abg. nach dem Antrag des Ausschusses beliebten Fas- 
sung mit unerheblichen Aenderungen die Zustimmung der. 
K. d. Reichsräthe und die königl. Sanktion erhielt, in allen 
Beziehungen mit den von uns entwickelten Grundsätzen 
übereinzustimmen, und was die kombinirten Schulen betrifft, 
so scheint das von uns oben unter Ziffer 2., A. entwickelte 
System adoptirt zu sein, welches darin besteht, dass bei 
kombinirten Schulsprengeln der Bedarf, soweit er nicht 
durch die in Artikel 1. und 3.—5. aufgezählten Mittel ge- 
deckt ist, auf die politischen Gemeinden, die mit allen ihren 
Mitgliedern oder mit einem Theil derselben zu dem Schul- 
sprengel gehören, nach dem Verhältnisse der von den be- 


Bezirk der politischen Gemeinde, als auf den Personalbestand dersel- 
ben beziehen. Allein nach dem ganzen Inhalt des Art. 7., welcher 'le- 
diglich auf kombinirte Schulen passt, sowie nach dem Gang der Bera- 
thungen des Ausschusses müssen wir nothwendig annehmen, dass das 
Wort »Umfang« hier im ersten Sinn zu verstehen ist, dass daher der 
Art. 7. nur bei kombinirten Schulen Anwendung findet. 

Besonders deutlich ist diess in der vom Referenten im Lauf der 
Berathung proponirten Fassung des Art. ausgedrückt, welche freilich zu- 
letzt nicht zur Annahme gelangte. Vgl. Beil. Band VII. S. 206. u. 209. 


p. 
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theiligten Gemeindegliedern zu entrichtenden Steuern ver- 
theilt wird, worauf dann die einzelnen politischen Gemein- 
den ihren Antheil primär aus ihren etwa disponiblen Ein- 
nahmen, eventuell durch Umlagen aufzubringen haben !?). 

Aber das gewonnene Resultat wird grossentheils wieder 
in Frage gestellt, und die erzielte Verbesserung des Ent- 
wurfs wesentlich beeinträchtigt dadurch, dass nach dem 
Beschluss des Ausschusses der.K. d. Abg., mit welchem 
sowohl die K. d. Reichsräthe, als das k. Staatsministerium 
sich ausdrücklich einverstanden erklärte, der Art. V. des 
Umlagengesetzes aufrecht erhalten bleiben soll, und zwar 
durch das ganze Gesetz hindurch, sonach für nichtkombi- 
nirte ebenso als für kombinirte Schulen 2°). | 

Diese Erklärung des Ausschusses ist nach unserer 
Ueberzeugung bei Anwendung des Gesetzes maassgebend. 

Allerdings sind die Ansichten darüber, welche Bedeu- 
tung den Landiagsverhandlungen für die Auslegung der 
Gesetze zukommt, sehr verschieden, es fehlt nicht an Rechts- 
"lehrern, welche die Bedeutung dieser Verhandlungen gerin- 
ger anschlagen, als wir es gerechtfertigt finden können; 
aber so weit kann man doch unseres Erachtens nicht ge- 
ben, dass man der übereinstimmenden Erklärung des Aus- 
schusses der zweiten Kammer und des königl. Staatsmini- 
steriums, die Aufrechthaltung des Art. V. verstehe sich von 
selbst, die bindende Wirkung abspricht, welche ihr um so 
mehr zukommt, als sie dem Wortlaut des Gesetzes kei- 
neswegs widerstreitet, als ferner der Referent der Kam- 
mer der Reichsräthe nur im Hinblick auf diese Erklärung 
die Zustimmung zu dem Gesetz beantragte, und von Seite 


1%) Als unentschieden kann nach der Fassung des Gesetzes nur 
noch die Frage betrachtet werden, ob zu diesen Umlagen bloss die bei 
dem Schulsprengel betheiligten oder sämmtliche Mitglieder der politi- 
schen Gemeinde zu konkurriren haben. Nur wenn das Letztere der 
Fall ist, -scheint uns das Princip des Gesetzes mit der erforderlichen 
vollen Konsequenz entwickelt, im ersteren Fall aber scheint eg Uns we- 
sentlich verkümmert zu sein. 

3) Verh. d. K. d. Abg. 18°PJeı. Beil. Band VII. S. 209. 
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‚dieser _Kammer selbst kein Widerspruch hiegegen laut 
wurde ??). 


Hiedurch wird aber in vielen Fällen der Erfolg er- 
zielt, dass die Last der Erhaltung einer öffentlichen Schule 
von der politischen Gemeinde auf die Mitglieder einer Kir- 
chengemeinde hinüber gewälzt wird. Der vermeintlich be- 
seitigte Dualismus des Entwurfs ist daher durch diese Hin- 
terthüre wieder eingeführt. 


' I. 


Verpflichtung der politischen Gemeinden zur 
Errichtung neuer Schulen für die konfessio- 
nelle Minderheit. 


Bei den obigen Erörterungen I. und II. hatten wir für 
unseren Zweck nicht nöthig, auf die Grundsätze näher 
einzugehen, welche in Bayern bezüglich der konfessionel- 
len Trennung der Schulen gelten, sondern wir konnten das 
Bestehen konfessionell getrennter Schulen als einfache That- 
sache behandeln, und uns damit begnügen, unter I. nach- 
zuweisen, dass dieser faktische Zustand mit dem Princip 


21) Wir können hienach die Behauptung nicht für theoretisch 
richtig halten, dass, wenn in derselben politischen Gemeinde Schulen 
für verschiedene Konfessionen bestehen, die Exigenz derselben gemein- 
schaftlich sein müsse, woraus von selbst die Unanwendbarkeit des Art. 
V. folge. Die Praxis steht freilich mit dieser Behauptung theilweise 
in Einklang, denn unseres Wissens ist wenigstens in den meisten 
grösseren Städten die Exigenz sämmtlicher Schulen gemeinsam, nur die 
Einnahmen aus konfessionellen Stiftungen werden besonders verrech- 
net, und kommen den betreffenden Konfessionsschulen ausschliesslich zu 
gut, im übrigen wird der Bedarf der sämmtlichen Schulen aus dem 
städtischen Schulfond gedeckt, und wenn Umlagen nöthig werden, so 
werden diese von allen Gemeindegliedern ohne ‚Enlerseniet der Kon- 
fession erhoben. 

Dieses Verhältniss scheint aber auf dem freiän Entschluss der 
betreffenden Kommunalbehörden zu beruhen und nicht erzwungen wer- 
den zu können. Wenigstens wird da, wo es sich um Errichtung neuer 
Schulen für eine konfessionelle Minderheit handelt, unseres Wissens 
auch jetzt noch in der Regel an dem Art. V. festgehalten. 
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des Gesetzes vom 10. November 1861. nicht eigentlich im 
Widerspruch stehe. Hier aber kann die Erörterung dar- 
über, auf welchen Normen die theilweise bestehende kon- 
fessionelle Trennung der Schulen in Bayern beruht, nicht 
umgangen werden. 

Als das Schulwesen in Bayern im Anfang dieses 
Jahrhunderts von der Staatsgewalt organisirt wurde, be- 
-trachtete man es als selbstverständlich, dass die Sorge für 
die nothwendige allgemeine Jugendbildung eine politische 
Aufgabe, die Schule, soweit es sich nicht um den Reli- 
‚gionsunterricht handelte, eine weltliche Anstalt sei ??). 

Nur der Religionsunterricht wurde der Aufsicht der 
kirchlichen Behörden als solcher unterstellt. Dabei dachte 
man aber nicht daran, den konfessionellen Charakter der 
bereits bestehenden Schulen zu ändern, und auch die neu 
errichteten Schulen nahmen meistens einen konfessionellen 
Charakter an. Es verstand sich diess, sowie die fortwäh- 
rende enge Verbindung der Schule mit der Kirche, gewis- 
sermaassen von selbst, es entsprach der Anschauung der 
grossen Mehrzahl der Bevölkerung beider Konfessionen, bei 
welcher die Ueberzeugung von der Nothwendigkeit des 
konfessionellen Charakters der Schule tief eingewurzelt war, 
es entspräch auch den objektiven Verhältnissen. Insbeson- 
dere kam in Betracht, dass auf dem Lande die meisten 
Schulstellen mit den Kirchendiensten verbunden sind, wo- 
durch bei ihnen die Konfession des Lehrers schon fest be- 
stimmt ist, ferner, dass die Dotation vieler Schulen grossen- 
theils auf Stiftungen von ausschliesslich konfessioneller Be- 


32) Die Ausdrucksweise der älteren Verordnungen lässt freilich 
nicht selten die konsequente Festhaltung und Durchführung dieses 
Grundgedankens vermissen. So heisst es, um nur ein Beispiel anzu- 
führen, in der Amtsinstruktion für die Lokalschulinspektoren vom 15. 
September 1808. $. 5.: 

»In den Ortschaften, die aus mehreren ganzen. Gemeinden ver- 
schiedener Konfession bestehen, ist, wenn jede derselben eine 
eigene Schule unterhält, auch für jede eine besondere Schul- 
inspektion zu errichten.« 

Diess führt zu der Annahme, als ob diese Schulen Anstalten der 
Pfarrgemeinden seien, 
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stimmung beruhte, welche beachtet werden musste, und 
welche gleichfalls die Nothwendigkeit begründete, diese 
Schulen als katholische oder protestantische zu behandeln, 
wonach sich die Konfession des Lehrers, die Inspektion und 
zum Theil die Wahl der Lehrbücher richtete. 

Damit war aber noch nicht bestimmt: 

1) inwieferne die Konfession der Schüler für die von 
ihnen zu besuchende Schule und somit für die Zugehörig- 
keit der Eltern zu einem Schulverbande entscheidend sei? 

2) ob und unter welchen Voraussetzungen die Konfes- 
sionsverschiedenheit der Bewohner eines Orts zur Trennung 
bisher gemeinsamer Schulen und zur Errichtung neuer kon- 
fessioneller Schulen auf Kosten der politischen Gemeinde 
genügenden Anlass giebt? | 

In ersterer Beziehung sind sich die maassgebenden 
Verwaltungsnormen nicht gleich geblieben. 

In der Ministerial-Entschliessung vom 10. Mai 1810. 
ist ausgesprochen, dass der Schulsprengel bestimmt wird 
durch die Gränzen des Gemeindegebiets, dass daher, wenn 
an einem Ort nur eine Schule ist, in der Regel alle schul- 
pflichtigen Kinder der Gemeinde ohne Unterschied der 
Konfession zum Sprengel der Gemeindeschule zu zählen 
sind. Nur „zur Schonung des Gewissens und der individu- 
ellen Ueberzeugung“ wurde ausnahmsweise gestattet, dass, 
wenn ein Vater der Konfessionsverschiedenheit wegen Be- 
denken tragen sollte, seine Kinder zur Ortsschule zu 
schicken, und wenn sich eine konfessionsverwandte Schule 
in der Nachbarschaft finde, demselben von dem General- 
kommissariate die Erlaubniss ertheilt werde, die Kinder 
unter gewissen Bedingungen in diese benachbarte Schule 
zu schicken. 

Zu den Bedingungen gehörte die, dass ein solcher 
Vater nach wie vor zur Unterhaltung der Schule seines 
Wohnorts als Gemeindeglied gleich den übrigen Miteinwoh- 
nern des Orts ohne Ausnahme verbunden bleiben sollte. 

Da diese Anordnung mannigfachen Anständen begeg- 
nete, so wurde durch die Verordnung vom 22. Januar 
1815. ausgesprochen: der Schulsprengel wird in der Regel 
durch den Pfarrsprengel bestimmt und erstreckt sich auf 
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alle eingepfarrten Ortschaften und einzelne Familien; wenn 
aber die Kinder durch die Entfernung oder Beschwerlich- 
keit des Wegs gehindert sind die Schule ihrer Konfession 
zu besuchen, so sind sie zum Besuch der Ortsschule an- 
zuhalten. | 

Ueberhaupt scheint die Verordnung es den Eltern frei- 
zustellen, ob sie nicht ihre Kinder lieber in die Schule ihres 
Wohnorts schicken wollen; doch geht diess nicht mit Gewiss- 
heit aus derselben hervor, und jedenfalls wurde ein solches 
Wahlrecht in der Praxis nicht respektirt, da es ein Hin- 
derniss der wünschenswerthen festen Gestaltung der Schul- 
verbände war. 

An diesen Bestimmungen ist durch das Gesetz vom 10. 
November 1861. nichts geändert; denn dieses setzt in allen 
seinen Artikeln die Schulsprengel als bereits gebildet vor- 
aus, ohne neue Grundsätze aufzustellen, nach denen sich . 
die Sprengelbildung zu richten hätte. Es bleibt daher bei 
dem Grundsatze, dass die Kinder, welche wegen zu weiter 
Entfernung oder Beschwerlichkeit des Wegs nicht einer _ 
Schule ihrer Konfession zugetheilt werden können, die Schule 
ihres Wohnorts zu besuchen haben. 

Was aber den eigentlichen Gegenstand der Erörterung 
betrifft, nämlich die Frage, unter welchen Voraussetzungen 
die Trennung einer bisher gemeinschaftlichen Schule in 
zwei konfessionelle Schulen, oder die Errichtung einer 
neuen konfessionellen Schule für solche Kinder, die bisher 
eine benachbarte Schule ihrer Konfession besucht haben, 
einzutreten hat, so bestimmt hierüber die Verordnung vom 
22. Januar 1815.: 

„In Ortschaften verschiedener Konfession, die bisher 
eine gemeinschaftliche Schule hatten, behält es bei 
dieser Einrichtung sein Verbleiben, insofern nicht der 
eine oder andere Theil eine Aenderung ausdrücklich 
verlangt, und für beide Theile durch Errichtung einer 
neuen Schule entweder aus den Orts- Einwohnern 
gleicher Konfession allein, oder durch Beiziehung be- 
nachbarter konfessionsverwandter Orte gesorgt wer- 
den kann“. “ 

Hierin liegt unverkennbar eine Begünstigung der kon- 
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fessionellen Trennung der Schulen, gegenüber den früheren 
Normen; schon das Verlangen des einen Theils genügt zur 
Trennung gemeinsamer Schulen, wenn zwei konfessionell ge- 
trennte Schulen unterhalten werden können. Ein wichti- 
ges praktisches Motiv zu dieser Begünstigung der konfes- 
sionellen Trennung, wenn auch keineswegs das einzige 
Motiv, liegt in dem Umstand, dass nach der in Bayern 
bestehenden Einrichtung die Schullehrer den grösseren Theil 
des Religionsunterrichts zu ertheilen haben. 

Aber diese Verordnungen enthielten nach unserem Da- 
fürhalten keine genügende Regelung des fraglichen Verhält- 
nisses; denn es bleibt zweifelhaft, nach welchen Grund- 
sätzen da zu entscheiden ist, wo die konfessionelle Minder- 
heit eines Orts die Trennung auf Kosten der politischen 
Gemeinde verlangt, die Gemeindebehörde aber die Mittel 
hiezu nicht zu besitzen behauptet; ferner ist in der Ver- 
ordnung der Fall gar nicht vorgesehen, wenn keine ge- 
meinschaftliche Schule bestand, sondern die konfessionelle 
Minderheit ihre Kinder bisher in eine benachbarte Schule 
ihrer Konfession geschickt hat. In dieser Beziehung war 
daher zu viel dem administrativen Ermessen überlassen. 
Diese Verhältnisse erheischen aber nach unserer Ansicht 
genaue Regelung, damit nicht durch auffallend ungleiche 
Behandlung einzelner Fälle der Vorwurf der Willkür und 
des Mangels an konfessioneller Unbefangenheit hervorge- 
rufen werde. 

Es sollte insbesondere genauer, und zwar gesetzlich, 
* festgestellt sein, unter welchen Voraussetzungen eine politi- 
sche Gemeinde angehalten werden kann, eine neue konfes- 
sionelle Schule neben einer bereits bestehenden Ortsschule 
zu errichten, ob es namentlich genügt, wenn bisher eine 
gewisse Anzahl von Schulkindern der konfessionellen Min- 
derheit nach mehrjährigem Durchschnitt vorhanden war, 
oder ob noch erfordert wird, dass die Schülerzahl der be- 
reits bestehenden gemeinsamen Schule eine gewisse Höhe 
erreicht hat, oder welche sonstige Rücksichten etwa ent- 
scheidend sind ? 

Das Gesetz von 1861. giebt nun aber auf diese Fra- 
gen keine ausdrückliche Antwort. Dasselbe schreibt in Art. 2. 
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Abs. 3.22) ganz bestimmt vor, unter welchen Voraus- 
setzungen an einer bereits bestehenden Schule eine neue 
Lehrerstelle errichtet werden muss, es bezeichnet ferner in 
Art. 2. Abs. 4.?*) einen Fall, in welchem die politischen 
Gemeinden zur Errichtung neuer Schulen verpflichtet sind, 
welcher Fall aber mit der Konfessionsverschiedenheit nichts 
zu schaffen hat; es schweigt jedoch gänzlich über unsere 
Frage, obwohl man gewiss berechtigt wäre, in dem Gesetz 
die genaue und vollständige Aufzählung der Fälle zu er- 
warten, in welchen die politischen Gemeinden zur Errich- 
tung neuer Schulen verpflichtet sind. 

Dieses Schweigen des Gesetzes lässt eine verschiedene 
Deutung zu. Man könnte daraus folgern, dass nach der 
Absicht des Gesetzgebers die politische Gemeinde nur in 
den obenerwähnten Fällen zur Errichtung einer neuen Schule 
angehalten werden könne. 

Hienach würde die Konfessionsverschiedenheit für sich 
allein keinen Grund zur Trennung gemeinschaftlicher Schu- 
len oder zur Errichtung neuer konfessioneller Schulen ge- 
ben. Auch eine verhältnissmässig grosse Zahl von Schul- 
kindern der konfessionellen Minderheit würde kein solches 
Verlangen begründen; sondern nur dann, wenn die Gesammt- 
zahl der Schulkinder in den bereits vorhandenen Ortsschu- 
len über 100. gestiegen ist, und daher ohnehin nach Art. 
2. Abs. 3. eine neue Lehrerstelle errichtet werden müsste, 
könnte bei dieser Gelegenheit die Abtheilung der Schüler 
nach der Konfession erfolgen, vorausgesetzt, dass durch diese 
Abtheilung die Zahl der Schüler in den bestehenden Schu- 
len unter 100. herabsinkt. 

In diesem Sinn wird das Gesetz wirklich von Frhrn. 


#) Wann die Zahl der Schüler unter einem Lehrer nach einem 
5jährigen Durchschnitt 100. übersteigt, so kann die Gemeinde zur Er- 
richtung einer neuen Lehrerstelle augehalten werden. 

 *4 Befinden sich in einer Gemeinde oder einer Ortschaft oder in 
mehreren im Umkreise einer Stunde gelegenen Gemeinden oder Ort- 
schaften zusammen nach einem 5jährigen Durchschnitt 25. oder mehr 
schulpflichtige Kinder, welche eine über eine Stunde entfernte Schule 
besuchen müssen, so können die betreffenden Gemeinden zur Errichtung - 
einer neuen Schule angehalten werden. 2 
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v. Pechmann in dem obenerwähnten Werk $. 91. aufge- 
fasst. Allein dagegen lässt sich mit gutem Grunde folgen- 
des einwenden. Das Gesetz wollte, wie oben dargethan ist, 
an dem konfessionellen Charakter der Schule nichts ändern, 
sondern es in dieser Beziehung bei den bisherigen Grund- 
sätzen belassen. Es wäre aber eine bedeutende Aenderung 
dieser Grundsätze, wenn die Konfessionsverschiedenheit 
allein künftig keinen Grund zur Errichtung einer neuen 
Schule geben sollte, und wenn nur die auf ganz anderen 
Rücksichten beruhende Vorschrift, dass kein Lehrer mehr 
als 100. Schüler haben darf,. gelegentlich zur Abtheilung 
der Schüler nach der Konfession benützt werden könnte, 
wozu sie nicht bestimmt ist, und in keiner Weise genügt ?°). 

In der Praxis hat sich eine andere Ansicht geltend 
gemacht, welche auch in einzelnen Fällen die Anerkennung 
der höchsten Stelle gefunden hat: dass das Vorhandensein 
von wenigstens 25. Schulkindern der konfessionellen Minder- 
heit nach 5jährigem Durchschnitt genüge, um eine politische 
Gemeinde zur Aufbringung der Mittel für eine neue kon- 
fessionelle Schule anzuhalten, auch wenn die bestehenden 
Ortsschulen nicht überfüllt sind. 

Diese Praxis beruht augenscheinlich auf einer analogen 
Anwendung des Art. 2. Abs. 4. des Gesetzes; wir müssen 
aber gestehen, dass wir eine solche analoge Anwendung 
nicht für gerechtfertigt halten können. 

Wenn der Gesetzgeber den Uebelstand, dass ein Theil 
der Schulkinder mehr als eine Stunde Wegs zur Schule zu 
machen hat, für gross genug hält, um schon für eine An- 
zahl von 25. solcher Kinder die Errichtung einer neuen 
Schule anzuordnen, so folgt daraus doch sicherlich noch 
"nicht, dass er auch der Konfessionsverschiedenheit ein gleiches 
Gewicht beilegt, vielmehr geht gerade aus der Nichterwäh- 
nung der Konfessionsverschiedenheit das Gegentheil hervor. 

Selbst da, wo die Kinder der konfessionellen Minderheit 


3°) Man darf nur folgenden Fall annehmen. In einer Stadt besteht 
eine katholische Schule in 4. Abtheilungen nach dem Alter der Schü- 
ler, jede mit 70.—80. Schülern; unter diesen Schülern sind in jeder 
Klasse gegen 20. Protestantische, im Ganzen 80. Hier könnte nach 
der obenerwähnten Ansicht die politische Gemeinde zur Errichtung einer 
protestantischen Schule nicht genöthigt werden. 
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die Ortsschule bisher nicht besucht haben, sondern eine 
benachbarte mehr als eine Stunde entfernte Schule ihrer 
Konfession, kann man nicht ohne weiteres sagen, dass die 
Voraussetzung des Absatz 4. gegeben sei, sondern es ist 
zuerst zu untersuchen, ob sie nicht in die Ortsschule ge- 
wiesen werden können. 

Es wird daher nichts anderes übrig bleiben, als in die- 
ser Beziehung die Grundsätze zu befolgen, welche vor dem 
Gesetz vom 10. November 1861. galten. Hienach ist alles 
in das administrative Ermessen der Kreisregierung gestellt, 
und es kann unter Umständen auch für eine Anzahl von 
weniger als 25. Schülern eine konfessionelle Schule errichtet 
werden, die aus Kommunalmitteln erhalten werden muss. 


IV, 


Verpflichtung der politischen Gemeinden zur 
Uebernahme bestehender, von Kirchengemein- 
den bisher unterhaltener Schulen. 

Eine weitere praktisch wichtige Frage ist die, unter 
welchen Voraussetzungen eine politische Gemeinde genö- 
thigt werden kann, die Unterhaltung der von einer Kirchen- 
gemeinde aus ihren Mitteln gegründeten Schule für die 
konfessionelle Minderheit der politischen Gemeinde zu über- 
nehmen. 

Es kommt nicht selten vor, dass die konfessionelle 
Minderheit an einem Orte, welche eine eigene Kirchenge- 
meinde bereits gebildet hat, oder bilden will, und welche 
auch eine eigene Schule wünscht, sich an die Regierung 
mit der Bitte wendet, ihr die Errichtung einer solchen 
Schule auf ihre Kosten zu gestatten, und diese Schule als 
eine öffentliche anzuerkennen. 

Die Beweggründe zu einem derartigen Gesuche können 
verschieden sein; dasselbe kann in der gegründeten oder 
ungegründeten Meinung gestellt werden, dass die betreffende 
politische Gemeinde zur Errichtung einer solchen Schule 
nach Lage der Verhältnisse nicht angehalten werden könne; 
es kann aber auch aus dem Wunsche hervorgehen, die 
Schulstelle durch die Uebertragung derselben an einen or- 
dinirten Geistlichen mit einer Expositur eder einem ständi- 
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gen Vikariat zu verbinden, zu dessen Gründung ausserdem 
die erforderlichen Mittel nicht vollständig aufgebracht wer- 
den könnten. 

Für die Funktion als Schullehrer erhäl® ein solcher 
Geistlicher in der Regel ausser dem eingeführten Schulgeld 
einen grösseren oder geringeren Zuschuss aus dem Kreis- 
schulfond ?°). | 

Nun kommt es aber häufig früher oder später vor, 
‚dass die Kirchengemeinde der politischen Gemeinde entwe- 
der die gänzliche oder die theilweise Uebernahme der Ko- 
sten einer solchen Schule zumuthet, sei es, weil die bei 
Errichtung der Schule bestandenen faktischen Verhältnisse 
sich geändert haben, indem z. B. das bisherige Lokal nicht 
mehr ausreicht, oder die Kirchengemeinde die Mittel zur 
Dotation einer geistlichen Stelle erhalten hat und nunmehr 
die Trennung dieser Stelle von der Schulstelle wünscht, oder 
weil der Kirchengemeinde die bisherigen Opfer für die Schule 
zu schwer fallen, oder endlich weil sich ihre frühere Mei- 
nung geändert hat, dass die politische Gemeinde gesetzlich 
nicht zur Errichtung einer: Schule für die konfessionelle 
Minderheit angehalten werden könne. 

Wenn nun die politische Gemeinde diese Zumuthung 
zurückweist, — wie ist ein solcher Konflikt nach dem Ge- 
setze von 1861. zu entscheiden? 

Man sollte freilich meinen, diese Frage sei leicht zu 
beantworten, allein in der Praxis scheint diese Meinung 
nicht zu bestehen, denn es sind uns entgegengesetzte Ent- 
scheidungen derartiger Konflikte bekannt. 


286) Solche Schulen werden daher ganz oder grösstentheils von der 
Kirchengemeinde unterhalten und können insofern als Anstalten der 
Kirchengemeinde bezeichnet werden, jedenfalls sind sie nicht Anstalten 
der politischen Gemeinde, wenn auch diese hie und da einen freiwilli- 
gen Beitrag leistet, z. B. ein entbehrliches städtisches Lokal zum Schul- 
zimmer einräumt. Im übrigen werden sie wie öffentliche Schulen be- 
handelt, namentlich werden die Lehrer meist von der Kreisregierung 
aufgestellt, auch haben die betheiligten Eltern kein Schulgeld an die 
Gemeindebehörden zu bezahlen, obwohl die Voraussetzungen des Art. 
V. des Gesetzes hier nicht gegeben sind. 

Diese Schulen bilden daher ein Mittelding zwischen Privatschulen 
und gewöhnlichen öffentlichen Schulen. 
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Bei der Erörterung der aufgestellten Frage, zu welcher 
wir nun übergehen, dürfte es zweckmässig sein, zunächst 
einen Fall auszuscheiden, in welchem die Antwort wohl 
keinem gegründeten Zweifel unterliegen kann, nämlich den 
Fall, wenn die politische Gemeindebehörde ihre ablehnende 
Erklärung bloss auf die Behauptung stützt, die fragliche 
konfessionelle Schule sei kein wirkliches Bedürfniss, und 
die betheiligten Gemeindeglieder könnten ihre Kinder in die 
bestehenden Ortsschulen schicken, und wenn die kompe- 
tente Kreisstelle diese Behauptung gegründet findet. In die- 
sem Falle wird die Kirchengemeinde einfach auf das er- 
wähnte Sachverhältniss hinzuweisen und ihr freizustellen 
sein, ob sie die übernommenen Leistungen fortsetzen oder 
ob sie auf den Fortbestand der Schule verzichten will ?”). 

Anders verhält es sich aber, wenn die politische Ge- 
meindebehörde die Nothwendigkeit des Fortbestehens der . 
besonderen Schule für die konfessionelle Minderheit selbst 
zugesteht, und vielleicht sogar deren Erhaltung verlangt, 
aber behauptet, dass die Kirchengemeinde zur Unterhaltung 
derselben verpflichtet sei, oder wenn zwar dieser Fall nicht 
gegeben ist, aber die kompetente Staatsbehörde die Erhal- 
tung der Schule als Bedürfniss anerkennt. In diesem Falle 
kann die Ansicht geltend gemacht werden, dass die Kir- 
chengemeinde, wenn sie in gehöriger Form die unbedingte, 


37) Wenu die Kirchengemeinde das Letztere wählt, so kann nach 
unserem Dafürhalten die Auflösung der Schule keinem Anstand unter- 
liegen. Die Existenz einer Schule, auch wenn sie schon Jahre lang 
dauert, kann doch wohl keinen genügenden administrativen Grund gegen 
ihre Aufhebung abgeben, auch kann kein rechtliches Hinderniss entge- 
genstehen ; denn die privatrechtliche- Stellung des Schullehrers ist nicht 
von der Art, dass er nicht jeden Augenblick auf eine andere Stelle 
versetzt werden könnte, und die Schulstelle bildet nicht, wie das Pfrün- 
devermögen der geistlichen Stellen, eine juristische Person, deren Auf- 
lösung nur unter gewissen Bedingungen statthaft wäre. 

Dass nicht die einzelnen Schulen, sondern nur Schulstiftungen im 
wahren Sinne des Worts, d. h. doch wohl Vermögenskomplexe, welche 
durch wohlthätige Verfügungen den Zwecken des Unterrichts gewid- 
met wurden, und welche keinem bestehenden Rechtssubjekt gehören, 
als} ideale Rechtssubjekte zu betrachten sind, ist in einer Ministerial- 
Entschliessung vom Juni 1865., die in einem einzelnen Fall erging, 
ausdrücklich ausgesprochen. | 


Dr 
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mit keinem Vorbehalt etwaiger gesetzlicher Ansprüche” an 
die politische Gemeinde verbundene Zusicherung abgegeben 
hat, für die Aufbringung des Bedarfs der Schule zu sorgen, 
zur Tragung dieser Last für alle Zukunft rechtlich ver- 
pflichtet sei. 

Wirklich wurde in einem uns bekannten Falle, wo das 
bisher als Schulzimmer benutzte Lokal in dem der protestan- 
tischen Kirchengemeindei gehörigen Vikariatsgebäude später 
theils wegen Zunahme der Kinderzahl theils aus anderen 
Gründen als ungenügend erkannt wurde, an entscheidender 
Stelle ausgesprochen, dass die Stadtgemeinde zwangsweise 
nicht angehalten werden könne, für das benöthigte Schul- 
lokal zu sorgen, da die protestantische Kirchengemeinde 
sich hiezu vertragsmässig verpflichtet babe, und daher die 
allgemeine gesetzliche Verpflichtung der politischen Ge- 
meinde nach Art. 1. des Gesetzes hier ausnahmsweise nicht 
Platz greife. | | 

Wir können diese Anwendung des Art. 1. des Gesetzes 
in solchen Fällen nicht als richtig gelten ‚lassen. 

Wenn das Bedürfniss einer besonderen Schule für einen 
Theil einer Gemeinde wirklich anerkannt ist, so fällt der 
Aufwand für Unterhaltung derselben nach Art. 1. und 7. 
den betheiligten politischen Gemeinden zur Last, so weit 
nicht dieser Aufwand von Dritten vermöge privatrecht- 
licher Verpflichtungen geleistet werden muss. 

Dass eine Kirchengemeinde, selbst wenn sie mit der 
politischen Gemeinde materiell ganz identisch wäre, doch 
eine von ihr verschiedene Korporation, sonach einge dritte 
Person im Sinne des Art. 1. bildet, lässt sich nicht bestrei- 
ten, ebensowenig, dass Kirchengemeinden den Aufwand für 
eine Schule ganz oder theilweise zu bestreiten privatrecht- 
lich verpflichtet sein können. In früheren Zeiten wurden häufig 
die neugegründeten Schulen theilweise oder ganz aus Mitteln 
der Kirchen dotirt, Gebäude etc., welche zum Kirchenver- 
mögen gehörten, wurden für die Schule und die Lehrer, 
die ja ohnehin meistens zugleich noch einen niederen Kir- 
chendienst zu versehen hatten, eingeräumt, sei es nun durch 
freiwillige bindende Willenserklärungen der betreffenden Ver- 
waltungen, oder auch namentlich im 18. Jahrhundert durch 
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Verfügung des unumschränkt gebietenden Landesherrn. Bei 
manchen solchen Leistungen ist der rechtliche Ursprung 
bekannt, bei andern ist er nicht mehr zu ermitteln, sie be- 
ruhen also jetzt nur noch auf dem Rechtstitel des unvor- 
denklichen Besitzstandes. Sie alle müssen jetzt als privat- 
rechtliche Verpflichtungen gelten, und bilden etatsmässige 
Lasten des Kirchen-Vermögens, welche selbst dann nicht 
wegfallen, wenn etwa das Kirchenvermögen nicht mehr zur 
Bestreitung der kirchlichen Bedürfnisse hinreichen sollte, 
und daher Umlagen nothwendig werden sollten. In diesen 
Fällen handelt es sich um bestimmte Leistungen für bereits 
bestehende öffentliche Schulen; die politische Gemeinde, 
welcher die Schule angehört, und die Kirchengemeinde ste- 
hen einander als berechtigte und verpflichtete Privatrechts- 
subjekte gegenüber ?®). 

Aehnliche Verpflichtungen können auf Grund von Ver- 
trägen, von Herkommen resp. unvordenklichem Besitzstand, 
oder von letzwilligen Verfügungen andere natürliche oder 
juristische Personen zu erfüllen haben. 

Aber in solchen Fällen, wie wir sie hier vor Auen 
haben, kann wohl von einer privatrechtlichen Verpflichtung 
nach der Natur der Sache keine Rede sein. Man darf 
sich nur den Hergang der Entstehung solcher von Kirchen- 
gemeinden ins Leben gerufenen konfessionellen Schulen ver- 
gegenwärtigen. 

Die betreffende Kirchengemeinde, welche eine öffentliche 
konfessionelle Schula zu erhalten wünscht, stellt, wie bereits 
oben erwähnt wurde, an die kompetente Kreisregierung die 
Bitte um Errichtung einer solchen. 

Zur Begründung dieses Gesuches gehört der Nachweis 
darüber, dass und wie die erforderlichen Mittel aufgebracht 
werden können. Soweit der Bedarf nicht durch das Schul- 
geld, durch Zuschüsse aus Kreisfonds u. s. w. gedeckt ist, 


28) Ob nicht in vielen solchen Fällen die Leistuugen aus kirchli- 
chen Mitteln ursprünglich aus Rücksicht auf den niedern Kirchendienst 
übernommen wurden, mit welchem der Schuldienst unzertrennlich ver- 
bunden wurde, ist eine quaestio facti, deren Lösung in vielen 
Fällen grosse Schwierigkeiten haben wird, und auf meine wir hier 
keine weitere Rücksicht nehmen können. 
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muss die Aufbringung desselben von der Kirchengemeinde 
übernommen werden, welche ihn entweder aus dem Kir- 
chenvermögen bestreitet, oder die erforderliche Summe durch 
Umlagen oder freiwillige Beiträge ihrer Mitglieder aufbringt. 
Wenn diese Deckung des Bedarfs die erforderliche Bürg- 
schaft ihrer Nachhaltigkeit gewähren soll, so muss sich die 
Kirchengemeinde selbstverständlich zur Leistung der be- 
stimmten Summe förmlich verbindlich machen. 

Hiedurch entsteht allerdings eine erzwingbare, sonach 
eine rechtliche Verpflichtung sowohl für die Kirchenge- 
meinde im ganzen als für die betheiligten Einzelnen zur 
Erfüllung des gegebenen Versprechens, so lange die Schule 
besteht; diese Verpflichtung ist aber nicht privatrechtlicher 
Natur, sie gehört ihrem Wesen nach dem öffentlichen 
Rechte an. | 

Sie wird von der Kirchengemeinde als Glied des kirch- 
lichen Organismus, als ‘öffentlicher Korporation übernom- 
men, gegenüber den zur Verwaltung des Schulwesens ver- 
pflichteten Organen der Staatsgewalt, welche hiebei durch- 
aus keine privatrechtlichen fiskalischen Interessen des Staates 
vertreten. Jede privatrechtliche Verpflichtung setzt ein 
Privatrechtsverhältniss zwischen zwei Rechtssubjekten vor- 
aus, ein solches Verhältniss besteht aber hier offenbar 
nicht zwischen der Kirchengemeinde und der Kreisregie- 
rung. Die letztere prüft pflichtgemäss nach den bestehen- 
den Normen des öffentlichen Rechts, ob der Bedarf der 
zu errichtenden öffentlichen Schule nachhaltig gedeckt ist, 
und verfügt die Errichtung der Schule; aber ein Vertrag 
“ zwischen der Kirchengemeinde und der Regierung wird 
überhaupt nicht geschlossen, am wenigsten ein privatrecht- 
licher Vertrag. Die Entstehung der Schule beruht auf 
dem freien Willen der Kirchengemeinde, nicht, wie die 
Entstehung der übrigen öffentlichen Schulen, auf einer all- 
gemeinen Vorschrift des Verwaltungsrechts; darin liegt der 
ganze Unterschied zwischen beiden Arten von Schulen. 
Noch weniger entsteht aber ein Privatrechts- oder über- 
haupt ein Vertrags - Verhältniss zwischen der Kirchenge- 
meinde und der politischen Gemeinde. Die politische Ge- 
meinde erwirbt weder titulo oneroso, noch titulo lucra- 
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tivo einen klagbaren Anspruch gegen die Kirchengemeinde, 
vermöge dessen sie von dieser die Unterhaltung der Schule 
für alle Zeiten verlangen könnte. 

Die Kirchengemeinde, welche sich zur Aufbringung 
des Bedarfs der gewünschten Schule verpflichtet, hat sicher- 
lich nicht die Absicht, hiedurch der politischen Gemeinde 
einen privatrechtlichen, d. h. vermögensrechtlichen Vortheil 
zuzuwenden, sie will sich nicht zu ihren Gunsten der Frei- 
heit begeben, auf den Fortbestand der konfessionellen 
Schule für ihre Mitglieder zu verzichten, ja sie denkt nicht 
einmal daran, auf die Unterhaltung dieser Schule durch die 
politische Gemeinde vertragsmässig zu verzichten, ihr 
Verzicht ist vielmehr ein rein faktischer, sonach nicht 
unwiderruflich. 

Diess wird in den allermeisten Fällen schon ganz un- 
zweifelhaft aus den der Errichtung der Schule vorausge- 
gangenen Verhandlungen hervorgehen; denn es wird in 
der Regel an den juristischen Erfordernissen eines Ver- 
trags, der bindenden Zusicherung einer Leistung zu Gun- 
sten der politischen Gemeinde und der Acceptation dieser 
Zusicherung von Seite der letzteren fehlen. Sollten ja ein- 
mal die Verhandlungen wirklich . in dieser unpassenden 
Form zum Abschluss gekommen sein, so könnte die Ku- 
ratelbehörde, welche das Interesse der Kirchengemeinde 
zu wahren hat, einen solchen Vertrag unmöglich genehmi- 
gen, und sollte diess gleichwohl geschehen, so wäre ein 
solcher Vertrag doch ungültig, weil gegen das öffentliche 
Recht verstossend. 

Die momentanen Vertreter einer Gemeinde können 
nämlich dieser nicht für alle Zeiten die Unterhaltung einer 
Anstalt aufbürden, welche ausserhalb ihres Verne: 
gen Zweckes liegt. 

Die Unterhaltung von Schulen gehört aber verfassungs- 
gemäss weder zu den Zwecken des Kirchenvermögens, noch 
zu den Aufgaben der Kirchengemeinden. Ja, wenn heut- 
zutage eine Kirchenverwaltung eine bleibende Last für 
Schulzwecke freiwillig auf das Kirchenvermögen überneh- 
men wollte, so könnte sie hiezu weder die Zustimmung 
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der kirchlichen Oberbehörde, noch die Kuratelgenehmigung 
erhalten, denn nach den $$.48. und 49. der I. Verf.-Beil. 
dürfen nur Rentenüberschüsse, welche sich nach hin- 
länglicher Deckung der Lokalkirchenbedürfnisse ergeben, 
zu Schulzwecken für den nämlichen Religionstheil verwen- 
det werden, und auch diese nur unter der Voraussetzung, 
dass sie nicht für kirchliche Bedürfnisse anderer Ge- 
meinden erforderlich sind. 

Die Praxis ist übrigens unseres Wissens seither weder 
unserer Ansicht gefolgt, noch hat sie die von uns be- 
kämpfte unbedingte Verpflichtung der Kirchengemeinde zur 
Aufbringung des Bedarfs ihrer Schule angenommen, son- 
dern sie hat einen Mittelweg eingeschlagen, wonach zwar 
die Kirchengemeinde die übernommenen Leistungen in der 
bisherigen Grösse fortwährend zu erfüllen hat, der sich 
neuerlich ergebende Mehrbedarf aber von der politischen 
Gemeinde übernommen werden muss 3°). 

Wir können uns aber mit diesem Mittelweg nicht be- 
freunden, da er schliesslich doch darauf herauskommt, dass 
hinsichtiich der bisherigen Leistungen der Kirchengemeinde 
eine privatrechtliche Verpflichtung angenommen wird. Nach 
unserer Ueberzeugung ist vielmehr die aufgestellte Frage 
dahin zu beantworten, dass eine Kirchengemeinde, welche 
eine konfessionelle Schule aus eigenen Mitteln dotirt hat, 
die Uebernahme dieser Schule seitens der politischen Ge- 
meinde jederzeit verlangen kann, so ferne die gesetzlichen 
Voraussetzungen zur Errichtung einer konfessionellen Schule 
nunmehr gegeben sind. 


* 


*°), Die Frage, ob das Fortbestehen einer solchen Schule Bedürf- 
niss ist oder nicht, wird, wenigstens bei Schulen, die schon vor dem 
10.November 1861 bestanden, in der Praxis lediglich nach administra- 
tivem Ermessen auf Grund der gutachtlichen Berichte der äusseren Schul- 
behörden beurtheilt, ohne dass hiebei der Art. 2, Abs. 4. des Gesetzes 
in Anwendung gebracht würde. 

Es sind uns Fälle bekannt, in welchen die theilweise- Aufbringung 
des Bedarfs solcher Schulen bei weniger als 25. Schülern den Polis 
schen Gemeinden auferlegt wurde. 

Dagegen belief sich die Zahl der Schüler in dem nennen 
Fall, in welchem die Kirchengemeinde mit ihrem Anspruch abgewiesen 
wurde, auf mehr als 30. 
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I. 


Die revidirte Kirchenverfassung der evangelischen Kirohe 
in den deutsch-slavischen Kronländern Oesterreichs. 


2. 
(Schluss des Textes.) 


Zweiter Abschnitt. 
Die Senioratsgemeinde,. 


I, Allgemeine Bestimmungen. 


8. 63. 1. Die Gesammtheit derjenigen Gemeinden, welche zum 
Zwecke der Leitung, Verwaltung und Vertretung ihrer gemeinsamen 
kirchlichen Angelegenheiten unter einem Senior als gemeinschaft- 
lichem Vorstande verbunden sind, bildet ein Seniorat. 

2. Jede bereits bestehende oder neu entstehende Gemeinde 
muss einem Senioratsverbande, oder, wo die Unterabtheilung in 
Seniorate nicht besteht ($. 97), einem Superintendentialverbande 
angehören. 

8. 64. 1. Die gegenwärtig bestehenden Seniorate, die Zuweisung 
der einzelnen Gemeinden an dieselben und ihre eigene Unterord- 
nung unter die Superintendenzen sind als zu Recht bestehend an- 
erkannt (s. Anhang II). 

2. Die Umgestaltung dieser und die Bildung neuer Seniorate 
kann nur über Antrag der Superintendenz und des Oberkirchen- 
rathes von dem zuständigen Ministerium verfügt werden. 

8. 65. Die gesetzmässigen Organe, durch welche die Seniorats- 
gemeinde ihre Pflichten und Rechte ausübt, sind: der Senior, der 
Senioratsausschuss, die Senioratsversammlung. 


IL Der Senior. 
$. 66. Senior ist ein dazu gewählter ($. 69—71) Pfarrer 
einer der Gemeinden des Seniorates. Für die Zeit seiner Fun- 
ctionsdauer ($. 68) ist sein Pfarrsitz der Amtssitz des Seniorates. 
$- 67. Der Senior ist mit der Aufsicht über die kirchliche Ord- 
31 * 
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nung des gesammten Seniorates betraut, und es liegt ihm die Ver- 
tretung und Verwaltung des Seniorates in allen den Fällen ob, die 
nicht ausdrücklich dem Senioratsausschusse ($. 73) vorbehalten sind. 
Seinem selbständigen Wirkungskreise gehört daher insbesondere 
Folgendes an: 

1. Als geistlichem Vorsteher des Seniorates liegt 
ihm ob: die Einführung der Pfarrer; die Unterstützung der Wirk- 
samkeit des Pfarramtes in der Aufrechthaltung der kirchlichen 
Ordnung und der Pflege des christlichen Lebens und die Sorge 
dafür, dass der Öffentliche Gottesdienst in den Gemeinden seines 
Bezirkes überall nach der Ordnung der evangelischen Kirche zur 
Erbauung der Gläubigen gehalten werde; die Aufsicht über Amts- 
führung und Wandel der Pfarrer, Pfarrgehilfen und Candidaten, 
die Fürsorge, für ihre wissenschaftliche und praktische Fortbildung 
(unter anderem, wo es thunlich ist, durch Abhaltung von’ Pastoral- 
‚Conferenzen und Gründung theologischer Bibliotheken) und die 
brüderliche Ausgleichung von Zwistigkeiten zwischen Geistlichen, 
Schullehrern, Presbytern und Gemeindegliedern; die Beurlaubung 
der Geistlichen für eine Abwesenheit aus ihrem Kirchensprengel .bis 
auf die Dauer von vierzehn Tagen unter gleichzeitiger Anzeige an 
den Superintendenten, und die Fürsorge für die zwischenzeitliche 
Versehung des Pfarramtes, wenn Geistliche beurlaubt, krank oder 
gestorben sind. 

2. Als Schuldistrictsaufseher hat der Senior das Pfarr- 
amt in seiner Aufsicht über die Schule und ihre Wirksamkeit für 
Unterricht und Erziehung der Jugend, und über Amtsführung und. 
Wandel der Schullehrer zu unterstützen und zu überwachen; auch 
hat er sich die Gründung neuer Schulen, die Fortbildung der Lehrer, 
die Verbesserung ihrer Subsistenz und Stellung, und die Unter- 
stützung ihrer Witwen und Waisen angelegen sein zu lassen. 

3. Als geistlicher Vertreter seines Bezirkes hat der 
Senior die Rechte und den Frieden der Kirche im Allgemeinen, 
sowie der Pfarrgemeinden in seinem Bezirke und ihrer einzelnen 
Glieder zu wahren. 

4. In jeder Gemeinde seines Seniorates hat der Senior durch- 
schnittlich in jedem vierten Jahre ($. 85, 4) Kirchen- und alle 
zwei Jahre Schulvisitation zu halten. Er hat hierbei über 
Amtsführung und Wandel der Geistlichen und Schullehrer, über 
den Zustand des kirchlichen Lebens und der Schule, über die Be- 
folgung der allgemeinen Kirchenordnung und der speciellen An- 
ordnungen, über die Gebarung mit dem Gemeindevermögen ein- 
gehende Kenntniss zu nehmen, und die Wünsche und Beschwerden 
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der Gemeinde zu vernehmen, um sie zu erledigen, oder, wo die- 
selben seine Competenz überschreiten, an die entscheidenden Stellen 
zu leiten. Ueber die gesammte Visitation hat der Senior dem 
Superintendenten einen genauen Bericht zu erstatten. Die Kosten 
der Visitation haben die betreffenden Gemeinden zu tragen. 

5. Der Senior ist das vermittelnde Organ zwischen den 
einzelnen Gemeinden und den höheren Stufen des Kirchenregiments; 
er hat die Erlässe der höheren Behörden an Pfarrer und Gemeinden 
sofort mitzutheilen und ist für deren Ausführung verantwortlich. 
Ueberdiess hat der Senior für Ordnung und Bewahrung des Senioral- 
archives zu sorgen. 

Ueber die Stellung des Seniors im Senioratsausschusse, in der 
Seniorats- und Superintendential- Versammlung und der General- 
synode gelten die in 88. 72—74, 76, 77,.80, 92, 110. gegebenen 
Bestimmungen. 

In seiner gesammten Amtsthätigkeit ist der Senior dem 
Superintendenten und durch diesen den höheren Kirchenbehörden 
unterstellt. 

8. 68. 1. Wählbar zum Amte eines Seniors ist jeder Pfarrer 
einer Gemeinde des Seniorates. 

2. Die Wahl geschieht auf die Dauer von sechs Jahren, vom 
Datum der erfolgten Bestätigung an gerechnet. Der nach dieser 
Zeit sein Amt als Senior niederlegende Pfarrer ist wieder wählbar. 

8. 69. 1. Das Wahlrecht üben die einzelnen Gemeinden durch 
ihre Presbyterien; es ist Pflicht der Presbyterien, ihre Wahl auf 
einen Pfarrer zu richten, der durch theologische Gelehrsamkeit, 
durch Frömmigkeit, Amtstreue und Eifer für Kirche und Schule, sowie 
durch seinen musterhaften Wandel sich eines guten Rufes erfreut. 

2. Der Superintendent hat rechtzeitig und unter Vorzeichnung 
einer angemessenen Frist für die Einsendung des Wahlprotokolls 
die Wahl auszuschreiben; hierauf wählt jedes Presbyterium in ord- 
nungsmässiger, rechtzeitig unter Bezeichnung des Gegenstandes an- 
gekündigter Versammlung ($. 23) durch geheime Abstimmung ($. 24) 
einen der wählbaren Pfarrer; wo möglich geschieht diese Wahl 
Sonntags nach abgehaltenem Gottesdienst. 

3. Gewählt von dem. einzelnen Presbyterium ist derjenige 
Pfarrer, auf welchen die absolute Majorität der Stimmen der an- 
wesenden Presbyter gefallen ist. Wenn bei der ersten Abstimmung 
keine absolute Majorität erreicht wird, so wird unter den zwei 
Pfarrern, auf welche die relativ grösste Stimmenzahl gefallen war, 
eine engere Wahl ($. 36) angestellt. Bei dann eintretender Stim- 
mengleichheit entscheidet das Loos, 
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4, Das Protokoll über die Wahl ist sofort an den Superinten- 
dentialausschuss amtlich und besonders versiegelt einzusenden und 
durch die Aufschrift ausdrücklich als «Vorschlag des Presbyte- 
riums.... zur Wahl des Seniors» zu bezeichnen. 


5. Wahlen, bei denen die gesetzlichen Bestimmungen der Wähl- 
barkeit oder die bei dem Wahlausschreiben vorgezeichnete Frist 
nicht eingehalten wurden, sind ungiltig. 

8. 70. 1. Nach abgelaufener Frist nimmt der Superintendential- 
ausschuss in einer dazu vom Superintendenten berufenen Sitzung 
die Eröffnung und Prüfung der Wahlprotokolle und sodann das 
Scrutinium unter den abgegebenen Stimmen vor. Wo die Einbe- 
rufung des Superintendentialausschusses mit zu grossen Schwierig- 
keiten oder Kosten verbunden ist, hat der Superintendent zu diesem 
Acte ein geistliches und ein weltliches Mitglied der Diöcese zur 
Beglaubigung hinzuzuziehen. 

9. Beim Scrutinium ist das Votum des Presbyteriums einer 
Gemeinde, die mehr als einen Pfarrer hat, für so viel Wahlstimmen 
zu zählen, als die Gemeinde Pfarrer hat, jedoch mit der Beschrän- 
kung, dass in einem weniger als zehn Pfarrgemeinden umfassenden 
Seniorate das Votum eines einzelnen Presbyteriums auch dann für 
nicht mehr als zwei Wahlstimmen gezählt wird, wenn die betreffende 
Gemeinde selbst mehr als zwei Pfarrer hat, und auch in Senioraten 
von mehr als zehn Pfarrgemeinden nie für mehr als drei Wahl- 
stimmen gezählt wird. 


3. Gewählt ist derjenige Pfarrer, auf welchen die absolute 
Majorität der abgegebenen Wahlstimmen gefallen ist. Ist keine 
absolute Majorität erreicht, so schreibt der Superintendent eine 
engere, übrigens in derselben Weise auszuführende Wahl unter den- 
jenigen beiden Pfarrern aus ($. 36), auf welche die relativ grösste 
Stimmenzahl gefallen ist. Bei dann eintretender Stimmengleichheit 
entscheidet der Superintendentialausschuss. 

4. Der Superintendent berichtet den Erfolg der Wahl dem 
Ober-Kirchenrathe und sucht ihre Bestätigung nach. 


8. 71. 1. Nach erfolgter Bestätigung des Oberkirchenrathes 
wird der Senior vom Superintendenten eingeführt. Bei Wiederwahl 
desselben Seniors findet eine Einführung nicht Statt. 

2. Der Senior bleibt unverändert in seiner Stellung als Pfarrer 

-der Gemeinde. 


‘ 


Ill. Der Senioratsausschuss und die Senioratsversammlung, 
8. 72. 1. Der Senioratsausschuss besteht aus dem Senior als 
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Vorsitzenden, dem Consenior und dem Senioratscurator oder bei 
Verhinderung des letzteren dem Stellvertreter desselben. 

3. Der Consenior, der zugleich den Senior in Fällen der Ver- 
hinderung zu vertreten hat, ist einer von den Pfarrern des Seniora- 
tes, den die Senioratsversammlung hiezu auf die Dauer von sechs 
Jahren zu wählen hat. 

3. Der Senioratscurator ist ein weltliches Mitglied der Seniorats- 
versammlung, welchen diese auf die Dauer von sechs Jahren dazu 
zu erwählen hat. Für diese Zeit ist in den etwa stattfindenden 
Senioratsversammlungen der Senioratscurator weltlicher Abgeordne- 
ter derjenigen Gemeinde, deren Presbyterium er angehört, und es 
verzichtet in Folge davon das betreffende Presbyterium für diese 
Zeit auf die Wahl eines weltlichen Abgeordneten. Das Gleiche 
gilt von dem Stellvertreter des Senioratscurators. 

4. Der Consenior, der Senioratscurator und der Stellvertreter 
desselben versehen ihr Amt unentgeltlich und sind nach Ablauf 
ihrer Functionszeit wieder wählbar. 

8. 73. Der Senioratsausschuss hat in dem ihm ausdrücklich 
zugewiesenen Wirkungskreise die Verwaltung des Seniorates zu 
führen; er entscheidet in allen ihm vorliegenden Fällen, auch dann, _ 
wenn die Mitglieder schriftlich verkehren müssen, durch Stimmen- 
mehrheit, und der Senior als Vorsitzender hat die Beschlüsse der 
Majorität auszuführen. Den Wirkungskreis des Senioratsausschusses 
bildet: 

1. in Betreff der einzelnen Gemeinden des Seniorates 

a) die Entscheidung bei Zweifeln über die Wahlen von Presbytern 
und Gemeindevertretern; 

b) die Erinnerung an Presbyterien bei Säumigkeit in ihrer Pflicht- 
erfüllung und die Abstellung etwa vorkommender Gesetzwidrig- 
keit ihres Verfahrens ($. 61); 

c) die erste Entscheidung in Zwistigkeiten der Pfarrer, Schul- 
lehrer, Presbyterien und Gemeindevertretungen (Gemeinde- 
versammlungen) unter einander und mit einzelnen Angehö- 
rigen der Gemeinde, die Beurtheilung aller die Kirchenord- 
nung und die Kirchenzucht betreffenden Disciplinar-Angelegen- 
heiten und die Einleitung des Disciplinarverfahrens gegen 
Pfarrer, Pfarrgehilfen, Schullehrer und Presbyter; 

d) die Verhandlung wegen Auspfarrung von Filialgemeinden und 
Gründung neuer Pfarrgemeinden ($$. 11, 12, 13), ferner 
wegen Aus- und Einpfarrung einzelner Personen und Ort- 
schaften ; 

e) die Prüfung der jährlich vorzulegenden Kirchen- und Schul- 
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rechnungen, wobei ihm eine Bemängelung nur insoweit zusteht, 

als das Presbyterium seine Competenz überschritten hat; 

2. in Betreff der Senioratsversammlung: die Anordnung der 
Wahlen zu derselben ($. 42, 12), die Vorbereitung der ihr zu 
machenden Vorlagen, und die Ausführung ihrer Beschlüsse ($. 80, 1); 

3. die Verwaltung der Fonds, welche dem Seniorate als solchem 
gehören. : 

Der Senioratsausschuss hat der Senioratsversammlung sowie den 
höheren Behörden auf deren Verlangen bei Anlass einzelner Ver- 
handlungsgegenstände Einsicht in seine Acten zu gewähren. 

8. 74. Die Senioratsversammlung besteht: 

1. aus dem Senior und den sämmtlichen übrigen Pfarrern des 
Seniorates; 

2. aus einer den Pfarrern jeder Gemeinde gleichen Anzahl 
weltlicher Abgeordneter, welche das Presbyterium jeder Pfarrge- 
meinde aus seiner Mitte zu wählen hat ($. 72, 3), und zwar auch 
dann, wenn ein Pfarrsitz erledigt ist; 

3. da, wo in dem Seniorate eine der betreffenden Confession 
angehörige Mittelschule (Gymnasium oder Realschule) oder ein 
Schullehrer-Seminar oder eine Hauptschule besteht, aus je einem 
von dem Lehrkörper aus seiner Mitte zu erwählenden Vertreter, 
jedoch mit der Beschränkung, dass, wenn an demselben Orte mehr 
als eine Lehranstalt der genannten Arten besteht, die Lehrkörper 
derselben zusammen nur einen Vertreter aus ihrer Mitte zu ent- 
senden haben; 

4. wenn in einem Seniorate keine Lehranstalt der unter Nr. 3. 
bezeichneten Arten besteht, so haben die Lehrer der sämmtlichen 
Elementarschulen aus ihrer Mitte einen Vertreter in die Seniorats- 
versammlung zu wählen. 

Die Wahl der unter 2, 3, 4. bezeichneten Abgeordneten gilt 
nur für die Dauer der eben zu beschickenden Versammlung. ° 

$. 75. Den Wirkungskreis der Senioratsversammlung bildet die 
Berathung und Beschlussfassung tiber alle gemeinsamen Angelegen- 
heiten der in ihr vertretenen einzelnen Gemeinden. Dahin gehört 
insbesondere: | 

1. die Berathung über den Zustand der einzelnen Gemeinden 
nach allen Seiten des kirchlichen Lebens, besonders in Bezug auf 
Gottesdienst, Schulunterricht, Sittenzucht und Armenpflege, auf 
Grund des vom Senior darüber vorzulegenden Berichtes; 

2. die Berathung über die beim Vollzuge höherer kirchlicher 
Anordnungen sich ergebenden Schwierigkeiten; 

3. die Verhandlung von etwaigen Beschwerden gegen den Senior 
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und den Senioratsausschuss, um die darüber gefassten Beschlüsse 
an den Superintendentialausschuss zur Entscheidung zu leiten; 

4. die Sorge für die Bedeckung der nothwendigen Auslagen 
des Seniorates, für die Unterstützung armer Pfarrgemeinden, der 
Witwen und Waisen von Pfarrern und Schullehrern und dienst- 
unfähig gewordener Pfarrer und Schullehrer. 

5. Der Senioratsversammlung steht es zu, Gegenstände der all- - 
gemeinen Kirchenordnung und Beschwerden über Verletzung der 
den evangelischen Glaubensgenossen gewährleisteten Rechte zu ver- 
handeln, um die in Folge davon gefassten Beschlüsse als Anträge 
an die Superintendentialversammlung und an die Generalsynode 
oder als Vorstellungen an die höheren Kirchenbehörden zu leiten. 
Der Anlass zu diesen Verhandlungen kann durch die Aufforderung 
von höheren Organen des Kirchenregimentes oder durch Anträge 
der Presbyterien oder einzelner Mitglieder der Versammlung ge- 
geben werden. _ 

6. Ferner hat dieselbe aus ihrer Mitte den Consenior, den 
Senioratscurator und dessen Stellvertreter und die Abgeordneten 
zur Superintendentialversammlung und deren Stellvertreter je beim 
Ablauf ihrer Functionszeit ($. 72, 2. 3. $&. 92, 3.) zu wählen. 

7. Jede Senioratsversammlung hat über Zeit und Ort der 
nächsten Versammlung Beschluss zu fassen. 

8. 76. Die Aufforderung zu den Seitens der Presbyterien zu 
vollziehenden Wahlen für die Senioratsversammlung geschieht durch 
den Senioratsausschuss, die Einberufung der Versammlung durch 
den Senior, beides unter gleichzeitiger Anzeige an den Superinten- 
denten. Die Wahlaufforderung hat den Grund, auf welchen hin die 
Einberufung stattfinden wird, und die vorbereiteten Gegenstände 
der Verhandlung anzugeben, mit der Aufforderung zur Begutach- 
tung derselben seitens der Presbyterien. Die Einberufung hat zu 
geschehen : 

1. für die in der vorhergehenden Versammlung bestimmte Zeit; 

2. in dem Falle, dass die Mehrzahl der Presbyterien aus eige- 
ner Initiative oder auf Anfrage seitens des Senioratsausschusses die 
‚Einberufung einer Versammlung beantragt; 

3. wenn eine Superintendentialversammlung oder eine General- 
synode einzuleiten ist. 

Die Versammlung ist nach dem Orte zu berufen, der von der 
vorausgegangenen Versammlung dazu bestimmt ist. 

8. 77. 1. Den Vorsitz in der Senioratsversammlung führt der 
Senior, in dessen Meraingerung der Senioratscurator und weiter 
der Consenior, 
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2. Vor dem Beginne der Verhandlungen hat die Versammlung 
etwaige Zweifel über die Giltigkeit von Wahlen auf Grund der 
Prüfung der Wahlprotokolle endgiltig zu entscheiden. Auch hat 
sie die Entschuldigungen, welche nicht erscheinende Mitglieder 
jedenfalls schriftlich an die Versammlung zu richten verpflichtet 
sind, zur Kenntniss zu nehmen und darüber Beschluss zu fassen. 

8. 78. 1. Die Sitzungen der Senioratsversammlungen werden 
mit einem Gebete eröffnet und geschlossen. 

2. Zu den Sitzungen der Senioratsversammlung haben als Zu- 
hörer alle diejenigen Personen Zutritt, denen der Vorsitzende die 
Erlaubniss dazu ertheilte. 

3. Bei Verhandlung von Beschwerden gegen Personen, und 
ferner, so oft auf Antrag eines Mitgliedes die Versammlung es be- 
schliesst, wird die Sitzung eine geheime. 2 

8. 79. Für den Geschäftsgang der Senioratsversammlung gelten 
die 88.45, 47, 48. für das Presbyterium gegebenen Vorschriften. 

1. Die Vorlagen des Senioratsausschusses, der höheren kirch- 
lichen Behörden und Vertretungen und der einzelnen Presbyterien 
des Seniorates müssen jedenfalls zur Verhandlung gelangen; selb- 
ständige Anträge einzelner Mitglieder bedürfen, um zur Verhand- 
lung zu gelangen, der Unterstützung des vierten Theiles der an- 
wesenden Mitglieder. 

2. Wichtige Gegenstände, zu denen die in $. 75, 2. 3. 5. an- 
geführten jedenfalls gehören, sind, sofern sie nicht bereits von 
dem Senioratsausschusse vorbereitet waren, vor der Behandlung 
durch die Versammlung der Vorberathung einer durch die Versamm- 
lung aus ihrer Mitte zu erwählenden Commission zu überweisen. 

8. 80. 1. Die Protokolle der Senioratsversammlung sind dem 
 Superintendenten zur Einsicht und Bestätigung vorzulegen. Der 
Superintendent hat die Bestätigung unter Angabe der Gründe nur 
dann zu verweigern, wenn die Versammlung ihre Befugnisse über- 
schritten hat. 

2. Nach erfolgter Bestätigung durch den Superintendenten hat - 
der Senior die Beschlüsse der Versammlung den einzelnen Pres- 
byterien seines Bezirkes amtlich bekannt zu geben, und kann davon 
auch anderen Senioren Mittheilung machen. 


Dritter Abschnitt. . 
Die Superintendentialgemeinde. 


I. Allgemeine Bestimmungen. © 
$. 81. 1. Die Gesammtheit derjenigen Seniorate, welche zum 
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Zwecke der Leitung, Verwaltung und Vertretung ihrer gemeinsam 
kirchlichen Angelegenheiten unter einem Superintendenten als ge- 
meinschaftlichem Vorstande verbunden sind, bildet eine Super- 
intendenz oder Diöcese. (Ueber Superintendenzen ohne die 
Unterordnung von Senioraten s. $. 97.) 

2. Jedes bereits bestehende oder neu errichtete Seniorat muss 
einer Superintendenz untergeordnet sein; jede bereits bestehende 
oder neu entstehende Gemeinde muss durch Vermittlung eines 
Seniorates oder unmittelbar einem Superintendentialverbande an- 
gehören. | 
$. 82. 1. Die gegenwärtig bestehenden Superintendenzen und 
die Zuweisung der einzelnen Seniorate und Gemeinden an dieselben 
ist als zu Recht bestehend anerkannt (s. Anhang II.). 

2. Aenderungen in diesem Bestande, also eine andere Zuthei- 
lung von Senioraten und Gemeinden an die bestehenden Super- 
intendenzen, Aufhebung jetzt bestehender oder Gründung neuer 
Superintendenzen können nur auf Nachsuchen der betheiligten Ge- 
meinden und Seniorate durch Vermittlung des Ober-Kirchenrathes 
auf Antrag des zuständigen Ministeriums durch a. h. Entschliessung 
Seiner Majestät des Kaisers erfolgen. 

$. 83. Die gesetzmässigen Organe, durch welche die Super- 
intendentialgemeinde ihre Pflichten und Rechte ausübt. sind: der 
Superintendent, der Superintendentialausschuss, die Superintenden- 
tialversammlung. 


Il. Der Superintendent. 


$. 84. Superintendent ist ein dazu gewählter ($. 87, 88) und 
a. h. bestätigter ($. 89) Pfarrer einer Gemeinde der Superintendenz. 

$. 85. Der Superintendent ist mit der Aufsicht über die kirch- 
liche Ordnung der gesammten Diöcese betraut und es liegt. ihm die 
‚ Vertretung und Verwaltung der Diöcese in allen den’ Fällen ob, 
die nicht ausdrücklich dem Superintendentialausschusse (8. 91) vor- 
behalten sind. Seinem selbständigen Wirkungskreis gehört daher 
insbesondere Folgendes an: 

1. Als kirchlichem Oberhirten seiner Diöcese liegt ihm ob: 

a) die Einführung der Senioren und beziehungsweise ($. 39) 
der Pfarrer; die Unterstützung der Wirksamkeit des Pfarramtes in 
der Aufrechthaltung der kirchlichen Ordnung und in der Pflege des 
christlichen Lebens und die Sorge dafür, dass der öffentliche Got- 
tesdienst in seiner Diöcese überall nach der Ordnung der evan- _ 
gelischen Kirche zur Erbauung der Gläubigen gehalten werde; die 
Aufsicht über Amtsführung und Wandel der Senioren, Pfarrer, 
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Pfarrgehilfen und Candidaten, die Fürsorge für ihre wissenschaft- 
liche und praktische Fortbildung und die brüderliche Ausgleichung 
von Zwistigkeiten zwischen Senioren, Pfarrern, Schullehrern, Pres- 
bytern und Gemeindegliedern; die Beurlaubung von Geistlichen für 
eine Abwesenheit aus ihrem Amtssprengel bis auf die Dauer von 
dreissig Tagen unter gleichzeitiger Anzeige an den Oberkirchen- 
rath; die Fürsorge für die geistliche Pflege derer, die in der Dia- 
spora leben und die Aufsicht über das kirchliche Vereinswesen; 

b) die Einweihung neuer Kirchen; 

c) die gesetzliche Betheiligung an der Amtsprüfung der Can- 
didaten der Theologie, die Ertheilung der licentia concionandi 
innerhalb seiner Diöcese und die Ordination der Candidaten der 
Theologie; 

d) dem Superintendenten steht es zu, Hirtenbriefe zu erlassen, 
von denen er ein Exemplar dem Öberkirchenrathe zur Kenntniss- 
nahme mitzutheilen hat, und überall in seiner Diöcese nach voraus- 
gegangener Verständigung des Pfarrers, zu predigen. 

2. Als Schulen-Oberaufseher seiner Diöcese hat der 
Superintendent die Senioren und die Pfarrer in ihrer Aufsicht über 
die Schulen, und ihre Wirksamkeit für Unterricht und Erziehung 
der Jugend, und über Amtsführung und Wandel der Schullehrer zu 
unterstützen und zu überwachen; auch hat er sich die Gründung 
neuer Schulen, die Fortbildung der Lehrer, die Verbesserung ihrer 
Subsistenz und Stellung und die Unterstützung ihrer Witwen und 
Waisen angelegen sein zu lassen. 

3. Als geistlicher Vertreter seiner Diöcese hat der Super- 
intendent die Rechte und den Frieden der Kirche im Allgemeinen, 
sowie der einzelnen Pfarrgemeinden in seinem Bezirke und ihrer 
einzelnen Glieder zu wahren. 

4. In jeder Gemeinde der Diöcese hat der Superintendent 
durchschnittlich in jedem vierten Jahre Kirchen- und Schul- 
visitation zu halten. Ueber diese gelten die $. 67,4. gegebenen 
Vorschriften, nur mit dem Unterschiede, dass der Superintendent 
seinen Bericht an den Oberkirchenrath zu erstatten hat. 

5. Der Superintendemt ist das vermittelnde Organ zwischen 
dem Seniorate und der obersten Kirchenbehörde; er hat die Erlässe 
der höheren Behörden an die Seniorate sofort mitzutheilen und ist 
für deren Ausführung verantwortlich. Er hat für die Ordnung und 
Bewahrung des Superintendentialarchives zu sorgen. 

Ueber die Stellung des Superintendenten zur Senioratsver- 
sammlung, ferner im Superintendentialausschusse, der Superinten- 
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dentialversammlung und der Generalsynode gelten die in $$. 76, 
80, 90—95, 110. enthaltenen Bestimmungen. 

In seiner gesammten Amtsthätigkeit ist der Saperintendent 
dem Oberkirchenrathe unterstellt; es ist seine Pflicht, allen seinen 
Diöcesanen, geistlichen wie weltlichen Standes, mit Achtung und Liebe, 
aber auch mit Würde und Ernst zu begegnen und durch sein 
Beispiel in Glaube und Demuth vorzuleuchten. 

8. 86. Die Superintendenten werden auf Lebensdauer gewählt. 

8. 87. Das Wahlrecht üben die sämmtlichen Pfarrgemeinden 
der Diöcese durch ihre Presbyterien in der $. 69. und 70. für die 
Wahl des Seniors vorgeschriebenen Weise aus. Die Aufforderung 
zur Wahl geschieht durch den Oberkirchenrath; an diesen sind die 
Wahlprotokolle einzusenden; der Oberkirchenrath vollzieht in ordent- 
licher Sitzung, wenn es thunlich ist unter Hinzuziehung des Synodal- 
ausschusses das Scrutinium ‘nach den $. 70. bezeichneten Normen 
und gibt schliesslich, ebenfalls unter Hinzuziehung des Synodalaus- 
schusses, die Entscheidung, wenn bei einer unter nur zweien vor- 
genommenen engeren Wahl die Stimmen gleich vertheilt sind. 

$. 88. 1. Wählbar zum Amte eines Superintendenten ist jeder 
Senior und Pfarrer der Diöcese. Sein Pfarrsitz ist für die Zeit 
seiner Functionsdauer Amtssitz des Superintendenten. 

2. Einzelne Superintendenzen können jedoch einen festen Amts- 
sitz durch eine Majorität von zwei Drittheilen der in der Super- 
intendential-Versammlung Anwesenden beschliessen. 

Wählbar zum Amte eines Superintendenten sind in diesem 
Falle die Pfarrer und Senioren ohne Beschränkung auf die Diöcese 
und die zu einem Pfarramte wählbaren ($. 34) Professoren der 
Theologie. Die Gemeinde des festen Amtssitzes erkennt den von 
der Diöcese gewählten Superintendenten als ihren Pfarrer an. 

8. 89. 1. Die erfolgte Wahl zeigt der Oberkirchenrath dem 
zuständigen Ministerium an, und sucht durch dessen Vermittlung 
die Allerhöchste Bestätigung des Erwählten nach. Erst nach er- 
folgter kaiserlicher Bestätigung tritt der Erwählte in die Rechte 
und Bezüge des Superintendenten. 

2. Die Einführung des Superintendenten in sein Amt geschieht 
durch den Oberkirchenrath. 


III. Der Superintendentialausschuss und die Superintenden- 
tialversammlung. 


8. 90. 1. Der Superintendentialausschuss besteht aus dem 
Superintendenten als Vorsitzenden, dem Superintendenten-Stellver- 


€ 


476 Miscellen. 


treter und dem Superintendentialcurator, oder bei Verhinderung 
des Letzteren dem Stellvertreter desselben. 

2. Superintendential-Stellvertreter ist einer der Senioren oder 
Pfarrer der Diöcese, welchen die Superintendentialversammlung 
aus ibrer Mitte auf die Dauer von sechs Jahren zu wählen hat. . 

3. Superintendentialcurator ist ein weltliches Mitglied der 
Superintendentialversammlung, welchen diese auf die Dauer von 
sechs Jahren zu wählen hat; das Gleiche gilt von dessen Stell- 
vertreter. 

4. Der Superintendenten-Stellvertreter, der Superintendential- 
curator und dessen Stellvertreter versehen ihr Amt unentgeltlich 
und sind nach Ablauf ihrer Functionszeit wieder wählbar. 

5. Der Superintendenten-Stellvertreter ist vermöge seiner Wahl 
durch die Superintendentialversammlung Mitglied des Superinten- 
dentialausschusses; als Stellvertreter des Superintendenten in dem 
diesem zugewiesenen selbständigen Wirkungskreise ($. 85) bedarf 
er der Bestätigung des zuständigen Ministeriums. 

8. 91. Der Superintendentialausschuss hat in dem ihm aus- 
drücklich zugewiesenen Wirkungskreise die Verwaltung der Diöcese 
zu führen; er entscheidet in allen ihm vorliegenden Fällen auch 
dann, wenn seine Mitglieder schriftlich verkehren müssen, durch 
Stimmenmehrheit, und der Superintendent als Vorsitzender hat die 
Beschlüsse der Majorität auszuführen. Den Wirkungskreis des 
Superintendentialausschusses bildet: 

1. in Betreff der einzelnen Gemeinden: die Entscheidung in 
den $. 73, 1. d) bezeichneten Fällen, und, wo es erforderlich ist, 
die höhere Entscheidung über die $. 73, 1. b. c. aufgezählten 
Gegenstände; 

2. in Betreff der Seniorate: die Entscheidung bei Beschwerden 
zwischen Senior, Senioratsausschuss und Senioratsversaimmlung, und 
die Einleitung des disciplinaren Verfahrens gegen Senior, Consenior 
und Senioratscurator; 

3. in Betreff der Superintendentialversammlung: die Anordnung 
der dazu erforderlichen Wahlen, die Vorbereitung der ihr zu 
machenden Vorlagen, und die Ausführung ihrer Beschlüsse ; 

4. die Verwaltung der Fonde, welche der Superintendenz 
als solcher angehören. | 

Der Superintendentialausschuss hat der Superintendentialver- 
sammlung sowie den höheren Behörden auf Verlangen bei Anlass 
einzelner Verhandlungsgegenstände Einsicht in seine Acten zu ge- 
währen. 

$. 92. Die Superintendentialversammlung besteht: 
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1. aus dem Superintendenten und dem Superintendentialcurator; 

2. aus den Senioren der Diöcese und den Senioratscuratoren; 

3. aus zwei Pfarrern und zwei weltlichen Mitgliedern jeder 
Senioratsversammlung, welche diese aus ihrer Mitte zu wählen hat; 
wenn ein Seniorat mehr als zehn Gemeinden enthält, so können 
drei Pfarrer und drei weltliche Mitglieder abgeordnet werden. Ist 
die Wahl des Superintendenten-Stellvertreters nicht auf einen Senior, 
sondern auf ein anderes geistliches Mitglied der Superintendential- 
versammlung gefallen, so verzichtet das Seniorat, dem dasselbe an- 
gehört, für diese Zeit auf die Wahl eines abzuordnenden Pfarrers; 

4. wenn in der Diöcese eine evangelisch-theologische Facultät 
besteht, aus einem von dieser als Gesammtheit aus ihrer Mitte zu 
wählenden Abgeordneten des betreffenden Bekenntnisses; 

5. wenn in der Diöcese eine Mittelschule (Gymnasium oder 
Realschule) oder ein Schullehrerseminar besteht, aus einem von 
dem Lehrkörper aus seiner Mitte zu wählenden Abgeordneten, jedoch 
mit der Beschränkung, dass, wenn in der Diöcese mehrere Lehr- 
anstalten der bezeichneten Arten sich finden, die Lehrkörper der 
sämmtlichen nur einen Abgeordneten aus ihrer Mitte zu wählen 
haben; 

6. wenn in der Diöcese keine Lehranstalt der unter 4. und 5. 
bezeichneten Arten besteht, aus einem von den Lehrern der sämmt- 
lichen Haupt- und Volksschulen aus ihrer Mitte zu wählenden Ab- 
geordneten. 

Wo in einer Diöcese die Unterabtheilung in Seniorate nicht 
stattfindet ($. 97), besteht die Superintendentialversammlung: 

1. aus dem Superintendenten und dem Superintendentialcurator; 

2. aus sämmtlichen Pfarrern der Diöcese; 

3. aus einer der Anzahl der Pfarrer gleichkömmenden Anzahl 
weltlicher Abgeordneter, welche die Presbyterien aus ihrer Mitte 
zu wählen haben, mit Berücksichtigung von $. 72, 3; 

4. aus den vorher unter 4, 5, 6. bezeichneten Abgeordneten. 

8. 93. Den Wirkungskreis der Superintendentialversammlung 
bildet die Berathung und Beschlussfassung über alle gemeinsamen 
Angelegenheiten der in ihr vertretenen Seniorate und einzelnen 
Gemeinden. Dahin gehören insbesondere diejenigen Gegenstände, 
welche $. 75, 1, 2, 5, 6. für den Bereich des Seniorats bezeichnet 
sind, ferner: 

a) die Verhandlung von etwaigen Beschwerden gegen den 
Superintendenten und Superintendentialausschuss, um die darüber 
gefassten Beschlüsse an den Oberkirchenrath zur Entscheidung zu 
leiten; 


478 Miscellen. 


b) die Sorge für die Bedeckung der nothwendigen Auslagen 
derSuperintendenz und für die Gründung und Vermehrung von Fonds 
für die Witwen und Waisen von Predigern und Schullehrern; 

c) die Superintendentialversammlung hat aus ihrer Mitte einen 
Senior oder Pfarrer zum Superintendenten-Stellvertreter, ein welt- 
liches Mitglied zum Superintendentialcurator, ein anderes zu dessen 
Stellvertreter, ferner die Abgeordneten zur Generalsynode und deren 
Ersatzmänner zu wählen, jeden derselben auf die Dauer von sechs 
Jahren; 

d) die Superintendentialversammlung hat über Zeit und Ort 
der nächsten Versammlung Beschluss zu fassen. 

&. 94. Die Einberufung der Superintendentialversammlung ge- 
schieht durch den Superintendenten unter gleichzeitiger Anzeige 
an den Oberkirchenrath. 

Sie hat zu geschehen: 

1. in der Regel in jedem dritten Jahr; 

2. ausser dieser Zeit auf Grund eines Beschlusses der voraus- 
gegangenen Superintendentialversammlung und wenn der Super- 
intendentialausschuss nach Anhörung sämmtlicher Presbyterien der 
Diöcese das Zusammentreten der Versammlung für nothwendig er- 
achtet; Ä 

3. wenn eine Generalsynode vorzubereiten ist. 

Die Superintendentialversammlung wird nach dem Orte ein- 
berufen, der in der vorausgehenden Versammlung dafür festgestellt 
ist, und es sind die von dem Superintendentialausschusse vorberei- 
teten Gegenstände der Verhandlung bei der Einberufung zu be- 
zeichnen. 

8. 95. 1. Den Vorsitz in der Superintendential-Versammlung 
führt der Superintendent, in dessen Verhinderung der Superinten- 
dentialcurator und weiter der Superintendenten-Stellvertreter. 

2. Für den Geschäftsgang in der Superintendential - Versamm- 
lung gelten diein den $$. 77,78, 79. für die Senioratsversammlung 
bezeichneten Vorschriften. 

3. Das Protokoll der Superintendential-Versammlung ist durch 
Vermittlung des Oberkirchenrathes dem zuständigen Ministerium 
zur Einsicht vorzulegen. Die Beschlüsse der Versammlung sind 
erst dann vollzugsfähig, wenn sie von dem zuständigen Ministerium 
bei Erledigung des Protokolles nicht beanstandet wurden. Nach 
erfolgter Genehmigung des Protokolles hat der Superintendent die 
Beschlüsse der Versammlung den Senioraten und Presbyterien der 
Diöcese amtlich bekannt zu geben und kann davon auch anderen 
Superintendenten Mittheilung machen. 
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$. 96. Die nicht-am Amtsorte des Superintendenten wohnhaf- 
ten Mitglieder des Superintendential- Ausschusses erhalten für die 
Fälle nothwendiger Sitzungen, und diejenigen Mitglieder der Super- 
intendential-Versammlung, welche nicht an dem Orte der Versamm- 
lung wohnhaft sind, durch den Oberkirchenratli eine angemessene 
Entschädigung ihrer Reise- und Aufenthaltskosten aus den allge- 
meinen Kirchenfonds. 

8. 97. Wo in einer Superintendenz die Unterabtheilung in 
Seniorate nicht stattfindet, übernimmt, unter Wegfall einer Stufe 
in der Gliederung, der Superintendent, der Superintendentialaus- 
schuss, die Superintendentialversammlung zugleich die Functionen 
des Seniors, des Senioratsausschusses und der Senioratsversammlung. 


Vierter Abschnitt. 


Die Gesammtgemeinde, 


8. 98. Die gesammte evangelische Kirche des augsburgischen 
und des helvetischen Bekenntnisses in denjenigen Ländern, für 
welche diese Verfassung giltig ist, hat ihre Vertretung in den General- 
synoden augsburgischen und helvetischen Bekenntnisses und den aus 
diesen hervorgehenden Synodalausschüssen. Das Organ des Kirchen- 
regimentes für die Gesammtheit der Superintendenzen ist der k. k. 
evangelische Oberkirchenrath. 


L Der Oberkirchenrath. 


8. 99. Der Oberkirchenrath besteht aus dem Vorsitzenden und 
aus Räthen der beiden evangelischen Bekenntnisse geistlichen und 
weltlichen Standes. 

Der Vorsitzende soll dem weltlichen Stande angehören. 

Einer der Räthe jener Confession, welcher der Präsident nicht 
angehört, fungirt vorkommenden Falles als Vicepräsident. 

8. 100. DerOberkirchenrath verhandelt alle rein confessionellen 
Angelegenheiten für jedes der beiden evangelischen Bekenntnisse 
abgesondert. In allen jenen Fällen aber, in denen es sich um ge- 
meinschaftliche Angelegenheiten oder um Vermittlung confessioneller 
Interessen handelt, wirkt der Oberkirchenrath beider evangelischen 
Bekenntnisse vereinigt. Collectensachen werden den gemeinschaft- 
lichen Angelegenheiten zugezählt. 

8. 101. In allen Kirchen- und Schulangelegenheiten steht def 
Oberkirchenrath mit dem zuständigen Ministerium mittelst Berichts 
erstattung, mit den betreffenden Länderstellen mittelst Noten''ih 
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8. 102. Ihm liegt insbesondere Folgend&s ob: 

1. Die kirchliche Aufsicht über die Reinheit der Lehre und 
über den Cultus, über das Schulwesen, über die evangelische Gottes- 
furcht, Zucht und Ordnung; die Wahrung der Treue gegen den 
Kaiser und des Geborsams gegen die Gesetze des Staates; die Auf- 
rechthaltung und Vollziehung der Kirchenverfassung und der übrigen 
kirchlichen Gesetze; die Wahrung der Rechte und des Friedens der 
evangelischen Kirche augsburgischen und helvetischen Bekenntnisses 
unter einander und gegen andere Confessionen. 

2. Die kirchliche Aufsicht über die Prüfung der Pfarramts- 
Candidaten, ihre Ordination und die Installirung der Pfarrer in das 
geistliche Amt; die Sorge für die Vermehrung der seelsorgerischen 
Kräfte und für die geistliche Pflege derer, die in der Diaspora 
leben ; | 
3. die Aufsicht über Amtsführung und Wandel der Superinten- 
denten ($. 85), die Unterstützung und Ueberwachung der Super- 
intendenten, Senioren und Pfarrer in ihrer Wirksamkeit für die 
Aufrechthaltung der kirchlichen Ordnung, für die Pflege des christ- 
lichen Lebens und für die christliche Erziehung der Jugend; die 
Beurlaubung von Superintendenten für eine Entfernung aus ihren 
Amtssprengeln und die Ertheilung des Urlaubes an Senioren und 
Pfarrer für eine Abwesenheit aus ihren Amtssprengeln auf die Dauer 
von mehr als dreissig Tagen; 

4. die Vermittlung des der evangelischen Kirche Oesterreichs 
freigestellten Zusammenhanges und Verkehres mit der evangelischen 
Kirche in den deutschen Bundesstaaten und dem Auslande, die 
Förderung und die Ueberwachung des kirchlichen Vereinswesens, 
insbesondere die Prüfung der Statuten von inländischen Vereinen 
zu kirchlichen Zwecken und von solchen auswärtigen kirchlichen 
Vereinen, an welche der Anschluss nachgesucht wird, und, wo es 
erforderlich ist, die Vermittlung des Verkehres mit ihnen; 

5. die Ueberwachung über die Verwaltung des Vermögens der 
Pfarrgemeinden, Seniorate und Superintendenzen; der Oberkirchen- 
rath hat für die Erhaltung der vorhandenen Fonde für Kirche, 
Schule und Wohlthätigkeitsanstalten zu sorgen ($. 54, 4), er hat 
sich ihre Vermehrung sowie des allgemeinen Kirchenfondes, die 
Gründung von Pensions-, Witwen- und Waisenfonds für Pfarrer 
und Schullehrer, die Verbesserung der Gehalte von Geistlichen und 
Schullehrern, die Erbauung neuer Kirchen, Pfarr- und Schulgebäude 
angelegen sein zu lassen, und zu diesen Zwecken auch die Samm- 
lung freiwilliger Beiträge in den evangelischen Gemeinden (Collecten) 
und die Unterstützungen seitens inländischer und auswärtiger Vereine 
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durch Bereitwilligkeit zur Begutachtung der betreffenden Gesuche 
und zur Vermittlung der Unterstützungsbeiträge zu fördern. 

6. Im Disciplinarverfahren sind solche Entscheidungen des- 
selben, welche die Absetzung von Anitsträgern verfügen, deren 
Bestellung unter Zustimmung oder Bestätigung der politischen Be- 
hörden oder durch a. h. Entschliessung geschehen ist, um vollzugs- 
kräftig zu werden, dem zuständigen Ministerium, beziehungsweise 
durch dessen Vermittlung der a. h. Schlussfassung zu unterstellen. 
In denjenigen Fällen, in welchen kirchliche Angelegenheiten der 
Entscheidung des zuständigen Ministeriums oder der a. h. Sclıluss- 
fassung zu unterziehen sind, ist der Oberkirchenrath das vermit- 
telnde Organ zwischen der evangelischen Kirche und dem zustän- 
digen Ministerium. | | 

7. In Betreff der Generalsynoden liegt dem Oberkirchenrathe 
ob: die Anordnung der erforderlichen Wahlen und die Einberufung 
und Eröffnung der Versammlung ($. 109); die Erstattung eines 
Berichtes über den Zustand der evangelischen Kirche seines Spren- 
gels und der wichtigsten sie betreffenden Ereignisse seit der letzten 
Generalsynode; die Vorlage der von Gemeinden, Senioraten und 
Superintendenzen oder von den Synodal-Ausschüssen und von den 
Commissionen der vorigen Generalsynode vorbereiteten Gesetz- 
entwürfe. 

8. Verfügungen auf dem Gebiete, welches durch $. 116, 1, 3, 4. 
der synodalen Gesetzgebung vorbehalten ist, kann in dringenden 
Fällen der Oberkirchenrath nach eingeholtem Gutachten der Synodal- 
ausschüsse und unter Zustimmung des zuständigen Ministeriums in 
provisorischer Geltung erlassen, der Art, dass die nächste General- 
synode über die Dringlichkeit, die Zweckmässigkeit und den Fort- 
bestand der fraglichen Verfügung zu entscheiden hat. 

9. Ueber die sonstigen Fälle, in denen der Oberkirchenrath 
vor seiner Entscheidung das Gutachten der Synodalausschüsse ein- 
zubolen hat, s. $. 124. 

10. Der Oberkirchenrath ist verpflichtet, dem zuständigen Mini- 
sterium auf dessen Aufforderung Gutachten und Berichte über evan- 
gelisch-kirchliche Angelegenheiten zu erstatten. 

$. 103. Zur Vermehrung des allgemeinen Kirchenfonds wird 
“ vom Oberkirchenrathe eine jährliche allgemeine Collecte für ‘das 
Reformationsfest oder für einen andern geeignet scheinenden Tag 
ausgeschrieben. 

‘In den allgemeinen Kirchenfonds fliessen auch die Ordnungs- 


strafen, welche der Oberkirchenrath für Säumniss in Erstattung der 
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erforderten Berichte und Gutachten kirchlichen Körperschaften und 
Amtsträgern aufzuerlegen das Recht hat. 

$. 104. Der Oberkirchenrath wird von Zeit zu Zeit eine Samm- 
lung der allgemeinen kirchlichen Verordnungen und einen Schema- 
tismus der evangelischen Kirche durch den Druck veröffentlichen. 
Das Erträgniss dieser Publicationen hat in den allgemeinen Kirchen- 
fonds zu fliessen. 

&. 105. Dem Oberkirchenrath ist von allen in seinem Sprengel 
erschienenen Druckschriften, welche von Corporationen der Kirche 
ausgehen, ein Exemplar unmittelbar nach der Veröffentlichung zu- 
zuschicken. 

8. 106. Sämmtliche Mitglieder des Oberkirchenrathes werden 
von Sr. Majestät für ihre Lebensdauer ernannt, aus Staatsmitteln 
besoldet, und geniessen alle Rechte, welche dem ihnen verliehenen 
Amte in Staat und Kirche entsprechen. 

$. 107. 1. Der gesammte Personalstand der zum Oberkirchen- 
rathe gehörigen Kanzlei wird aus Staatsmitteln besoldet, und alle 
darin Angestellten geniessen die Rechte der Staatsdiener. 

2. Der evangelische Oberkirchenrath wird zur Ausübung seiner 
innerkirchlichen Wirksamkeit mit dem nöthigen Functionspauschale 
aus Staatsmitteln versehen. 

$. 108. Der Oberkirchenrath verwaltet collegialisch und be- 
schliesst durch Stimmenmehrheit. 

Kein Mitglied darf sich der Abstimmung enthalten oder der- 
selben entziehen. 

Mitglieder, welche mit dem -Majoritätsbeschlusse nicht ein- 
verstanden sind, können ihre abweichende Meinung in den Acten 
niederlegen und ist im Falle von Beschwerden ($. 117, Absatz 5) 
hiervon Erwähnung zu machen. 

Die Vertheilung der Geschäfte, sowie die Geschäftsordnung 
bestimmt das Präsidium. 

Die Ausfertigungen des Oberkirchenrathes ergehen unter der 
Bezeichnung : 

a) in seiner Vereinigung der k. k. evangelische Ober- 
kirchenrath augsburger und helvetischer Confession ; 

b) in seiner confessionellen Sonderung 

a) der k.k. evangelische Oberkirchenrath augsburger Confession, 

#) der k. k. evangelische Oberkirchenrath helvetischer Confession. 


I. Die Generalsynoden und die Synodalausschüsse. 


8. 109. Die Generalsynode des einen und des anderen Bekennt- 
nisses soll regelmässig in jedem sechsten Jahre und zwar in der 
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Regel nach Wien, sie kann überdiess ausser dieser Zeit bei wich- 
tigen und dringenden Anlässen einberufen werden. Die Einbe- 
rufung geschieht durch das zuständige Ministerium im Wege des 
Oberkirchenrathes und der Superintendenzen, die Eröffnung durch 
ein Mitglied des Oberkirchenrathes. 

Auf Einberufung einer ausserordentlichen Sitzung der General- 
synoden den Antrag an das zuständige Ministerium zu stellen, steht 
dem Oberkirchenrath nach Einvernehmen der Synodalausschüsse und 
der betreffenden Superintendenzen zu. 

8. 110. Die Generalsynode eines jeden Bekenntnisses besteht: 

1. aus dem Superintendenten und dem Superintendentialcurator 
jeder Diöcese; 

2. aus dem Senior und einem weltlichen Abgeordneten jedes 
Seniorates, welchen die Superintendential-Versammiung aus den 
weltlichen Mitgliedern der Senioratsversammlung zu wählen hat; 

3. aus einem diesem Bekenntnisse angehörigen Abgeordneten 
. der evangelisch -tbeologischen Facultät in Wien, welchen diese als 
Gesammtheit aus ihrer Mitte zu wählen hat. 

Für die gewählten Mitglieder der Synode ist das 30. Lebens- 
jahr erforderlich. 

Das Mandat derjenigen Mitglieder der Generalsynode, welche 
derselben nicht durch ihr Amt angehören, hat Giltigkeit auf sechs 
Jahre. 

Für jedes der Mitglieder der Generalsynode, welches nicht 
schon nach den Bestimmungen der Kirchenordnung einen Stellvertre- 
ter hat, ist ein Ersatzmann auf den gleichen Zeitraum zu wählen. 
Der Ersatzmann ist einzuberufen, wenn das Mitglied aufgehört 
hat Mitglied der Synode zu sein, oder wenn bei andauernder 
Verhinderung desselben, von welcher der Versammlung schriftliche 
Anzeige zu machen ist, die Generalsynode die Einberufung des 
Ersatzmannes beschliesst. 

-&. 111. Jede der beiden Generalsynoden versammelt sich ab- 
gesondert. 

Zur Verhandlung gemeinsamer Angelegenheiten können die 
beiden Synoden gemischte Ausschüsse aus ihrer Mitte ernennen 
oder zu vereinigten Sitzungen zusammentreten, wobei jedoch der 
confessionelle Character zu wahren ist. (Vgl. Geschäftsordnung $. 7.) 

$. 112. Der Oberkirchenrath hat den Generalsynoden die von 
ihnen nachgesuchten Auskünfte zu ertheilen. Er hat insbesondere 
ein Mitglied seines Collegiums abzuordnen, welches sämmtlichen 
Synodalsitzungen ohne Stimmrecht beiwohnt, zur blossen thatsäch- 
lichen Aufklärung aber das Wort ergreifen kann, 
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&. 113. Zu den Sitzungen der Generalssnoden haben solche 
Personen als Zuhörer freien Zutritt, welche von dem jeweiligen 
Vorsitzenden ausgefertigte Eintrittskarten empfangen. 

&. 114. Bei den Sitzungen der Generalsynoden hat kein landes- 
fürstlicher Commissär gegenwärtig zu sein. 

&. 115. Die Generalsynode jedes Bekenntnisses wählt aus ihrer 
Mitte ihren Vorsitzenden, dessen Stellvertreter und ihre Schrift- 
führer, und hat das Ergebniss der Wahlen im Wege des Oberkirchen- 
rathes dem zuständigen Ministerium zur Kenntnissnahme mitzutheilen. 

Bis diese Wahlen erfolgt sind, führt ein Alterspräsident den 
Vorsitz und das jüngste geistliche Mitglied ist Schriftführer. 

&. 116. Die Mitglieder der Generalsynoden haben die feierliche 
Verpflichtung abzugeben : 

Ich gelobe vor Gott, bei meinem Wirken in der Synode die 
innere und äussere Wohlfahrt der evangelischen Kirche (augsb. 
oder helv. Bek.) nach bestem Wissen und Gewissen zu wahren und 
darauf zu achten, dass die Kirche in allen Stücken wachse an dem, 
der das Haupt ist, Christus. . 

&. 117. Zum Wirkungskreise der Generalsynoden gehören: 

1. Die kirchliche Gesetzgebung auf Grund der Vorschläge des 
Oberkirchenrathes, der übrigen kirchenregimentlichen Organe oder 
einzelner Mitglieder der Synode; 

2. die Entscheidung über Fragen der Kirchenlehre (als Zu- 
lassung von Gesangbüchern, Katecliismen, Confirmandenbüchern) und 
des Ritus, der Liturgie und die Bestimmung der Festtage; 

3. Anträge über Angelegenlıeiten, welche die öffentliche Rechts- 
stellung der evangelischen Glaubensgenossen im Staate und ihr 
Verlältniss zu andern Confessionen betreffen; 

4. Beschwerden wegen Beeinträchtigungen der gesetzlichen 
Rechte der evangelischen Kirche in denjenigen Ländern, für welche 
diese Kirchenverfassung giltig ist; 

5. Beschwerden gegen Amtshandlungen des Oberkirchenrathes; 

6. die Wahl des Synodal-Ausschusses und der Commission zur 
Revision der Rechnungen. 

8. 118. Zur Beschlussfähigkeit der Generalsynode ist erfor- 
derlich, dass zwei Drittel ihrer ordnungsmässigen Mitglieder in der 
Sitzung anwesend sind. 

Zur Fassung eines giltigen Beschlusses ist unter dieser Voraus- 
setzung die Majorität der Stimmen der anwesenden Mitglieder er- 
forderlich; über die 8. 117, 2) bezeichneten Fragen und über Aen- 
derung der Kirchenordnung ist zur Giltigkeit eines Beschlusses eine 
Majorität von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder erforderlich. 
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&. 119. Die General-Synoden sind ebensowenig berechtigt, das 
Bekenntniss der Kirche zu ändern, als die Glaubens- und Gewis- 
sensfreiheit der Personen zu beschränken. 

8. 120. Die Beschlüsse der General-Synoden, welche Fragen 
der Kirchenlehre (die Zulassung von Gesangbüchern, Katechismen, 
Confirmandenbüchern), des Ritus, der Liturgie und Bestimmung der 
Festtage betreffen, bedürfen der Zustimmung des Ober-Kirchen- 
rathes, welche durch Vorlegung der betreffenden Protokolle einzu- 
holen ist. Der Ober-Kirchenrath kann diese Zustimmung nur in 
dem Falle versagen, wenn die Beschlüsse nach seiner Ueberzeugung 
mit den Glaubensgrundsätzen der betreffenden Confession in Wi- 
derspruch stehen, und hat die Gründe der Verweigerung darzule- 
gen. In diesem Falle ist die nächste ordentliche, keinenfalls über 
die gesetzliche Zeit hinaus zu verschiebende General-Synode be- 
rechtigt, den Gegenstand von neuem in Verhandlung zu nehmen, 
und wenn dieselbe neuerdings, und zwar mit der Majorität von 

‚zwei Dritteln der ordnungsmässigen Mitglieder sich für dieselben 
Beschlüsse entscheidet, so ist der Ober-Kirchenräth zu ihrer Aus- 
führung verpflichtet. 

$. 121. Die Beschlüsse der General-Synoden über alle nicht 
rein kirchlichen Fragen, also über die $. 117., 1., 3., 4., 5. be- 
zeichneten Gegenstände, bedürfen, um vollzugskräftig zu werden, 
der Zustimmung des zuständigen Ministeriums, beziehungsweise der 
Allerhöchsten Sanction, und sind daher durch Vermittlung des Ober- 
Kirchenrathes dem zuständigen Ministerium vorzulegen. 

$. 122. Die nicht am Orte der Versammlung wohnhaften Mit- 
glieder der General-Synode erhalten aus dem allgemeinen Kir- 
chenfonds Entschädigung ihrer Reisekosten und Taggelder, die an 
diesem Orte wohnhaften Taggelder in der Hälfte des Betrages. 

$. 123. Jede der beiden General-Synoden wählt aus ihrer 
Mitte mit absoluter Majorität der Anwesenden vier Mitglieder, 
zwei des geistlichen und zwei des weltlichen Standes, welche als 
Synodal- Ausschüsse bis zum Zusammentreten der nächsten Gene- 
ral-Synode zu fungiren haben. 

$. 124. Aufgabe der Synodalausschüsse ist: 

1. Im Namen der Synoden die ihnen von denselben ausdrück- 
lich gegebenen Aufträge auszuführen; 

2. einen Beirath für den Ober-Kirchenrath in der Zwischen- 
zeit zwischen den Versammlungen der Synoden zu bilden. Der 
Ober-Kirchenrath kann das Gutachten der Synodal-Ausschüsse in 
jedem ihm wichtig scheinenden Falle einholen; er ist verpflichtet 
es einzuholen in folgenden Fällen; bei Disciplinaruntersuchungen 
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gegen Superintendenten und Superintendential-Ausschüsse ($. 93. 
a., 102., 6.), bei unentschiedenen Wahlen von Superintendenten 
($. 87.), bei dem Antrage auf ausserordentliche Einberufung einer 
General-Synode ($ 109.) und bei den Erlässen provisorischer An- 
ordnungen aus dem Bereiche der synodalen Gesetzgebung ($. 102., 8.). 

8. 125. Jede der beiden General-Synoden wählt auf die Zeit 
bis zur nächsten Versammlung drei Mitglieder aus der betreffen- 
den Wiener evangelischen Gemeinde zur Revision der Rechnungen 
des Ober-Kirchenrathes über die seiner Verwaltung unterstehenden 
Stiftungen und Fonde. Der Ober-Kirchenrath hat zur Prüfung 
der betreffenden Jahresrechnungen jedesmal wenigstens zwei Mit- 
glieder jeder Confession beizuziehen und die schriftlich abgege- 
benen Erklärungen dieser Commission der folgenden General-Sy- 
node vorzulegen. 


Fünfter Abschnitt. 
Von den Schul- und Unterrichtsangelegenheiten, 


8. 126. Es steht den Evangelischen beider Bekenntnisse frei, 
auf gesetzlich zulässige Weise an jedem Orte nach eigenem Er- 
messen Schulen zu errichten, an dieselben mit Beobachtung der gesetz- 
lichen Vorschriften Lehrer und Professoren zu berufen, und den Um- 
fang und die Methode des Religionsunterrichtes selbst zu bestimmen. 

Der Unterricht in weltlichen Gegenständen ist an evangeli- 
schen Schulen in gleichem Maasse, wie es bezüglich der katholi- 
schen Schulen der Fall ist, gemäss der allgemeinen Unterrichtsge- 
setzgebung zu ertheilen, jedoch mit vollständiger Wahrung des 
confessionellen Charakters. 

$. 127. Für jede evangelische Schule kann die Zuerkennung 
aller Rechte einer gleichartigen aus Staatsmitteln dotirten und 
von der Regierung geleiteten Lehranstalt in Anspruch genommen 
werden, wenn sie allen gesetzlichen Bedingungen für die Erwer- 
bung dieser Rechte, insbesondere auch hinsichtlich der Qualifica- 
tion der anzustellenden Lehrer und der Feststellung der Lehrauf- 
gabe der Schule entspricht. 

$. 128. Alle Lehrbücher bedürfen vor ihrer Einführung an 
evangelischen Schulen einer Genehmigung, und zwar die Lehrbücher 
für den Religionsunterricht (abgesehen von jenen, über welche ein 
Beschluss der General-Synode vorausgehen muss, $. 117., 2., 120.) 
der Genehmigung des Ober-Kirchenrathes, die übrigen Lehrbücher 
der Genehmigung des zuständigen Ministeriums, welches hierüber 
das ‘in konfessioneller Hinsicht entscheidende Gutachten des Ober- 

_ Kirchenrathes einholen wird. 
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8. 129. 1. Die evangelischen Volksschulen unterstehen, 
unbeschadet des von der Staatsregierung geübten Oberaufsichts- 
rechtes in der kirchlichen Ordnung der Aufsicht und Leitung zu- 
nächst der Pfarrer und Presbyterien ($. 23.,2.; 42., 3.), dann der 
Senioren als Schuldistriktsaufseher ($. 67., 2.) und der Superin- 
tendenten als Schulen-Oberaufseher ($. 85., 2). 

2. Die Bestätigung der Lehrer an Elementärschnlen erfolgt 
durch den Superintendenten unter Anzeige an den Ober-Kirchen- 
ratlı, die Bestätigung der Lehrer an Hauptschulen durch den Ober- 
Kirchenrath. In beiden Fällen ist sich vor der Bestätigung der 
Schullehrer mit der betreffenden Landesstele in dienstliches Ein- 
vernehmen zu setzen. Erklärt die Landesstelle gegen die beab- 
sichtigte Bestätigung von ihrer Seite keinen Anstand zu nelımen, 
oder wird binnen dreissig Tagen von der gemachten Mittheilung 
keine Einwendung gemacht, so kann die Bestätigung des Gewähl- 
ten ausgesprochen und dessen Installirung angeordnet werden. 

$. 130. 1. Bei der Gründung evangelischer Schullehrer- 
Seminare (Präparandien) ist in jedem einzelnen Falle der Plan 
für die innere und äussere Einrichtung dem Ober-Kirchenrath zur 
Prüfung vorzulegen und durch dessen Vermittlung die Anerkennung 
($. 127.) des zuständigen Ministeriums nachzusuchen. 

2. Jedem auf diese Weise anerkannten evangelischen Schul- 
lehrer-Seminare steht das Recht zu, seine Zöglinge nach den darü- 
ber bestehenden allgemeinen gesetzlichen Normen einer Prüfung 
für das Lehramt zu unterwerfen und ihnen auf Grund dieser 
Prüfung ein giltiges Lehrfähigkeitszeugniss auszustellen. Bei dieser 
Prüfung wird das Aufsichtsrecht der Regierung durch einen Abge- 
ordneten derselben ausgeübt. 

3. Bis auf diesem Wege für die Vorbereitung und die Prüfung 
der evangelischen Schullehrer Sorge getragen ist, bleiben für das 
Lehramt an evangelischen Volksschulen die bisherigen Bestimmun- 
gen in Kraft, wonach zur Wählbarkeit für dasselbe das Zeugniss 
einer gesetzlich anerkannten Präparandie und dazu über die an 
evangelische Schullehrer speziell zu stellenden Forderungen (näm- 
lich Kenntniss der evangelischen Religionslehre mit Einschluss der 
Kirchengeschichte, katechetische Fertigkeit, Orgelspiel und Kirchen- 
gesang) das Zeugniss eines Superintendenten erforderlich ist. Der 
Superintendent hat zu dieser Ergänzungsprüfung geeignete Fach- 
männer nach Erforderniss zuzuziehen, und ist übrigens berechtigt, 
mit ihrer Ausführung in einzelnen Fällen Senioren und Pfarrer 
seines Sprengels zu beauftragen‘ 

$. 131. 1. Ob und in welchem Maasse ausser den allgemein 
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giltigen Forderungen an die in die evangelisch-theologische Facul- 
tät aufzunebmenden Studirenden noch spezielle Ansprüche sollen 
gestellt werden (z. B. in Betreff der Kenntniss der hebräischen 
Sprache), unterliegt der Bestimmung des Oberkirchenrathes. 

2. Die allgemeinen Grundsätze für die wissenschaftliche und die 
Amts-Prüfung, durch welche die Candidaten der Theologie die Wähl- 
barkeit zum Pfarramte erwerben, bedürfen der Billigung der General- 
synode. Das Statut für die Prüfungen nach eingeholtem Gutachten 
der evangelisch-theologischen Facultät festzustellen und dessen Ausfüh- 
rung zu überwachen, ist Sache des Oberkirchenrathes. Bis zur Her- 
stellung desselben bleiben die bisher giltigen Bestimmungen in Kraft. 

8. 132. 1. Für den Schul- und Kirchendienst können mit Geneh- 
migung des zuständigen Ministeriums Ausländer, insbesondere Ange- 
hörige der deutschen Bundesstaaten, welche über ihre Befähigung 
sich befriedigend ausweisen, berufen werden. 

2. Die von Evangelischen an gleichartigen Öffentlichen Lehr- 
anstalten des evangelischen Auslandes erlangten Studienzeugnisse 
haben dieselbe Giltigkeit, wie die inländischen Studienzeugnisse. 


‚ 


Sechster Abschnitt. 


“Von der jährlichen Unterstützung der Gemeinden, Seniorate 
und Superintendenzen aus dem Staatsschatze,. 

8. 133. Die evangelischen Glaubensgenossen beider Bekennt- 
nisse erhalten zur Bestreitung ihrer kirchlichen Bedürfnisse, abge- 
sehen von demjenigen, was nach früheren Bestimmungen aus Staats- 
mitteln für evangelische Unterrichts- und Cultuszwecke geleistet 
wird, jährliche Beiträge aus dem Staatsschatze auf Grund der Al- 
lerhöchsten Entschliessung vom 11. Mai 1860. 

8. 134. 1. Diese Beiträge aus dem Staatsschatze (Unterstützungs- 
pauschale) werden durch das zuständige Ministerium verwendet: 
zur Verabfolgung der jährlichen Besoldungen und der erforderli- 
chen Kanzleipauschalien an die Superintendenten und der jährli- 
chen Functionszulagen an die Senioren und Unterstützung armer 
Pfarreien und Volksschulen. 

2. Die Gesuche um Unterstützung armer Pfarreien und Volks- 
schulen sind auf dem gesetzlichen Wege ($.5.) an den Oberkirchenrath 
zu leiten und durch diesen dem zuständigen Ministerium vorzulegen. 

8. 135. Die bei den Besoldungen und Functionszulagen für 
die Superintendenten und die Senioren sich ergebenden Interkala- 
rien sind zum allgemeinen Besten des evangelischen Kirchen- und 
Schulwesens zu verwenden. 

Ein Drittheil des etwaigen jährlichen Interkalarbetrages hat 


Miscellen. 489 


in den allgemeinen Kirchenfonds ($. 102., 5.) einzufliessen; der 
Rest ist davon zu verwenden, um vorzügliche Candidaten des Kirchen- 
und Schuldienstes zu unterstützen, welche zum Zwecke ihrer wei- 
teren wissenschaftlichen Ausbildung ausländische Hochschulen und 
Seminarien ‘besuchen. 

8. 136. Dem Oberkirchenrathe wird sowohl das Präliminare 
des Unterstützungspauschales als die Jahresschlussrechnung über 
die Gebarung mit denselben behufs allfälliger Bemerkungen zur 
Einsicht mitgetheilt. 


Schluss. 


8. 137. Aenderungen in dieser Kirchenverfassung können nur 
auf dem in derselben vorgezeichneten Wege ($. 117., 1. 118.) der 
synodalen Gesetzgebung und darauf erfolgter Allerhöchster Sanction 
vorgenommen werden. 


Anbang 1. 
Geschäftsordnung für die General-Synoden. 


$. 1. Die Mitglieder der General-Synode melden sich zur be- 
stimmten ‚Zeit an dem durch das Einberufungsschreiben bezeichne- 
ten Orte. 

8. 2. Nach Eröffnung der General-Synode nimmt der Alters- 
präsident den Vorsitz ein; das jüngste geistliche Mitglied führt 
das Protokoll. 

Der Alterspräsident leitet sofort die Wahl des Vorsitzenden, 
des Stellvertreters desselben und der Schriftführer ein. 

8. 3. Nach deren Vollzug wird unter dem Vorsitz des ge- 
wählten Vorsitzenden ein Ausschuss ernannt, welcher die Legiti- 
mationsurkunden der gewählten Mitglieder auf Grund der Wahl- 
protokolle zu prüfen hat. Die ständigen Mitglieder weisen sich 
durch Legitimationskarten aus, welche der Oberkirchenrath ausstellt. 

Im Falle sich ergebender Zweifel an der Berechtigung zur 
Theilnahme an den Verhandlungen entscheidet die General-Synode 
endgiltig. 

$. 4. So lange eine Legitimation oder eine Wahl nicht für 
ungiltig erklärt wird, hat das Mitglied Sitz und Stimme. 

8.5. Der Ersatzmann wird einberufen, wenn ein Mitglied 
aufgehört hat, Mitglied der Synode zu sein, oder wenn bei fort- 
dauernder Verhinderung desselben, von welcher der Versammlung 
schriftliche Anzeige zu machen ist, die General-Synode die Einbe- 
rufung des Ersatzmannes beschliesst. 

Bei bloss zeitweiliger Verhinderung ist ein Urlaub, und zwar 
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schriftlich nachzusuchen. Einen Urlaub bis auf vier Tage ertheilt 
der Vorsitzende. Ueber Gewährung eines längeren Urlaubes ent- 
scheidet die Versammlung. Ein Urlaub darf nicht anticipirt und 
nicht überschritten werden. 

8. 6. Die Mitglieder der General-Synode haben die feierliche 
Verpflichtung abzugeben: «Ich gelobe vor Gott, bei meinem Wir- 
ken in der Synode die innere und äussere Wolilfahrt der evange- 
lischen Kirche (augsb. oder helv. Bek.) nach bestem Wissen und 
Gewissen zu wahren und darauf zu achten, dass die Kirche in 
allen Stücken wachse an dem, der das Haupt ist, Christus.» 

8. 7. Die beiden General- Synoden können zu vereinigten 
Sitzungen zusammentreten. ($. 111.) 

Sie stimmen jedoch auch in diesen Sitzungen gesondert. Ein 
Beschluss ist für die Synode des einen oder des anderen Bekennt- 
nisses nur dann bindend, wenn ihm die gesetzmässige Mehrzahl 
der Mitglieder eben dieses Bekenntnisses zustimmt. 

$. 8. Zur Vorberathung und Berichterstattung über die Ver- 
bandlungsgegenstände werden ständige Ausschüsse mit relativer 
Stimmenmehrheit ohne Rücksicht auf den geistlichen oder weltli- 
chen Stand gewählt. 

Für einzelne wichtigere Anträge können besondere Ausschüsse 
nach Beschluss der Versammlung eingesetzt werden. 

Für gemeinschaftliche Ausschüsse wählt jede Synode die glei- 
che Anzahl Mitglieder. In solchen Ausschüssen wird mit absoluter 
Mehrheit abgestimmt. 

Dasselbe hat zu gelten, wenn die beiden Synoden durch Aus- 
schüsse mit einander in Berathung treten. 

8. 9. Der Ober-Kirchenrath hat den General-Synoden die von 
ihnen nachgesuchten Auskünfte zu ertheilen. Er hat insbesondere 
ein Mitglied seines Collegiums abzuordnen, welches sämmtlichen 
Synodalsitzungen ohne Stimmrecht beiwohnt, zur blossen thatsäch- 
lichen Aufklärung aber das Wort ergreifen kann. ($. 112.) 

Dasselbe hat auf Einladung von Ausschüssen der Synoden zu 
geschehen. 

. 8. 10. Der Vorsitzende eröffnet und schliesst die Sitzungen, 
ertheilt das Wort, stellt die Fragen zur Abstimmung und spricht 
das Ergebniss der Abstimmung aus. 

Die Schriftführer führen abwechselnd die Protokolle, welche 
nach den Hauptrichtungen, in denen die Thätigkeit der Synoden 
laut $. 117. sich äussert, zu sondern sind. 

$. 11. Jedes Protokoll hat zu enthalten : 

1. Die Namen und die Zahl der anwesenden Mitglieder; 
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2. den Gegenstand der Verhandlung; 

3. alle Anträge nebst deren Begründung; 

4. die Fragen, über welche abgestimmt wurde; 

5. das Ergebniss der Abstimmung und zwar bei Abstimmung 
durch Namensaufruf unter Anführung der Namen, bei jeder an- 
deren Abstimmung unter Angabe der Anzalıl der Stimmen für 
und wider. | 

Protestationen und Sondermeinungen dürfen nur in dem Falle 
dem Protokolle beigelegt werden, wenn in der Sitzung selbst die 
Absicht, sie beizulegen, ausgesprochen und ihr Inhalt geyau ange- 
geben ist; übrigens ist denselben keine weitere Folge zu geben. 

Den Protokollen sind mit steter Beziehung auf das Protokoll 
und in derselben Reihenfolge alle Vorlagen, schriftlichen Anträge 
und Ausschussberichte, im Falle einer Beschwerde gegen den 
Oberkirchenrath die Beschwerdeschrift nebst deren etwaigen Bei- 
lagen, entweder in Urschrift oder in vollständiger beglaubigter 
Abschrift, beizulegen. 

Sowohl die Protokolle und etwaigen Beilagenhefte als auch 
alle anderen Ausfertigungen werden von dem Vorsitzenden und 
einem Schriftführer durch eigenhändige Namensunterschrift be- 
glaubigt. . 

$. 12. Zu den Sitzungen der Generalsynoden haben solche 
Personen als Zuhörer freien Zutritt, welche von dem jeweiligen 
Vorsitzenden ausgefertigte Eintrittskarten empfangen. ($. 113.) 

Die Oeffentlichkeit der Versammlungen ist ausgeschlossen, 
wenn solches über Antrag von sechs Mitgliedern nach vorläufiger 
Entfernung der Zuhörer durch absolute Stimmenmehrheit beschlos- 
sen wird. 

Die Zuhörer haben sich jeder Aeusserung zu enthalten. 

$. 13. Die Generalsynode ist beschlussfähig, wenn zwei Drit- 
theile der gesetzlichen Anzahl ihrer Mitglieder anwesend sind. 
($. 118.) : 

$. 14. Die Sitzung beginnt mit Verlesung des Protokolls der 
vorigen Sitzung. Jedes Mitglied hat das Recht, Berichtigungen zu 
verlangen. Nach erfolgter Genehmigung wird das Protokoll un- 
terzeichnet. 

$. 15. Nach Genehmigung des Protokolls werden alle seit 
der letzten Sitzung eingegangene Geschäftsstücke mitgetheilt. 

Petitionen können nur durch ein Mitglied der Versammlung 
eingereicht werden. 

$. 16. Sodann werden die etwaigen selbstständigen Anträge 
und zwar nach der Ordnung ihrer Anmeldung bekannt gegeben. 
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Solche Anträge müssen vor der Sitzung schriftlich bei dem 
Vorsitzenden eingebracht und, um zur Verhandlung gelangen zu 
können, von mindestens sechs Mitgliedern unterzeichnet und ge- 
hörig begründet sein. 

Wird ein Antrag als dringlich bezeichnet und die Dringlichkeit 
von mindestens zwei Drittbeilen der Anwesenden anerkannt, so ge- 
langt er sofort zur Berathung; alle andern selbstständigen An- 
träge, insbesondere jene, welche sich auf die $. 117.,1.—5. bezeich- 
neten Gegenstände beziehen, müssen an den betreffenden ständi- 
gen oder einen besonderen Ausschuss zur Berichterstattung verwie- 
sen werden. 

Jeder in der Generalssnode cingebrachte Antrag auf Be- 
schwerde gegen den Oberkirchenrath, welcher nicht von einem 
Drittheil der anwesenden Mitglieder unterstützt wird, ist als ab- 
gelehnt zu betrachten und darf während derselben Synode nicht 
erneuert werden. 

Verbesserungs- oder Zusatzanträge (Amendements), d. i. An- 
träge, welche sich aus der Verhandlung selbst ergeben, können 
zu jeder Zeit vor dem Schluss der Verhandlung gestellt und, wenn 
sie ausser dem Antragssteller von fünf Mitgliedern unterstützt 
sind, sogleich berathen werden. 

8. 17. Nach Mittheilung der Anträge wird zur Tagesordnung 
geschritten, welche stets in der vorausgehenden Sitzung von dem 
Vorsitzenden anzukündigen ist. | 

8. 18. Jedem Mitgliede steht das Recht zu, durch Fragen an 
den Vorsitzenden oder an einen Ausschuss einen Gegenstand, 
welcher nicht auf der Tagesordnung steht, schriftlich oder münd- 
lich zur Sprache zu bringen. 

In keinem Falle aber darf eine schon begonnene Verhand- 
Jung mit einer den Gegenstand nicht betreffenden Anfrage unter- 
brochen werden. 

Anfragen sind in derselben oder in einer der nächsten Sitzun- 
gen vor Beginn der Tagesordnung zu beantworten. 

8. 19. Die Redner sprechen nach der Reihenfolge der An- 
meldung. 

Geschiebt die Anmeldung vor der Sitzung, so hat der Anmel- 
dende bekannt zu geben, ob er für oder wider den Antrag spre- 
chen will. 

&. 20. In der Regel darf Niemand über denselben Gegenstand 
mehr als zweimal das Wort ergreifen. 

Ausser der Reihe und öfter als zweimal kann nur Solchen 
das Wort gegeben’ werden, welche auf Schluss der Verhandlung 
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antragen, auf die Geschäftsordnung verweisen oder eine persön- 
liche Berichtigung anbringen wollen. 

$. 21. Die Verhandlung über einen Gegenstand kann zu jeder 
Zeit von der Versammlung für geschlossen erklärt werden. 

Wenn ein Mitglied den Schluss verlangt, so lässt der Vor- 
sitzende darüber abstimmen. 

Ist der Schluss angenommen, so kann ausser je einem der 
für und wider den Antrag angemeldeten Redner, in vereinigten 
Sitzungen auser je einem aus beiden Synoden, nur noch der all- 
fällige Berichterstatter vor der Abstimmung das Wort ergreifen. 

Anträge, welche nicht vor Schluss der Verhandlung zurück- 
gezogen werden, müssen zur Abstimmung gelangen. 

$. 22. Der Sprecher richtet seine Rede an die Versammlung, 
nicht an ein einzelnes Mitglied derselben. 

$. 23. Der Vorsitzende sorgt für die Ordnung und wacht 
darüber, dass Niemand im Vortrag unterbrochen werde. 

Wenn der Redner vom Gegenstande der Verhandlung ab- 
weicht, so kann er von dem Vorsitzenden «zur Sache,» und wenn 
er die Würde der Synode verletzt, «zur Ordnung» verwiesen werden. 

Im äussersten Falle darf ihm das Wort entzogen werden. 

Allfällige Zweifel in Handhabung der Geschäftsordnung ent- 
scheidet die Versammlung. 

$. 24. Der Vorsitzende hat die Verhandlung zu leiten, ohne 
sich an derselben zu betheiligen. 

Bei Berathung von Anträgen, welche von ihm selbst gestellt 
sind, oder wenn er an der Verhandlung Theil nehmen will, tritt 
er den Vorsitz seinem Stellvertreter ab. 

8. 25. Nach Schluss der Berathung, welchen der Vorsitzende 
der Versammlung anzukündigen hat, bringt derselbe die gestellten 
Anträge in sachgemässer Folge zur Abstimmung. 

Ueber die Art der Fragestellung kann das Wort begehrt und 
ertheilt werden. 

Zweifel über die Art der Fragestellung werden durch Abstim- 
mung gelöset. 

Vor allen übrigen kommen die Anträge auf Uebergang zur 
einfachen oder motivirten Tagesordnung, dann auf Vertagung der 
Verhandlung, hierauf Abänderungs- oder Zusatzanträge (Amende- 
ments) und von diesen wieder die vom Hauptantrage am meisten 
abweichenden vor den minder abweichenden zur Abstimmung. 

Bei jedem von einem Ausschusse berathenen Gegenstande ist 
der von dem Ausschusse gestellte Antrag als Hauptantrag zu 
betrachten. 
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Bloss ablehnende Anträge gelangen nicht zur Abstimmung. 

8. 26. Die Abstimmung findet in der Regel durch Aufstehen 
und Sitzenbleiben statt. 

Bei zweifelhaftem Ergebniss wird die Gegenprobe gemacht. 

Ist auch diese dem Vorsitzenden zweifelhaft, so wird zur na- 
mentlichen Abstimmung, und zwar in alphabetischer Reihenfolge, 
geschritten. 

Ausserdem findet eine solche namentliche Abstimmung statt, 
wenn dieselbe auf Antrag eines Mitgliedes von einem Drittheile 
der Anwesenden beschlossen wird. 

Die Fragen sind so zu stellen, dass sie mit «Ja» oder «Nein» 
beantwortet werden können. 

Der Vorsitzende verkündigt sofort nach erfolgter Abstimmung 
den gefassten Beschluss. 

Der Vorsitzende stimmt mit; er giebt überdies bei Gleichheit 
der Stimmen den Ausschlag, ausgenommen bei Verhandlungen über 
Beschwerden gegen den Oberkirchenrath, wo bei Stimmengleichheit 
die Beschwerde auf sich zu ruhen hat. 

Geheime Abstimmung erfolgt bei Wahlen, bei Fragen, welche 
das persönliche Interesse einzelner Mitglieder betreffen, und ei 
Beschwerden gegen den Oberkirchenrath. 

Glaubt ein Mitglied sich der Abstimmung enthalten zu sollen, 
so hat es den Grund davon zu Protokoll zu geben. 

Bei entstehendem Zweifel, ob die zur Beschlussfassung erfor- 
derliche Anzahl der Mitglieder gegenwärtig sei, hat über Antrag’ 
eines Mitgliedes die Zählung stattzufinden. 

8. 27. Die Ausschüsse, welchen ein Gegenstand zur Vor- 
berathung überwiesen wurde, wählen einen Obmann und einen 
Schriftführer. 

Schlägt ein Gegenstand in den Bereich mehrerer Ausschüsse 
ein, so können vereinigte Sitzungen stattfinden. 

$. 28. Den Sitzungen eines Ausschusses sind alle diesem Aus- 
schusse nicht angehörigen Mitglieder der Synode als Zuhörer bei- 
zuwohnen berechtigt. 

8. 29. Abänderungen dieser Geschäftsordnung können, inso- 
weit es sich nicht um Bestimmungen handelt, welche der Kirchen- 
verfassung entnommen sind, von der Generalsynode durch absolute 
Mehrheit ‘der anwesenden Mitglieder beschlossen werden. 
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Anhang;li. 
Gegenwärtiger Bestand der Pfarrgemeinden, Seniorate und Superin- 
tendenzen. 
Juli 1864. 


Evangelische Kirche Augsb. Bok. 
I. Wiener Superintendenz, 

A. Nieder-Oesterreichisches Seniorat. 

Wien, Wr. Neustadt, Nasswald, Mitterbach, Graz. 

B. Triester Seniorat. 

Görz, Triest, Venedig, Marburg. 

C. Steirisches Seniorat. 

Schladming, Gröbming, Wald, Ramsau. 

D. Seniofat j. d. Drau. 
St. Ruprecht, Feld, Fresach, Arriach, Gnesau, Feldkirchen, 
Klagenfurt. 

E. Seniorat d. d. Drau und im Gmündthale. 

Trebesing, Zlan, Bleiberg, Feffernitz, Tressdorf, Dornbach, 
Eisentratten, Watschig, Weissbriach. 
DI. Oberösterreichische Superintendenz. 

A. Oberländer Seniorat. 

Attersee, Rutzenmoos, Goisern, Gosau, Hallstatt, Salzburg. 

B. Unterländer Seniorat. 

Efferding, Thening, Scharten, Wallern, Wels, Linz, Neu- 
kemmaten. , 
III. Böhmische Superintendenz. 

A. Westliches Seniorat. 

Prag (deutsch), Reichenberg, Hermannseifen, Deutsch- Gablonz, 
Görkau, Haber, Teplitz, Fleissen, Carlsbad, Eger, Rumburg. 
B. Oestliches Seniorat. 
Prag (böhmisch), Rybnik, Lipkowitz, Humpoletz, Kreuzberg, 
Opatowitz, Czernilow, Kowanetz, Trnawka, Kfischlitz. 
IV. Mährisch-schlesische Superintendenz. 
A. Brünner Seniorat. 
Brünn, Ober-Dubenky, „Gross-Wrbka, Gross-Lhotta. 

B. Zauchteler Seniorat. | 
Hotzendorf, Rottalowitz, Wsetin, Ratibor, Przno, Hostialkow, 
Jassena, Christdorf, Zauchtel. 

C. Schlesisches Seniorat. 

Bielitz, Alt-Bielitz, Teschen, Ernsdorf, Drahomischl, Ustron, 
Goleschau, Weichsel, Nawsi, Bistritz, Ellgoth, Bludowitz, 
Hillersdorf, Skotschau, Orlau, Kurzwald. 
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Y. Lemberger Superintendenz. 
A. Westliches Seniorat. 
Krakau, Biala, Neu-Sadec, Stadlo, Neu-Gawlow, Ranischau, 
Reichsheim. j 
B. Mittleres Seniorat. 
Brigidau, Dornfeld, Gelsendorf, Bandrow, Hartfeld, Reichau, 
Josephow, Jaroslau, Lemberg. 
C. Oestliches Seniorat. 
Czernowitz, Ugartsthal, Radautz, Zalesczyk, Jakobeny, Ilischestje. 


Evangelische Kirche Helv. Bek. 
I. Wiener Superintendenz. 
Wien, Laibach, Bregenz, Triest, Triest (anglic.). 
II. Böhmische Superintendenz. 
A. Prager Seniorat. 
Käel, Lissa, Vysokä, Nebudel, Vtelno, Prag, Krabsic, Lecic. 
Velim, Moravec, Opatow, Sobehrad, Libis. 
B. Chrudimer Seniorat. 
Krauna, B. Rothwasser, Svratouch, Mocovic, Prosec, Teleci, 
Borowä, Hradijt, Losic, Libenic, Butina, Dwakacowic, Chotzen, 
Slaupnic, Sazau. 
C. Podebrader Seniorat. 
Bosin, Chleb, Horatev, Libic, Krakovän, Bukowka, Chwaletic, 
Semtes, Cernilow, Kloster, Liebstadt, Velenid. 
; II. Mährische Superintendenz. 
A. Westliches Seniorat. 
Wannowitz, Ingrowitz, Niemetzky, Neustadtl, Willimowitz, 
Gross-Lhotta, Nusslau, Klobauk, Prosetin, Rovecin, Vessely, 
Misslitz. 
B. Oestliches Seniorat. 
Wsetin, Raustka, Jawornik, Zadweritz, Lipthal, W. Gr. Lhotta, 
Prussinowitz. 
IV. Lemberger Superintendenz. 
Galiz.-helvet. Seniorat. 
Andräsfalva, Königsberg, Josefsberg. 
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8. 
Motive der Ablehnung einzelner Punkte der Synodalvorlage. 


136/St. M. Seine k. k. Apostolische Majestät haben mit 
Allerh. Entschliessung vom 6. Jänner 1. J. die von den im Jahre 
1864. in Wien versammelten evangelischen Generalsynoden augs- 
burgischen und helvetischen Bekenntnisses beschlossene Kirchen- 
verfassung sammt Anhang I. und Anhang DH. mit Ausnahme der 
folgenden als unzulässig erkannten Bestimmungen, nämlich: 

Der Bestimmung im $. 1., wornach die evangelische Kirche 
in jenen Ländern, für welche diese Verfassung giltig ist, einen 
Theil der evangelischen Gesammtkirche bilden soll; 

des zweiten Absatzes im $. 6., betreffend die Regelung der 
Gerichtsbarkeit über die Evangelischen in gemischten Ehen; 

des im Schlusspunkte des $. 12. Abs. 1. vorkommenden Wor- 
tes: »Einvernehmen«, wofür das Wort »Einverständniss« wieder 
hergestellt ist; | 

des letzten Absatzes im $. 17., betreffend die Umlage von 
Beiträgen für Kirche und Schule auf den Realbesitz; 

des 2. Absatzes im $. 64., betreffend Aenderungen im Bestande 
der Seniorate, wofür der entsprechende Wortlaut des $. 54. der 
provisorischen Kirchenordnung wieder hergestellt ist; 

der im $. 67. Abs. 2. vorfindlichen Stelle, betreffend Lehrer- 
conferenzen, wo deren Abhaltung thunlich ist; 

der im 4. Absatz des $. 67. enthaltenen Bestimmung über 
die Visitation der Schulen durch den Senior, welche auch künftighin 
»alle zwei Jahre« vorzunehmen sein wird; 

des Schlusssatzes im $. 71. 2., betreffend die Functionszulage 
für den Senior; 

der Bestimmung im $. 73. 1. d.: betreffend Aus- und Ein- 
schulung; 

des Schlusspunktes im 4. Absatz des $. 85., betreffend die 
Vereinbarung zwischen Senior und Superintendent bezüglich der 
Schulvisitation; 

des Beiwortes: »gesetzliche« im $. 89. 1., betreffend die 
Bezüge des Superintendenten; 

des Ausspruches im $. 98., dass die evangelische Kirche ihre 
oberste Leitung und Verwaltung in dem Oberkirchenrathe habe, 
— wofür das Entsprechende aus $. 3. der provisorischen Kirchen- 


verfassung gesetzt ist; 
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des Einganges im $. 102., betreffend die Stellung des Ober- 
kirchenrathes; auch ist in diesem $. der Schluss, betreffend die 
Wahrung der Rechte und des Friedens der evangelischen Kirche 
b. B. »und gegenüber den Rechten des Staates« beseitigt; ferner 
ist in deniselben $. Abs. 6. der erste Punkt ganz — und sind in 
dem zweiten Punkte die Worte: »hat er die letzte kirchliche Ent- 
scheidung; jedoch« weggelassen und ist im 7. Absatze der Schluss- 
satz, betreffend die Ausführung der Synodalbeschlüsse, gestrichen; 

im 2. Absatze des $. 129. sind die Worte: »und Schullehrer- 
seminarien« beseitigt und ist nach den Worten: »in beiden Fällen« 
die bezügliche Vorschrift aus $. 18. der provisorischen Kirchen- 
ordnung wieder hergestellt; 

ferner mit Ausnalıme des ersten Absatzes im $.131., betreffend 
die Aufnahme in das theologische Studium; 

schliesslich mit Ausnahme der die Dotation der Vicare be- 
treffenden Stelle im $. 134. und des zweiten Absatzes in dem- 
selben $., betreffend die Normirung der Bezüge der Superinten- 
denten und Senioren; 

allergnädigst zu bestätigen und mich zu ermächtigen geruht, 
diese Verfassung nach Beseitigung jener Bestimmungen beziehungs- 
weise nach Wiederherstellung der einschlägigen Vorschriften der 
provisorischen Kirchenordnung vom 9. April 1861., sofort in Wirk- 
samkeit zu setzen, zu diesem Zwecke sowohl den kirchlichen Or- 
ganen als den politischen Behörden die erforderlichen Weisungen 
zu ertheilen und die neue Kirchenverfassung, welche nunmehr 
definitive Geltung hat, auch mittelst des Reichsgesetzblattes mit 
dem Beisatze kundzumachen, dass die gedachte provisorische Kir- 
chenordnung ausser Kraft trete. Auch haben mir Se. k. k. Apo- 
stolische Majestät freizustellen geruht, den evangelischen Synodal- 
ausschüssen und Superintendenzen die Gründe bekannt zu geben, 
aus welchen die ausgeführten Beschlüsse Seiner Majestät zur 
Bestätigung nicht empfohlen werden konnten. 

Nach dem ferneren Wortlaute der bezogenen Allerhöchsten 
Entschliessung ist bei Einführung und Handhabung dieses Kirchen- 
gesetzes das landesfürstliche Oberaufsichtsrecht Sr. Majestät in 
Betreff aller Angelegenheiten der evangelischen Kirche sorgfältig 
zu wahren und darauf zu sehen, dass die allgemeinen Unterrichts- 
gesetze auf das evangelische Schulwesen correcte Anwendung finden. 

Indem ich dieser Allerhöchsten Entschliessung entsprechend 
die Verlautbarung der Kirchenverfassung vom 6. Jänner d. J. 
durch das Reichsgesetzblatt unter Einem veranlasse und Behufs 
der sofortigen Einführung derselben zugleich die erforderlichen 
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Weisungen im Wege des Oberkirchenrathes und der Landesregie- 
rungen ertheile, erübrigt mir der hochwürdigen Superintendenz 
gegenüber nur, von der hiezu erbetenen und allergnädigst gewährten 
Ermächtigung Sr. Majestät des Kaisers Gebrauch machend, die 
Gründe darzulegen, aus welchen die Staatsregierung sich nicht hat 
bestimmt finden können, auf Allerhöchste Bestätigung der vorhin 
angeführten und als unzulässig bezeichneten Synodalanträge ein- 
zurathen. 

In vollständiger Uebereinstimmung mit den von den beiden 
Generalsynoden in Betreff der Revision der provisorischen Kirchen- 
verfassung als maassgebend erkannten und in der an das Staats- 
ministerium gerichteten bezüglichen Eingabe derselben vom 9. 
Juli 1864. klar und treffend dargelegten Grundsätzen ist die Staats- 
regierung bei der Beurtheilung des synodalen Verfassungsentwurfes 
von den Rechtsstandpunkten ausgegangen, dass 

1. Abänderungen der in der bestehenden Kirchenverfassung 
enthaltenen Normen nur im Einverständnisse mit den Synoden 
bewirkt werden dürfen und 

3. die kirchliche Gesetzgebung mit den Fragen des Staats- 
rechtes sich nicht zu befassen habe. | 

Es ergab sich hieraus Folgendes als Richtschnur: Stimmen 
die Anträge der Synoden mit den entsprechenden Bestimmungen 
der mit Allerhöchster Genehmigung erlassenen provisorischen Kir- 
chenverfassung im Wesen überein, so sind dieselben unbedingt 
zur Allerhöchsten. »Bestätigung« (Patent $. 9.) zu empfehlen. 

Sind hingegen die Anträge der Synoden nicht in Einklang 
zu bringen mit den bezüglichen Vorschriften .der provisorischen 
Kirchenverfassung, so ist zu unterscheiden: 

a) ob durch dieselben den Rechten und Befugnissen des 
Staates Eintrag geschehe, oder 

b) ob sie lediglich den Organismus der Kirche betreffen. 

‘Im erstern Falle a) sind dieselben abzulehnen; im letztern 
Falle b) ist vermöge des Allerhöchsten Aufsichtsrechtes über die 
evangelische Kirche (Patent $. 16.) in Erwägung zu ziehen, ob 
dieselben als zweckmässig und nützlich oder als zweckwidrig und 
schädlich erscheinen. 

Die zweckmässigen und nützlichen sind, wie sich von selbst 
versteht, zur Allerhöchsten Genehmigung zu empfehlen, die als 
zweckwidrig und schädlich erkannten hingegen nach Allerhöchster 
Beschlussnahme mit Angabe der Gründe abzulehnen. 

In beiden Fällen der Ablehnung ist aber auf die Bestim- 
mungen der provisorischen Kirchenverfassung zurückzugehen, weil : 
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neue Bestimmungen nur auf Antrag der Synoden erlassen werden 
dürfen. 

‘Ein anderer Weg, auf welchem zu dem von Kirche und 
Staat gemeinsam angestrebten Ziele, nämlich zur Herstellung eines 
aus den Berathungen der Synoden hervorgegangenen Kirchenver- 
fassungsgesetzes zu gelangen wäre, hat sich nach reiflicher Erwä- 
gung aller thatsächlichen Verhältnisse als fast ungangbar und 
jedenfalls in hohem Grade unpraktisch erwiesen. 

Denn hätte man auf der einen Seite, einem strengen Forma- 
lismus huldigend, darauf bestehen wollen, dass — nachdem durch 
Ablehnung einzelner Bestimmungen, welche in dem synodalen Ge- 
setzentwurf enthalten sind, der Entwurf in seiner Gesammtheit 
alterirt werde, — eine jede Einwendung, welche gegen solche 
Bestimmungen von Seiten der Staatsregierung erhoben wird, erst 
den nächsten Synoden zur Würdigung mitgetheilt und bis zur 
entsprechenden Vereinbarung darüber das ganze (Gresetz in der 
Schwebe gehalten werden müsse: — so wäre durch diesen — in 
formaler Beziehung allerdings correcten — Vorgang bei dem Um- 
stande, dass die Staatsregierung nicht berechtigt ist, den Synoden 
Gesetzentwürfe vorzulegen, oder auch nur einen Vertreter zur 
Verhandiung mit denselben abzuordnen, entweder die Herstellung 
eines Kirchengesetzes auf dem durch die Allerhöchste Entschlies- 
sung vom 8. April 1861. vorgezeichneten Wege in unabsehbare 
Ferne gerückt und das Provisorium vom 9. April 1861., -welches 
doch nur bis zur Allerhöchsten Schlussfassung über die Vorlagen 
der ersten Generalsynoden hat in Kraft bleiben sollen, verewigt, 
— oder es wäre die Staatsregierung auf indirecte Weise genöthigt 
worden, sich der Pflicht, die Vorschläge der Synoden eingehend 
zu prüfen, zu entschlagen und die Gesetzentwürfe derselben ohne 
Einwendung zu Allerhöchster Genehmigung zu empfehlen: 

Hätte man hinwieder auf der anderen Seite, einer laxen 
Rechtsanschauung Raum gebend, dem Allerhöchsten Rechte circa 
sacra eine Tragweite zuerkennen wollen, wornach die Staatsregie- 
rung berechtigt wäre, den Verfassungsentwurf der Synoden auch 
in jenen Punkten abzulehnen, wo derselbe mit den von der Re- 
gierung selbst und zwar im Auftrage Sr. Majestät des Kaisers 
erlassenen Bestimmungen der provisorischen Kirchenverfassung über- 
einstimmt und dafür nach eigenem Gutdünken neue Vorschriften 
zu erlassen: so wäre dadurch das der Kirche allergnädigst zuer- 
kannte, durch die Generalsynoden ausgeübte Gesetzgebungsrecht 
thatsächlich nullificirt worden. 

“Von dieser Ueberzeugung geleitet, hat die Staatsregierung 
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auch solche Aenderungen des synodalen Revisionsentwurfes sich 
nicht gestatten zu sollen erachtet, durch welche nach ihrer Auf- 
fassung nur in rein stilistischer Beziehung eine Modification der 
durch die Synoden formulirten Bestimmungen bewirkt worden wäre, 
weil es immerhin fraglich geblieben wäre, ob auch die Kirche 
solche Modificationen als Aenderungen rein stilistischer Natur an- 
gesehen haben würde. Aus diesem principiellen Grunde ist die 
gänzliche Beseitigung einiger — nach Ansicht der Staatsregierung 
nicht glücklich formulirter — Bestimmungen der einseitigen Ab- 
änderung derselben vorgezogen und selbst die Einfügung oder 
Umstellung einzelner Worte, wo es nur immer thunlich war, ver- 
mieden worden. 

Aus dem angegebenen Grunde musste schon im ersten $. 
der Satz, dass die evangelische Kirche in Oesterreich »einen Theil 
der evangelischen Gesammtkirche bilde«, beseitigt werden, weil in 
einem Verfassungsgesetze durch diese Fassung nicht die — 
offenbar bestehende — Glaubensgemeinschaft und nicht das — - 
unzweifelhaft vorhandene — Bewusstsein der religiösen Zusammen- 
gehörigkeit, sondern die organische Verbindung mit der Ge- 
sammtkirche, — eine Verbindung, welche offenbar nicht besteht 
— zum Ausdrucke gekommen ist. 

So musste Bedenken getragen werden, den zweiten Absatz 
im 8. 6., wo von der Regelung der kirchlichen Gerichtsbarkeit 
über Evangelische in gemischten Ehen die Rede ist, stehen zu 
lassen, weil dieser Absatz in solcher Fassung nicht geeignet ist, 
in einem Gesetze eine Stelle zu finden, und zwar um so weniger, 
als die Herstellung des Kirchengesetzes und die Herstellung eines 
Gesetzes über. interconfessionelle Rechtsverhältnisse durch die Mit- 
wirkung verschiedener Factoren bedingt ist. 

Zu 8. 12. Abs. 1. ist von den Generalsynoden selbst in ihrer 
bezüglichen Eingabe vom 9. Juli 1864. folgende Erklärung gegeben: 
»Wenn im $. 12. des Revisionsentwurfes das »Einvernehmen mit 
der betreffenden Landesstelle« zur Gründung (einer neuen Kirchen- 
gemeinde) erfordert wird, so gibt die einleitende Berichtigung im 
Protokolle der 9. Sitzung der vereinigten Synoden darüber Er- 
klärung, dass durch Anwendung dieses Wortes kein anderer Erfolg 
hat erzielt werden wollen, als mit dem in der Kirchenordnung 
gebrauchten Ausdrucke »Einverständniss«. Der Belassung deß 
Wortes: »Einvernehmen« im gedachten Zusammenhange hätte so- 
nach ein Declaratorium des Inhaltes folgen müssen, dass die evan- 
gelischen Kirchenbehörden bei Gründung neuer Gemeinden nach 
wie vor an die Zustimmung der politischen Landesbehörden ge- 
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bunden seien. Da jedoch solche Declaratorien zu einem Gesetze 
möglichst vermieden werden sollen, so ist es für zweckmässiger 
erkannt worden, das Wort: »Einverständnisse aus der proviso- 
rischen Kirchenordnung vom 9. April 1861. wieder herzustellen. 

Den letzten Absatz im $. 17., enthaltend die Bestimmung, 
dass im Falle einer Umlage von Beiträgen für Kirche und Schule 
auf den Grundbesitz zu Gunsten einer bestimmten Kirchengemeinde 
auch jene Grundbesitzer, welche dieser Kirchengemeinde nicht 
angehören, zu der auf ihren Besitz entfallenden Leistung ver- 
pflichtet sind, vermochte die Staatsregierung zur Allerhöchsten 
Bestätigung nicht zu empfehlen; — nicht nur weil diese Bestim- 
mung minder correct formulirt ist, indem in der zweiten Zeile vom 
Grundbesitz, in der dritten aber von einer Realität überhaupt die 
Rede ist, und nicht nur, weil sie in dem $. 10. des Allerhöchsten 
Patentes vom 8. April 1861. nicht gut vereinbar wäre, die Besitzer 
von Realitäten übermässig belasten und deren Steuerkraft zu nahe 
berühren könnte, sondern hauptsächlich aus dem Grunde, weil sie 
mit 8. 16., ja selbst mit $. 17. 1., 2., 3. des Verfassungsgesetzes 
in principiellem Widerspruche steht. Nach den letzterwähnten 
beiden 88. ist nämlich die Verpflichtung eines Evangelischen zu 
Beiträgen für eine bestimmte Gemeinde dadurch bedingt, dass er 
dieser Gemeinde als Mitglied angehöre und an den Diensten und 
Wohlthaten, welche ihm dieselbe erweisen soll, Antheil nehmen 
könne; — seine Verpflichtung ist sonach eine Folge seiner Be- 
rechtigung. Entfällt die letztere, so kann er gerechterweise auch 
nicht verhalten werden, die Pflichten eines Gemeindegliedes zu 
erfüllen. Die Einpfarrung richtet sich auch im Sinne des Aller- 
höchsten Patentes vom 8. April 1861., $. 2., 3. Absatz nach dem 
Wohnsitze der Person. 

Der zweite Absatz im 8.64. dessynodalen Revisions-Entwurfes, 
betreffend Aenderungen im Bestande der Seniorate, ist von der 
entsprechenden Bestimmung des $. 54. der provisorischen Kirchen- 
verfassung dadurch wesentlich unterschieden, dass die Action des 
Ministeriums auf den Oberkirchenrath übertragen und dem Mini- 
sterium nur das Recht der Einsprache vorbehalten wird. Aus 
diesem Grunde hat die Staatsregierung auf Beseitigung der neuen 
und Wiederherstellung der früheren Fassung um so mehr antragen 
zu sollen erachtet, als die von den Generalsynoden selbst in Vor- 
schlag gebrachten Aenderungen im Bestande der Seniorate auf 
Vermehrung dieser letzteren abzielen, bei dem Umstande aber, 
dass die Senioren Functionszulagen aus Staatsmitteln beziehen, 
eine solche Vermehrung auch von dem Ministerium erst nach ein- 
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geholter Allerhöchster Ermächtigung angeordnet werden kann; — 
und als ferner die Seniorate zugleich Schulbezirke sind, in welchen 
der Senior nicht bloss im Auftrage der Kirche, sondern auch im 
Auftrage des Staates die Aufsicht über die Schulen führt. 

Auf Streichung der im $&. 67. Abs. 2. in der Klammer vor- 
findlichen Stelle, betreffend Lehrerconferenzen, wo deren Ab- 
haltung thunlich ist, ist lediglich aus dem Grunde angetragen 
worden, weil die Ablıaltung von Lehrerconferenzen allgemein 
vorgeschrieben ist. 

Nach $. 67. 4. des synodalen Entwurfes hätte der Senior in 
jeder Gemeinde seines Bezirkes durchschnittlich in jedem vierten 
Jahre Schul- und Kirchenvisitationen zu halten. Nach $. 162. 3. 
der provisorischen Kirchenverfassung sollte derselbe »alle zwei 
Jahre« die Visitation der Schulen vornehmen. Die letztere Be- 
stimmung stimmt mit $. 448. 5. der politischen Schulverfassung 
überein, woselbst angeordnet ist, dass jede evangelische Schule alle 
2. Jahre wenigstens einmal und genau und strenge visitirt werde. 
»Hiervon muss aber« — so heisst es weiter — »dann eine Aus- 
nahme gemacht werden, wenn Anstände eintreten, die es noth- 
wendig machen, eine oder die andere der Schulanstalten öfters 
zu untersuchen.« Bei dem Bestande dieser Vorschrift, dann im 
Hinblick auf den zumeist mässigen Umfang der evangelischen 
Schulbezirke und mit Rücksicht darauf, dass den Senioren haupt- 
sächlich wegen der ihnen obliegenden Schulvisitation eine Functions- 
zulage aus dem Staatsschatze bewilligt worden ist, konnte die 
Staatsregierung nicht umhin, die Beibehaltung der im $. 162. 3. 
enthaltenen Vorschrift in Betreff der — nach wie vor »alle zwei 
Jahre« vorzunehmenden Schulvisitation zu empfehlen. Die noth- 
wendige Consequenz der Beibehaltung dieser Vorschrift aber war 
die Beseitigung der im $. 85. Abs. 4. des synodalen Entwurfes 
vorfindlichen Stelle, betreffend eine Vereinbarung des Superinten- 
denten mit den Senioren bezüglich der in jedem zweiten Jahre 
abwechselnd vorzunehmenden Visitation. 

Im $. 71., 2. ist gesagt, dass der Senior »für die Zeit seiner 
Anmtsdauer von der Bestätigung an die gesetzlich normirte Functions- 
zulage erhalte.« Abgesehen davon, dass diese Zulage nicht durch 
ein »Gesetz« normirt ist, so ist auch in Betreff des Zeitpunktes 
der Anweisung ein Irrthum unterlaufen. 

Gemäss der Allerhöchsten Entschliessung vom 14. April 1861. 
beziehen nämlich die Senioren ihre Functionszulage vom ersten 
Tage jenes Monats angefangen, in welchem ihre Bestätigung er- 
folgt ist. Es empfahl sich die Streichung dieses mangelhaft fore 
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mulirten Satzes um so mehr, als im $. 134., 1. ohnehin ausge- 
sprochen ist, dass die Senioren jährliche Functionszulagen aus dem 
Staatsschatze beziehen. 

Die Streichung der im $. 73. d. des synodalen Gesetzent- 
wurfes erwähnten »Aus- und Einschulung« musste in Antrag ge- 
bracht werden, weil durch die zu allgemeine und unbestimmte 
Fassung Missdeutungen nicht ausgeschlossen sind. Die Aus- und 
Einschulung kann nicht im eigenen Wirkungskreise des Seniorats- 
Ausschusses vollzogen werden, — dass sie auf Anregung und unter 
Mitwirkung desselben geschehe, unterliegt allerdings keinem An- 
stande, ist aber in dem Entwurfe nicht ausgedrückt. 

Die Streichung des Beiwortes »gesetzliche« im $. 89. 1. be- 
treffend die Bezüge des Superintendenten, rechtfertigt sich durch 
die schon erwähnte Thatsache, dass diese Bezüge durch die Allerh. 
Entschliessung vom 14. April 1861., welche kein »Üresetz« ist, 
normirt sind. 

Der im $. 98. des Revisionsentwurfes vorfindliche Ausspruch, 
dass die Kirche »ihre oberste Leitung und Verwaltung in dem 
Oberkirchenrathe habe«, konnte nach Ansicht der Staatsregierung 
nicht stehen gelassen werden, weil die »oberste Leitung und Ver- 
waltung« der evangelischen Angelegenheiten weder gesetzlich noch 
factisch dem Oberkirchenrathe obliegt, sondern in den Händen 
Seiner Majestät des Kaisers ruht. Bei der einfachen Streichung 
dieser Stelle konnte es jedoch sein Bewenden nicht haben, sondern 
es musste mit Rücksicht auf die nachfolgenden Bestimmungen des 
Gesetzes aus $. 3. der provisorischen Verfassung herübergenommen 
werden: »Das Organ des Kirchenregimentes für die Gesammtbeit 
der Superintendenzen ist der k. k. evangelische Oberkirchenrath.« 
Hiedurch war aber die Weglassung des ersten Punktes im $. 102. 
bedingt, weil eine zweite Definition der Stellung des Oberkirchen- 
rathes füglich nicht beibehalten werden konnte. 

Die Weglassung der Schlussworte: »und gegenüber den Rechten 
des Staates« im 1. Absatze des $. 102. rechtfertigt sich dadurch, 
dass eine Collision zwischen den Rechten des Staates und den 
Rechten der Kirche, wie sie hier vorausgesetzt wird, nicht denk- 
bar ist. 

Im 6. Absatz des $. 102. des synodalen Verfassungsentwurfes 
ist auf die in den $$. 15. (betreffend confessionell gemischte Ge- 
meinden), 37. (betreffend die Bestätigung der Pfarrer) 54., 4. (Ver- 
äusserung des Eigenthums der Gemeinden, Anleihen) und 64., 2. 
(Aenderungen im Bestande der Seniorate) vorgesehenen Fälle als 
solche hingewiesen, in welchen »für die Verwaltung auf kirchlichem 
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Gebiete die endgiltige Entscheidung dem Oberkirchenrathe zusteht.« 
Wird hierbei das Hauptgewicht auf die Worte: »Verwaltung auf 
kirchlichem Gebiete« gelegt, so ist die Hinweisung auf die bezo- 
genen SS. in praktischer Richtung völlig werthlos, weil in denselben, 
wie in dem Verfassungsentwurfe überhaupt, eine Scheidung der 
Verwaltung in eine rein kirchliche und rein politische nicht durch- 
geführt ist. Wird hinwieder von einer solchen Unterscheidung 
abgesehen, so sind die Citate unrichtig. Denn im zweiten Punkte 
des $. 15. ist auf $. 64. hingewiesen und dadurch die Ingerenz 
des »zuständigen Ministeriums« bedingt. Im 8. 37. ist die Bestä- 
tigung der Wahlen von der Zustimmung der politischen Landes- 


: stelle, beziehungsweise von der Genehmigung des Ministeriums ab- 


hängig gemacht. Im $. 64., 2. ist die Schlussfassung in höchster 
Instanz dem Ministerium vorbehalten. Und selbst im $. 54., 4. 
fehlt die Bestimmung, dass ein Recurs gegen die Entscheidung des 
Oberkirchenrathes unzulässig ist. Sind aber die gedachten Citate 
unrichtig, so hat der ganze erste Punkt keinen Bestand, weil der- 
selbe auf keine Weise in richtige Beziehung zu den stehen ge- 
bliebenen Bestimmungen des Gesetzentwurfes gebracht werden kann. 
Es blieb daher nur übrig, denselben sowie im nachfolgenden Punkte 
die Worte: »hat er die letzte kirchliche Entscheidung; jedoch« 
aus dem Contexte zu entfernen. | 

»In gleicher Weise musste in demselben $. 102., 7. der Schluss- 
satz, wornach die Ausführung der zur Vollzugskraft gelangten Be- 
schlüsse der Generalsynoden dem ÖOberkirchenrathe obliegt, be- 
seitigt werden, weil diese Beschlüsse sich zum Theil auf die Gestion 
der politischen und Justizbehörden beziehen, welchen vom Ober- 
kirchenrathe keine Weisungen ertheilt werden können. 

Ferner musste im $. 129., 2. die Bestimmung, dass die Be- 
stätigung der Lehrer an Schullehrerseminarien durch den Ober- 
kirchenrath erfolgt, mit Rücksicht auf die bestehende allgemeine 
Vorschrift, wornach die Bestätigung, beziehungsweise Ernennung 
der »Lehrerbildner« sowie des Directors dem Ministerium zusteht, 
abgelehnt und bezüglich des zum Behufe der Bestätigung der 
Lehrer an Elementar- und Hauptschulen mit der politischen Be- 
hörde zu pflegenden Einvernehmens die Beibehaltung der entspre- 
chenden Vorschrift des $. 18. der provisorischen Kirchenverfassung 
vom 9. April 1861. der Hindeutung auf die im $. 37. der neuen 
Kirchenverfassung enthaltene, auf die Bestätigung der Lehrer 
nicht ohne weiteres anwendbare Norm vorgezogen werden. 

Der 1. Absatz im $. 131., betreffend die Aufnahme in das 
theologische Studium an der für Studirende der evangelischen 
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Theologie aus allen Ländern des Kaiserstaates bestimmten Facultät 
in Wien hätte nur mit der Beschränkung in dem Kirchengesetze 
Bestand finden können, dass derselbe sich lediglich auf die Auf- 
nahme von Studirenden aus jenen Ländern beziehe, für welche 
das Kirchengesetz giltig ist. 


Nach $. 134., 1. des synodalen Gesetzentwurfes sollte das 


mit Allerh. Entschliessung vom 14. April 1861. gewährte Staats- 


pauschale zum Theil der Verabfolgung »der Gehalte an die Vicare 
der Superintendenten« verwendet werden. Diese Bestimmung entzog- 


sich der meritorischen Beurtheilung, da weder über den Modus 
der Anstellung dieser Vicare Auskunft gegeben, noch über die 
Höhe der denselben zu bewilligenden Bezüge ein Antrag zur Vor- 
lage gekommen war. | 

Der 2. Absatz des so eben bezogenen $.134. konnte, da durch 
denselben nichts normirt ist, in einem Gesetze, welches praktische 
Bestimmungen enthalten soll, füglich nicht belassen werden. — 

Wie aus dem Voranstehenden ersichtlich ist, sind jene Anträge, 
auf deren Genehmigung die Staatsregierung nicht einrathen zu 
sollen erachtete, gering an Zahl und von solcher Beschaffenheit, 
dass durch Ablehnung derselben das Verfassungswerk selbst, die 
Einrichtung und Gliederung der kirchlichen Organismen nicht al- 
terirt und deren Thätigkeit nicht gehemmt wird. 

Die Darlegung der Gründe, aus welchen jenen Anträgen die 


. Billigung vorenthalten wurde, ist dazu bestimmt, über die Grund- 


sätze und Ansichten, welche die Staatsregierung bei Beurtheilung 
des synodalen Verfassungsentwurfes geleitet haben, vollständigen 

Aufschluss zu geben. 
Wien, am 23. Jänner 1866. 
nz Belcredi m. p. 


(Das nächste Heft bringt eine Prüfung der Rechtmässigkeit des 
von der kaiserlichen Regierung eingehaltenen Verfahrens von Pro- 
fessor Lipsius in Kiel [früher in Wien].) 


L 


ae 


yo 


Ds 


